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‚ Im Frühjahr 1899 wird zu erscheinen be- 
ginnen: 
Kommentar zum Gesetz 
über die 


| Angelegenheiten 
| der freiwilligen Gerichtsbarkeit 


| vom 17. Mai 1898. 
Von 
Rechtsanwalt Weissler, Halle a. S. 


- Ca. 30 Bogen gr. Lex. 8°. Ca. M. 9.—. 

" Dieser gross angelegte ’ 
ausführliche Kommentar ist für den täglichen 
praktischen Gebrauch bestimmt. 
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Vorwort zur erſten Auflage. 


Dieſe Miniaturausgabe fol im eminens 
teften Sinne eine Taſchenausgabe für den täg- 
lien praktiſchen Gebrauch jein. Weit über die 
juriſtiſchen Kreife Hinausgehend, tft fie fiir jeden, 
ſei er Beamter oder Kaufmanır, Künſtler, Ges 
lehrter oder Brivatimanır, beftimmet. Sie ſoll alleı, 
welchen eine größere Ausgabe zu umfaugreich, bes 
ſchwerlich und kaRtpiefig | t, ein täglicher Begleiter 
jein und fowohl auf dem Schreibrifche wie im 
Bureau ihren Plaß finden, auch in Sigungen, wie 
zu Vorträgen und auf Reifen —— werden. 

Dem Zwecke gemäß mußten nebſt der Anwens 
dung einer Kleinen, aber ſcharfen und deutlichen 
Schrift nach jeder Richtung Hin Superjparnifje 
— werden, um das umfangreiche Geſetz auf 
en denkbar kleinſten Raum beſchräulen zu können. 
E3 find deshalb die Baragrephenzeichen des BGB. 
und die Artikel des Einführungsgeleßes vor Beginn 
eine3 neuen Baragraphen bezw.Artilels fortgelajien, 
auch anjtelle eines neuen Abſatzes nur etit | gemacht. 
Sonft aber entjpricht dieſe Ausgabe wörtlich dem 
amtlichen Text, und es tjt in diefer Richtung eine 
genaue —— vorgenommen worden, 
odaß dieſe Ausgabe ſich auf das präziſeſie der amt— 
lichen Ausgabe anſchließt und Druckfehler wohl 
ganz vermieden ſind. 

Möge diefe Liliputausſsgabe dazu nn 
das monumentale Geſetzeswerk den weiteſten ee 
ugänglih zu machen und e3 bei dem deuiſchen 

olte einzubürgern. 


Berlin, im Suni 1897. 
Otto Kiebmann. 


Vorwort zur zweiten Auflage. 


Nach kaum mehr als Kahresfrift feit Erfcheinen 
der erjten Auflage diejer Liliput-Ausgabe 
hat fich bereits ein Neudrud derjelben erforderlicd) 
gemadt. Die E fe möge ſich jchnell 
einbürgern, Hat fomit überaus rajch erfüllt. 

uch diefer Abdrud erjcheint in einer Auf 
lage von 10000 Eremplaren. Der Inhalt tft in 
allen Teilen unverändert geblieben, da ſich bet 
dem Gebrauch Herausgeitellt Hat, daß fi dieſe 
Ausgabe auf da3 präzijeite dem amtlichen 
onfiließt und irgend welde Irrtümer nicht 
befannt geworden jind. 

Diefer Liliput- Ausgabe iſt allenthalben 
—F handlichen Form, ihres billigen Preiſes, 
ihrer peinlichen Genauigkeit halber eine jo freundliche 
Aufnahme zu teil geworden, daß ich ihr bei der 
zweiten Auflage nur neuerdings den Wunſch mit 
auf den Weg geben fanır, fie möge auch weiterhin 
dazu beitragen, das Bürgerlihe Gejegbuh zum 
Gemeingut des deutfchen Volkes zu machen. 


Berlin, im November 1898. 


Otto Siebmann, 
Verlagsbuchhändler. 
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ir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
Deutſcher Kaiſer, König bon Preußen ır. 


verordnen im Namen des Reichs, nad erfolgter 
Bujtimmung des Bundesrat3 und des Reichstags, 
wa3 folgt: 


Erfes Bud. Allgemeiner Teil. 
Erfier Abſchnitt. Rerſonen. 


Erster Titel. Natürliche Personen. 

4 Die Rechtsfähigfeit des Menjchen beginnt mit 
der Vollendung der Geburt. & Die Volljährigkeit 
tritt mit der Vollendung des 21. Lebenzjahrs ein. 
3 Ein Minderjähriger, der das 18. Lebensjahr voll» 
endet hat, kann durch Beichluß des Vormundſchafts— 
— für volljährig erklärt werden. | Durch die 
olljährigkeitserklärung erlangt der Minderjährige 
die rechtliche Stellung eines Bolljährigen. 4 Die 
Bolljährigkeitserklärung ift nur zuläffig, wenn der 
Minderjährige feine Einwilligung erteilt. | Steht 
der Minderjährige unter elterlicher Gewalt, fo ijt 
auch die Einwilligung des Gewalthabers erforder 
lich, eS fei denn, daß diejem weder die Sorge für 
die Perjon noch die Sorge für das Vermögen des 
Kindes zuiteht. Für eine minderjührige Witwe it 
die Einwilligung des Gewalthabers nicht erforderlich. 
> Die Volljährigkeiterklärung joll nur erfolgen, 
wenn fie das Beite des Minderjährigen befördert. 
6 Entmündigt kann werden: 1. wer infolge von 
Geiſteskrankheit oder von Geijtesichwäche jeine An— 
gele enheiten nicht zu bejorgen vermag; 2. wer 
* Verſchwendung ſich oder ſeine Familie der Ge— 
fahr des Notſtandes ausſetzt; 3. wer infolge von 

1 


2 1. Buch. Allgem. Teil. 1. Abſchn. Perſonen. 


Trunkſucht feine Angelegenheiten nicht zu ——— 
vermag oder ſich oder ſeine Familie der Gefahr des 
Notſtandes ausſetzt oder die Sicherheit Anderer ge⸗ 
führdet. | Die Entmündigung iſt wiederaufzuheben, 
wenn der Grund der En —— * 7 
Wer ſich an einem Orte ſtändig niederläßt, begründet 
an dieſem Orte feinen Wohnſitz. Der — kann 
N an mehreren Orten bejtehen.| Der Wohn⸗ 
ib wird aufgehoben, wenn die — ———— mit 
dem Willen aufgehoben wird, ſie aufzugeben. S Wer 
eſchüftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit be— 
—* iſt, kann ohne den Willen ſeines geſetzlichen 
Vextreters einen Wohnſitz weder begründen roch 
aufheben. 9 Eine Militärberjon Hat ihren Wohnſitz 
am Garnijonorte. ALS Bohn it einer Militärperfon, 
deren Truppenteil im Inlande feinen Garnijonort 
hat, gilt der en inländifhe Garnijonort des 
—— | Diefe Vorſchriften finden keine An— 
mendung auf Militärperſonen, die nur zur Erfüllung 
der Wehrpflicht dienen oder die nicht felbjtändig 
einen er Be Era fönnen. 10 Die Ehe- 
frau teilt den Wohnfit des Ehemanns. Gie teilt den 
Wohnſitz nicht, wenn der Mann feinen Wohnfig im 
Ausland an einem Drte begründet, an den die Frau 
ihm nicht folgt und zu folgen nicht verpflichtet ift. | 
Solange der Mann feinen Wohnfi Hat oder die 
Frau feinen ya ik nicht teilt, Tann Die — 
ſelbſtändig einen Wohnſitz haben. LA Ein eheliches 
Kind teilt den Wohnſitz des Vaters, ein uneheliches 
Kind den Wohnſitz der Mutter, ein an Kindesſtatt 
angenommenes Kind den Wohnſitz des Annehmen— 
den. Das Kind behält den Wohnſitz, bis es ihn 
rechtsgiltig aufhebt. | Eine erſt nach dem Eintritte 
der llſaͤhrigteit des Kindes erfolgende Legiti— 
mation oder Annahme an Kindesſtakt Hat feinen 


1. Titel. Natürliche Perfonen. 88 7-16. 8 


Einfluß auf den Wohnfig des Kindes. 12 Wird 
das Recht zum Gebrauch eined Namens dem Bes 
rechtigten von einem Anderen bejtritten oder wird 
da3 Intereſſe des Berechtigten dadurd) verlegt, daß 
ein Anderer unbefugt den gleichen Namen gebraudht, 
fo kann der Berechtigte von dem Anderen Bejeiti- 
gung der Beeinträchtigung verlangen. Sind weitere 
Beeinträchtigungen zu bejorgen, fo fann er auf 
Unterlafi ung Hagen. 13 Wer verjhollen ift, kann 
nach Maßgabe der 88 14-17 im Wege des Aufgebot 
verfahrens für tot erflärt werden. 14 Die Todes- 
erklärung tft auläiig, wenn jeit 10 Sahren feine 
Nachricht von dem Leben des Verjchollenen einge- 
gen ift. Ste darf nit vor dem Schluſſe des 
Safe erfolgen, in welchem der Verſchollene das 
31. Lebensjahr vollendet haben würde. | Ein Ber- 
ſchollener, der das 70. Lebensjahr vollendet Haben 
würde, kann für tot erklärt werden, wenn jeit 5 
Sahren feine Nachricht von feinen Leben einge- 
angen ijt. | Der Zeitraum von 10 oder 5 Jahren 
innt mit dem Schluſſe des Ietten Sahres, in 
welchem der Zerjchollene den vorhandenen Nad)= 
richten zufolge nod) gelebt Hat. 15 Wer als An= 
gehöriger einer bewaffneten Macht an einem Kriege 
teilgenommen hat, während des Krieges vermißt 
worden und jeitdem verjchollen ift, kann für tot er— 
Härt werden, wenn jeit dem Friedensſchluſſe 3Jahre 
verftrichen find. Hat ein Friedensſchluß nicht ſtatt⸗ 
den, fo beginnt ber dreijährige Zeitraum mit 
Schluſſe des Jahres, in — der Krieg be⸗ 
endigt worden iſt. ben Angehöriger einer bewaff- 
neten Macht gilt auch derjenige, welcher fich in einem 
Amt3= ober Dienftverhältnig oder zum Zwecke frei- 
williger Hilfeleiftung bei der bewaffneten Macht be: 
findet. 16 Wer fich bei einer Seefahrt auf einem 
1* 
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während der Fahrt untergegangenen Fahrzeuge bes 
funden hat und jeit dem Untergange des Fahrzeugs 
verſchollen ift, kann für tot erflärt werden, wenn 
feit dem Untergang ein Sahr verftrichen tjt. | Der 
Untergang des Fahrzeugs wird vermutet, wenn e3 
an dem Orte feiner Bejtimmung nicht eingetroffen 
oder in Ermangelung eines fejten Reiſeziels nicht 
en ift und wenn bei Fahrten innerha 
er Ditfee 1 Sahr, bei Fahrten innerhalb anderer 
europäiicher Meere, mit Einjchluß jümtlicher Teile 
des Mittelländijchen, Schwarzen und Azowſchen 
Meeres, 2 Sahre, bei Fahrten, die über außer— 
europäiſche Meere führen, 3 Sahre feit dem An— 
tritte der Reiſe verjtrichen find. Sind Nachrichten 
iiber das Fahrzeug eingegangen, jo ift der Ablauf 
de3 Beitraums erforderlich, der verjtrichen fein 
müßte, wenn das Fahrzeug von dem Orte a ge 
gangen wäre, an dem es fich den Nachrichten zufolge 
zulegt befunden Hat. 17 Wer unter anderen a 
den in den $$ 15, 16 bezeichneten Umjtänden in eine 
eg rn geraten und feitdent verichollen ift, 
fann fir tot erklärt werden, wenn feit dem Ereig— 
niffe, durch welches die Lebensgefahr entitanden iſt, 
3 Sahre verjtrichen find. 18 Die Todeserflärung 
begründet die Vermutung, daß der Verjchollene in 
dem Beitpunkte gejtorben jei, welcher in dem die 
Todeserflärung ausfprechenden Urteile feftgejtellt 
tit. | AB Zeitpunkt des Todes ift, fofern nicht die 
Ermittelungen ein anderes ergeben, anzunehmen: 
in den Fällen des $ 14 der Beitpunkt, in welchem 
die Todeserflärung zuläjfig geworden iſt; in den 
Fällen des $ 15 der Zeitpunkt des Friedensſchluſſes 
oder der Schluß des Jahres, in welchen der Krieg 
beendigt worden tft; in den Fällen des $ 16 der 
Zeitpunkt, in welchem das Fahrzeug untergegangen 
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iſt oder von welchem an der Untergang vermutet 
wird; in den Fällen des $ 17 der Zeitpunkt, in 
welchem da3 Ereignis jtattgefumden Hat. | Sit die 
Todedzeit nur dem Tage nad) feftgeitellt, fo 8 It das 
Ende des Tages als Zeitpunkt des Todes. 19 So= 
lange nicht die Todegerflärung erfolgt ift, wird das 
Fortleben des Berjchollenen bis zu dem Zeitpunkte 
vermutet, der nach $ 18 Abf. 2 in Ermangelung 
eine anderen Ergebnijjes der Ermittelungen als 
Zeitpunkt des Todes anzunehmen iſt; die Vor—⸗ 
Ichrift des $ 18 Abſ. 3 findet entjprechende Anz 
wendung. 20 Sind Mehrere in einer gemeinjamen 
Gefahr umgelommen, jo wird vermutet, daß fie 
gleichzeitig gejtorben ſeien. 
ZweiterTitel.JuristischePersonen. 
I. Vereine. 1. Allgemeine Vorſchriften. 21 
Ein Berein, deſſen Zweck nicht auf einen wirtſchaft— 
lihen Geſchäftsbetrieb gerichtet ift, erlangt Rechts— 
fähigteit durch Eintragung in das Vereinsregiſter des 
zujtandigen —— 22 Ein Verein, deſſen 
Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb ges 
richtet iſt, erlangt in Erman * beſonderer reichs⸗ 
— er Vorſchriften Redtsfäh feit Durch ſtaat— 
iche Verleihung. Die Verleihung jteht dem Bundes 
ftaatezu, in beit n Gebiete der Berein jeinen Sit hat. 
23 Einem Bereine, der jeinen Sig nicht in einem 
Bundesftaate hat, fann in Erman — A 
me Vorſchriften Rechtsfähigkeit durch 
Beſchluß des Bundesrats verliehen werden. 24 Als 
Sitz eines Vereins gilt, wenn nicht ein anderes be— 
immt iſt, der Ort, art welchem die Verwaltung ges 
ührt wird. 25 Die Verfafjung eines rechtsfäh —* 
Vereins wird, ſoweit ſie nicht auf den nachfolgenden 
Vorſchriften beruht, durch die Vereinsſatzung be— 
ſtimmt. 26 Der Verein muß einen Vorſtand haben. 
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Der Borjtand kann aus mehreren Perſonen beftehen.] 
Der Vorſtand vertritt den Verein gerichtlich und 
ergerichtlich; er Hat die Stellung eines gejeh- 
lichen Bertreterd. Der Umfang feiner Vertretungs⸗ 
macht kann durch die —— Wirkung gegen 
Dritte beſchränkt werden. 27 Die Beſtellung des 
Vorſtandes erfolgt durch Beſchluß der Mitglieders 
verfammlung. Die Beſtellung iſt jederzeit wider⸗ 
ruflich, unbeſchadet des Anſpruchs auf die vertrags⸗ 
mäßige Vergütung. Die Widerruflichkeit kann durch 
die Satzung auf den Fall beihränft werden, daß ein 
wichtiger Grund für den Widerruf vorliegt; ein jols 
cher Grund ift in3bejondere grobe flihtverlegung 
oder Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen Geſchäfts— 
—— | Auf die ae | ame Boritandes 
nden die für den Auftrag geltenden Vorſchriften 
er $$ 664 bis 670 entjprechende Anwendung. 28 
Beiteht der Vorſtand aus mehreren Berjonen ei ers 
folgt die Beichlußfaffung nach den filr die Befchlüfie 
er Mitglieder des Vereins geltenden Vorſchriften 
ber 5$ 32, 34. | Sit eine Willenserklärung dem Ver⸗ 
eine ge enüber abzugeben, fo genügt die Abgabe 
gegenüber einem Mitgliede des Vorſtandes. BO So⸗ 
weit die erforderlichen Mitglieder des Vorſtandes 
fehlen, jind fie in dringenden Fällen für die Seit bis 
zur Hebung des Mangel auf Antrag eines Beteilig- 
ten von dem Amtögerichte zu beftellen, in deffen Bes 
irfe der Verein jeinen Sit Hat. 30 Durch die 
ung kann beftimmt werden, daß neben dem Bors 
rn T ST Gejchäfte bejondere Vertreter zu 
eitellen find. Die Vertretungsmacht eines folchen 
Bertreters erſtreckt fich im Zweifel auf alle Rechts⸗ 
geihäfte, die der ihm zugewiefene Geſchäftskreis ges 
wöhnlich mit fich bringt. BA Der Verein ift für den 
Schaden verantwortlich, den der Vorjtand, ein Mits 
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glied des Vorſtandes oder ein anderer verfaſſungs⸗ 
mäßig berufener Vertreter durch eine in Ausführung 
ber ihm zuftehenden Verrichtungen begangene, zum 
Schadenserſatze verpflichtende Handlung einem Drit- 
ten zuflgt. 32 Die Angelegenheiten des Vereins 
werden, —* ſie nicht von dem Vorſtand oder einem 
anderen Vereinsorgane zu beſorgen find, durch Bes 
Ihlußfaffung in einer Verſammlung der Mitglieder 
geordnet. Zur Giltigkeit des Beſchluſſes tjt — 
lich, daß der Gegenftand bei der Berufung bezeichnet 
wird. Bei der Bei ueleflung entſcheidet die Mehr: 
heit der erjchienenen Deitglieder. | Auch ohne Ver⸗ 
jamm erMitglieder iſt ein Beſchluß giltig, wenn 
alle Mitglieder ihre — zu dem Beſchluſſe 
ſchriftlich erklären. 33 Bu einem Beſchluſſe, der 
eine Aenderung der Satzung enthält, ift eine Mehr: 
heit von drei Bierteilen der erfchienenen Mitglieder 
erforderlih. Zur Aenderung des Zweckes des Ver- 
ein tft die Zuftimmung aller Mitglieder erforder- 
lich; Die —I er nicht erſchienenen Mit— 
lieder muß ſchriftlich erfolgen. N Beruht die RechtS- 
Fih teit Des Vereins auf Verleihung, fo tft zu jeder 
Aenderung der Sagung en oder, 
falls die Verleihung durch den Bundesrat erfolgt ift, 
die Genehmigung des Bundesrat erforderlih. 34 
Ein Mitglied ift nicht ftimmberechtigt, wenn die Be- 
ihlußfaften eBornahme eines Rechtsgeſchäfts mit 
ihm oder die Einleitung oder&rledigung eines Rechts⸗ 
ſtreits zwiſchen ihm und dem Vereine betrifft. 35 
Sonderrechte eines Mitglieds können nicht ohne defjen 
er he Beichluß der Mitgliederverfanm- 
ung beei tigt werden. 36 Die Mitgliederver- 
jammlung tft in den durch die Satung beftimmten 
Fällen ſowie dann zu berufen, wenn das Intereſſe 
de3 Vereins es erfordert. 37 Die Mitgliederver- 
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ſammlung tft zu berufen, wenn der durch die Satzung 
bejtimmte Teil oder in Ermangelung einer Bejtims 
mung der zehnte Teil der Mitglieder die Berufung 
ichriftlich unter Angabe des Zweckes und der Gründe 
verlangt. | Wird dem Berlangen nicht entjprochen, 
fo kann das Amtögericht, in dejjen Bezirke der Ver— 
ein feinen Sit hat, die Mitglieder, welche das Ver— 
langen gejtellt haben, zur Berufung der Verſamm— 
lung ermächtigen und über die Führung des Voriges 
in der Verſammlung Bejtimmung treffen. Auf die 
Ermädtigung muß bei der Berufung der Verſamm— 
lung Bezug genommen werden. 3$ Die Mitglied- 
ſchaft tjt nicht nl: und nicht vererblich. Die 
Ausübung der Mitgliedichaftsrechtefann nicht einem 
Anderen überlafjen werden. 39 Die Mitglieder find 
— Austritt aus dem Vereine berechtigt. | Durch 

te Satzung kann bejtinmt werden, daß der Aus— 
tritt nur am Schlufje eines Gejchäftsjahrs oder erſt 
nach dem Ablauf einer Kindigungsfrift zuläffig iſt; 
die Kündigungsfriſt kann höchſtens 2 Jahre betragen. 
40 Die Vorſchriften des 3 27 Abj. 1, 3, des $ 28 
Abſ. 1 und der $$ 32, 83, 38 finden inſoweit feine 
Anwendung, als die Satung ein anderes bejtimmt. 
41 Der Berein kann durch Beſchluß der Mitglieders 
verfammlung aufgelöft werden. Zu dem Beſchluß ift 
eine Mehrheit von drei Vierteilen der erjchienenen 
Mitglieder erforderlich, wenn nicht die Satzung ein 
anderes beſtimmt. 42 Der Verein verliert die Rechts⸗ 
fähigkeit durch die Eröffnung des Konkurjeg. | Der 
Boritand Hat im Falle der Ueberſchuldung die Er: 
öffnung des Konkurjes zu beantragen. ird Die 
Stellung des Antrags verzögert, 10 jind die Vor: 
jtandsmitglieder, denen ein Verſchulden zur Laſt fällt, 
den Gläubigern für den daraus entſtehenden Schaden 
verantwortlich; ſie haften als Geſamtſchuldner. 43 
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Dem Bereine kann Die Perg entzogen ers 
den, wenn er durch einen gejckwidrigen Beichluß der 
Mit N oder durch geſetzwidriges 
Verhalten des Vorſtandes das Gemeinwohl gefähr— 
det. | Einem Bereine, deſſen Zweck nach der Satung 
nicht auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb ge— 
richtet iſt, kann die Rechtsfähigkeit N werden, 
wenn er einen jfolchen Zived verfolgt. | Einem ers 
eine, der nad) der Sabung einen politiichen, joztals 
politijchen oder religiöjen Zweck nicht Hat, kann die 
Ncchtsfähigkeit entzogen werden, wenn er einen fols 
chen Zwed verfolgt. | Einem Vereine, deflen Rechts 
fähigkeit auf Verleihung beruft, kann die Rechts— 
fühigfeit entzogen werden, wenn er einen anderen 
al3 den in der — —— beſtimmten Zweck verfolgt. 
44 Die aha eit und das Verfahren beftimmen 
fih in den Füllen des $43 Bar! den für ftreitige Vers 
waltungsſachen geltenden Borjchriften der Landesge— 
jete. Wo einBerwaltungsftreitverfahren nicht befteht, 
finden die Vorſchriften der 8820, 21 der Gewerbeord— 
nung Anwendung; die Entſcheidung erfolgt in erſter 
Inſtanz durch die höhere Verwaltungsbehörde, in 
deren Bezirke der Verein ſeinen Sitz hat. Beruht die 
Rechtsfähigkeit auf Verleihung durch den Bundesrat, 
io erfolgt die Entziehung durch Beſchluß des Bundes 
rats. 45 Mit der Auflöſung des Vereins oder der 
Entziehung derRechtsfähigkeit fällt das Vermögen an 
die in der Satzung beſtimmten Perſonen. Durch die 
Sapung Fannvorgejchrieben werden, daß die Anfall= 
berechtigten durch Beichluß der Mitgliederverfamm= 
lung oder eined anderen Vereinsorgans bejtimmt 
werden. ft der Zweck des Vereins nicht auf einen 
wirtjchaftlihen Gejchäftsbetrich gerichtet, jo kann die 
Mitgliederverjammlung auch ohne eine jolche Vor— 
jchrift das Vermögen einer öffentlichen Stiftung oder 
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Anstalt zumeifen. | Fehlt es an einer Beitimmung 
der Anfallberechtigten, fo Fällt das Vermögen, wenn 
der Verein nad) der Satzung ausschließlich den Inter⸗ 
eſſen jeiner Mitglieder diente, an die zur Zeit der 
Auflöjung oder der Entziehung der Rechtsfähigkeit 
vorhandenen Mitglieder zu gleichen Teilen, anderen 
falls an den ap des Bundesitaats, in deſſen Ges 
biete der Verein feinen Sit hatte. 46 Fällt das Vers 
einsvermögen an denFiskus, ſo finden dieVorſchriften 
über eine demFiskus als geſetzlichem Erben anfallende 
Erbſchaft entſprechende Anwendung. Der Fiskus hat 
das Vermögen thunlichſt in einer den Zwecken des 
Vereins enden eife zu verivenden. 47 Fällt 
dasBereinsvermögen nicht an den Fiskus, ſo muß eine 
Liquidation ſtattfinden. 48 Die Liquidation erfolgt 
durch den Vorſtand. Zu Liquidatoren können auch 
andere Perſonen beſtellt werden; für die Beſtellung 
ſind die für die Beſtellung des Vorſtandes geltenden 
Vorſchriften maßgebend. Die Liquidatoren haben die 
rechtliche Stellung des Vorſtandes, ſoweit ſich nicht 
aus dem Zwecke der Liquidation ein anderes ergiebt. 
Sind mehrere Liquidatoren vorhanden, ſo iſt für 
ihre Beſchlüſſe Uebereinſtimmung aller erforderlich, 
je nicht ein anderes beſtimmt iſt. 49 Die Liquis 

atoren Haben die laufenden Gejchäfte zu beendigen, 
die — einzuziehen, das übrigeVermögen in 
Ge ehr die Gläubiger zu befriedigen und 
den Meberjchuß den Anfallberechtigten auszuantwor⸗ 
ten. Zur Beendigung jchwebender Gejchäfte können 
die Liquidatoren auch neue Gejchäfte eingehen. Die 
Einziehung der Forderungen jowie die Umſetzung des 
übrigen Vermögens in Geld darfunterbleiben, ſoweit 
diefe Maßregeln nicht zur Befriedigung der Gläubiger 
oder zur Verteilung des Neberjchufjes unter die An— 
fallberechtigten erforderlich find. | Der Verein gilt bis 
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zur Beendigung der Liquidation als fortbeftehend, ſo⸗ 
weit der Zweck der Liquidation e8 erfordert. 50 Die 
— des Vereins oder die Entziehung der Rechts⸗ 
fühigkeit iſt — die Liquidatoren Öffentlich bekannt 
zu machen. Sn der Bekanntmachung find die Gläu⸗ 
biger zur Anmeldung ihrer Anſprüche aufzufordern. 
Die Bekanntmachung erfolgt durch das in derSatzung 
für Veröffentlichungen beſtimmte Blatt, inErmanges 
Iung eines jolden durch dasjenige Blatt, welches fir 
Belanntmachungen des Amtsgericht beſtimmt ift, 
in deſſen Bezirke der Verein feinen Sik hatte. Die 
Bekanntmachung gilt mit dem Ablaufe Des 2. Tages 
nach der Einrückung oder der 1. Einrücdung als bes 
wirkt. | Belannte Gläubiger Un durch bejondere 
Mitteilung zur Anmeldung aufzufordern. GL Das 
Bermögen darf den Anfallberechtigten nicht vor dem 
Ablauf eines Jahres nad) der Belanntmachung der 
Auflöfung desBereins oder der Entziehung der Rechts⸗ 
fühigkeit ausgeantwortet werden. 5% Meldet ſich ein 
befannter Gläubiger nicht, jo tft der gejchuldete Bes 
trag, wenn die Berechtigung zur Hinterlegung vors 
anden tft, für den Gläubiger zu interlegen. | ft 
ie Berichtigung einer Verbindlichkeit zur deu nicht 
ausführbar oder ift eine Verbindlichkeit ftreitig, 
darf das Vermögen den Anfallberechtigten nur aus⸗ 
geantwortet werden, wenn dem —— Sicherheit 
ir tft. 53 Liquidatoren, welche die ihnen nad) 
em 842 Abi. 2 und den an bi3 52 — 
Verpflichtungen verletzen oder vor der Befriedigung 
der Gläubiger Vermögen den Anfallberechtigten aus⸗ 
antworten, ſind, wenn ihnen ein Verſchulden zur Laſt 
fällt, den Gläubigern für den daraus —— 
Schaden verantwortlich; ſie haften alsGeſamtſchuld⸗ 
ner. 54 Auf Vereine, die nicht a find, 
finden die Vorſchriften über die Geſellſchaft Anwen— 
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dung. Aus einem Rechtsgeſchäfte, das im Nanten 
eines jolchen Vereins einem Dritten gegenüber vor— 
enommen wird, haftet der Handelnde perſönlich; 
Eonbein Mehrere, jo haften fie al3 Sejfamtjchuldner. 
a aa 55 Die Eintragung 
eines Vereins der im $ 21 bezeichneten Art in da3. 
Vereinsre een ae ugeſchehen, 
in deſſen Bezirke der Verein ſeinen Sitz = 6 Die 
Eintragung joll nur erfolgen, wenn die Zahl der 
Mitglieder mindejtens 7 beträgt. 57 Die Satzung 
muß den Zweck, den Namen und den Sit des Vereins 
enthalten und ergeben, daß der Verein eingetragen 
werden joll. | Derftame fol fich von den Namen der 
an demjelben Orte oder in derjelben Gemeinde be= 
ggg eingetragenen Bereine deutlich unterſchei— 
en. 58 Die Satzung joll Bejtimmungen enthalten : 
1. iiber den Eintritt und Austritt der ya emo 
2. darüber, ob und welche Beiträge von den Mitglie= 
dern zu leiften find; 3. über die Bildung des Vor— 
— 4. über die Vorausſetzungen, unter denen 
te Mitgliederverſammlung zu berufen iſt, Über die 
Form der Berufung und über die Beurkundung der 
Beſchlüſſe. 59 Der Vorſtand Hat den Verein zur 
Eintragung anzumelden. | Der Anmeldung find beis 
zufügen: 1. die Sagung in Urjchrift und Abjchrift ; 
2. eine Abjchrift der Urkunden über die Bejtellung 
des Vorjtandes. | Die Sagung joll von mindeftens 
7 Mitgliedern unterzeichnet jein und Die Angabe des 
Tages der Errichtung enthalten. GODie Anmeldung 
tjt, wenn den Erfordernifjen der $8$ 56 bis 59 nicht . 
nügtift,von dem Amtsgericht unterlngabe der®riinz 
de * ctkzuweiſen. an einen zurückweiſenden Bes 
IR uß findet die fofortige Befchtwerde nach den Vor— 
tiften der Civilprozeßordnung ftatt. GL Wird die 
Anmeldung zugelafjen, jo Hat dag Amtsgericht fieder 
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zujtändigen Verwaltungsbehörde mitzuteilen. | Die 
Berwaltungsbehörde ann gegen die@intragungEin- 
ſpruch erheben, wenn derBerein nach dem öffentlichen 
Vereinsrecht unerlaubt ijt oder verboten werden kann 
oder wenn er einen politijchen, fozialpolitijchen oder 
religiöjen Zweck verfolgt. 62 Erhebt die Berwal- 
tungsbehörde Einjprud), jo Hat das Amtsgericht den 
Eintpruch dem Borjtande mitzuteilen.| Der Einſpruch 
fann im Wegedes Verwaltungsitreitverfahrens oder, 
wo ein jolches nicht bejteht im Wege des Rekurſes nach 
Maßgabe der $S2U, 21 der Gewerbeordnung angefoc)- 
ten werder.. 63 Die Eintragung darf, ſofern nicht die 
Berwaltungsbehörde dem Amtsgerichte mitteilt, daß 
Einjpruch nicht erhoben werde, erjt erfolgen, wenn 
jeit der Mitteilung der Anmeldung an die Verwal⸗ 
tungsbehörde 6 Wochen verjtrichen find und Einfpru 
nicht erhoben oder wenn der erhobene Einjpru 
endgiltig aufgehoben tft. 64 Bei der Eintragung find 
der Name und der nn de3 Vereins, der Tag der Er— 
richtung der Sabung jowie die Mitglieder des Vor— 
ſtandes im Bereinsregijter anzugeben. Bejtimmuns 
gen ‚ die den Umfang der Bertretungsmacht des 
orjtandes bejchränken oder die Beſchlußfaſſung des 
Vorſtandes abweichend von der VBorjchrift des $ 28 
Abſ. 1 regeln, find gleichfall3 einzutragen. 65 Mit 
der Eintragung erhalt der Name des Vereins den Zu— 
jaß „eingetragenerBerein“. 66 DasAmtsgericht Hat 
die Eintragung durchdas für jeineBelanntmachungen 
beſtimmte Blatt zu veröffentlichen. Die Urſchrift der 
Satzung iſt mit der Beſcheinigung der Eintragung zu 
verjehen und zurücdzugeben. Die Ubjchrift wird von 
dem Amtsgerichte beglaubigt und mit den übrigen 
Schriftſtücken aufbewahrt. 67 Jede Aenderung 
des Vorſtandes ſowie die erneute Beſtellung eines 
Vorſtandsmitglieds iſt von dem Vorſtande zur Ein— 
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tragung anzumelden. Der Anmeldung 5 eine Abs 
ichrift der Urkunde über die Aenderung oder die ers 
neunte Beftellung beizufügen. | Die Eintragung ge= 
richtlich bejtellter Borjtandsmitglieder erfolgt von 
Amts wegen. 68 Wird zwiſchen den bisherigen Mit⸗ 
— des Vorſtandes und einem Dritten ein 
echtsgeſchüft vorgenommen, jo kann die Aende⸗ 
rung des Vorſtandes dem Dritten nur entgegenges 
jet werden, wenn fie zur Beit der Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts im Vereinsregifter eingetragen oder 
dem Dritten befannt ift. Sit die Aenderung einges 
tragen, fo braucht der Dritte fie nicht gegen ſich 
elten zu laffen, wenn er fie nicht kennt, jeine Uns 
enntni3 auch nicht auf Fahrläfiigkeit beruft. 69 
Der Nachweis, dag der Vorjtand aus den im Re— 
ifter eingetragenen Perſonen bejteht, wird Behörs 
en gegenüber durch ein Zeugnis des Amtsgerichts 
iiber die Eintragung sc rt. 70 Die Borfäriften 
des $ 68 gelten auch für Beitimmungen, die den 
Umfang der Vertretungsmacht des Vorſtandes be= 
— oder die Beſchlußfaſſung des Vorſtandes 
abweichend von der Rorfchrift es $ 28 Abf. 1 
regeln. 71 Aenderungen der Satzung bedürfen zu 
ihrer Wirkſamkeit der Eintragung in das Vereins⸗ 
regijter. Die Aenderung tft von dem Vorſtande 
Eintragung anzumelden. Der Anmeldung iſt der Die 
——— Er etz Beſchluß in Urſchrift und 
Abſchrift beizufiigen. | Die Vorjchriften der $$ 60 
bi3 64 und des $ 66 Abi. 2 finden e ende 
Anwendung. 72 Der Borjtand hat dem Amts⸗ 
gericht auf deffen Verlangen jederzeit ein Verzeich⸗ 
nis der Bereinsmitglieder einzureichen. 73 Sinkt 
die Zahl der Vereinämitglieder unter 8 herab, fo 
hat das Amtsgericht auf Antrag des Vorſtandes 
und, wenn der Antrag nicht binnen 3 Monaten ges 
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ellt wird, von Amts wegen nad Anhörung des 

orjtandes dem Vereine die Rechtsfähigkeit zu ent- 
ziehen. Der Beichluß iſt dem Vereine zuzujtellen. 
Gegen den Beihluß — die ſofortige Beſchwerde 
nach den Vorſchriften der Civilprozeßordnung ſtatt. 
Der Verein verliert die — keit mit der 
Rechtskraft des Beſchluſſes. 74 Die Auflöſung des 
Vereins ſowie die Entziehung der Rechtsfähigkeit ift 
in das Bereinsregijter einzutragen. Im Falle der 
Eröffnung des Konkurjes unterbleibt die Eintra- 
gung. | Wird der Verein durch Beihluß der Mit- 
———— oder durch den Ablauf der für 
ie Dauer des Vereins beſtimmten Zeit aufgelöſt, 
jo Hat der Vorſtand die Auflöſung zur Eintragung 
anzumelden. Der Anmeldung ift im erfteren Falle 
eine Abjchrift des Auflöſungsbeſchluſſes beizufügen. | 
Wird dem Verein auf Grund des $ 43 die Rechts— 
fühigfeit entzogen oder wird der Berein auf Grund 
des öffentlichen Vereinsrechts aufgelöjt, jo erfolgt 
die Eintragung auf Anzeige der zujtändigen Be— 
börde. 75 Die Eröffnung des one ijt von 
Amts wegen — as Gleiche gilt von der 
Aufhebung des Eröffnungsbeſchluſſes. 76 Die Li: 
quidatoren find in das Bereinsregifter einzutragen. 
Das Gleiche gilt von Bejtimmungen, welche die Be= 
ſchlußfaſſung der Liquidatoren abweichend von der 
Vorſchrift des $ 48 Abſ. 8 regeln. | Die Anmel- 
dung Hat durch den Vorftand, bei jpäteren Aende— 
rungen .. die Liquidatoren zu erfolgen. Der 
Anmeldung der durch Bejchluß der Mitgliederver- 
rn bejtellten Liquidatoren iſt eine Abjchrift 

es —— uſſes, der Anmeldung einer Beſtimmung 
über die Beſchlußfaſſung der Liquidatoren eine Ab— 
ſchrift der die Beſtimmung enthaltenden Urkunde 
beizufügen. | Die Eintragung gerichtlich beſtellter 
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Liquidatoren gejchieht von Amts wegen. 77 Die 
Anmeldungen zum Bereinsregijter find von den Mit⸗ 
gliedern des Vorſtandes jowie von den Liquidatoren 
mittelſt Öffentlich beglaubigter Erklärung zu bes 
wirken. 78 Da3 Amtagericht fann die Mitglieder 
des Vorjtandes zur Befolgung der Vorfchriften des 
$ 67 Abſ. 1, des 8 71 Abj. 1, des $ 72, des 8 74 
Abſ. 2 und des 8 76 durch Drdnungzitrafen ans 
halten. Die einzelne Strafe darf den Betrag von 
300 Mark nicht überfteigen. | In gleicher Weiſe 
fönnen die Liquidatoren zur Befolgung der Vor— 
—— des $ 76 angehalten werden. 79 Die Ein—⸗ 
icht des Vereinsregijterd jowie der von dem Vers 
eine bei dem Amtögericht eingereichten Schriftſtücke 
tit jedem gejtattet. Won den Eintragungen kann 
eine Abjchrift gefordert werden ; die Abſchrift ift auf 
Verlangen zu beglaubigen. II. Stiftungen. SO 
Zur Entftehung einer vechtsfähigen Stiftung tft 
außer dem Stiftungsgeichäfte Die Genehmigung des 
Bundesſtaats erforderlich , in deſſen Gebiete die 
Stiftung ihren Sig Haben ſoll. Soll die Stiftung 
ihren Sig nicht in einem Bundesjtaate haben, \ 
iſt die Genehmigung des Bundesrats erforderlich. 
Als Sitz der Stiftung gilt, wenn nicht ein anderes 
bejtimmt ift, der Drt, an welchen die Verwaltung 
geführt wird. SL Das Gtiftungsgefchäft unter 

ebenden bedarf der jchriftlichen Form. | Bi8 zur 
Erteilung der Genehmigung ift der Gtifter zum 
Widerrufe berechtigt. Iſt die Genehmigung bei 
der zuftändigen Behörde nachgefucht, jo fann der 
Widerruf nur diejer gegenüber erklärt werden. Der 
Erbe des Stifters ift zum Widerrufe nicht berechtigt, 
wenn der Stifter das Gefuch bei der zuftändigen 
Behörde eingereicht oder im Falle der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung des@tiftungsgejchäfts 
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das Gericht oder den Notar bei oder nach ber Bes 
urfundung' mit der Einreichung betraut Hat. 82 
Wird die Stiftung genehmigt, fo ift der Stifter 
verpflichtet, das in dem GStiftungdgefchäfte zu— 
gejicherte Bermögen auf die Stiftung zuübertragen. 
Rechte, zu deren Webertragung der Abtretungds 
vertrag genügt, gehen mit der Genehmigung auf 
die Stiftung Über, jofern nicht aus dem Stiftüngs— 
geichäfte ich ein anderer Wille des Stifters ergiebt. 
83 Beiteht da3 Stiftungsgeſchäft in einer Ber: 
fügung von Todes wegen, jo hat das Nachlafges 
riht die Genehmigung einzuholen, fofern fie nicht 
von dem Erben oder dem Tejtamentsvollitreder 
nachgeſucht wird. 84 Wird die Stiftung erit nad 
dem Tode de3 Stifterd genehmigt, jo gilt fie für die 
Bumwendungen de3 Stifters als ſchon vor defjen Tode 
entitanden. 85 Die Berfafjung einer Stiftung 
wird, ſoweit fie nicht auf Reichs- oder Landesgeſetz 
beruht, durch das Stiftungsgejchäft beitimmt. S6 
Die Vorſchriften des $ 26, des $ 27 Ab. 3 und der 
$$ 28 bis 31, 42 finden auf Stiftungen —— 
eu die Vorjchriften des $ 27 Abſ. 8 und 
des $ 28 Abſ. 1 jedodh nur injomweit, als I 
nicht aus der Verfaſſung, insbeſondere daraus, da 

die Verwaltung der Stiftung von einer Öffentlichen 
Behörde geführt wird, einanderes ergiebt. Die Vor— 
jchriften des 3 28 Abi. 2 und des $ 29 finden auf 
Etiftungen, deren Verwaltung von einer öffent: 
lihen Behörde geführt wird, feine Anwendung. 87 
Sit die Erfüllung des Stiftungsziweds unmöglich 
geworden oder geführdet fie da Gemeinwohl, jo 
kann Die zuftändige Behörde der Stiftung eine ans 
dere Zwedbeftimmung geben oder fie aufheben.|Bet 
der Umwandlung des Zweckes ift die Abjicht des 
Stifter3 thunlichſt zu berüdjichtigen, insbejondere 
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dafür Sorge zu tragen, daß die Erträge des Giifs 
tungövermögens dent Perfonenfreije, dem fie zu 
ftatten fommen follten, im Sinne des Stifterd thuns 
lidyit erhalten bleiben. Die Behörde kann die Vers 
fafjung der Stiftung ändern, ſoweit die Ummantds 
lung des Zweckes es erfordert. | Bor der Ummwands 
lung de3 Zweckes und der Aenderung der Berfaffung 
ſoll der Vorſtand der Stiftung gehört werden. 88 
Mit dem Erlöfchen der Stiftung fällt da3 Bermögeit 
an die in ber Zerfafiung beitimmten PBerjonen. 
Die Vorjchriften der SS 46 bi3 53 finden entjpre- 
chende Anwendung. Il. Juristische Personen des 
öffentlichen Rechtes. 89 Die Vorſchrift des $ 31 
- findet auf den Fiskus jowie auf die Körperjchaften, 
Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechtes 
entjprechende Anwendung.| Das Gleiche gilt, ſoweit 
bei Körperichaften, Stiftungen und Anjtalten des 
öffentlihen Rechtes der Konkurs zuläjjig iſt, von 
der Vorjchrift des $ 42 Ab]. 2. 


Bweiter Abſchnitt. Saden. 


90 Saden im Sinne des Gejeßes find nur körper⸗ 
liche Gegenjtände. DL Vertretbare Sachen im Einne 
des Geſetzes find bewegliche Sachen, die im Verfehre 
nad) Zahl, Maß oder Gewicht bejtimmt zu werden 
pflegen. 92 Verbrauchbare Saden im Sinne de3 
Geſetzes find bewegliche Sachen, deren bejtimmungs« 
mäßiger Gebraud) in dem Verbrauch oder in der Vers 
außerung befteht. Als verbrauchbar gelten aud) be= 
wegliche Sachen, Die zu einem Warenlager oder zu 
einem ſonſtigen Sachinbegriffe gehören, deſſen be— 
ſtimmungsmäßiger Gebraüch in der Veräußerung der 
einzelnen Sachen beiteht. O3 Beitandteile einer 
Sade, die voneinander nicht getrennt werden kön— 
nen, ohne daß der eine oder der andere zerftört oder 
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in jetnem Weſen verändert wird (weſentliche Beſtand⸗ 
teile), können nicht Gegenstand befonderer Rechte 
fein. D4 Zu den weientliden Beitandtellen eines 
Grunditüds gehören die mit dem Grund und Boden 
feit verbundenen Saden, inäbefondere Gebäude, ſo⸗ 
wie die Erzeugniſſe des Grundſtücks, folange fie mit 
dem Boden zujammenhängen. Samen wird mit dem 
Ausfien, eine Pflanze wird mit dem Einpflanzen 
wejentlicher Beitandteil des Grunditüds. | Zu den 
wejentlichen Bejtandteilen eines Gebäudes gehören 
diezur Herjtellung des Gebäudes Enge achen. 
95 Zu den Beſtandteilen eines Grundſtücks gehören 
ſolche Sachen nicht, die nur zu einem vorübergehen⸗ 
den Zwecke mit dem Grund und Boden verbunden 
find. Das Gleiche gilt von einem Gebäude oder ans 
deren Werte, das in Ausübung eines Rechtes an einem 
fremden ———— von dem Berechtigten mit dem 
Grundſtücke verbunden worden iſt. Sachen, die nur 
zu einem vorübergehenden Zwecke in ein Gebäude 
eingefügt find, gehören nicht zu den Bejtandteilen 
des Gebäudes. BG Nechte, die mit dem Eigentum 
an einem Grundſtücke verbunden find, gelten al3 Bes 
ftandteile des Grundftüds. O7 Zubehör ſind beweg⸗ 
lihe Sachen, die, ohne Beitandteile der Hauptfache 
zu jein, dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptjache 
zu dienen beftimmt find und zu ihr in einem dieſer 
Beitimmung entfprechenden räumlichen Verhältniſſe 
ftehen. Eine Sadıe tjt nicht Zubehör, wenn fie im 
Berkehre nicht als Zubehör angefehen wird. | Die 
vorübergehende Benupung einer Sache für den wirt» 
ihaftliden Zwed einer anderen begründet nicht die 
Zubehbreigenſchaft. Die B——— Trennung 
eines Zubehörſtücks von der Hauptſache hebt die * 
behöreigenſchaft ni sn 98 Dem wirtjchaftlihen 
Bivedte der Hauptſache find zu dienen beftimmt: 1. bet 
2* 
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einem Gebäude, das für einen gewerblichen Betrich 
dauernd eingerichtet iſt, In$bejondere bei einer Müh— 
le, einer Schmiede, einem Brauhaus, einer Fabrik, 
die zu den: Betriebe beſtimmten Maſchinen und jonjtis 
en Gerätichaften; 2. hei einem Landgute dag zum 
eo bejtimmte Gerät und Vieh, die 
landwirtſchaftlichen Erzeugnifje, joweit fie zur Fort— 
führung der Wirtfchaft bis zu der Beit erforderlich 
find, zu welcher gleiche oder ähnliche Erzeugniſſe vor— 
—— gewonnen werden, ſowie der vorhandene 
auf dem Gute gewonnene Dünger. O9 Früchte einer 
Sade find die Erzeugnifje der Sache und die jonjtige 
Ausbeute, welche aus der Sache Ihrer Beſtimmung 
Say gewonnen wird. | Früchte eines Rechtes jind 
ie Erträge, welche das Hecht feiner Beſtimmung 
gemäß getvährt, nn bei einem Rechte auf 
Gewinnung von Bodenbejtandteilen Die gewonnenen 
Beitandtelle. | Früchte jind auch die Erträge, welche 
eine Sache oder ein Recht vermöge eines Rechtsver— 
hältuiffes gewährt. LOO Nubungen find die Früchte 
einer Sache oder eines Rechtes en die Vorteile, 
welche der Gebrauch der Sache oder des Rechtes ge= 
währt. 101 Sit jemand berechtigt, die Früchte einer 
Sache oder eines Rechtes bis zu einer beſtimmten Zeit 
oder von einer bejtimmten Zeit an zu beziehen, jo 
Ben ihm, fofern nicht ein anderes beſtimmt ijt: 
. die im $ 99 Abſ. 1 bezeichneten Erzeugnifje und 
Beitandteile, es wenn erjie als Früchte eines Rech⸗ 
tes zu beziehen hat, injoweit, als fie während der 
Dauer der Berechtigung von der Sache getrennt wers 
den ; 2. andere Früchte injoweit, als jie während der 
Dauer der Berechtigung fällig werden; bejtehen je= 
doch die Früchte in der Vergütung für dielleberlafjung 
de3 Gebrauchs oder des SFruchtgenuffes, in Zinfen, 
Gewinnanteilen oder anderen regelmäßig iwieder- 
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kehrenden Erträgen, fo gebührt dem Berechtigten ein 
der Dauer feiner Berechtigung entiprechender Teil. 
102 Wer zur Herausgabe von rüchten verpflichtet 
it, kann Erfah der auf die Gew nung der Früchte 
verwendeten Koſten inſoweit verlangen, als fie einer 
ordnungsmäßigen Wirtichaft entjprechen und den 
Wert der Früchte nicht Überfteigen. LOB Wer ver: 
pflichtet iſt, die Pe einer Sadje oder eines Rech⸗ 
tes bi3 zu einer bejtimmten Beit oder von einer bes 
ſtimmten Beit an zu tragen, Hat, jofern nicht ein 
anderes beſtimmt iſt, die regelmäßig wiederkehreit- 
den Laften nach dem Verhältnifie der Dauer feiner 
———— andere Laſten inſoweit zu tragen, als 
ſie während der Dauer ſeiner Verpflichtung zu ent⸗ 
richten ſind. 


Dritter Abſchnitt. Rechtsgeſchäfte. 

Erster Titel. Geschäftsfähigkeit. 
104 ——— iſt: 1. wer nicht das 7.Lebens⸗ 
jahr vollendet hat; 2. wer ſich in einem die freie 
Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuftande krant 
hafter Störung der Geiſtesthaͤtigkeit be ndet, jofern 
nit der Buftand feiner Natur nach ein vorüber: 
gehender ijt; 3. wer wegen Geiſteskrankheit entmün⸗ 
digt iſt. 105 Die Be eines Ges 
Häftsunfähigen ift nichtig. | Nichtig iſt auch eine 
Willenserklärung, die im Shflande der Bewußtlofig- 
feit oder vorübergehender Störung der Geijtesthätig- 
feit abgegeben wird. 106 Ein Minderjähriger, der 
das 7. Lebenzjahr vollendet Hat, Hy nad) Maßgabe 
der $$ 107—1183 in der —— gkeit beſchränkt. 
107 Der Minderjährige bedarf zu einer Willens 
erflärung, durch dieer nicht Tre einen rechtlichen 
Vorteil erlangt, der Einwilligung jeines gefeglichen 
Vertreter. LOS Schließt der Minderjährige einen 


22 1. Buch. Allgem. Teil. 8. Abſchn. Rechtsgeſchäfte 


Vertrag ohne die erforderliche Einwilligung des ges 
feßlichen Bertreterd, fo hängt die Wirtjamleit des 
Vertrags von der Genehmigung des Vertreters ab.] 
ordert der andere Teil den Vertreter gur Erklärung 
ber die Genehmigung auf, jo kann die Erklärung 
nur ihm gegenüber erfolgen; eine vor der Auffors 
derung dem Minderjährigen gegenüber ertlärte Ges 
nehmigung oder Verweigerung der Genehmigung 
wird unwirkſam. Die Genehmigung kann nur big 
zum Ablaufe von zwei Wochen nad) dem Empfange 
der Aufforderung erklärt werden; wird fie nicht ers 
Llärt, fo gilt fie alö verweigert. | Sit der Minders 
jährige unbefchränkt geichäftsfählg geworden, fo tritt 
jeine Genehmigung an die Stelle der Genehmigung 
des Bertreterd. 109 Bid zur Genehmigung des 
Vertrags ijt der andere Teil zum Widerrufe berech— 
tigt. Der Widerruf kann aud) dem Minderjährigen 
gegenüber erklärt werden. | Hat der andere Teil die 
Minderjährigleit gelannt, jo kann er nur wibers 
rufen, wenn der Minderjährige der Wahrheit zus 
wider die Einwilligung des Vertreters behauptet Hat; 
er kann auch in dieſem Falle nicht widerrufen, wenn 
ihm das Fehlen der Einwilligung bei dem abfchtufie 
des Vertrags befannt war. LLO Ein von dem 
derjährigen ohne Buftimmung des gejeglichen Ver⸗ 
treters gejchlojjener Vertrag gilt ald von Anfang an 
wirkſam, wenn derMinderjährige dieverttagsmäßige 
Leitung mit Mitteln bewirkt, die ihm zu diefem 
Bwede oder zu freier Verfügung von dem Vertreter 
oder mitdefjen Zuſtimmung von einem Dritten Übers 
lafjien worden find. LAA Ein einjeitiges Rechtöges 
Id ft, da8 der Minderjährige ohne die erforderliche 
Einwilligung des gefeglichen Vertreters vornimmt, 
iſt unwirkſam. Nimmt der Minderjährige mit dieſer 
„Einwilligung ein ſolches Rechtsgeſchäft einem Ans 
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deren gegenüber vor, jo ijt das Rechtsgeſchäft un«- 
wirkſam, wenn der Minderjährige die Einwilligung 
nicht in jchriftlicher Form vorlegt und der Andere 
das Nechtsgejchäft aus diefem Grunde eg 
zurüdweijt. Die Zurüdweilung iſt ausgeſchloſſen, 
wenn der Vertreter den Anderen von der Einwilli— 
gung in Kenntnis gejeßt Hatte. 112 Ermäcdtigt 

er gejeliche Vertreter mit Genehmigung de3 Vor⸗ 
munpdjchaft3geriht3 den Minderjährigen zum ſelb⸗ 
ftündigen Betrieb eines Erwerbögeichafts, jo iſt der 
Minderjährige für —— — unbeſchränkt 
geſchäftsfähig, welche der Geſchäftsbetrieb mit ſich 
— Ausgenommen ſind Rechtsgeſchäfte, zu denen 
der Vertreter der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gericht3 bedarf. | Die Ermächtigung kann von dem 
Bertreter nur mit Genehmigung desVormundſchafts⸗ 
gerichts zurückgenommen werden. 113 Ermächtigt 
der geſetzliche Vertreter denMinderjährigen, inDienſt 
oder in Arbeit zu treten, ſo iſt der al e für 
ſolche Nechtögejchäfte unbejchränkft geſchäftsfähig, 
welche die Eingehung oder Aufhebung eines Dienjt- 
oder Arbeitsverhältnifjes der gejtatteten Art oder 
die ——— ſich aus einem ſolchen Verhältnis 
ergebenden Verpflichtungen betreffen. Ausgenom— 
men ſind de zu denen der Vertreter der Ge— 
nehmigung de3 Bormundjchaftsgericht3 bedarf.| Die 
Ermächtigung kann von dem Vertreter zurücdgenoms 
men oder eingejchränkt werden. Iſt der gelebliche 
Vertreter ein Vormund, fo kann die Ermächtigung, 
wenn fie von ihm verweigert wird, auf Antrag des 
Minderjährigen durch das Bormundjchaftägericht er⸗ 
jeßt werden. Das — ee hat die Er⸗ 
mächtigung zu erſetzen, wenn ſie im Intereſſe des 
Mündels liegt.|Die für einen einzelnen all erteilte 
Ermächtigung gilt im Zweifel al3 allgemeine Er— 
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mädtigung zur Eingehung von Berhältuiffen dere 
felben Art. 114 Wer wegen Geiſtesſchwäche, wegen 
Verſchwendung oder wegen Trunkſucht entmiündigt 
oder wer nach $ 1906 unter vorläufige Bormundichaft 
geſtellt iſt, ſteht in Anſehung der Geſchäftsfähigleit 
einem Minderjährigen gleich, der das 7. Lebensjahr 
vollendet Hat. 115 Wird ein die Entmündigung 
ausſprechender Beichluß infolge einer Anfechtungse 
Hage aufgehoben, jo kann die Wirkſamkeit der von 
oder gegenüber dem Entmündigten vorgenommenen 
Nechtögefchäfte nicht auf Grund des Beſchluſſes in 
Frage geftellt werden. Auf die Wirkjantleit der von 
oder gegenüber dem gejeplichen Vertreter vorgenoms 
menen —— hat die Aufhebung keinen Eine 
fluß. JDieſe Vorſchriften finden entſprechende Arts 
wendung, wenn im Falle einer vorläufigen Vor— 
mundfchaft der Antrag auf Entmündigung zurüde 
enommen oder rechtsfräftig abgewiejen oder der die 
ntmiündigung — Beſchluß infolge einer 
Anfechtungsklage aufgehoben wird. 

Zweiter Titel. Willenserklärung, 
116 Eine Willenserklärung ift nicht deshalb nich» 
tig, weil fich der Erklärende insgeheim vorbehält, 
das Erflärte nicht zu wollen. Die Erllärung ift 
nichtig, wenn fie einem Anderen gegenüber abzus 

eben Ak und diefer den Vorbehalt fett. 117 

ivd eine Willenserklärung, die einem Anderen 
gegenüber abzugeben ift, mit EN Einverftänds 
hie nur zum Schein abgegeben, ſo ift fie nichtig. | 
Wird durch ein Scheingeſchäft ein anderes Rechts— 
geihüft verdecdt, fo finden die für das verdeckte 

echtsgejchäft geltenden Borjchriften Anwendung. 
A418 Cine nicht ernſilich gemeinte Mittensettide 
rung, die in der Erwartung abgegeben wird, der 
Diangel der Ernftlichkeit werde nicht verfannt ivers 
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den, ijt nichtig. 119 Wer bei der Abgabe einer 
Willenserklärung über deren Inhalt im Irrtume 
war oder eine Erklärung dieſes Inhalts Überhaupt 
nicht abgeben wollte, kann die Ertlärung anfechten, 
wenn anzınehmen ijt, daß er fie bei Kenntnis der 
Sachlage und beiverjtändiger Würdigung des Falles 
nicht abgegeben Haben wiirde. | Als Sertum über 
den Suhalt der Erklärung gilt auch der Irrtum über 
jolde Eigenfchaften der Beton oder der Sache, die 
im Verkehr als wejentlich angejehen werden. 120 
Eine Willenserklärung, welche durch die zur Neber— 
mittelung — Bere oder Anſtalt unrichtig 
übermittelt worder iſt, kann unter der gleichen Vor— 
— angefochten werden wie nad) $ 119 eine 
irrtümlich abgegebene Willenserklärung. 121 Die 
Anfechtung muß in den Fällen der $$ 119, 120 ohne 
aa hg * ern (unverzüglich) erfolgen, nach— 
em der An — von dem Anfech— 
tungsgrunde Kenntnis erlangt hat. Die einem Ab— 
wejenden gegenüber erfolgte Anfechtung gilt als 
vechtzeitig erfolgt, wenn die Anfechtungserklärung 
unverziiglich abgejendet worden ijt.|Die Anfechtung 
ist ausgefchlofien, wenn jeit der Ubgabe der Willens 
erffärung 30 Jahre verftrichen find. 122 Sit eine 
Willenserklärung nad) $118 nichtig oder auf Grund 
der 5$ 119, 120 angefochten, jo hat der Erklärende, 
wenn die Erklärung einem Anderen gegenüber ab» 
zugeben war, dieſem, anderenfall3 jedem Dritten 
den Schaden zu eriegen, den der Andere oder der 
Dritte dadurch erleidet, daß er auf die Giltigfeit der 
Erklärung vertraut, jedoch nicht über den Betrag des 
Intereſſes hinaus, welches der Andere oder der 
Dritte an der Giltigkeit der Erklärung hat. | Die 
Schadenserfagpflicht tritt nicht ein, wenn der Bes 
ihädigte den Grund der Nichtigkeit oder der An— 
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fechtbarkeit kannte oder infolge von Fahrläſſigkeit 
nicht kannte — mußte). 123 Wer zur Ab⸗ 
gabe einer Willenserklärung durch arglijtige Täute 
hung oder widerrechtlich Durch Drohung beftimmt 
worden iſt, kann die Erklärung anfechten. | Hat ein 
Dritter die Täufchung verübt, to ift eine Erflärung, 
die einem Anderen gegenüber — war, nur 
dann anfechtbar, wenn dieſer die Tauichung kannte 
oder tennen mußte. Soweit ein Anderer al3 der— 
jenige, welchem gegenüber die —— — eben 
war, aus der Erklärung unmittelbar ein et er⸗ 
worben hat, iſt die Erklärung ihm gegenüber an— 
fechtbar, wenn er die Täüuſchung dannte oder lennen 
mußte. 124 Die eng einer nad) $ 123 an⸗ 
fechtbaren Willenserklärung kann nur binnen Jah— 
regfrift erfolgen. | Die Frijt beginnt Im Halle der 
argliftigen Taͤuſchung mitdem Beitpunkt, in welchem 
der Antehtungsberesptigte die Täufchung entdeckt, 
im Falle der Drohung mit dem — in 
welchem die Zwangslage aufhört. Auf den Lauf der 
cf finden die fit die Verjährung geltenden Vor⸗ 
chriften des $ Abf. 2 und der 33 206, 207 ent⸗ 
prechende Anwendung. | Die Anfechtung ift ausge— 
Iötofien, wenn feit der Abgabeder Willenserklärung 
Jahre verftrichen find. 125 Ein Rechtsgeſchäft, 
welches der durch Geſetz vorgejchriebenen Form er⸗ 
mangelt, tft nichtig. Der Mangel der durch Rechts⸗ 
geſchäft beſtimmten Form hat im Zweifel gleichfalls 
Nichtigkeit zur Folge. 126 Sit durch Geſetz ſchrift⸗ 
liche Form vorgeſchrieben, ſo muß die Urkunde von 
dem Ausſteller eigenhändt dur) Namensunters 
ſchrift oder mittelft gerichtlich oder notariell beglau=- 
bigten Handzeichens unterzeichnet werden. P Bei 
einem Vertrage muß die Unterzeichnung der Par—⸗ 
teten auf derſelben Urkunde erfolgen. Werben liber 
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ben Bertrag mehrere gleicdylautende Urkunden aufs 
genommen, jo genügt es, wenn jede Bartei die für 
die andere Partei beitimmte Urkunde unterzeichnet. | 
Die Schriftliche Form wird durch die gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung erjegt. 127 Die Vor: 
ichriften des $ 126 gelten im Zweifel auch für die 
durch Rechtögeichäft beſtimmte fchriftliche Form. Yur 
Wahrung der Form genügt jedoch, ſoweit nicht ein 
anderer e anzunehmen ijt, telegraphiiche Uebers 
mittelung und bei einem Vertrage Briefwechiel ; 
wird eine ſolche Form gewählt, jo kann nachträglich 
eine dem 8126 entjprechende Beurkundung verlangt 
werden. 128 Sit durch Gejeß gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung eines Vertrags vorgejchries 
ben, jo genügt e3, wenn zunächſt der Antrag und ſo— 
dann die Annahme des Antrags von einem Gericht 
oder einem Notar beurkundet wird. 129 Sit durd) 
Gejeß für eine Erklärung Öffentliche Beglaubigung 
vorgeschrieben, jo muß die Erklärung schriftlich abs 
gefaßt und die Unterjchrift des Erklärenden von der 
zuftändigen Behörde oder einem zujtändigen Bes 
amten oder Notar beglaubigt werden. Wird die Er—⸗ 
Härung von dem Ausjteller mittelft Handzeichens 
unterzeichnet, jo ift die im $ 126 Abj. 1 vorges 
ichriebene Beglaubigung des Handzeichens erforder= 
lich und genügend. | Die öffentliche Beglaubigung 
wird Durch die gerichtliche oder notarielle Beurkun— 
dung der Erklärung erſetzt. 130 Cine Willens 
erlärung, die einem Anderen gegenüber abzugeben 
ift, wird, wenn fie in defjen Abwejenheit abgegeben 
wird, in dem Zeitpunkte wirkſam, in welchen fie 
ihm zugeht. Sie wird nicht wirtjam, wenn dem 
Anderen vorher oder gleichzeitig ein Widerruf zu— 
pet. | Auf die Wirkjamteit der Willenserklärung 
tt es ohne Einfluß, wenn der Erklärende nad der 
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Abgabe ſtirbt oder geſchäftsunfähig wird. Dieſe 
Vorſchriften finden auchdann Anwendung, wenn die 
Wilienserklärung einer Behörde gegenüber abzu— 
geben iſt. 131Wird die Willenserklärung einem 
Geihäftsunfähigen gegenüber abgegeben, fo wird ſie 
nicht wirkſam, bevor fie dem gejeglichen Vertreter 
zugeht. | Das Gleiche gilt, wenn die Willenserklä— 
rung einer in der Geſchäftsfähigkeit bejchräntten 
Berfon gegenüber abgegeben wird. Bringt die Er— 
Härung jedoch der in der Gejchäftsfähigteit be= 
ſchränkten Berjon lediglich einen rechtlichen Vorteil 
oder hat der geſetzliche Vertreter jeine Einwilligung 
erteilt, ſo wird die Erklärung in dem Zeitpunkte 
wirkſam, in welchem ſie ihr zugeht. 132 Eine 
Willenserklärung gilt auch dann als zugegangen, 
wenn fie durch Vermittelung eines Gerichtsvoll⸗ 
ziehers zugeſtellt worden iſt. Die Keks erfolgt 
nad) den Vorſchriften der Civilprozeßordnung. Be⸗ 
findet fich der Erklärende über die Perſon desjenigen, 
welchen gegenüber die Erflürung abzugeben tft, in 
einer nicht auf Fahrläjfigfeit beruihenden Unkennt— 
nis oder tft der Aufenthalt diefer Perſon unbelannt, 
fo fann die Yuftellung nach den für die Öffentliche 
Zuſtellung einer Ladung geltenden Vorſchriften Der 
Eivilprozeßordnung erfolgen. Zuſtändig für Die Be- 
willigung ift im erjteren Falle da8 Amtsgericht, in 
defien Bezirke der Erflärende feinen Wohnfik oder 
in Ermangelung eines inländifchen Wohnfiges ſeinen 
Aufenthalt hat, im Iegteren Falle dad Amtögericht, 
in deſſen Bezirke die Perfon, welcher zuzuftellen ift, 
den legten Wohnfig oder in Ermangelung eines 
inländijchen Wognfiges den legten Aufenthalt Hatte. 
133 Bei der Auslegung einer Willenserklärung tft 
der wirklihe Wille zu erforichen und nicht an dem 
buchjtäblichen Sinne des Ausdruds zuhaften. 134 
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Ein Rechtsgeſchäft, dad gegen ein geſetzliches Verbot 
verftößt, ift nichtig, wenn fich nicht aus dem Geſetz 
ein anderes ergiebt. 135 Verjtößt die Verfügung 
über einen Gegenftand gegen ein gejehliche® Ver— 
äußerungöverbot, das nur denSchutz beitimmter Pers 
ſonen bezweckt, jo ijt ſie nur diefen Perſonen gegen 
über unwirkſam. Der rechtsgeſchäftlichen Verfiigung 
ſteht eine Verfügung gleich, die im Wege der 
Zwangsvollſtreckung oder der leg ra Be, er⸗ 
folgt. | Die Vorſchriften zu Gunſten derjenigen, 
welche Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, 
finden entjprechende Anwendung. 136 Ein Ber: 
äußerungsverbot, das von einem Gericht oder von 
einer anderen Behörde innerhalb ihrer Zuſtändig— 
feit erlafjen wird, jteht einem gejeglichen Veräuße— 
en der im $ 135 bezeichneten Art gleich. 
137 Die Befugnis zur Berfiigun über ein ver— 
außerliche8 Recht kann nicht durch Rechtsgeichäft 
ausgejchloffen oder beichränft werden. Die Wirk: 
famfeit einer Berpflichtung, über ein folches Recht 
nicht zu verfügen, wird durch dieſe Vorſchrift nicht 
berührt. 138 Ein Wr das gegen die 
uten Sitten verjtößt, ift nichtig. | Nichtig tft ins— 
ejondere ein Rechtsgeſchäft, durch das jemand unter 
Ausbeutung der Notlage, des Leichtfinn3 oder der 
Unerfahrenheit eines Anderen fich oder einem Drit=- 
ten für eine Leiftung Bermögensvorteile verfprechen 
oder gewähren läßt, welche den Wert der Leiftung 
dergejtalt überfteigen, daß den Umſtänden nad) die 
Bermögensvorteile in auffälligem Mißverhältniſſe 
zu der Leiftung ftehen. 139 Sit ein Teil eines 
Rechtögefchäfts nichtig, jo 5 das ganze Rechtsgeſchäft 
nichtig, wenn nicht anzunehmen tft, Daß es auch ohne 
den nichtigen Teil vorgenommen fein würde. 140 
Entipricht ein nichtiges Rechtsgefchäft den Erforder— 
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niffen eines anderen Rechtsgeſchäfts, jo gilt das 
legtere, wenn anzunehmen tft, daß deſſen Geltung 
Kenntnis der Nichtigleit gewollt fein wiirde. UA L 
Wird ein nichtiges Nechtögefchäft von demjenigeıt, 
welcher e3 vorgenommen Hat, beftätigt, jo iſt die 
ge al3 erneute Vornahme zu beurteilert. | 
Wird ein nichtiger — von den Parteien bes 
ftätigt, jo ſind dieſe im Bweifel verpflichtet, einander 
zu gewähren, was fte Haben würden, wenn der Ver—⸗ 
trag von Anfang an giltig geweſen wäre. 142 
Wird ein anjechtbares Rechtsgeſchäft angejochten, jo 
ift e3 als von Anfang an nichtig anzujehen. | 
die Anfechtbarkeit lannte oder fennen mußte, wird, 
wenn die Anfechtung erfolgt, jo behandelt, wie wenn 
er die Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts gekannt Hätte 
oder Hätte kennen müſſen. 143 Die Unjechtung 
erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Anfechtung3= 
gegner. | Anfechtungsgegner iſt bei einem VBertrage 
der andere Teil, im alle des $ 123 Ab. 2 Sat 2 
derjenige, welcher aus dem Bertrag unmittelbar ein 
Recht erworben hat. | Bei einem einjeitigen Rechts⸗ 
geſchäfte, das einem Anderen gegenüber vorzunehmen 
war, ijt der Andere der er ah Das 
Gleiche gilt bei einem Rechtögeichäfte, das einem 
Anderen oder einer Behörde gegenüber vorzuneh⸗ 
men war, auch dann, wenn das Rechtsgeſchäft der 
Behörde gegenüber vorgenommen worden ljt. | Bei 
einem einjeitigen Rechtsgejchäft anderer Art Ift Anz 
fechtungsgegner jeder, der auf Grund des Rechts⸗ 
geſchäfts unmittelbar einen rechtlichen Vorteil er= 
langt bat. Die Anfechtung kann jedoch, wenn die 
Willenserllärung einer Behörde gegenüber abzu—⸗ 
geben war, dur) Erklärun gegen er der Behörde 
erfolgen; die Behörde foll die Anfechtung dem» 
jenigen mitteilen, welcher durch das Rechtsgeſchäft 
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unmittelbar betro * worden iſt. 144 Die Anfech⸗ 
tung iſt ausgeſchloſſen, wenn das anfechtbare Rechts⸗ 
geſchäft von dem Anfechtungsberechtigten beſtätigt 
wird. | Die Beſtätigung bedarf nicht der für das 
Rechtögefchäft beſtimmten Form. 

Dritter Titel. Vertrag. 145 er einem 
Anderen die Schließung eines Vertrags anträgt, iſt 
an den Antrag gebunden, es feidenn, daß er die Ge⸗ 
bundenheit ausgejchloffen Hat. 146 Der Antrag 
erlischt, wenn er den Antragenden gegenüber abges 
lehnt oder wenn er nicht dieſem gegenilber nad) den 
85 147 bi3 149 tzeitig angenommen wird. 147 
Der einem Anweſenden gemachte Antrag kann nur 
fofort angenonımen werden. Dies gilt auch von einem 
mittelft Fernjprecher3 von Berjon zu Berjon gemach⸗ 
ten Antrage. | Der einem Abweſenden gemachte An⸗ 
man fann nur bi3 zu dem Beitpunktt angenommen 
werden, in welchem der Antragende den Eingang der 
Antwort unter regelmäßigen Umftänden erwarten 
darf. 148 Hat der Antragende für die Annahme 
de3 Antrags eine Friſt bejtimmt, fo kann die An— 
nahme nur innerhalb der Friſt erfolgen. 149 it 
eine dem Antragenden verjpätet zugegangene Ans 
nahmeerflärung dergeftalt abgefendet worden, daß 
fie bei regelmäßiger Beförderung ihm rechtzeitig zu⸗ 
pegangen jein würde, und mußte der Antragende 

ie8 erfennen, fo hat er die Verſpätung dem Anneh= 
menden unverzüglich nad) dem Empfange der Erklä— 
rung anzuzeigen, fofern es nicht ſchon vorher ge- 
chehen iſt. Berzögert er Die Abſendung der Anzeige 
o gilt die Annahme al3 nicht veripätet. 150 Die 
verjpätete Annahme eines Antrags gilt als neuer 
Antrag. | Eine Annahme unter Erweiterungen, Eine 
ſchränkungen oder fonftigen Aenderungen gilt als 
Ablehnung verbunden mit einen neuen Antrage. 
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151 Der Vertrag kommt durch die Annahme des 
Antrags zuſtande, ohne daß die Annahme dem Ans 
tragenden gegenüber erklärt zu werden braucht, wenn 
eine ſolche Erklärung nach der Verlehrsſitte nicht zu 
ertvarten ift oder der Antragende auf fie verzichtet 
hat. Der Beitpunkt, in welchem der Antrag erliſcht, 
bejtimmt ji nach dem aus dem aaa Papas den 
Umftänden zu entnehmenden Willen des Antragen— 
den. 152 Wird ein Vertrag gerichtlich oder nota= 
riell beurfundet, ohne daß beide Teile gleichzeitig an— 
wejend jind, jo kommt der Vertrag mit der nad) $128 
erfolgten Beurkundung der Annahme zustande, wenn 
nicht ein anderes bejtimmt ift. Die Vorjehrift des 
8151 Saß 2 findet Anwendung. 153 Das Bujtandes 
kommen des Bertrags twird nicht dadurch gehindert, 
daß der Antragende vor der Annahme ftirbt oder ge= 
— wird, es ſei denn, daß ein anderer 
ille des Antragenden anzunehmen ijt. 154 So— 
lange nicht die Parteien ſich über alle Runlte eines 
Bertrags geeinigt Haben, über die nad) der Erklärung 
auch nur einer Partei eine Vereinbarung getroffen 
werden joll, ift im Zweifel der Vertrag nicht ges 
Eike Die Berjtändigung über einzelne Bunte 
jt auch dann nicht bindend, wenn eine Aufzeihnung 
ftattgefunden Hat. | Sit eine Beurkundung des bes 
abjichtigten Vertragd verabredet worden, jo ijt im 
weifel der Vertrag nicht geſchloſſen, bis Die Beur— 
undung erfolgt iſt. 1555 Haben ſich die Barteien bet 
einem Bertrage, den jie als geſchloſſen anjehen, über 
einen Punkt, über den eine Vereinbarung getroffen 
werden jollte, in Wirklichkeit nicht geeinigt, fo gilt 
das Bereinbarte, jofern anzunehmen ijt, daß der 
Vertrag auch ohne eine Beſtimmung Über diefen 
Punkt geichlofjen jein wiirde, 156 Bei einer Verfteis 
gerung kommt der Vertrag erjt durch den Zujchlag 
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zujtande. Ein Gebot erlijcht, wenn ein Uebergebot 
abgegeben oder die Verjteigerung ohne Erteilung des 
Zuſchlags gejchloffen wird. 157 Berträge find jo 
auszulegen, wie Treu und Glauben mit Rüdficht auf 
die Verkehrsſitte es erfordern. 

Vierter Titel. Bedingung. Zeitbe- 
stimmung. 158 Rird ein Rechtsgefchäft unter 
einer aufichiebenden Bedingung vorgenommen, fo 
tritt die von der Bedingung abhängig gemachte Wir 
fung mit dem Eintritte der Bedingung ein.) Wird ein 
Rechtsgeſchäft unter einer auflöjenden Bedingung 
vorgenommen, jo endigt mit dem Eintritte der Be— 
dingung die Wirkung des Nechtögefchäfts ; mit dieſem 
Beitpumfte tritt der frühere Rechtszuſtand wieder ein. 
159 Sollen nad) dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts 
die an den Eintritt der Bedingung nefnüipften Folgen 
auf einen früheren Beitpunkt zurückbezogen werden, 
jo jind im Falle des Eintritt der Bedingung die Bes 
teiltgten verpflichtet, einander zur gewähren, was jie 
haben wilrden, wenn die Folgen in dem früheren 
Zeitpunkt eingetreten wären. 160 Wer unter einer 
aufichiebenden Bedingung berechtigt iſt, kann im Falle 
des Eintritt3 der Bedingung Schadenserjah von dem 
anderen Teile verlangen, wenn diejer während der 
Schwebezeit da3 von der Bedingung abhängige Recht 
durch ſein Verſchulden vereitelt oder beeinträchtigt. | 
Den gleichen Anjprucd hat unter denjelben Voraus: 
jetungen bei einem unter einer auflöjenden Bedin— 

ung vorgenommenen Nechtsgejchäfte derjenige, zu 
eſſen Gunjtert der frühere Rechtszuſtand wiederein- 
tritt. LGA Hat jemand unter einer aufjchiebenden 
Bedingung Über einen Gegenjtand verfügt, jo iſt 
jede weitere Verfügung, die er während der Schwebes 
zeit Über den Gegenstand trifft, im Falle des Ein— 
tritt3 der Bedingung injoweit unwirkſam, als fie die 
3 
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von der Bedingung abhängige Wirkung vereiteln oder 
beeinträchtigen würde. Einer folchen Verfügung fteht 
eine Verfiigung gleich, die während der Schwebezeit 
im Wege der Zwangsvollitredung oder der Arreſt— 
vollziehung oder durch denKonkursverwalter erfolgt. | 
Dasjelbe gilt bei einer auflöjenden Bedingung von 
den Verfügungen desjenigen, defjen Recht mit dem 
Eintritte der Bedingung I | Die Vorjchriften zu 
Gunjten derjenigen, welche Hechte von einem Nicht» 
berechtigten herleiten, finden entjprechende Anmwen= 
dung. 162 Wird der Eintritt der Bedingung von 
der Bartei, zu deren Nachteil er gereichen wiirde, 
wider Treu und Glauben verhindert, fo gilt die Bes 
dingung als eingetreten. | Wird der Eintritt der Be— 
dingung von der Bartei, zu deren Vorteil er gereicht, 
wider Treu und Glauben herbeigeführt, fo gilt der 
Eintritt als nicht Ag 163 Sit für die Wirkung 
eined Rechtögejchäft3 bei defien Vornahme ein An— 
fang3= oder ein Endtermin beftimmt worden, fo fin 
den im erjteren Falle die für die aufjchiebende, im 
letteren Falle die für die auflöfende Bedingung gel- 
tenden Vorfchriften der 88158, 160, 161 entiprechende 
Anwendung. 

Fünfter Titel. Vertretung. Voll- 
macht. 164 Eine Willenserklärung, die jemand 
innerhalb der ihm zustehenden Vertretungsmacht im 
Namen des Vertretenen abgiebt, wirkt unmittelbar 
für und gegen den Bertretenen. E83 macht feinen 
Unterjchted, ob die Erklärung ausdrüllich im Namen 
des Vertretenen erfolgt oder ob die Umftände er— 
geben, daß jte in defjen Namen erfolgen fol. | Tritt 

er Wille, in fremdem Namen zu handeln, nicht er= 
fennbar hervor, fo kommt der Mangel des Willens 
im eigenen Namen zu ae nicht in Betracht. 
Die Vorſchriften des Abf. 1 finden entfprechende An⸗ 
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wendung, wenn eine gegenüber einem Anderen abs 
— Willenserklärung deſſen Vertreter gegen⸗ 
er erfolgt. 165 Die Wirkſamkeit einer von oder 
enüber einem Bertreter a — Willenser⸗ 
rung wird nicht dadurch beeinträchtigt, daß der 
Vertreter in der ——— beſchränkt iſt. 
166 Soweit die rechtlichen Folgen einer Willens⸗ 
erklärung duch Willensmängel oder durch die Kennt⸗ 
nt3 oder das Kennenmüſſen gewifjer Umſtände be= 
einflußt werden, kommt nicht die Perſon des Ber: 
tretenen, jondern die des Vertreterd in Betracht. | 
Hat im Falle einer burch Rechtsgeſchäft erteilten Ver⸗ 
tretungsmacht (Bollmadt) der Vertreter nach bes 
mten Weljungen des Vollmachtgebers gehan= 
‚jo kann fich diejerin Anfehung folder Umjtände, 
die er ſelbſt kannte, nicht auf die Unkenntnis des 
Vertreters berufen. Dasjelbe gilt von Umftänden, 
die der Vollmachtgeber lennen mußte, jofern das 
Kennenmüfjfen der Kenntnis gleichfteht. 167 Die 
Erteilung der Vollmacht erfolgt durch Erklärung 
—— dem zu Bevollmächtigenden oder dem 
en, dem gegenüber die Vertretung ftattfinden 
oll. | Die —— bedarf nicht der Form, welche 
das Rechtsgeſchäft beſtimmt iſt, auf das ſich die 
Vollmacht bezieht. 168 Das Erlöſchen der Boll» 
macht pers fih nad) dem ihrer Erteilung zu 
Grunde liegenden Rechtsverhältniſſe. Die Vollmacht 
iſt auch bei dem Fortbeſtehen des Rechtsverhältniſſes 
widerruflich a nicht aus diejem einanderes 
ebt. Auf ärung des Widerrufs findet die 
Borichrift des $ 167 Ab. 1entiprechende Anwendung. 
169 Soweit nad) den $$ 674, 729 die erlojchene 
Vollmacht eines —— oder eines geſchäfts⸗ 
re en 8 fortbejtehend gilt, wirkt 
e nicht zu Gunjten eines Dritten, der bei der Vor—⸗ 
3* 
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nahme eines Rechtsgeſchäfts das Erlöſ chen kennt oder 
fennen muß. 170 Wird die Vollmacht durch Ex— 
Färung gegenüber einem Dritten erteilt, jo bleibt 
fte dieſem gegenüberin Kraft, big ihm da3 Erlöſchen 
von dem Vollmachtgeber angezeigt wird. 171 Hat 
jemand durch befondere Mitteilung an einen Dritten 
oder durch öffentliche Bekanntmachung fundgegeben, 
daß er einen Anderen bevollmächtigt habe, Done 
diefer auf Grund der Kundgebung im erjteren alle 
dem Dritten gegenüber, im Iegteren Falle jedem 
Dritten gegenüber zur Bertrefun befugt. | DieBer- 
tretungsmacht bleibt beftehen, bis die Kundgebung 
in derfeiben Weiſe, wie fte erfolgt ift, widerrufen 
wird. 172 Der befonderen Mitteilung einer Bevoll= 
mächtigung durch den Vollmachtgeber licht es gleich, 
wenn diefer dem Vertreter eine Vollmachtsurkunde 
ausgehändigt hat und der Vertreter ſie dem Dritten 
vorlegt. | Die Vertretungsmacht bleibt beftchen, biß 
die Vollmachtsurkunde dem Vollmachtgeber zurück⸗ 
gegeben oder für kraftlos erklärt wird. 173 Die 
Vorschriften des 170, des $171 Abj. 2 und de8$ 172 
Abſ. 2 finden keine Anwendung, went der Dritte 
das Erlöfchen der Vertretungsmacht bei der Vor— 
nahme des Rechtsgeſchäfts kennt oder kennen muß. 
174 Ein einfeitiges Nechtsgejchäft, das ein Bevoll⸗ 
mächtigter einem Anderen gegenüber vornimmt, tft 
unwirkffam, wenn dev Bevollmächtigte eine Volle 
machtsurkunde nicht vorlegt und ber Andere das 
Rechtsgeſchäft aus diefem Grunde unverzüglich zu— 
rückweiſt. Die Zurückweiſung tft ausgejchlofjen, wenn 
der Bollmachtgeber den Anderen von der Bevollmäch— 
tigung in Kenntnis oelent hatte. 175 Nach dem Er— 
löfſchen der Vollmacht hat der Bevollmächtigte die 
Vollmachtsurkunde dem Vollmachtgeber zurüdzits 
geben; ein Zurücbehaltungsrecht jteht ihm nicht zu. 
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176 Der Bollmaditgeber kann die Vollmachtsur⸗ 
funde durch eine öffentliche Belanntmadhung für 
fraftlos erflären; die Kraftloserflärung muß nad 
den für die öffentliche Zuftellung einer Ladung gel- 
tenden Borjchriften der Civilprozeßordnung vers 
öffentlicht werden. Mit dem Ablauf eines Monats 
.. der legten Einrüdung indie öffentlichen Blätter 
wird die Kraftloserklärung wirkjam. | oo für 
die Bewilligung der Beröffentlichung ijt ſowohl das 
Amtsgericht, in dejien Bezirke der Bollmachtgeber 
jeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat, al3 dag Amts⸗ 
gericht, welches für die — auf re der Urs 

ıde, abgejehen von dem Werte des treitgegen⸗ 
ſtandes, zuſtändig ſein würde. Die Kraftloserklärung 
iſt unwirkſam, wenn der Vollmachtgeber die Voll— 
macht nicht widerrufen kann. 177 Schließt jemand 
ohne Vertretungsmacht im Namen eines Anderen 
einen Vertrag, jo hängt die Wirkſamkeit deö Vertrags 
für und gegen den Bertretenen von deſſen Geneh— 
migung ab. | Fordert der andere Teil den Vertre— 
tenen pe Erklärung über die Genehmigung auf, jo 
fann die Erklärung nur ihm gegenüber erfolgen ; eine 
vor der Aufforderung dem Bertreter gegenüber er= 
Härte Genehmigung oder Verweigerung der Geneh- 
migung wird unwirkſam. Die Genehmigung kann 
nur bi3 zum Ablaufe von 2 Wochen nad) dem Ente 
pfange der Aufforderung erklärt werden; wird fie 
nicht erklärt, jo gilt fie al3 verweigert. 178 Bis 
zur Genehmigung des Vertrags ijt der andere Teil 
zum Hiderrutfe berechtigt, es Re denn, daß er den 
Mangel der Bertretung3macht bei dem Abjchlufje des 
Bertrags gefannt hat. Der Widerruf kann auch dem 
Bertreter gegenüber erklärt werden. 179 Wer als 
Bertreter einen Vertrag geſchloſſen hat, tt, jofern er 
nicht jeine Bertretungsmacht nachweiſt, dem anderen 
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Zeile nach deſſen Wahl zur Erfüllung oder zum 
Schadenserſatze ve tet, wenn ber Bertretene die 
Genehmigung des Wertragd verweigert. | Hat der 
Bertreter den Mangel der Vertretungsmacht nicht 
efannt, fo ift er nur zum Erſatze besten! en Scha= 
eg ichtet, welchen der andere Teil dadurch 
erleidet, daß er auf die Vertretungsmacht vertraut, 
jedoch nicht Über den Betrag des Intereſſes hinaus, 
welches der andere Teil an der Wirkſamkeit des Vers 
trag3 hat. | DerBertreter haftet nicht, wenn der ans 
bere Teil den Mangel der Bertretungsmadt kannte 
oder kennen mußte. Der Vertreter haftet aud) dann 
nicht, wenn er in der Gejchäftsfähigfett beſchränkt 
war, es jet denn, baß er mit Buftimmung feines ge= 
jeglichen Vertreters gehandelt Hat. 180 Bet einem 
einjeitigen Rechtsge Däft tft Vertretung ohne Vers 
tretung3macht unzu — Hat jedoch derjenige, 
welchem gegenüber ein jolches Rechtsgeſchäft vorzu⸗ 
nehmen war, die von dem Vertreter behauptete Vers 
tretungsmacht bei der Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
nicht — oder iſt er damit einverſtanden ge⸗ 
weſen, daß der Vertreter ohne — ac Hin 
handele, fo finden die Vorjchriften Über Vertrüge 
entiprechende Anwendung. Das Gleiche pt, wenn 
ein einjeitiges Rechtsgeſchäft gegenüber einem Ver⸗ 
treter ohne —— — mit deſſen Einver⸗ 
ftändnifje vorgenommen wird. 181 Ein Vertreter 
kann, joweit nicht ein anderes ihm gejtattet tft, im 
Namen des Vertretenen mit fich im eigenen Namen 
oder als Vertreter eines Dritten ein Rechtögejchäft 
nicht vornehmen, es ſei denn, daß das Rechtsgeſchäft 
a in ber Erfillung einer Verbindlichkeit 
eht. 
Sechster Titel. gt Son Ge- 
nehmigung. 182 Hängt die Wirkſamkeit eincs 
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Bertrags oder eines einjeitigen Rechtsgeichäfts, dag 
einem Anderen gegenüber vorzunehmen iſt, von der 
Zuitimmung eines Dritten ab, jo klann die Erteilung 
jowie die Verweigerung der Buftimmung ſowohl dem 
einen als dem anderen Teile ge enüber erflärt wer⸗ 
den. Die Zuſtimmung bedarf n — der für das Rechts⸗ 
eſtimmten Form. | Wird ein einſeitlges 


mung eines Dritten re mit Einwilligung des 


vorherige Zuſtimmung en) r biß zur 


liche Zuſtimmung (Genehmigung) wirkt auf den 
eciB eſchäfts zuriid, 
joweit nicht ein anderes beftimmt tft. | Durch die 
— — Be mungen nicht unwirkſam, 
die vor der ehmigung über den Gegenjtand des 
gan kurt von dem Genehmigenden getroffen 
wo oder im Wege der Zwangsvollſtreckung oder 
der toollziehung oder Dura, den Konkursver⸗ 
walter erfolgt find. 185 Eine Verfügung, die ein 
Nichtberechtigter Über einen Gegenftand trifft, t 
wirfjam, wenn fie mit Einwilligung des Berechtig⸗ 
ten erfolgt. | Die Verfügung wird wirkſam, wenn 
der B tigte fie genehmigt oder wenn ber Ver⸗ 
fügende den Gegenftand erwirbt oder wenn er von 
dem Berechtigten beerbt wird und diejer für bie Na 
laßverbindlichleiten — haftet. In den bei⸗ 
den letzteren Füllen wird, wenn über den Gegen—⸗ 
ftand mehrere miteinander nicht in Einflang jtehende 
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Verfügungen getroffen worden find, nur die frühere 
Verfiigung wirkjant. 


Bierter Abſchnitt. Sriften. Termine. 


186 Für die in Geſetzen, gerichtlichen Verfü— 
gungen und Rechtögeichäften enthaltenen Frift- und 

Arge re gelten die Auslegungsvor—⸗ 
ichriften der $$ 187 bi8 193. 187 Sit für den Ans 
fang einer Frijt ein Ereignis oder ein in den Lauf 
eines Tages fallender Zeitpunkt maßgebend, jo wird 
bei der Berechnung der Frijt der Tag nicht mitge— 
rechnet, in welchen das Ereignis oder der Zeitpunkt 
ällt. | Sit der Begin eines Tages der für den An— 
ang einer Friſt maßgebende Beitpunkt, jo wird die— 
jer Tag bei der Berechnung der Frift mitgerechnet. 
Das Gleiche gilt von dem Tage der Geburt bei der 
Berechnung des Lebensalters. 188 EinenachTagen 
bejtimmte —* endigt mit dem Ablaufe des letzten 
Tages der Friſt. Eine Friſt, die nach Wochen, nach 
Monaten odernaheinem mehrere Monateumfafjen- 
den Zeitraume — Jahr, halbes Sahr, Vierteljahr — 
beſtimmt ift, endigt im Falle des $ 187 Abf. 1 mit 
dem Abfaufe desjenigen Tages der letzten Woche oder 
des letzten Monat3, welcher durch jeine Benennung 
oder jeine Zahl dem Tage entjpricht, in den das Er— 
— oder der Zeitpunkt fällt, im Falle des $ 187 
Abſ. 2 mit dem Ablaufe desjenigen Tages der legten 
Woche oder de3 letzten Monats, welcher dem Tage 
vorhergeht, der durch jeine Benennung oder ſeine 
Bahl dem Anfangstage der Frift entipricht. | Fehlt 
bei einer nach Monaten beitimmten Frijt in dent 
legten Monate der filr ihren AblaufntaßgebendeTag, 
jo endigt die Friſt mit dem Ablaufe des legten Tagcs 
dieſes Monats. 189 Unter einem halben Jahre 
wird eine Friſt von 6 Monaten, unter einem Viertel⸗ 


5. Abſchn. Verjährung. $$ 186-196. 41 


jahre eine Friſt von 3Monaten, unter einem Halben 
Monat eine Friit von 15 Tagen veritanden. | Sit 
eine Frift auf einen oder mehrere ganze Monate und 
einen halben Monat en jo find die 15 Tage zu» 
legt zu zählen. 19 — der Verlängerung 
einer Friſt wird die neue Frift von dem Mblaufe der 
vorigen Friſt an berechnet. 191 Sit ein Zeitraum 
nah Monaten oder nad) Jahren in dem Sinne bes 
ftimmt, Daß er nicht zufammenhängend zu verlaufen 
braucht, jo wird der Monat zu 30, das Jahr zu 
365 Tagen gerechnet. 192 Unter Anfang des Mo» 
nat3 wird der 1., unter Mitte des Monats der 15., 
unter Ende des Monats der letzte Tag des Monats 
verftanden. 193 Sit an einem beftimmten Tage 
oder innerhalb einer Frijt eine Willenderflärung ab= 
zugeben oder eine Leijtung zu bewirken und fällt der 
beitimmte Tag oder der legte Tag der Frift auf einen 
Sonntag oder einen am Erflärung3= oder Leiftungds 
orte ftaatlich anerkannten allgemeinen Feiertag, jo 
tritt an die Stelle des Sonntags oder des Feiertags 
der nächjtfolgende Werktag. 


Fünfter Abſchnitt. Verjährung. 

194 Da: Recht, von einem Anderen ein Thun 
oder ein Unterlaffen zu verlangen a a unters 
liegt der Berjährun . | Der Anſpruch aus einem 
familienrechtlichen Verhältnis unterliegt der ers 
jährung nicht, joweit er auf die Heritellung des 
dem Verhältnis entjprechenden Bujtandes für die 
Zukunft gerichtet it. 195 Die regelmäßige Ver— 
jährungsfrijt beträgt 30 Sahre. 196 In 2Jahren 
verjähren die Anjprüche: 1. der Kaufleute, Fabri— 
fanten, Handwerker und derjenigen, welche ein 
Kunftgewerbe betreiben, für Lieferung von Waren, 
Ausführung von Arbeiten und Bejorgung fremder 
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fte, mit — der Auslagen, es ſei denn, 

daß die Leiſtung für Den Gewerbebetrieb des Schuld⸗ 
ners erfolgt; 2. derjenigen, welche Lands oder Forſt⸗ 
wirtjchaft betreiben, für Lieferung von lands oder 
forſtwirtſchaftlichen Erzeugnifjen, fofern die Liefe— 
zung zur Berwendung im Haushalte des Schuldners 
erfolgt; 3. der Eijenba sr eg here: Fracht⸗ 
rleute, Schiffer, Lohnkutſcher und Boten wegen 

es — der Fracht, des Fuhr⸗ und Boten⸗ 
lohns, mit Einſchluß der Auslagen; 4. der Gaſt⸗ 
wirte und derjenigen, welche Fe jen oder Getränte 
ewerb3mäßig verabreichen, für Gewährung von 
ohnung und Beldjtigung ſowie für andere den 
Gäſten zur Befriedigung ihrer Bedürfnifje gewährte 
Letitungen, mit Einjchluß der Auslagen; 5. ders 
jenigen, welche 2otterieloje vertreiben, aus dem 
Bertriebe der Loſe, es jei denn, daß die Loſe zum 
Weitervertriebe geliefert werden; 6. derjenigen, 
welche bewegliche Sachen gewerb3mäßig vermieten, 
wegen des Mietzinjes; 7. derjenigen, welche, ohne 
u den in Nr. 1 bezeichneten Berjonen zu — 
ie Beſorgung fremder Geſchäfte oder die Leiſtung 
von Dienſten gewerbsmäßig betreiben, wegen der 
ihnen aus den Gewerbebetriebe gebührenden Ver—⸗ 
gütungen, mit Einjhluß der Auslagen; 8. Ders 
jenigen, welche im Privatdienjte jtehen, wegen des 
Gehalts, Lohnes oder anderer Dienjtbeziige, mit 
Einichlußder Auslagen, fowie — — 
wegen der auf ſolche Anſprüche gewährten Bors 
KoLie; 9. der gewerblichen Arbeiter — Gejellen, 
Gehilfen, Lehrlinge, Fabrikarbeiter —, der Tages 
löhner und Handarbeiter wegen des Lohnes und 
anderer anjtelle oder als Teil des Lohnes verein⸗ 
barter Leiftungen, mit Einjchluß der Auslagen, ſo— 
wie der Arbeitgeber wegen der auf jolche Anfprüche 
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gewährten Vorſchüſſe; 10. der Lehrherren und Lehr⸗ 
meijter wegen des Lehrgeldes und anderer im Lehr⸗ 
vertrage vereinbarter Leiſtungen ſowie wegen der 
für die Lehrlinge beftrittenen Auslagen; 11. der 
öffentlichen Anftalten, welche dem Unterrichte, der 
ölchung, Verpflegung oder Heilung dienen, fowie 
der Inhaber von Brivatanftalten folder Art für Ge- 
währung von Unterricht, Verpflegung oder Heilung 
und für die damit zufanmenhängenden Aufwen— 
dungen; 12. derjenigen, welche Berjonen zur Ver- 
pfiegung oder zur Erziehung aufnehmen, filr Leiſtun⸗ 
en und Aufwendungen der in Nr. 11 bezeichneten 

tt; 13. der öffentlichen Lehrer und der Privat— 
lehrer wegen ihrer Honorare, die Anfprüche der 
öffentlichen Lehrer jedoch nicht, wenn Ale auf Grund 
beſonderer Einrichtungen geſtundet find; 14. der 
Aerzte, —** auch der Wundärzte, Geburts⸗ 
helfer, Bahnärzte und Tierärzte, ſowie der Heb- 
ammen für ihre Dienftleiftungen, mit Einfchluß der 
Auslagen; 15. der Rechtsanwälte, Notare und Ge- 
richtsvollzieher jowie aller Perſonen, die zur Be- 
jorgung gewifjer Geſchäfte Hffentlich beftellt oder 
zugelafjen find, wegen ihrer Gebühren und Aus— 
Ingen, ſoweit nicht diefe zur Staatskaſſe fliehen ; 
16. der Parteien wegen der ihren Rechtsanwälten 
geraden Vorſchüſſe; 17. der Beugen und Sach» 
verjtändigen wegen ihrer Gebühren und Auslagen. 
Soweit die im Abſ. 1 Nr.1, 2, 5 bezeichneten Ans 
Iprüche nicht der Verjährung von 2 Sahren unters 
liegen, verjähren fie in 4 Sahren. 197 An 4 

ahren verjähren die Anipriihe aufRiiditände von 
— — mit Einſchluß der als Zuſchlag zu den 
injen zum Bwede allmählicher Tilgung des Nas 
pital3 zu entrichtenden Beträge, die Anſprüche auf 
Rückſtände von Miet- und Pachtzinfen, foweitfie 
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nicht unter die VBorjchrift des $ 196 Abſ. 1 Nr. 6 
fallen, und die Anſprüche auf Rückſtände von Renz 
ten, Auszugsleiftungen, Bejoldungen, Wartegel- 
dern, Ruhegehalten, Unterhaltsbeiträgen und allen 
anderen regelmäßig wiederkehrenden Leiſtungen. 
198 Die Verjährung beginnt mit der Entjtehung 
des Anſpruchs. Geht der Anjpruch auf ein Unter: 
laffen, jo as die Verjährung mit der Zuwider⸗ 
handlung. 199 Kann der Berechtigte die Leijtung 
erjt verlangen, wenn er dem Verpflichteten gekün⸗ 
digt hat, jo beginnt die Verjährung mit dem Beit- 
punkte, von welchem an die Kündigung zuläffig tft. 
Hat der Berpflichtete die Leitung erjt zu bewirken, 
wenn jeit der Kündigung eine bejtinmte Friſt ver= 
ftrichen ift, jo wird der Beginn der and um 
die Dauer der Frijt Hinausgefchoben. 200 Fängt 
die Entjtehung eines Anjpruchs davon ab, daß der 
Berechtigte von einem ihm zuftehenden Anfechtungs= 
rechte Gebrauch macht, jo beginnt die Verjährung 
mit dem Beitpunfte, von welchem andie Anfechtung 
uläjftg iſt. Dies gilt jedoch nicht, wenn die Ans 
ektun ſich auf ein familienrechtliches Verhältnis 
bezieht. 201 Die Verjährungder inden$$ 196, 197 
bezeichneten Ansprüche beginnt mit dem Schluffe 
des Sahres, in welchem der nad) den $$ 198 bis 
maßgebende Zeitpunkt eintritt. Kann die Leiftun 
erit nach dem Ablauf einer iiber diefen Beitpun 
hinausreichenden Frijt verlangt werden, jo beginnt 
die Vergährung mit dem © 5* des Jahres, in 
welchem die Friſt abläuft. SO Die Verjährung 
iſt gehemmt, jolange die Leiftung gejtundet oderder 
Berpflichtete aus einem anderen Grunde vorüber» 
ap zur Verweigerung der Leiftung berechtigt 
ft. | Diefe Borjchrift findet Feine Anwendung auf 
die Einrede des Zurückbehaltungsrechts, des nicht 
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erfüllten Vertrags, der mangelnden GSicherheits- 
leiftung, der Borausflage ſowie auf die nad) $ 770 
dem Burgen und nad) den £S 2014, 2015 dem Erben 
äujtehenden Einreden. O3 Die Verjährung ift 
Ser jolange der Berechtigte durch Stillitand 
er Rechtspflege innerhalb der letten 6 Monate der 
Berjährungsiriit an der Rechtsverfolgung verhindert 
iſi. Das Gleiche gilt, wenn eine jolche Verhinde- 
rung in anderer Weife durch höhere Gewalt herbei— 
geführt wird. 204 Die Berjährungvon Anfprüchen 
zwiſchen Ehegatten ijt gehemmt, jolange die Ehe 
bejteht. Das Gleiche gilt von Ansprüchen zwifchen 
Eltern und Kindern während der Minderjährigkeit 
der Kinder und von Aniprüchen zwiſchen dem Bor: 
mund und dem Mindel während der Dauer de3 
Vormundſchaftsverhältniſſes. 205 Der Zeitraum, 
während defjen die Verjährung gehemmt ijt, wird 
in die Berjährungsfrift nicht eingerechnet. 206 Zit 
eine gejchäftsunfähige oder in der Gefchäftsfähig- 
feit beichräntte Berfon ohne gejeglichen Vertreter, 
jo wird die gegen fie laufende Verjährung nicht vor 
em Ablaufe von 6 Monaten nach dem Beitpunfte 
vollendet, in welchem die Perſon unbejchränft ge: 
Ihäftsfähig wird oder der Mangel der Vertretung 
aufhört. Sit die VBerjährungsfrijt kürzer als 6 Mo- 
nate, jo tritt der für die Verjährung beſtimmte 
Beitraum an die Stelle der 6 Monate. | Dieje Vor: 
—— finden keine Anwendung, ſoweit eine in 
er Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Perſon prozeßfähig 
it. 207 Die Verjährung eines Anſpruchs, der 
zu einem Nachlaſſe gehört oder fich gegen einen 
Nachlaß richtet, wird nicht vor dem Ablaufe von 6 
Monaten nachdem Beitpunkte vollendet, in welchem 
die Erbichaft von dem Erben angenommen oder der 
Konkurs über den Nachlaß eröffnet wird oder von 
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egen einen Vertreter gemacht werden fann. 
St die — kürzer als 6 Monate, ſo 
tritt der für die Verjährung beſtimmte Zeitraum 


an die Stelle der 6 Monate. 208 Die Verjährung 
wird unterbrochen, wenn der Verpflichtete Dem Be— 
rechtigten gegenüber den Anſpruch durch Abichlag> 
zahlung, Hrssahtung, a oder in 
anderer Weije anerkennt. 209 Die ya 
wird unterbrochen, wenn der Berechtigte auf Befries 
digung oder auf Feltitellung des nn auf 
Erteilung der ol run oder auf Ers 
lafjung des Vollſtreckungsurteils Br erhebt.| Der 
Erhebung der Klage jtehen ae 1.die Zujtellung 
eines ablungsbereplg im Mahnverfahren; 2. die 
Anmeldung des Anſpruchs im Konkurje; 8. die 
Geltendmachung der Aufrehnung des Anjpruchs im 
Prozeſſe; 4. die Streitverliindung in dent Prozeſſe, 
von deſſen eu. der Anfpruch abhängt; 5. die 
Vornahme einer Vollitredungshandlung und, ſo— 
weit die Zmwangdvollitredung den Gerichten oder 
anderen Behörden zugewiejen tft, die Stellung des 
ne auf eg re 210 Hängt die 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs von der Vorentſchei—⸗ 
dung einer Behörde ab oder die Beſtimmung 
des zuſtändigen Gerichts durch ein höheres Gericht 
zu erfolgen, jo wird die Verjährung durch die Eins 
reihung des Geſuchs an die Behörde oder das 
höhere Gericht in gleicher Wetje wie durch Klag⸗ 
erhebung — eng wenn die lage binnen 3 
Monaten .. der Erledigung des Geſuchs erhoben 
wird. Auf diefe Frift finden die Vorſchriften der 
$8 203, 206, 207 entiprechende Anwendung. 211 
Die eg durch Klagerhebung dauert fort, 
bis der Prozeß rechtskräftig entſchieden oder anders 
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weit erledigt ijt. | Gerät der Prozeß infolge einer 
Vereinbarung oder dadurch, daß er nicht betrieben 
wird, in Stillitand, jo endigt die Unterbredung 
mit der legten Brozeßhandlung der Parteien oder 
des Gericht3. Die nach der Beendigung der Unter 
brechung beginnende neue Verjährung wird dadurch, 
daß eine der Barteien den Prozeß weiterbetreibt, in 
— Weiſe wie durch Klagerhebung unterbrochen. 
12 Die EL erenung ur Klagerhebung gilt 
al3 nicht erfolgt, wenn die lage zurüdgenommen 
oder durch ein nicht in der Sache jelbjt entjcheiden= 
des Urteil rechtskräftig abgemwiejen wird. | Erhebt 
der Berechtigte binnen 6 Monaten von neuem 
Klage, jo gilt die Verjährung al3 durch die Er— 
hebung der — Klage unterbrochen. Auf dieſe 
Friſt finden die Vorſchriften der $$ 203, 206, 207 
eittiprechende nun: 213 Die Unterbres 
Hung durch Zuftellung eine BahlungSbefehls im 
Mahnverfahren gilt al3 nicht geh wenn die 
Wirkungen der Rechtshängigkeit erlöſchen. 214 
Die er ro durch Anmeldung im Konkurje 
dauert fort, bis der Konkurs beendigt tjt. | Die 
Unterbredung gilt als nicht erfolgt, wenn die An- 
meldung zurüdgenommen wird. l ird bei der Bes 
endigung des Konkurſes für eine Forderung, dieins 
folge eines bei der — erhobenen Widerſpruchs 
in Prozeß befangen iſt, ein Betrag zurückbehalten, 
jo dauert die Unterbrechung auch nad) der Beendi» 
ung de3 Konkurje3 fort; das Ende der Unter 
rechung bejtimmt ſich nad) den Borjchriften des 
$211. 315 Die Unterbredung durch Geltend- 
mahung der Aufrechnung im Prozeß oder — 
Streitverkündung dauert fort, bis der Proze 
rechtskräftig entſchieden oder anderweit erledigt iſt; 
die Vorſchriften des $ 211 Abſ. 2 finden Anwen— 
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dung. Die Unterbrechung gilt als nichterfolgt, wenn 
nicht binnen 6 Monaten nach der Beendigung des 
Prozeſſes Klage auf Befriedigung oder Feſtſtellung 
des Anſpruchs erhoben wird. Auf dieſe Friſt finden 
die Borriften der 8$ 203, 206, 207 entiprechende 
Anwendung. 216 Die Unterbrechung durch Vor— 
nahme einer Vollftredungshandlung gilt als nicht 
erfolgt, wenn die Volftretungsinanregel auf An—⸗ 
trag des Berechtigten oder wegen Mangel3 der ges 
jeglichen Vorausjegungen aufgehoben wird. | Die 
Unterbredung dur) Stellung des Antrags auf 
Zwangsvollſtreckung gilt als nicht erfolgt, wenn 
dem Antrage nicht ftattgegeben oder der Antrag vor 
der Vornahme der Bolljtrekungshandlung zurück— 
genommen oder die erwirkte Bolljtredungsmaßregel 
nah Abj. 1 aufgehoben wird. 217 Wird die Ver 
jährung unterbrochen, jo kommt die bi zur Untere 
bredung verftrichene Zeit nicht in Betracht; eine 
neue Verjährung kann erjt nach derBeendigung der 
Unterbrechung beginnen. 218 Ein rechtskräfti 

feſtgeſtellter Anſpruch verjährt in 30 Jahren, auch 
wenn er an ſich einer kürzeren Verjährung unter— 
liegt. Das Gleiche gilt von dem Anſpruch aus einem 
vollſtreckbaren Vergleich oder einer vollſtreckbaren 
Urkunde ſowie von einem Anſpruche, welcher durch 
die im Konkurs erfolgte Feſtſtellung vollſtreckbar ge— 
worden iſt. Soweit ſich die Feſtſtellung auf regel— 
mäßig wiederkehrende, erſt künftig fällig werdende 
Leiſtungen bezieht, bewendet es bei der kürzeren 
Verjzährungsfriſt. 219 Als rechtskräftige Ent— 
ſcheidung im Sinne des $ 211 Abſ. 1 und des $ 218 
Abſ. 1 gilt auch ein unter Vorbehalt ergangenes 
rechtsfräftiges Urteil. 220 Sit der Anſpruch vor 
einem Scied3gericht oder einem bejonderen Ges 
richte, vor einem Verwaltungsgericht oder einer 
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Berwaltungsbehörde geltend zu machen, fo finden 
die Vorjchriften der 88 209 bis 213, 215, 216, 218, 
219 entjprehende Anwendung. | Sind in dem 
Schiedsvertrage die Ecjiedsrichter nicht ernannt 
oder ijt die Ernennung eines Schiedsrichter aus 
einem anderen Grunde erforderlich oder kann das 
Schiedsgericht erjt nach der Erfüllung einer ſonſti— 
en Borausjegung angerufen werden, jo wird die 

erjährung ſchon dadurd) unterbrochen, daß der 
Berechtigte das zur Erledigung der Sache ſeinerſeits 
Erforderliche vornimmt. 31 Gelangt eine Sadıe, 
in Anjehung deren ein dinglicher Anjpruch befteht, 
duch Rechtsnachfolge in den Beſitz eines Dritten, 
jo fommıt die während des Befites des Rechtsvor— 
gängers verjtrichene Verjährungszeit dem Rechts— 
nachfolger zu ſtatten. 222 Nad) der Vollendung 
der Verjährung ijt der Verpflichtete berechtigt, die 
Leiſtung zu verweigern. Das zur Befriedigung eines 
verjährten Anſpruchs Geleiſtete kann nicht zurück— 
efordert werden, auch wenn die Leiſtung in Un— 
enntnis der Verjährung bewirkt worden iſt. Das 
res gilt von einem vertragsmäßigen Anerfennts 
nijje jowie einer Sicherheitäleijtung des Verpflichtes 
ten. 323 Die Verjährung eines Anjpruchs, für 
den eine Hypothek oder ein Pfandrecht beiteht, Hinz 
dert den Berechtigten nicht, feine Berriedigung aus 
dem verbafteten Gegenjtande zu * a zur 
Sicherung eines Anſpruchs ein Recht übertragen 
worden, 5 fann die Rückübertragung nicht auf 
Grund der Verjährung des Anſpruchs gefordert 
werden. | Dieje VBorjchriften finden feine Anwen— 
dung bei der Verjährung von Anſprüchen auf Rück— 
ftände von Binjen oder anderen wiederkehrenden 
Leitungen. 224 Mitdem Hauptanjprucheverjährt 
der Anıtpruch auf die von ihm abhängenden Neben— 
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lelſtungen, auch wenn die für dleſen Anſpruch 
eltende beſondere Verjährung noch nicht vollendet 
it. 225 Die Verjährung lanır durch Rechtsge— 
ſchäft weder ausgeſchloſſen noch erjchwert werden. 
Erleichterung der Verjährung, insbejondere Abs 
fürzung der Verjährungsfriſt, tft zuläjlig. 


Sehfter Abſchnitt. Ausübung der En 
Seldfiverteidigung. Seldflhilfe. 

2236 Die Ausübung eines Rechtes tft unzuläffig, 
wenn fie nur den Zwed haben kann, einem Anderen 
Schaden zuzufügen. 327 Eine durch Notwehr ges 
botene Handlung ift nicht widerrechtfich. | Notwehr 
iſt diejenige Verteidigung, welche erforderlich ift, um 
einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von ſich 
oder einem Anderen abzuwenden. 228 Wer eine 
Heyne Sache bejchädigt oder zerftört, um eine durch 
te drohende Gefahr von fich oder einem Anderen ab 

umenden, Handelt nicht widerrechtlich, wenn die Bes 
"Hübigung oder die Zerftörung zur Abwendung der 
Gefahr erforderlich ift und der Schaden nicht außer 
Verhältnis zu der Gefahr fteht. Hat der Handelnde 
die Gefahr verjchuldet, jo ijt er zum Schadenserjaße 
verpflichtet. ®39 Wer zum Zwecke der Selbjthilfe 
eine Sache wegnimmt, zerſtört oder befchädigt oder 
wer zum Zwecke der Selbithilfe einen Berpflichteten, 
welcher der Bu verdächtig iſt, feſtnimmt oder den 
Widerſtand des Verpflichteten gegen eine Handlung, 
Die diejer zu dulden verpflichtet ijt, befeitigt, Handelt 
nicht widerrechtlich, wenn obrigkeitliche Hilfe nicht 
rechtzeitig zu erlangen tjt und ohne fojortiges Ein— 
Pen die Gefahr bejteht, daß die Verwirklichung 

es Anſpruchs vereitelt oder wejentlich erjchtvert 
werde. 230 Die Selbſthilfe darf nicht weiter gehen, 
al3 zur Abwendung der Gefahr erforderlich tft. | Im 
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* der Wegnahme von Sachen iſt, ſofern nicht 
wangsvollſtreckung erwirkt wird, der dingliche Ar⸗ 
reſt zu beantragen. | Im Falle der Feſtnahme des 
Berpflichteten iſt, fofern er nicht wieder in Freiheit 

ejegt wird, der perjönliche Sicherheitsarreſt bei dem 
(mtsgerichte zu beantragen, in dejjen Bezirke die 
Feſtnahme erfolgt ijt ; der Verpflichtete iſt unverzüg⸗ 
lih dem Gerichte vorzuführen. | Wird der Arreſtan⸗ 
trag verzögert oder abgelehnt, jo hat die Rückgabe 
der weggenommenen Sachen und ——— des 
Feſtgenommenen unverzüglich zu erfolgen. 231 
Wer eine der im $ 229 bezeichneten Handlungen in 
der irrigen Annahme vornimmt, daß die für den 
Ausſchluß der Widerrecitlichkeit erforderlichen Vor⸗ 
ausjegungen vorhanden ſeien, ijt dem anderen Teile 
zum Schadenserſatze verpflichtet, auch wenn der Irr⸗ 
tum nicht auf Fahrläjligfeit beruht. 


Siedenter Abſchnitt. Sicherheitsleiſtung. 

232 Wer Sicherheit zu leiſten hat, kann dies bes 
wirken durch Hinterlegung von Geld oder Werts 
— durch —————— von Forderungen, die 

das Reichsſchuldbuch oder in das Staatsſchuldbuch 
eines Bundesſtaats eingetragen find, durch Vers 
pfändung beweglicher Sadjen, durch Beftellung von 
Hypotheken an inländijchen Grunditiiden, durch Vers 
pfündung von — vn. ie eine Hypothek 
an einem inländijchen Grundſtücke beiteht, oderdurch 
Berpfändung von Grundſchulden oder Nentenjchuls 
den an inländifhen Grundjtüden. Kann die Sicher 
heit nicht in diefer Weife geleiftet werden, fo ijt die 
Stellung eines tauglichen Bilrgen zuläffi . 233 
Mit der Hinterlegung erwirbt der Berechtigte ein 
Pfandrecht an dem hinterlegten Gelde oder an den 
hinterlegten Wertpapieren und, wenn das Geld oder 
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die Wertpapiere nad) landesgejeglicher Vorſchrift in 
da3 Eigentum desFiskus oder der als Hinterlegung 
stelle Gejtimmten Anstalt übergehen, ein Pfandrecht 
an der Forderung auf Rüderjtattung. 234 Wert: 
paptere jind zur Sicherheitleiftung nur — 
wenn ſie auf den Inhaber lauten, einen Kurswert 
haben und einer Gattung angehören, in der Mün— 
delgeld angelegt werden darf. Den Inhaberpapteren 
ſtehen DOxderpapiere gleich, die mit Blanloindoia- 
ment verjehen find. | Mit den Wertpapieren jınd die 
Zins-, Renten:, Gewinnanteil- und Erneuerungss 
scheine zu hinterlegen. | Mit Wertpapteren kann 
Sicherheit nur in Höhe von drei Vierreilen des Kurs— 
iwert3 geleijtet werden. 235 Wer durch Hinterz 
legung von Geld oder von Wertpapieren Sicherheit 
geleijtet hat, tft berechtigt, das Hinterlegte Geld gegen 
geeignete Wertpapiere, die hinterlegten Wertpapiere 
gegen andere geeignete Wertpapiere oder gegen Geld 
umzutaufchen. 236 Mit einer Buchrorderung gegen 
das Reich oder gegen einen Bundesjtaatfann Sicher: 
heit nur in Höhe von drei Bierteilen des Kurswerts 
der Wertpapiere geleijtet werden, deren Aushän—⸗ 
digung der Gläubiger gegen Lölhung felner For— 
derungverlangenlaın. 237 Miteiner beweglichen 
Sache kann Sicherheit nur in Höhe vor zwet Dritt- 
teilen des Schägungswerts geleiftet werden. Sachen, 
deren Verderb zu bejorgen oderderen Aufbewahrung 
mirbejonderenSchwierigkeiten verbunden tjt, können 
zuricgewiejen werden. 238 Eine Hypothefenfor= 
derung, eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld iſt 
zur Gicherheitäfeijtung nur geeignet, wenn fie dei 
Borausjegungen entjpricht, unter denen anı Orte 
der SicherHeitsteiftung Mündelgeld in Hypotheten= 
forderungen, Grundjchulden oder Rentenſchulden 
angelegt werden darf. | Eine Forderung, für die eine 
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Siherm ee mn eo: iſt zur Sicherheits lel⸗ 
ftung nicht geeignet. 239 Ein nf tft tauglich, 
wenn er ein der Höhe 2 zu leiftenden Sicherheit 
angemefjenes — beſitzt und ſeinen allge— 
meinen Gerichtsſtand im Inlande Hat. | Die Bürgs 
ihaftsertlärung muß den Verzicht auf die Einrede 
der Boraustlage enthalten. 240 Wird dte geleiftete 
Sicherheit ohne Verjchulden des Berechtigten unzu« 
reihend, jo ift fie zu ergänzen oder anderweitige 
Sicherheit zu leijtert. 


Zweites Buch. Recht der Schuld 
verhaãltniſſe. 


Erſter Abſchnitt. Inhalt der 5chuſdverhältniſſe. 


Erster Titel. Verpflichtung zur Lei- 
stung. 241 Kraft des Schuldverhältntiies tft der 
Gläubiger man von dem Schuldner eine Leis 
ftung zu fordern. Die Leiftung kann aud In einem 
Unterlajjen bejtehen. 342 Der Schuldner tft vers 
pfltchtet, die Leijtung fo zu bewirfen, wie Treu und 

lauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte e8 er= 
fordern. 243 Wer eine nur der Gattung nad) bes 
ſtimmte Sache ſchuldet, Hat eine Sache von mittlerer 
Art und Güte zu teiſten. Hat der Schuldner das zur 
Leiftung einer ſolchen Sache ſeinerſeits Erforderliche 
Bra ® beichräntt fich das Schuldverhältnig auf 
dieje Sache. 244 Sit eine in ausländijcher Wähs 
rung —— Geldſchuld im Inlande zu zahlen, 
ſo kann die Zahlung in Reichswährun erfolgen, e3 
jei denn, daß Zah =, in ausländifcher Währung 
ausdrüdlich bedungen tft. | Die Umrechnung erfolgt 
nach dem Kurswerte, der zur Seit der — für 
den Zahlungsort maßgebend ift. 45 Sit eine Gelds 
ſchuld in einer beſtimmten Münzjorte zu zahlen, die 
In zur Beit der u Ik nicht mehr im Umlaufe bes 

ndet, jo tft die Zahlung jo zu leijten, wie wenn die 
Münzjorte nicht beftimmt wäre. 246 Sit eine 
Schuld nad) * oder Rechtsgeſchäft zu verzinſen, 
ind vier vom Hundert für das Jahr zu entrichten, 

ofern nicht ein anderes beſtimmt J 247 Sit ein 
höherer Zinsſatz als ſechs vom Hundert für dag Jahr 
vereinbart, fo kann der Schuldner nad) dem Ablaufe 
von 6 Monaten das Kapital unter Einhaltung einer 
Kindigungsfrift von 6 Monaten kiindigen. Das 
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Kündigungsrecht kann nicht durch Vertrag ausges 
ſchloſſen oder beſchränkt werden. | Dieje Vorſchriften 
elten nicht A Schuldverjchreibungen auf den Ins 
aber. 248 Eine im voraus getroffene Vereins 
barung, daß fällige Zinſen wieder Zinſen tragen 
ſollen, ijt nichtig. | Sparlafjen, Kreditanjtalten und 
J aber von Bankgeſchäften können im voraus vers 
einbaren, daß nicht erhobene Zinſen von Einlagen 
als neue verzinsliche Eden gelten jollen. Kredit 
anftalten, die berechtigt find, für den Betrag der von 
ihnen gewährten Darlehen verzinsliche Schuldver— 
ichreibungen auf den Inhaber auszugeben, können 
ſich bei ſoichen Darlehen die Verzinjung rüdjtändiger 
Zinſen im voraus verjprehen lajjen. 249 er 
zum Schadenserjate verpflichtet ift, Hat den Zuſtand 
—— der beſtehen würde, wenn der zum Er— 
atze verpflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre. 
wegen Verletzung einer Perſon oder wegen Be— 
— einer Sache Schadenserſatz zu —38 ſo 
kann der Gläubiger ſtatt der Herſtellung den dazu 
erforderlichen Geldbetrag verlangen. 250 Der 
Gläubiger kann dem Erjagpflichtigen zur Herjtellung 
eine angemefjene Friſt mit der Erklärung bejtimmen, 
dag er Bu er pe ung nad) dem Ablaufe der Friſt abs 
lehne. Nach dem Ablaufe der Friſt kann der Glüus 
biger den Erſatz in Geld verlangen, wenn nicht Die 
Herjtellung rechtzeitig erfolgt; der Anjpruch auf die 
Herjtellung ift ausgeichlojjen. 51 Soweit die Ders 
jtellung t möglich oder zur Entjchädigung des 
——— nicht genügend iſt, hat der Erſatzpflichtige 
den Gläubiger in Geld zu entſchädigen. Der Erſatz— 
pflichtige kann den Gläubiger in Geld entichädigen, 
wenn die Herftellung nur mit unverhältnismäßigen 
endungen möglich) ift. 252 Der zu erſetzende 
Schaden umfaßt auch. den entgangenen Gewinn. ALS 
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entgangen nilt der Gewinn, welcher nach dent ges 
wöhntichen Laufe der Dinge oder nad) den bejonderen 
Umjänden, insbejondere nach den getroffenen Ans 
ftalten und Vorkehrungen, mir Wahrjcheintichkeit ers 
wartet werden tonnte. 353 Wegen eines Schadens, 
der nicht Vermögensichaden tjt, kann Entjchädigung 
in Geld nurin den durch das Geſetz beitimmten Fällen 

efordert werden. 254 Hat bei der Entjtehung des 
Schaden ein Berichulden des Beſchädigten mitges 
wirkt, jo hängt die Verpflichtung zum Erſatze ſowie 
der Umfang des zu leiltenden Exrjabes von den Ums 
ftänden, insbejondere davon ab, inwieweit der 
Echaden voriwiegend von dem einen oder dem ans 
deren Teile verurfacht worden ift. | Dies gilt auch 
dann, wenn ſich das Verſchulden des Beſchädigten 
darauf beſchränkt, daB er unterlaſſen hat, den Schulds 
ner auf die Gefahr eines ungewöhnlich hohen Scha— 
den3 aufmerkjam zu machen, dieder Echuldner weder 
fannte noch fennen mußte, oder daß er unterlaffen 
hat, den Schaden abzuwenden oder zu niindern. Die 
Vorſchrift des 8278 findet entjprechende Anwendung. 
255 Wer für den Verluft einer Sache oder eines 
Nechtes Schadenserſatz zu leiſten hat, ift zum Erſatze 
nur en Abtretung der Anſprüche verpflichtet, die 
dem Erſatzberechtigten auf Grund des Eigentums an 
der Sache oder auf Grund des Rechtes gegen Dritte 
zuſtehen. 256 Wer zum Erſatze von — * 
verpflichtet iſt, hat den aufgewendeten Betrag oder, 
wenn andere Gegenſtände als Geld aufgewendet wors 
den find, den als Erſatz ihres Wertes zu zahlenden 
Betrag von der Beitder Aufiwendung an zu verzinfen. 
Eind Rn en auf einen Gegenjtand gemacht 
worden, der dem Erjagpflichtigen herauszugeben ift, 
jo jind Binfen für die Beit, fiir welche dem Erfatzbe— 
techtigten Die Nutzungen oder die Früchte des Gegen— 
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ftande3 ohne Nergütung verbleiben , nicht au ent⸗ 
tihten. 257 Ver berechtigt ijt, Erſatz für Aufwen⸗ 
dungen zu verlangen, die er fiir einen beitinumten 
Zweck macht, kanır, wenn er file dieſen Zweck cine 
Verbindlichkeit eingeht, Befreiung von der Verbind— 
lichfeit verlangen. Sit die Verbindlichkeit noch nicht 
füllig, jo fann ihm der Erjagpflichtige, ftatt ihn zu 
befreien, Sicherheit leiften. 258 Wer berechtigt ijt, 
bon einer Gache, die er einem Anderen herauszus 

ebeit Hat, eine Einrichtung wegzunehmen, hat im 
Sale der Wegnahme die Sache auf feine Koften in 
den vorigen Stand zu ſetzen. Erlangt der Undere 
den Bejit der Sache, fo ift ex verpflichtet, die Weg— 
nahe der Einrichtung zu geſtatten; er kann die Ges 
ſtattung verweigern, bis ihm fiir den mit der Weg⸗ 
nahme verbundenenSchadenSicherheit geleiftet wird. 
259 Wer verpflichtet ift, iiber eine mit Einnahmen 
oder Ausgaben verbundene Verwaltung Nechenjchaft 
abzulegen, Hat den Berechtigten eine die gevxrdnete 
Bujammenjtellung der Einnahmen oder der Aus: 
gaben enthaltende Rechnung mitzuteilen und, joweit 
Belege erteilt zu werden pflegen, Belege vorzulegent.| 
Beiteht Grund zu der Annahme, daß die in der Nech- 
nung enthaltenen Angaben über die Einnahmen nicht 
mit der erforderlichen Sorgfalt gemacht tworden find, 
jo Hat der Berpflichtete auf Verlangen den Dffen= 
barungseid dahin zu leiſten: daß er nach beſtem 
Biffen die Einnahmen fo vollftändig angegeben habe, 
al3 er dazu imjtande je | Sn Angelegenheiten von 

eringer Bedeutung bejteht eine Verpflichtung zur 
Seiftung des Offenbarungseids nicht. 260 Wer vers 
pflichtet ift, einen Jubegriff von Gegenſtänden her: 
auszugeben oder Über den Beſtand eines jolchen Ju— 
begriff3 Auskunft zu erteilen, Hat dem Berechtigteit 
ein Verzeichnis de Bejtandes vorzulegen. | Beiteht 
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Grund zu der Annahme, daß das Verzeichnis nicht 
mit der erforderlihen Sorgfalt aufgeftellt worden 
ift, jo Hat der Verpflichtere auf Verlangen den Offen⸗ 
barungseld dahin zu letjten: daß er nach beftem 
Wiffen den Beitand jo vollftändig angegeben habe, 
als er dazu imſtande jet. | Die Vorſchrift des $ 259 
Adi. 3 findet Anwendung. 26 1 Der Offenbarungs⸗ 
eid iſt, jofern er nicht vor dent Prozebgerichte zu 
leiſten ijt, vor dem Amtsgerichte des Orte? zu leiſten, 
an welchem die Verpflichtung zur Rechnungslegung 
oder zur Borlegung des Verzeichniffes zu erfüllen tft. 
Hat der Berpflichtete feinen Wohnſitz oder feinen 
Aufenthalt im Snlande, fo kann er den Eid vor dem 
Amtdgerichte des Wohnfiges oder des Aufenthaltse 
ort? leisten. | Das Gericht kann eine den Imjtänden 
entiprechende Aenderung der Eidesnorm beſchließen. 
Die Koften der Abnahme des Eides hat derjenige zu 
tragen, weldyer die Leiſtung des Eides verlangt. 
26% Werden mehrere Leijtungen in der Weiſe ges 
fchuldet, daß nur die eine oder die andere zu bes 
wirten ift, jo fteht da3 Wahlrecht im Zweifel demt 
Schuldner zu. 263 Die Wahl erfolgt durch Er— 
klärung gegenüber dem anderen Teile.|Die gewählte 
Leiſtung gilt al3 die von Anfang an allein gejchuls 
dete. 264 Nimmt der wahlberechtigte Schuloner 
die Wahl nicht vor dem Beginne der Zwangsvoll⸗ 
ftrefung vor, fo kann der Gläubiger die Zwangs— 
vollitredung nach feiner Wahl auf die eine oder auf 
die andere Leiftung richten ; der Schuldner kann ſich 
jedoch, folange nicht der Gläubiger die gewählte Leis 
fung ganz oder zum Teil en hat, durd) eine 

er Übrigen Letftungen von feiner Verbindlichkeit bes 
freien. | ft der wahlberechtigte Gläubiger im Ver: 
zuge, fo kann der Schuldner ihn unter ejtimmung 
einer angemejjenen Friſt zur Vornahme der Wahl 
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auffordern. Mit dem Ablaufe der Frift geht das 
Wahlrecht auf den Schuldner über, wenn nicht der 
Gläubiger rechtzeitig die Wahl vornimmt. 265 Sit 
eine der Leiftungen von Anfang an unmöglich oder 
wird fie jpäter unmöglich, fo beſchränkt fich da3 
Schuldverhältnis * die übrigen Leiſtungen. Die 
Beihränkung tritt nicht ein, wenn die Leiſtung ins 
folge eines Umftandes unmöglich wird, den der nicht 
Iberechtigte Teil zu vertreten hat. 266 Der 
Schuldner ijt zu Teilleiftungen nicht berechtigt. 267 
Hat der Schuldner nicht in Berjon zu Ieiften, fo kann 
—* ein Dritter die Leiſtung bewirken. Die Ein— 
igung des Schuldners tft nicht erforderlich. | Der 
Gläubiger kann die Leiftung ablehnen, wenn der 
Schuldner widerfpriht. 268 Betreibt der Gläu— 
biger die Zwangsvollſtreckung in einen dem Schuld» 
ner gehörenden Gegenjtand, jo tjt jeder, der Gefahr 
läuft, durch diegwangsvollſtreckung ein Recht an dem 
Gegenſtande zu verlieren, berechtigt, denGläubiger zu 
befriedigen. Das gleiche Recht r tdem Befiger einer 
Sache zu, wenn er Gefahr läuft, durch die Zwangs— 
vollſtreckung den Befit zu verlieren. |DieBefriedigung 
kann auch Durch Hinterlegung oder durchAufrechnung 
ne Soweit der Dritteden Gläubiger befriedigt, 

t die Forderung auf ihn über. Der Uebergang 
richt zumNachteile des Gläubigers geltend ges 
macht werden. 269 Sit ein Ort Kir die Leitung 
weder beſtimmt roch aus den Umftänden, insbeſon⸗ 
dere aus der Natur des Schuldverhältnifies, zu ent— 
nehmen, jo Hat die Leiftung an dem Orte zu er- 
folgen, an welchem der Schuldner zur Beitder Ent- 
— des Schuldverhältniſſes ſeinen Wohnſitz 
hatte. | Sit die Verbindlichkeit im Gewerbebetriche 
des Schuldners entitanden, fo tritt, wenn der 
Schuldner feine gewerbliche Niederlaffung an einem 
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anderen Orte hatte, der Ort der Niederlafiung an 
die Stelle des Wohnfiges. | Au dem Umſtand 
allein, daß der Schuldner die Koftender Verſendung 
übernommen hat, iſt nicht zu entnehmen, dab der 
Ort, nach welchem die Verlendung zu erfolgen Hat, 
der Leiſtungsort fein fol. 270 Geld Hat der 
Schuldner im Zweifel auf feine Gefahr und feine 
Koiten dem Gläubiger an deſſen Wohnſitz zu über— 
mitteln. Iſt die Forderung im Gewerbebetriebe des 
Gläubiger! entjtanden, fo tritt, wen der Gläu— 
biger feine gewerbliche Niederlaffung an einent 
anderen Orte Hat, der Ort der Niederlajjung an die , 
Stelle des Wohnjiges. | Erhöhen ſich infolge einer 
nach der Entjtehung des Echuldverhältniffes eine 
tretenden Aenderung des Wohnſitzes oder der ges 
werblichen Niederlafjung des Gläubigers die Koften 
oder die Gefahr der Uebermittelung, fo Hat der 
Gläubiger im erjteren Yalle die Mehrloſten, im 
legteren Falledie Gefahr zu trageıt. | Die Borihriften 
iiber den Leiftungsort bleiben unberührt. 271 Sit 
eine Zeit für die Leiftung weder beftimmet noch aus 
den Umftänden zu entnehmen, jo kann der Släus 
biger die Leiftung jofort verlangen, der Schuldner 

fie jofort bewirken. | Sit eine Zeit beitimmt, fo tft 
im Zweifel anzunehmen, daß der Gläubiger die 
Leiftung nicht vor diefer Zeit verlangen, der 
Schuldner aber fie vorher bewirken fann. 872 Bes 
zahlt der Schuldner eine unverzinsliche Schuld vor 
der Fälligkeit, fo ift er zu einem Abzuge wegen der 
gif enzinjen nicht. berechtigt. 273 Hat der 
Schuldner aus demjelben rechtlichen Berhältnis, 
auf dent feine Verpflichtung beruht, einen fälligen 
Anſpruch gegen den Gläubiger, jo fann er, jofern 
nicht aus dem Schuldverhältnifje fich ein anderes 
ergiebt, die gejchuldete Leiſtung verweigern, big die 
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ihm gebügrende Leiftung bewirkt wird (Zurildbehals 
tungsrecht). | Wer zur Herausgabe eines Geaeıts 
ſtandes verpflichtet ift, Kat das gleihe Recht, wenn 
ihm ein fälliger Anfprucd) wegen Berwendungenauf 
den Gegenftand oder wegen eines ihm durch dieien 
verurjachten Schadens zujteht, es fei denn, daß er 
den Gegeuftand durch eine — begangene uns 
erlaubte Handfung erlangt hat. | Der Gläubiger 
kann die Ausitbung Des rg ra 
durch Sicherheitsleiitung abwenden. Die Sicher: 
nun durch Bürgen tft ausgeſchloſſen. 74 
‚Gegenüber der Klage des Gläubigers Hat die Geltends 
machung des Burücbehaltungsrechts nur die Wirs 
tung, daß der Schuldner zur Leiftung gegen Ems 
bang der ihm gebührenden Leiftung (Erfüllung 
Bug um Bug) zu verurteilen ift. | Auf Grund einer 
jolhen Verurteilung kann der®läubiger feinen Ans 
jpruch ohne Bewirkung der ihm gbliegenden Leiftung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung verfolgen, wenn 
der Schuldner im Berzuge der Annahme tft. 275 
Der Schuldner wird von der ——— zur 
Leiſtung frei, ſoweit die Leiſtung inſolge eines nad) 
der Eniſtehung des Schuldverhältniſſes eintretenden 
Umſtandes, den er nicht zu vertreten hat, unmög— 
lich wird. Einer nach der Entſtehung des Schuld— 
verhältniſſes eintretenden Unmöglichkeit ſteht das 
nachträglich eintretende Unvermögen des Schuld— 
ner3 zur Leiftung gleih. 276 Der Schuldner hat, 
jofern nicht ein anderes bejtimmt iſt, Vorjah und 
Fahrläſſigkeit zuvertveten. Fahrläſſig handelt, wer 
die im Verkehr erforderlihe Sorgfalt außer acht 
läßt. Die Borfchriften der 88 827, 828 finden Ans 
wendung. | Die Haftung wegen Borjages kann dem 
Schuldner nicht im voraus erlaffeı werden. 277 
Wer nur für diejenige Sorgfalt einzuftehen Hat, 
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welche er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden 
pflegt, tjt von der Haftung wegen grober Fahr⸗ 
läfftgfeit nicht befreit. ®7S Der Schuldner Hat ein 
Verſchulden feines gefeglichen Vertreterd und der 
Perſonen, deren er jih zur Erfüllung feiner Vers 
bindlichfeit bedient, in gleichem Umfange zu vers 
treten wie eigene3 Berkdulden. Die Vorſchrift des 
8 276 Ab. 2 findet feine Anwendung. 279 Iſt der 
efchuldete Gegenitand nur der —— nach be⸗ 
timmt, fo hat der Schuldner, ſolange die Leiſtung 
aus der Gattung möglich tft, fein Unvermögen zur 
Zeiftung auch dann zu vertreten, wenn ihm ein 
Verſchulden nicht zur Laſt fällt. ®SO Somelt die 
Rettung infolge eines von dem Schuldner zu ver— 
tretenden Umſtandes unmöglich) wird, Hat der 
Schuldner dem Gläubiger den durch die Nichts 
erfilllung — chaden zu erſeßgen. mt 
Falle teilweiſer Unmöglichleit kann der Gläubiger 
unter Ablehnung des noch möglichen Telled der 
Leitung Schadenserfah wegen Nichterfüllung der 
ganzen Verbindlichkeit verlangen, wenn die teils 
boeite Erfüllung für ihn kein Intereſſe hat. Die 
für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden 
Vorſchriften der 83 346 bis 356 finden entiprechende 
Anwendung. 281 Erlangt der Schuldner Infolge 
des Umſtandes, welcher die Letjtung unmöglich 
macht, für den gejchuldeten Gegenitand einen Ers 
fat oder einen Erfaganiprud), jo kann der Gläus 
biger Herausgabe des als Erſatz Empfangenen oder 
Abtretung des Erſatzanſpruchs verlangen. | Hatder 
Släubiger Anfpruh auf Schadenserjag wegen 
Nichterfüllung, jo mindert fich, wenn er von dem 
im Abf. 1 beitimmten Rechte Gebrauch macht, die 
{hm zu leiftende Entfchädigung um den Wert de3 
erlangten Erſatzes oder Erſatzanſpruchs. 282 Sit 
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ftreitig, ob die Unmöglichkeit der Leiftung die Folge 
eine von dem Schuldiier zu vertretenden Ums 
ſtandes iſt, fo trifit die ya? den Schuldner. 
283 Sit der Schuldner rechtsträftig verurteilt, fo 
fann der Öläubiger ihm zur Bewirtung der Leiftung 
eine angemejjene Frift mit der Erklärung bejtim: 
men, daß er die Annahme ber Leiftung nad) dem 
Ablaufe der Friſt ablehne. Nach dem Äblaufe der 
Friſt kann der Gläubiger S eh wegen 
Nichterfüllung verlangen, ſoweit nicht die Leiſtüng 
rechtzeitig bewirkt wird; der Anſpruch auf Erfüls 
lung ift ausgeſchloſſen. Die Verpflichtung zum 
Schadenserſatze tritt nicht ein, wenn die Leiſtung 
infolge eines Umjtandes unmöglich wird, den der 
Schuldner nit zu vertreten Hat. Wird die Leiftung 
bi3 zum Ablaufe der Frift nur teilweiſe nicht be= 
wirft, jo jteht dem Gläubiger auch das im 8 280 
Abſ. 2 beſtimmte Recht zu. 284 Leiftet der 
Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, 
die nach dem Eintritte der Fälligkeit erfolgt, fo 
fommt er dur die Mahnung in Verzug. Der 
Mahnung fteht die Erhebung der Klage auf die 
Leiſtung 1* die Zuſtellung eines Zahlungsbe— 
fehls im Mahnverfahren gleich. Iſt fürdie Seittung 
eine Zeit nach dem Kalender bejtimmt, jo kommt 
der Schuldner ohne Mahnung in Verzug, wenn 
er nicht zu der bejtimmten Zeit Das Gleiche 
gilt, wenn der Leijtung eine Künd gung vorauszu⸗ 
— hat und die Zeit für die Leiftung in der Weiſe 

ejtimmt ift, daß fie ſich von der er ab 
nad dem Salender berechnen läßt. 285 Der 
Schuldner kommt nit in Verzug, folange bie 
Leiftung infolge eines Umſtandes unterbleibt, den 
er nicht zu vertreten hat. 286 DerSchuldner Hat 
bem Gläubiger den durch den Verzug entitehenden 
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Schaden zu erjegen. | Hat die Leiitung infolge des 
Verzugs für den Gläubiger fein Snterefie, fo kaun 
diejer unter Ablehnung der Lelſtung Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung verlangen. Die für das ver— 
tragsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Vorichriften 
der SS 346 bis 356 finden entiprechende Anwendung. 
257 DerSchuldner hat während des Verzugs jede 
Huhrlälligfeit zu vertreten. Er ift * Air die 
während des Verzugs durch Zufall eintretende Un— 
möglichfeit der Leiſtung verantwortlich, e8 ſel denn. 
daß der Schaden aud) bei rechtzeitiger Leiſtung ein= 
getreten ſein würde. 288 Eine Geldichuld iſt wäh: 
rend des Verzugs mit4vom Hundert fürdas Jahr zu 
verzinjen. Kann der Gläubiger aus einem anderer 
Rechtsgrunde höhere Zinfen verlangen, fo find dieſe 
fortzuentrichten. | Die Geltendmachung eines weis 
teren Schadens iſt nicht ausgefchloffen. 2S9 Von 

injen jind Berzugszinjen nicht zu entrichten. 

as Recht des Gläubigers auf Erſatz des durch) dei 
Verzug entjtehenden Schadens bleibt unberührt. 
290 Sit der Schuldner zum Erjape des Wertes 
eines Gegenstandes verpflichtet, Der während des 
Verzugs untergegangen ijt oder aus einen wäh— 
rend des Verzugs eingetretenen Grunde nicht her— 
ausgegeben werden kann, ſo kann der Gläubiger 
Zinſen des zu erſetzenden Betrags von dem Beit- 
— an verlangen, welcher der Beſtimmung des 

ertes zu Grunde gelegt wird. Das Gleiche gilt, 
wenn der Schuldner zum Erſatze der Minderung 
des Wertes eines während des Verzugs verſchlech— 
terten Gegenſtandes verpflichtet iſt. 291 Eine 
Geldſchuld der Schuldner von dem Eintritte der 
Rechtshängigkeit an zu verzinſen, auch wenn er 
nicht im Verzug iſt; wird die Schuld erſt ſpäter 
fällig, fo iſt ſie von der Fälligkeit an zu verzinſen. 
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Die Vorſchriften des $ 288 Abf. 1 und des $ 289 
Saßlfinden entipredhende Anwendung. 2092 Hat 
der Schuldner einen beftimmten Gegenftand her: 
auszugeben, jo bejtimmt fich von dem Eintritte der 
Rechts ängigfeit an der Anſpruch des Gläubigers 
auf Schadenserjaß wegen Verjchlechterung, Unter: 
ganges oder einer au einem anderen Grunde ein- 
tretenden Unmöglichkeit der Herausgabe nad) den 
Vorſchriften, welche für das Verhältnis zwiſchen 
dem Eigentiimer und dem Beliter von dem Ein— 
tritte der ng, keit des Eigentumsanjpruch3 
an gelten, ſoweit nicht aus dem Schuldverhältnis 
oder dem Verzuge des Schuldners fich zu Gunſten 
de3 Gläubiger3 ein anderes ergiebt. | Das Gleiche 
gilt von dem Anſpruche des Gläubiger auf Her: 
auögabe oder Vergütung von rn en und von 
dem Anſpruche des Schuldners auf Erjag von Ver—⸗ 
wendungen. 

ZweiterTitel. Verzug desGläubigers. 
293 Der Gläubiger kommt in Verzug, wenn er 
die ihm angebotene Leijtung nicht annimmt. 294 
Die — muß dem Gläubiger fo, wie fie zu be— 
wirken ift, tyatfächlich angeboten werden. 295 Ein 
twörtliched Angebot des Schuldners genügt, went der 
Gläubiger ihm erklärt Hat, daß er die Leiſtung nicht 
annehmen werde, oder wenn zur Bewirkung der 
Leiftung eine Handlung des Gläubigers erforderlich 
ist, in3bejondere wenn der nn die geichuldete 
Sache abzuholen Hat. Dem Angebote der Leiftung 
jteht die Aufforderung an den Gläubiger gleich, die 
erforderliche Handlung vorzunehmen. 396 Sit für 
die von dem Gläubiger vorzunehmende Handlung 
eine Zeit nach dem Kalender bejtimmt, fo bedarr es 
des Angebot3 nur, wenn der Gläubiger die Hand: 
lung rechtzeitig vornimmt. Das Gleiche gilt, wenn 
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der Handlung eine Kündigung vorauszugehen Hat 
und die Zeit et die Handlung inder Weife beſtimmt 
ijt, daß fte fi) von der Kiindigung ab nad) dent Ka— 
lender berechnen läßt. ®97 Der Gläubiger fommt 
nicht in Verzug, weni der Schuldner zur Zeit des 
Angebot oder im alle des $ 296 zu der für die 
Handlung des Gläubigers bejtimmten Zeit außer 
jtande tft, die Leiftung zu bewirken. 298 Sit der 
Schuldner nur gegen eine Leijtung des Gläubigers 
zu leijten verpflichtet, jo fommt der Gläubiger in 
Verzug, wenn er zwar die angebotene Leiftung ans 
zunehmen bereit ift, die verlangte Gegenleijtung 
aber nicht anbietet. A99 Sit die Leiftungszeit nicht 
bejtimmmt oder ijt der Schuldner berechtigt, vor der 
bejtimmten Zeit zu leijten, fo fonımt der®läubiger 
nicht dadurch in Verzug, daß er vorübergehend an der 
Annahme der angebotenen Leiftung verhindert ijt, 
e3 jei dent, daß der Schuldner ihm die Leiftung eine 
angemtefjene Zeit vorher angekündigt Hat. 300 Der 
Schuldner hat während des Verzugs des Gläubigers 
nur Vorſatz und grobe Fahrläfjigkeit zu vertreten. | 
Wird eine nur derGattun na eſtimmte Sache ge= 
ſchuldet, ſo geht die Gefahr mit dem Zeitpunkt auf 
den Gläubiger über, in welchen er dadurch in Verzug 
fommt, daß er die angebotene Sache niht annimmt. 
301 Von einer verzinslichen Geldjchuld Hat der 
Schuldner, während des Verzugs des Gläubigers 
Zinſen nicht zu entrichten. BO Hat der Schuldner 
die Nutzungen eines Gegenstandes herauszugeben 
oder zu erjegen, jo befchräntt fich feine Verpflichtung 
während des Verzugs des Gläubigers auf die Nus 
gungen, welche er zieht. 303 Sit der Schuldner 
zur Herausgabe eines Grundſtücks verpflichtet, jo 
kann er nad) dem Eintritte des Verzugs des Gläu— 
bigers den Beſitz aufgeben. Das Aufgeben muß dem 
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a vorher angedroht werden, es fei denn, 
daß die Androhung unthunlich ist. 304 Der Schulds 
ner kann im alle des Berzugs des Gläubigers Er— 
jag der Mehraufwendungen verlangen, die er für 
das erfolgloje Angebot jowie für die Aufbewahrung 
und Erhaltung des gejchuldeten Gegenjtandes 
machen mußte. 


Zweiter Abſchnitt. Shufdverhäftniffe aus 
Berträgen. 


ErsterTitel.Begründung.Inhaltdes 
Vertrags. 305 Zur Begründung eines Schuld» 
verhältniſſes durch Rechtsgeſchäft jowie zur Aende- 
rung des Inhalts eines Schuldverhältnifies iſt ein 
Vertrag zwiichen den Beteiligten erforderlich, joweit 
nicht daS Gefe ein anderes vorjchreibt. 306 Ein 
auf eine unmögliche Leijtung gerichteter — iſt 
nichtig. 307 Wer bei der Schließung eines Ver— 
trags, der auf eine unmögliche Leijtung gerichtet ift, 
die Unmöglichkeit der Leijtung kennt oder fennen 
muß, ijt zum Erjaße des Schadens verpflichtet, den 
der andere Teil dadurd) erleidet, daß er auf die Gil— 
tigleit des Vertrags vertraut, jedoch nicht iiber dent 
Betrag de3 Intereſſes Hinaus, welches der andere 
Teil an der Giltigfeit des Vertrags Hat. Die Erſatz— 
pflicht tritt nicht ein, wenn der andere Teil die Uns 
möglichkeit Tennt oder kennen muß. | Dieje Vor- 
ichriften finden entjprechende Anwendung, wenn Die 
Leiſtung nur teilweife unmöglich und der Vertrag 
in Anjehung des möglichen Teiles giltig ijt oder wenn 
eine von mehreren wahlweije verjprochenen Leis 
tungen unmöglich tft. 308 Die Unmöglichkeit der 
Leiſtung jteht der Giltigkeit des Vertrags nicht ent: 
gegen, wern die Unmöglichkeit gehoben werden kann 
und der Vertrag für den Fall geichlofjen ift, daß die 
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Leiftung möglich wird. | Wird eine unmögliche Lei— 
tung unter einer anderen aufſchiebenden Bedingung 
oder unter Beitimmung eines Anfangstermins ver— 
Iprochen, fo tjt der Vertrag giltig, wenn die Un— 
möglichkeit vor dem Eintritte der Bedingung oder 
des Termin gehoben wird. 309 Verftößt ein Ver 
no gegen ein —— Verbot, fo finden die Vor— 
Ichriften der $$ 307, 308 entjprechende Anwendung. 
310 Ein Vertrag, durch den fich der eine Teil ver- 
te jein fünftiges Vermögen oder einen Bruch— 
teil ſeines künftigen Vermögens zu übertragen oder 
mit einem Nießbrauche zu belaften, tft nichtig. SLA 
Ein Vertrag, durch den ſich der eine Teil verpflichtet, 
jein — Vermögen oder einen Bruchteil 
ſeines gegenwärtigen Vermögens zu übertragen oder 
mit einem Nießbrauche zu belaſten, bedarf der * 
cichtlichen oder notariellen Beurkundung. BLZ Ein 
Vertrag über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten 
iſt nichtig. Das Gleiche gilt von einem Bertrag liber 
den Pflichtteil oder ein Vermächtnis aus dem Nach- 
(aß eines noch lebenden Dritten. | DiefeVorfchriften 
finden feine Anwendung auf einen Bertrag, Der 
unter une gejeglichen Erben über den geieh- 
(ihen Erbteil oder den Pflichttetl eine von Ihren 
en wird. Ein folcher Vertrag bedarf der ge 
richtlichen oder notariellen Beurkundung. BLZ Ein 
Vertrag, durch den fich der eine Teil verpflichtet, das 
Eigentum an einem Grundftüde zu Übertragen, bes 
darf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 
Ein ohne Beobachtung diefer Da geſchloſſener Vers 
trag wird feinem ganzen SSnhalte nach giltig, ivenn 
die Auflaffung und die Eintragung in das Grunde 
buch erfolgen. BL A Verpflichtet fi) jemand zur Ver: 
hußerung oder Belaftung einer Sache, fo erftreckt ſich 
die Verpflichtung im Zweifel auch auf das Zubehör 
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ver Sache. 315 Soll die Leiftung durch einen der 
Bertragichließenden bejtimmt werden, jo iſt im 
Zweifel anzunehmen, daß die Bejtimmung rad) 
DUDEN Ermeſſen zu treffen ift. | Die Beſtimmung 
erfolgt Dur Erflärung gegenüber dem anderen 
Teile.| Soll die Bejtimmung nad) billigem Ermeſſen 
erfolgen, jo iſt die getroffene Beſtimmung für den 
anderen Zeil nur verbindlich, wenn fie der Billig: 
keit entjpricht. Entſpricht fie nicht der Billigkeit, — 
wird die Beſtimmung durch Urteil getroffen; das 
Gleiche gilt, wenn die Beſtimmung verzögert wird. 
316 Sit der Umfang der für eine Leiſtung ver— 
ſprochenen —— nicht beſtimmt, ſo ſteht die 
Beſtimmung im Zweifel demjenigen Teile zu, wel— 
her die Gegenleiſtung zu fordern hat. 317 Sit die 
Beſtimmung der Leitung einem Dritten überlaſſen, 
fo iſt im Zweifel Engl ment, daß fie nad) billigem 
Ermefjen zu treffen fit. | Soll die Bejtimmung durch) 
mehrere Dritte erfolgen, jo iſt im Zweifel Ueberein— 
fimmungallererforderlidj;folleineSumme bejtimmt 
werben, ſo iſt, wenn verfchtedene Summen bejtimmtt 
werden, im Zweifel die Durchſchnittsſumme maß— 

ebend. 318 Die einem Dritten überlafjene Be- 
— derLeiſtung erfolgt durch Erklärung gegen— 
iiber einem der Vertragichließenden. | Die Anfech— 
tung der getroffenen Bejtimmung wegen Srrtums, 
Drohung oder argliftiger Täuſchung ſteht nur den 
Bertranihließenben zu; Anfechtungsgegner tjt dei 
andere Teil. Die Anfechtung muß umverziglich er— 
folgen, nachdem der Anfechtungsberechtigte von dem 
Antechtungsgrunde Kenntnis erlangt hat. Sie tit 
aus ehe, wenn 30 Sahre verjtrichen find, nach— 
dem die Beitimmung getroffen worden iſt. 319 Soll 
der Dritte die and nach billigem Ermeſſen bes 
jtimmen, jo ijt die getroffene Beſtimmung fiir die 
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Vertra er nicht verbindlich, wenn jie offen= 
bar unbillig tft. Die Bejtimmung erfolgt in dieſem 
Falle durch Urteil; das Gleiche gilt, wenn der Dritte 
die Beſtimmung nicht treffen kann oder will oder 
wenn er jie verzögert. | Soll der Dritte die Beſtim— 
mung nach freiem Belieben treffen, jo ijt der Vertrag 
unwirkſam, wenn der Dritte die Bejtimmung nicht 
treffen kann oder will oder wenn er fie verzögert. 
Zweiter Titel. Gegenseitiger Ver- 
trag. 320 Wer aus einem gegenjeitigen Vertrage 
verpflichtet iſt, kann die ihm obliegende Leiſtung bis 
zur Bewirkung der Gegenleiſtung verweigern, es ſei 
denn, daß er vorzuleiſten verpflichtet iſt. Hat die Lei— 
Pa an Mehrerezuerfolgen, jo Fanı dem Einzelnen 
er ihm gebührende Teil bis zur Bewirkung der 
anzen Gegenleijtung verweigert werden. Die Vor— 
Korte des 5 273 Ab}. 3 findet Feine Anwendung. | 
Sit von der einen Seite teiltweife geleitet worden, fo 
kann die Gegenleijtung inſoweit nicht vertveigert 
werden, al3 die Ba re nach den Umſtänden, 
insbejondere wegen verhältnismäßiger Geringfügige 
feit des rückſtändigen Teiles, gegen Treu und Glau— 
beit verstoßen wiirde. BL Wer aus einen gegenſei— 
tigen Vertrage vorzuleiſten verpflichtet iſt, kann, 
wenn nach dem Abſchluſſe des Vertrags in den Ver— 
mögensverhältniſſen des anderen Teiles eine weſent— 
liche Verſchlechterung eintritt, durch die der Anſpruch 
auf die Gegenleiſtung gefährdet wird, die ihm ob— 
liegende Leiſtung verweigern, bis die Gegenleiſtung 
bewirkt oder Sicherheit für fie geleiſtet wird. 322 
Erhebt aus einen gegenjeitigen Bertrage der eine 
Zeil Klage auf die ihm gejchuldete Leijtung, fo hat 
dieGeltendmachung des dem anderen Teile zuſtehen— 
den Rechtes, die Leitung bis zur Bewirkung der 
Gegenleiſtung zu verweigern, nur die Wirkung, daß 
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der andere Teil zur Erfüllung Zug um Bug zu ver— 
urteilen ift. | Hat der Flagende Teil vorzuletiten, jo 
fann er, wenn der andere Teil im Verzuge der An— 
nahme it, auf Leiſtung nad) Empfang der Gegenlei= 
tung Elagen. | Auf die Zwangsvollitredung findet 
die Borjchrift des $ 274 Abf. 2 Anwendung. 323 
Wird Die aus einem gegenjeitigen Bertragedem einer 
Zeile obliegende Leiftung infolge eines Umſtandes 
unmöglich, den weder er noch der andere Teil zu ver— 
treten Hat, fo verliert er den Anſpruch auf die Gegen— 
leiſtung; bei teilweifer ER ag mindert jich 
die Gegenleijtung nad) Maßgabe der SS 472, 473. | 
Verlangt der andere Teil nad) $ 281 Herausgabe des 
für den gefchuldeten Gegenjtand erlangten Erſatzes 
oder Abtretung des Erſatzanſpruchs, fo bleibt er zur 
Gegenleiftung verpflichtet; diefe mindert jich jedoch 
nad Maßgabe der $8 472,473 inſoweit, als der Wert 
de3 Erſatzes oder des Erſatzanſpruchs Hinter dem 
Werte der gejhuldeten Leiſtung zurückbleibt. | So: 
weit die nach diejen Vorſchriften nicht geſchuldete 
Gegenleiftung bewirkt ijt, kann das Geletjtete nach 
den Vorjchriften Über die Herausgabe einer unge: 
en Bereicherung zuriidgefordert werden. 
324 Wird die aus einem gegenjeitigen Bertrage 
dem einen Teile obliegende Leiftung infolge eines 
Umjtande3, den der andere Teil zu vertreten hat, 
unmöglich, fo behält er den Anfpruch auf die Gegen= 
leiftung. Er muß fich jedoch dasjenige anvechnen 
laſſen, was er infolge der Befreiung von der Leiſtung 
erijpart oder durch anderweitige Verwendung jeiner 
Arbeit3fraft erwirbt oder zu erwerben boöswillig 
unterläßt. | Da3 Gleiche gilt, wenn die dem einen 
Zeile obliegende Leiftung infolge eines von ihm nicht 
zu vertretenden Umjtandes zu einer Beit unmöglich 
wird, zu welcher der andere Teil im Verzuge der An— 
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nahmeift. 335 Wird die aus einem gegenjeitigen 
Bertrage dem einen Teile obliegende Leiſtung in= 
folge eines Umſtandes, den er zu vertreten hat, un— 
möd Lich, Io fann der andere Teil Schadenserſatzwegen 
Rider ung verlangen oder von dem Bertrage 
zurildtreten. Bet teilweifer Unmöglichkeit ift er, 
wenn die teilweife Erfüllung des Vertrags für ihn 
fein Intereſſe Hat, berechtigt, S abenseriat wegen 
Nichterfüllung der ganzen Berbindlichkeit nad) Maß— 
gabe des $2 an). 2 zu verlangen oder von dent 
ganzen Vertragezurüdzutreten. Stattdes Anſpruchs 
auf Schadenserfag und des Rücktrittsrecht kann er 
auch die für den all des 8323 beftimmten Rechte 
geltend machen. | Das Gleiche gilt in dem Falle des 
$ 283, wenn nicht die Leiftung bis zum Ablaufe der 
Sl bewirkt wird oder wenn jte zu dieſer Beit teil- 
weije nicht bewirkt ift. 326 Sit bei einem — 
— Vertrage der eine Teil mit der ihm obliegen— 
den Leiſtung im Verzuge, ſo kann ihm der andere 
Teil zur Bewirkung der Leiſtung eine angemeſſene 
Friſt mit der Erklärung beſtimmen, daß er die An— 
nahme der Leiſtung nach dem Ablaufe der Frift ab» 
lehne. Nach dem Ablaufe der Friſt iſt er berechtigt, 
u. wegen Nichterfüllung zu —— 
oder von dem Vertrage zurückzutreten, wenn nicht die 
Leiſtung rechtzeitig erfolgt iſt; der Anſpruch auf Er— 
füllung iſt ausgeſchloſſen. Wird die Leiſtung bis zum 
Ablaufe der Friſt teilweiſe nicht bewirkt, ſo findet 
die Vorſchrift des $ 325 Abſ. 1Satz 2 entſprechende 
Anwendung. Hat die Erfüllung des Vertrags infolge 
des Verzugs für den anderen Teil kein Interefje, Yo 
fr en ihm die im Abſ. 1 bezeichneten Nechte zu, ohne 

aß es der Beftimmung einer Frift bedarf. 32” Auf 
das in den 5325, 326 beitimmte Rücktrittsrecht fin⸗ 
den die fir das vertragsmäßige NilctrittSrecht gei⸗ 
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tenden Borjchriften der $$ 346 bis 356 entjprechende 
Anwendung. Erfolgt der Riüdtritt wegen eines Um— 
ſtandes, den der andere Teil nicht zu vertreten hat, 
jo haftet diefer nur nach den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer a lie Bereiherung. 
Dritter Titel. Versprechen der Lei- 
stungan einenDritten. 328 Durd) Ver: 
trag kann eine Leitung an einen Dritten mit der 
Wirkung bedungen werden, dag der Dritte unmittel- 
bar da3 Recht erwirbt, die Leiftung zu fordern. | Ir 
Ermangelung einer a Beſtimmung ift aus 
den Umftänden, insbeſondere aus dem Zwecke des 
Vertrag, zu entnehmen, ob der Dritte das Recht er: 
werben, ob da3 Recht des Dritten 55— oder nur 
unter gewiſſen Vorausſetzungen entſtehen und ob 
den Vertragſchließenden die Befugnis vorbehalten 
ſein ſoll, das Recht des Dritten ohne deſſen Zuſtim— 
mung aufzuheben oder zu ändern. 329 Verpflichtet 
fi in einem Vertrage der eine Teil zur u N 
eines Gläubiger3 ded anderen Teiles, ohnedie Shu 
zu übernehmen, jo tft im Zweifel nicht anzunehmen 
da& der Gläubiger unmittelbar das Mecht erwerber 
ol, die Befriedigung von ihm zu fordern. 330 
Wird in einem Lebensverficherungss oder einem 
Leibrentenvertrage die Zahlung der — — 
ſumme oder der Leibrente an einen Dritten be 
dungen, fo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Dritte 
unmittelbar das Recht erwerben fol, die Leiftung 
zu fordern. Das Gleiche gilt, wenn bei einer unent: 
geltlihen Zuwendung dem Bedachten eine Lelftung 
an einen Dritten auferlegt oder bei einer Vermö— 
gend» oder Gutsübernahme von dem Uebernehmer 
eine Leiſtung an einen Dritten zum Zwecke der Ab— 
findung verjprodhen wird. 331 Soll die Leiftung 
an den Dritten nach dem Tode desjenigen erfolgen, 
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welchen: jie verjprochen wird, jo erwirbt der Dritte 
das Recht auf die Leiftung im Zweifel mit dem Tode 
des Berjprechendempfängers. | Stirbt der Ver— 
iprehensempfänger vor der Geburt des Dritten, jo 
fann das Berjprechen, an den Dritten zu leiften, nur 
dann noch aufgehoben oder geändert werden, wenn 
die Befugnis dazu vorbehalten worden it. 332 
Hat fich der Verſprechensempfänger die Befugnis vor= 
behalten, ohne Zuftimmung des Berjprechenden an 
die Stelle des in dem Bertrage bezeichneten Dritten 
einen Anderen zu jeßen, fo kann dies im Zweifel 
auch in einer Verfügung von Todes wegen geſchehen. 
333 Weijt der Dritte da3 aus dem Bertrage er= 
worbene Recht dem Berjprechenden gegenüber zuriick, 
jo gilt das Recht als nicht erworben. 334 Einen: 
dungen aus dem Bertrage jtehen dem Berjprechenz 
den auch gegenüber dem Dritten zu. 335 Der Ber: 
iprechengempfänger kann, ſofern nicht ein anderer 
Wille der Vertragfchließenden anzunehmen ijt, die 
Leitung an den Dritten auch dann fordern, wenn 
diejem das Recht auf die Leiſtung zujteht. 
Vierter Titel. Draufgabe. Vertrags- 
strafe. 336 Wird bei der Eingehung eines Ver: 
trag etwas al3 Draufgabe gegebeit, jo gilt dies als 
Zeichen des Abjchlufjes des Vertrags. | Die Draufs 
abe gilt im Zweifel nicht als Neuged. 337 Die 
Draufgabe ijt im Zweifel auf die von dem Geber ge— 
ichuldete Leiftung anzurechnen oder, wenn dies nicht 
geichehen kann, bei der Erfüllung des Vertrags zus 
rückzugeben. Wird der Bertrag wiederaufgehobeıt, 
jo iit.die Draufgabe zurückzugeben. 338 Wird Die 
von dem Geber gejchuldete Leijtung infolge eines Une 
jtandes, den er zu vertreten hat, unmöglich oder ver— 
ſchuldet der Geber die Wiederaufhebung des Vertrags, 
jo ijt der Empfänger berechtigt, die Draufgabe zu 
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behalten. Verlangt der Empfänger Schadenserjat 
wegenNtichterfüllung, jo tft die Draufgabe imBweifel 
anzurechnen oder, wenn dies nicht geſchehen kann, 
bet der Leiſtung des Schaden3erjages zurüczugeben. 
339 Verſpricht der Schuldner dem Gläubiger für 
den Fall, daß er feine Verbindlichkeit nicht oder nicht 
in gehöriger Weije erfüllt, die Zahlung einer Geld: 
jumme als Strafe, fo ift die Strafe verwirkt, wenn 
er in Verzug kommt. Bejteht diegejchuldete Leitung 
in einem Unterlaffen, jo tritt die Verwirkung mit 
der Zuwiderhandlung ein. 340 Hat der Schuldner 
die Strafe für den Fall verſprochen, daß er feine Ber: 
bindlichkeit nicht erfüllt, jo kann der Gläubiger die 
verwirkte Strafe Statt der Erfüllung an je Er: 
flärt der Gläubiger dem Schuldner, daß er die Strafe 
verlange, jo iſt der Anfpruch auf Erfüllung ausge— 
ihloffen. | Steht dem Gläubiger ein Anfpruch auf 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu, jo kann er 
dieverwirkte Strafe ala Mindeftbetrag des Schadens 
verlangen. DieGeltendmadhung einesweiterenSca= 
dens ift nicht ausgeſchloſſen. 341 Hat der Schuldner 
die Strafe für den Fall verſprochen, daß er feine Ver- 
bindlichfeit nicht in gehöriger Weife, insbejondere 
nicht zu der beftimmten Zeit erfüllt, fo kann der 
Gläubiger die verwirlte Strafe neben der Erfitllung 
verlangen. | Steht dem Gläubiger ein Anſpruch auf 
Schadenserſatz wegen der nicht gehörigen Erfüllung 
zu, fo finden die Vorjchriften des $ 340 Abſ. 2 An= 
wendung. | Nimmt der Gläubiger die Erfüllung ar, 
jo kann er die Strafe nur verlangen, wenn er ſich 
das Recht dazu bei der Annahme vorbehält. 342 
Wird als Strafe eine andere Leiftung al3 die Zah— 
lung einer Geldſumme verjprocdhen, jo finden Die 
Koriöriften der 3339 bis 341 Anwendung ; der Un- 
ſpruch auf Schadengerjag ift ausgeſchloſſen, went 
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der Gläubiger die Strafe verlangt. 343 Sit eine 
verivirkte Strafe unverhältnismäßig Hoch, Jo kann 
te auf Antrag des Schuldners durd) Urteil auf den 
angentefjenen Betrag herabgejegt werden. Bet der 
Beurteilung der Angemejjenheit ift — berechtigte 
duteeſe des Gläubigers, nicht bloß das Vermögens— 
intereſſe, —— — iehen. Nach der Entrichtung 
der Strafe iſt die ——— ausgeſchloſſen. Das 
Gleiche gilt auch außer den Fällen der SS 339, 342, 
wenn jemand eine Strafe für den Fall verjpricht, 
daß er eine Handlung vornimmt oder unterläßt. 
344 Erklärt das Gejeb das Verſprechen einer Leis 
ftung fir unwirkfam, fo ift auch die für den Fall der 
Nichterfüllung des Verſprechens getroffene Berein= 
barung einer Strafe unwirkſam, felbjt wenn die 
Parteien die Unwirkſamkeit des Verjprechens gekannt 
haben. 345 Beitreitet der Schuldner die Verwir— 
fung der Strafe, weil er feine Verbindlichkeit erfüllt 
habe, jo Hat er die — zu beweiſen, ſofern 
— die geſchuldete Leiſtung in einem Unterlaſſen 
eſteht. 

Fünfter Titel. Rücktritt. 346 Sat 
ſich in einem Vertrag ein Teil den Rüdtritt vorbes 
halten, fo find die Barteien, wenn der Rüdtritt ers 
folgt, verpflichtet, einander die empfangenen Leis 
tungen zurüdzugemwähren. dur geleiſtete Dienſte 
ſowie * die Ueberlaſſung der Benutzung einer 
Sache iſt der Wert zu vergüten oder, falls in dem 
Vertrag eine Gegenleiſtung in Geld beſtimmt iſt, 
dieſe zu entrichten. 347 Der Anſpruch auf Scha— 
denserſatzwegenVerſchlechterung, Unterganges oder 
einer aus einem anderen Grunde eintretenden Uns 
möglichkeit der Herausgabe bejtimmt ſich im Falle 
des Nücktritt3 von dem Empfange ber Leitung an 
iach den Vorſchriften, welche für das Verhältnis 
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zwiſchen dem Eigentümer und dem Beſitzer von den 
Eintritte der Rechtshängigkeit des Eigentumsars 
Vai an gelten. Das Gleiche gilt von dem Anz 
pru —— oder a bon Nutzun⸗ 
gen und von dem Anſpruch auf Erfat von Verwen— 
ungen. Eine Geldjumme iſt von der Be des Ent: 
fanges an zu verzinjen. 348 Die ſich aus dem 
dtritt ergebenden Verpflichtungen der Parteien 
find ug hm ug zu erfüllen. Die Vorjchriften der 
3320, nden entiprechende Anwendung. 344 
Der Rücktritt erfolgt n. Erklärung gegenüber 
dem anderen Teile. 350 Der Ridtritt wird nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß der Gegenstand, welr 
hen der Beredtigte ann hat, durch Zufall 
untergegangen iſt. 351 Der Rüdtritt ijt ausge 
ie en, wenn der Berechtigte eine wejentliche Ver: 
ſchlechterung, den Untergang oder dte anderweitige 
Unmöglichleit der Herausgabe des empfangenen 
Gegenjtandes verſchuldet Hat. Der Untergang eines 
erheblichen Teiles fteht einer wejentlichen Berichlechr 
terung des Gegenjtandeß, das von dem Berechtigten 
nad) $278 zu vertretende Verjchulden eines Anderen 
fteht dent eigenen —— des Berechtigten 
leid. 352 Der Rücktritt iſt ausgeſchloſſen, wenn 
er Berechtigte die empfangene Sache durch Verar— 
beitung oder Umbildung in eine Sache anderer Art 
umgeſtaltet hat. 353 Hat der un den em⸗ 
eg re nn oder einen erheblichen Teil 
e3 Gegenstandes veräußert oder mit dem Rechte 
eines Dritten belastet, jo tft der Rücktritt ausge— 
ſchloſſen, wenn bei demjenigen, welcher den Gegen= 
ftand infolge der Verfügung an hat, die Vor— 
sen des $ 351 oder des $ 352 eingetreten 
find. | Einer er des Berechtigten jteht eine 
e 


Verfügung gleich, m Wege der Zwangsvoll⸗ 
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jtredung oder der Arrejtvollziehung oder durch den. 
Konkurdverwalter erfolgt. 354 Kommt der Berech— 
tigte mit-der Rildgewähr des empfangenen Gegen— 
jtande3 oder eined erheblichen Teiles des Gegen— 
jtandes in Verzug, jo kann ihm der andere Teil 
eine angemejjene Frijt mit der Erklärung beſtim— 
men, Daß er die Annahme nad) dem Ablaufe der 
Friſt ablehne. Der Rüdtritt wird unwirkjant, wenn 
nicht die Rückgewähr vor dem Ablaufe der Friſt er= 
folgt. 355 Sit für die Ausübung des Rücktritts— 
recht3 eine Friſt nicht vereinbart, ß kann dem Bes 
rechtigten von dem anderen Teile fiir die Ausübung 
eine angemejjene Frijt bejtimmt werden. Das Rück⸗ 
trittörecht erliicht, wenn nicht der Rücktritt vor dem 
Ablaufeder Frijt erklärt wird. 356 Sind bei einem 
ae. auf der einen oder der anderen Seite Meh— 
tere beteiligt, jo kann das RildtrittSrecht nur von 
allen und gegen alle ausgeübt werden. Erlijcht das 
Rücktrittsrecht für einen der Berechtigten, jo ers 
licht e8 auch für die übrigen. 357 Hat jich der 
eine Teil den Rücktritt fir den Fall vorbehalten, 
daß der andere Teil feine Verbindlichkeit nicht er» 
füllt, fo ift der Rücdtritt unwirkfam, ivenn der ans 
dere Teil ſich von der Verbindlichkeit durch Aufrech- 
nung befreien konnte und unverzüglich nach dem 
Rüdtritte die Aufrechnung erklärt. 358 Hat ſich 
der eine Teilden Rücktritt für den Fall vorbehalten, 
daß der andere Teil jeine Verbindlichkeit nicht er⸗ 
füllt, und bejtreitet dieſer die Zuläffigfeit des er= 
Härten Rücktritts, weil er erfüllt Habe, jo Hat er die 
len zu beweifen, jofern nicht die geſchuldete 
Zeitung in einem Unterlaffen befteht. 359 Iſt der 
Rücktritt gegen Zahlung eines Neugeldes vorbes 
halten, fo ijt der Rüdtritt unwirkfam, wenn das 
Kengeld nicht vor oder bei der Erklärung entrichtet 
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wird und der andere Teil aus diejem Grunde die 
Erklärung unverzüglich zurüdweift. Die Erklärung 
ijt jedoch wirkjam, wenn das Reugeld unverzüglich 
nach der Zurücdweifung entrichtet wird. 360 Sit 
ein Vertrag mit dem Borbehalte gejchlojjen, daf der 
Schuldner jeiner Rechte aus dem Bertrage verluitig 
F ſoll, wenn er ſeine Verbindlichkeit nicht erfüllt, 
o ijt der Gläubiger bei dem Eintritte dieſes Falles 
zum Rüdtritte von dem Bertrage berechtigt. BEL 
Iſt in einem gegenjeitigen Bertrage vereinbart, 
daß die Leiftung des einen Teiles vr zu einer 
feſtbeſtimmten Beit oder innerhalb einer feſtbe— 
jtimmten Friſt bewirkt werden foll, jo ijt im Zwei— 
fel anzunehmen, daß derandere Teil zum Rücktritte 
berechtigt jein joll, wenn die Leiftung nicht zu dei 
bejtimmten Zeit oder innerhalb der bejtimmten 
Friſt erfolgt. 


Dritter Abſchnitt. Erlöfhen der 
5chuſdverhältniſſe. 

Erster Titel. Erfüllung. 362 Dai 
Schuldverhältnis erliiht, wenn die gejchuldete 
Leijtung an den Gläubiger bewirkt wird.| Wird an 
einen Dritten zum Zwecke der Erfüllung geleiitet, 
jo finden die Vorjchriften des $ 185 Anwendung. 
363 Hat der Gläubiger eine ihm als Erfüllung 
angebotene Leijtung al3 Erfüllung angenommen, 
fo trifft ihn die Beweislaft, wenn er die Leitung 
deshalb nicht als Erfüllung gelten laſſen will, weil 
fie eine andere al3 die gejchuldete el oder 
weil fie umolljtändig gewejen jet. 364 Das 
Echuldverhältnis erlijcht, wenn der Gläubiger eine 
andere als die gejchuldete Leijtung an Erfüllungs— 
jtatt annimmt. | Vebernimmt der Schuldner zum 
Zwecke der Befriedigung des Gläubigers dieſem 
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egenüber eine neue DBerbindlichkeit, jo ijt im 

weifel nicht anzunehmen, daß er die Verbind= 
lichkeit an Erfüllungzftatt übernimmt. 365 Wird 
eine Sache, eine Forderung groen einen Dritten 
oder ein anderes Recht an Erfüllunggftatt gegeben, 
jo die der Schuldner wegen eine Mangels im 
Rechte oder wegen eines Mangels der Sade in 
gleicher Weife wie ein Verkäufer Gewähr zu leiſten. 
366 Sit der Schuldner dem Gläubiger aus meh— 
reren Schuldverhältnifien zu gleichartigen Leiſtun— 
gen verp ar und reiht das von ihm Geleiftete 
nicht zur Tilgung ſämtlicher Schulden aus, fo wird 
diejenige Schuld etilgt, welche er bei der Leitung 
bejtimmt. | Trifft der Schuldner feine Beitimmung, 
I wird zunächit die fällige Schuld, unter mehreren 
älligen Schulden diejenige, welche dem Gläubiger 
eringere Sicherheit bietet, unter mehreren gleich 
Heberen die dem Schuldner Täjtigere, unter mehres 
ren gleich läſtigen die ältere Schuld und bei gleis 
chem Alter jede Schuld en get (gt. 
367 Hat der Schuldner außer der Hauptleiftung 
Binfen und Koften zu entrichten, jo wird eine zur 
Tilgung der ganzen Schuld nit ausreichende 
Seittung zundichft auf die Koften, dann auf die 
Binfen und zuletzt auf die Hauptleiftung angerech- 
net. | Beftimmt der Schuldner eine andere Ans 
rechnung, fo kann der Gläubiger die Annahme der 
Leitung ablehnen. 368 Der Gläubiger hat —* 
Empfang der Leiſtung auf Verlangen ein J ft⸗ 
liches Empfangsbekenntnis (Quittung) zu erteilen. 
Hat der Schuldner ein rechtliches ntere e, daß 
die Duittung in anderer Form erteilt wird, fo 
kann er die Erteilung in diefer Form verlangen. 
369 Die Koften der Quittung hat der Schuldner 
zu tragen und vorzuſchießen, fofern nicht au dem 
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zwiſchen ihm und dem Gläubiger beſtehenden 
Rechtsverhältniſſe ſich ein anderes ergiebt.| Treten 
infolge einer Uebertragung der Forderung oder im 
Wege der Erbfolge an die Stelle des urjpringlichen 
Gläubigers nıehrere — jo fallen die Mehr⸗ 
koſten den Glänbigern zur Laft. 370 Der Ueber: 
bringer einer Quittung gilt als ermächtigt, die 
Leiftung zu empfangen, fofern nicht die dem 
Zeijtenden bekannten Umjtände der Annahnte einer 
ſolchen Ermächtigung entge en 371 Sit 
über die Forderung ein uldſchein — 
worden, ſo kann der Schuldner neben der Qu ttung 
Rückgabe des Schuldſcheins verlangen. Behauptet 
der Gläubiger, zur Rückgabe außerſtande zu ſein, 
ſo kann der Schuldner das öffentlich beglau— 
Dis we verlangen, daß die Schuld er= 
ojchen fet. 

Zweiter Titel. Hinterlegung. 8372 
Geld, Wertpapiere und fonftige Urkunden forie 
Kojtbarkeiten kann der Schuldner bei einer Dazu be= 
jtimmten dffentliden Stelle fir den Gläubiner 
hinterlegen, wenn der Gläubiger im Verzuge der 
Annahme ift. Das Gleiche gilt, wenn der Schulds 
ner aus einem anderen in der Perſon des Gläubi- 
gers Tiegenden Grunde oder infolge einer nicht auf 
Fahrläſſigkeit beruhenden Ungewißheit iiber die 
Perſon des Gläubigers feine Verbindlichkeit nicht 
oder nicht mit Sicherheit erfüllen kann. 373 Sit 
der Schuldner nur gegen eine Leiftung des Gläubi- 
ger3 zu leiften verpflichtet, fo ann er das Necht 
des Gläubiger zum Empfange der hinterlegten 
Sache von der Berwirkung ber Gegenleiftung ab» 
hängig maden. 374 Die Hinterlegung hat bei 
der Hinterlegungsitelle des Leiſtungsoris zu ers 
folgen ; Hinterlegtder Schuldner bei einer anderen 
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Stelle, ſo hat er dem Gläubiger den daraus ent— 
ſtehenden Schaden zu erſetzen. "Der Schuldner hat 
dem Gläubiger die Hinterlegung unverzüglich an 
zuzeigen; im Falle der Unterlaffung ift er zum 
Schadenserſatze verpflichtet. Die Anzeigedarf unter 
bleiben, wenn fie unthunlich iſt. 375 Sit Die 
hinterlegte Sache der Hinterlegungsfielle durch die 
Poſt überjendet worden, ſo wirft Die Hinterlegung 
auf die Zeit der Aufgabe der Sache zur Poſt zurück. 
376 Der Schuldner Hat das Recht, die hinterlegte 
Sache zurüdzunehmen. | Die Rücknahme ijt aus— 
geichloffen: 1. wenn der Schuldner der Hinter- 
legungsjtelle erflärt, daß er auf das Recht zur Rück 
nahme verzichte; 2. wenn der Gläubiger der Hinter 
legungsitelle die Annahme erklärt; 8. wei der 
Hinterlegungsitelle ein zwiſchen dem Gläubiger und 
dem Schuldner ergangenes rechtäfräftiges Urteil 
vorgelegt wird, das die Hinterlegung fiir rechts 
mäßig erklärt. 377 Das Recht zur Rücknahme 
ijt der Pfändung nicht untertvorfen. | Wird über 
das Bermögen des Schuldners der Konlurd er— 
öffnet, jo kann während des Konkurſes das Recht 
zur Rücknahme auch nicht von dem Schuldner aus— 
geübt werden. 378 Sit Die Rücknahme der hinter 
legten Sache ausgejchlojjen, jo wird der Schuldner 
duch die Hinterlegung von jeiner Verbindlichkeit 
in gleicher Weije befreit, twie wenn er zur Zeit der 
Hinterlegung an den Gläubiger geleijlet hätte. 
379 Sit die Rücknahme der hinterlegten Sache 
nicht ausgejchlojjen, jo kann der Schuldner den 
Gläubiger auf die hinterlegte Sache yayare has 
lange die Sache hinterlegt ijt, trägt der Gläubiger 
die Gefahr und ijt der Schuldner nicht verpflichtet, 
Zinſen zu zahlen oder Erſatz für nicht gezogene 
Nugungen zu leiten. | Nimmt dev Schuldner die 
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hinterlegte Sache zurüd, jo gilt die Hinterlegung 
al3 nicht erfolgt... 380 Soweit nad) den für die 
Hinterlegungftelle geltenden Beftimmungen zum 
Nachweiſe der Empfang3berehtigung des Gläubi— 
ger eine dDieje Berechtigung anerfennende Erklärung 
des Schuldners erforderlid) oder genügend it, kann 
der Gläubiger von dem Schuldner die Abgabe der 
Erklärung unter denjelben Borausjegungen ver: 
langen, unter denen er die Leiftung zu fordern bes 
vechtigt fein würde, wein die Hinterlegung nicht 
erfolgt wäre. 381 Die Koſten der Hinterlegung 
fallen dem Gläubiger zur Laft, fofern nicht der 
Schuldner die hinterlegte Sache zuridnimmt. 
3352 Das Recht des Gläubigers anf den hinter 
legten Betrag erliicht mit dem Ablaufe von 30 
Sahren nad) dem Empfange der Anzeige von der 
Hinterlegung, wenn nicht der Gläubiger fich vorher 
bei der Hinterlegung3jtelle meldet; der Schulditer 
iſt zur Rücknahme berechtigt, auch wenn er uuf das 
Hecht zur Rüdnahme verzichtet Hat. 383 Sit die 
geichuldete bewegliche Sache zur Hinterlegung nicht 
neeignet, jo kann der Schuldner fie im Falle des 
Verzugs des Gläubiger am Leiftungsorte veritei- 
gern laffen und den Erlös hinterlegen. Das Gleiche 
gilt in.den Fällen des $ 372 Sa 2, wenn der Ver: 
derb der Sache zu bejorgen oder die Aufbewahrung 
mit unverhältnismäßigen Koſten verbunden ijt. | 
Iſt von der Verjteigerung am Leiftung&ort ein an= 
gemeſſener Erfolg nit zu erwarten, jo iſt die 
Sade an einem geeigneten anderen Orte zu vers 
iteigern. | Die Berjteigerung Hat durch einen für 
den Berjteigerungsort bejtellten Gerichtsvollzieher 
oder zu Berjteigerungen befugten anderen Beamten 
oder öffentlich angejtellten Berjteigerer öffentlich 
zu erfolgen (öffentliche Berjteigerung). Seit und 
6 * 
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Ort der Berteigerung find unter allgemeiner Bes 
zeichnung der Cache üffentlich bekannt zu machen. 
354 Die Berjteigerung iſt erit zuläjfig, nachdem 
ie dem Gläubiger angedrogt worden iſt: Die An= 
rohung darf unterbleiben, wenn die Sadye dem 
Verderb ausgejegt und mit dem Aufichube der Ber- 
fteigerung Gefahr verbunden iſt. | Der Schuldner 
hut den Gläubiger von der —— unver⸗ 
züglich zu benachrichtigen; im Falle der Unter— 
laffung iſt er zum Schadenserſatze verpflichtet.) Die 
Androhung und die Benachridtigung dürfen unters 
bleiben, wenn fie unthunlich find. 385 Hur die 
Sache einen Börſen- oder Marktpreis, jo fann der 
Schuldner den Verlauf aus freier Hand durch einen 
zu ſolchen Verkäufen öffentlich ermächtigten Hans 
delämäller oder durch eine zur öffentlichen Ver— 
fteigerung befugte Berjon zum laufenden Bretje be- 
wirfen. 386 Die Koſten der Verſteigerung oder 
des nach) $ 385 erfolgten Verlaufs fallen dein Gläu— 
biger zur Laſt, ſoſern nicht der Schuldnerden hinter— 
legten Erlös zurüdnimmt. 

Dritter Titel. Aufrechnung. 387 
Schulden zwei Berjonen einander Leiſtungen, Die 
ihrem Gegenjtande nad) gleichartig find, jo kann 
jeder Teil jeine Forderung gegen die Forderung 

e3 anderen Teiles aufrechnen, fobald er die ihm 
Ban Leiſtung fordern und die Ihm obliegende 
eiftung bewirten kann. 388 Die Aufrehuung 
erfolgt durch Ertlärung gegenüber dem anderen 
Zeile. Die Erttärung iſt ünwirkſam, wenn jie 
unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtim— 
mung abgegeben wird. 389 Die Aufrechnung bes 
wirkt, daß die Forderungen, ſoweit fie ſich decken, 
als in dem Seitpunkt erlojchen gelten, in welchem 
fie zur Aufrechnung geeignet einander gegenüber» 
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getreten find. 390 Eine Forderung, der eine Ein— 
rede entgegenjteht, kann nicht — werden. 
Die Verſährung ſchließt die Aufrechnung nicht aus, 
wenn die verzährte Forderung zu der Zeit, zu 
welcher jie gegen die andere Forderung aufgerech- 
„net werden Tonnte, noch nicht verjährt war. 891 

Die Aufrechnung wird nicht dadırcch ausgejchlofien, 
daß für die Forderungen verfchiedene Leiſtungs— 
oder Ablieferungsorte bejtehen. Der aufrechnende 
Zeil hat jedoch den Schaden zu erſetzen, den der 
andere Teil dadurch erleidet, daß er infolge der 
Auſfrechnung diekeijtung nicht an dem bejtimmten 
Orte erhält oder bewirken kann. | Sit vereinbart, 
da die Leiſtung zu einer beſtimmten Beitan einem, 
beſtimmten Orte erfolgen joll, jo iſt im Bweifel 
anzunehmen, daß die Aufrechnung einer Horde: 
rung, für die ein anderer Leijtungsort beiteht, aus: 
geſchloſſen fein joll. 392 Durch die Beichlag- 
nahme einer Forderung wird die Aufrechnung einer 
dem Schuldner gegen den Gläubiger zuſtehenden 
Forderung nur danıt ausgejchlofen, wenn der 
Schuldner pre nach der Beſchlagnahme 
erworben hat oder wenn sen Forderung erit nach 
der Beſchlagnahme und fpäter als die in Beichlag 
genommene en füllig geworden iit. 393 
Gegen eine Forderung aus einer vorfählich be- 
gangenen unerlaubten Handlung tft die Lufred- 
nung nicht zuläſſig. 394 Soweit eine Forderung 
der Pfändung nicht unterworfen ift, findet die Auf: 
rechnung gegen die Forderung nicht ftatt. Gegen 
die aus Kranken-, Hilfs- oder Sterbekaſſen, ins— 
beſondere aus Knappſchaftskaſſen und Kaſſen der 
Knappſchaftsvereine, zu beziehenden Hebungen kön— 
nen jedoch geſchuldete Beiträge aufgerechnet werden. 
395 Gegen eine Forderung des Reichs oder eines 
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Bundesſtaats ſowie gegen eine Forderung einer 
Gemeinde oder eines anderen fommunalverbandes 
ift die Aufrechnung nur zuläfjig, wenn die Letitung 
an diejelbe Kafie zu erfolgen hat, aus derdie Forde— 
rung des Aufrechnenden zu berichtigen iſt. 396 
Hat der eine oder der andere Teil mehrere zur Auf: 
rechnung geeignete Forderungen, jo tann der auf: 
rechnende Teil die Korderungen beitimmernt, vie 
negeneinander aufgerechnet werden jollen. Wird 
Die Aufrechnung ohne eine jolche Beſtimmung er: 
klärt oder wideripricht der andere Teil unverzüglich, 
fo findet die Borjchrift des $ 366 Abi. 2 entipres 
chende Anwendung. | Schuldet der aufrehnende 
Teil dem anderen Teile außer der Hauptleiſtung 
Zinſen und Kosten, jo finden die Vorjchriften des 
$ 367 entſprechende Anwendung. 

Vierter Titel. Erlass. 397 Da3 Schuld— 
verhältnis erliſcht, wenn der Glänbiger dem Schuld— 
ner durch Vertrag die Schuld erläßt. | Das Gleiche 
gilt, wert der Gläubiger durch Vertrag mit dem 
Schuldner anerkennt, daß das Schuldverhältnis 
nicht beſtehe. 


Bierter Abſchnilt. Aebertragung der 
Forderung. 


398 Eine Forderung kann von dem Gläubiger 
durch Vertrag mit einen Anderen auf diejen über— 
tragen werden (Nbtretung). Mit dem Abſchluſſe 
des Vertrags tritt der neue Gläubiger an die Stelle 
des bisherigen Gläubigerd. 399 Eine Forderung 
kann nicht abgetreten werden, wenn die Leiſtung 
an einen anderen als den urfprünglichen Gläubiger 
nit ohne Veränderung ihres Inhalts erfolgen 
kann oder wenn die Abtretung durch Vereinbarung 
mit dem Schuldner ausgeichlojien tft. 400 Eine 
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Forderung kann nicht abgetreten werden, ſoweit jie 
der Pfändung nicht unterworfen ift. LOL Mitder 
abgetretenen Forderung gehen die Hypothefen oder 
Piandrechte, die für fie beftehen, ſowie die Nechte 
aus einer für fie beitellten Bürgjchaft auf dei neuen 
Bläubiger über. | Ein mit der Forderung fiir den 
Fall der Zwangsvollitredung oder des Konkurſes 
verbundenes Borzugsrecht kann auch der neue Gläu— 
biger geltend machen. 40% Der bisherige Gläubis- 
ger ijt verpflichtet, dem neuen Gläubiger die zur 
Geltendmachung der Forderung nötige Auskunft zu 
erteilen und ihm die zum Beweije der Forderung 
dienenden Urkunden, joweit jie fich in feinem Be— 
jige befinden, auszuliefern. 403 Der bisherige 
Gläubiger hat dem neuen Gläubiger auf Verlaugen 
eine Öffentlich beglaubigte Urkunde über die Ab— 
tretung auszujtellen. Die Koſten Hat der neue 
Gläubiger zu tragen und vorzuſchießen. O4 Der 
Schuldner kann dem neuen Gläubiger die Eins 
wendungen entgegenjeßen, die zur Yeit der Ab— 
— er Forderung gegen den bisherigen Gläu— 
biger begriindet waren. 405 Hat der Schuldner 
eine Urkunde über die Schuld ausgeitellt, jo kann 
er ich, wenn die —— unter Vorlegung der 
Urkunde abgetreten wird, dem neuen Gläubiger 
gegenüber nicht darauf berufen, daß die Eingehung 
oder Anerkennung des Schuldverhältniſſes nur zum 
Schein erfolgt oder daß die Abtretung durch Ver— 
einbarung mit dem urſprünglichen Gläubiger aus— 
geſchloſſen ſei, es ſei denn, daß der neue Gläubiger 
bei der Abtretung den Sachverhalt kannte oder 
kennen mußte. 406 Der Schuldner kann eine ihm 
gegen den bisherigen Gläubiger zuſtehende Forde— 
rung auch dem neuen Gläubiger gegenüber auf— 
rechnen, es ſei denn, daß er bei dem Erwerbe der 
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Forderung von der Abtretung Kenntnis Hatte oder 
DaB die Forderung erjt nach der Erlangung der 
Kenntnis und jpäter als die abgetretene Forderun 
füllig getvorden tft. 07 Derneue Gläubiger mu 
eine Leiftung, die der Schuldner nach der Abtretung 
an den bisherigen Gläubiger bewirkt, ſowie jedes 
Rechtsgeſchäft, das nad) der — en 
dem Schuldner und dem bisherigen Gläubiger in 
Anjehung der Forderung vorgenommen wird, gegen 
fih gelten Iafjen, e8 fei denn, daß der Schuldner 
die Abtretung bei der Leiftung oder der Vornahme 
des Nechtögejchäfts kennt. Sit in einem nach der 
Abtretung zwiſchen dem Schuldner und dem bi: 
herigen Oläubiger anhängig gewordenen Rechtds 
ftreit ein — Urteil über die —— 
ergangen, ſo muß der neue Gläubiger das Urteil 
gegen ſich gelten laſſen, es ſei denn, daß der Schuld— 
ner die Abtretung bei dem Eintritte der Rechts» 
hängigfeit gefannt hat. 408 Wird eine abgetretene 
Forderung von dem bisherigen Gläubiger nochmals 
an einen Dritten abgetreten, fo finden, wenn der 
Schuldner an den Dritten leiftet oder wenn zwiſchen 
dent Schuldner und dem Dritten ein Rechtsgeſchäft 
vorgenommen oder ein Rechtsſtreit anhängig wird, 
zu Gunſten des Schuldners die Borjchriften des 
8407 dem früheren Eriverber — entſprechende 
Anwendung. | Das Gleiche gilt, wenn die bereits 
abgetretene —— gerichtlichen Beſchluß 
einem Dritten überwieſen wird oder wenn der bis— 
herige ®läubiger dem Dritten gegenüber anerkennt, 
daß die bereit3 abgetretene Forderung kraft Geſe 
au| den Dritten übergegangen jet. 409 Beigt der 
Gläubiger dem Schuldner an, daß er die Forderung 
abgetreten Habe, fo muß er dem Schuldner gegen: 
über die angezeigte Abtretung gegen fich gelten 
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laſſen. auch wenn fie nicht erfolgt oder nicht wirk— 
fam ift. Der Anzeige fteht es gleich, wenn der 
Gläubiger eine Urkunde über die Abtretung dent in 
der Urkunde bezeichneten neuen Gläubiger aus— 
gejtellt Hat und diejer fie dem Schuldner vorlegt. | 
Die Anzeige kann nur mit Zuftimmung desjenigen 
zurüdgenommen werden, welcher ald der neue Gläu= 
biger bezeichnet worden ift. Z1O Der Schuldner 
it dem neuen Gläubiger — zur Leiſtung 
nur gegen Aushändigung einer von dem bisherigen 
Glänbiger über die Abtretung ausgejtellten Urkunde 
verpflichtet. Eine Kündigung oder eine Mahnung 
de3 neuen Gläubiger ift unwirkfam, wenn fie ohne 
a einer foldhen Urkunde erfolgt und der 
Schuldner fie aus diefem®runde unverzüglich zurück— 
weist. | Diefe Vorſchriften finden feine Anwendung, 
wenn der bisherige Gläubiger dem Schuldner die 
Abtretung Schriftlich angezeigt Hat. ALL Tritt 
eine Militärperjon, ein Beamter, ein Geiftlicher 
oder ein Lehrer an einer öffentlichen Unterrichts— 
anjtalt den übertragbaren Teil de3 Dienfteinlom= 
mens, des Wartegeldes oder des Ruhegehaltes ab, 
jo ift die auszahlende Kaffe durch Aushändigung 
einer von dem bißherigen Gläubiger außgeftellten, 
öffentlich beglaubigten Urkunde von der Abtretung 
su benachrichtigen. Bis zur Benadriätigung giit 
die Abtretung als der Kaffe nicht bekannt. 2 
Auf die Uebertragung einer Forderung Fraft Ge— 
jeges finden die Vorſchriften der 88 399 bis 404, 
406 bis 410 entjprechende Anwendung. 413 Die 
Vorſchriften Über dDiellebertragung von Forderungen 
finden auf die Uebertragung anderer Rechte ent— 
ſprechende Anwendung, Formel nicht das Gejeß ein 
anderes bvorjchreibt. 
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Fünfter Abfänitt. S5chuſdübernahme. 

414 Cine Ehuld tan von einem Dritten durch 
Vertrag mit dem Gläubiger in der Weije übernom— 
nen werden, daß der Dritte an die Stelle des bis— 
berigen Schuldners tritt. +15 Wird die Schuld: 
übernahme von dem Dritten mit dem Schulditer ver: 
einbart, jo hängt ihre Wirkjanteitvon der Genehmis 
gung des Gläubigerd ab. Die Genehmigung kann 
erit erfolgen, wenn der Schuldner oder der Dritte 
dem Gläubiger die Schuldübernahme mitgeteilt hat. 
Bis zur Genehmigung können die Parteien dei Ver— 
trag ändern oder aufheben.! Wird die Genehmigung 
verweigert, jo gilt die Schuldübernahnte als nicht 
erfolgt. Fordert der Schuldner oder der Dritte den 
Gläubiger unter Beſtimmung einer Friſt zur Er: 
Härung Über die Genehmigung auf, jo kann Die Ge— 
nehmigung nur bis zum Ablaufe der Frijt erklärt 
werden; wird fie nicht erklärt, jo gilt fie als vers 
weigert. | Solange gs der Gläubiger die Geneh— 
migung erteilt hat, ift im Zweifel dev Uebernehmer 
dem Schuldner gegenüber verpflichtet, den Gläubiger 
rechtzeitig zu befriedigen. Das Bleiche gilt, wenn der 
Gläubigerdiedenchmigungverweignert. 4216 Ueber⸗ 
nimmt der Erwerber eines Grundſtücks durch Vertrag 
mit dem Veräußerer eine Schuld des Veräußerers, 
für die eine Hypothek an dem Grundſtücke beſteht, 
ſo kann der Gläubiger die Schuldübernahme nur 
genehmigen, wenn der Veräußerer ſie ihm mitteilt. 
Sind ſeit dem Empfange der Mitteilung 6 Monate 
verſtrichen, ſo gilt die Genehmigung als erteilt, 
wenn nicht der Gläubiger ſie dem Veräußerer gegen— 
iiber vorher verweigert hat; die Vorſchrift des $ 415 
bj. 2 Satz 2 findet feine Anwendung. | Die Mit- 
teilung des VBeräußerers ann erſt erfolgen, wenn 
der Erwerber als Eigentümer im Grundbud) einges 
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tragen iſt. Sie muß ſchriftlich gejchehen und den Hin» 
weis enthalten, daß der Uebernehmer an die Stelle 
des bisherigen Ecyuldners tritt, werın nicht der Gläu— 
biger die Verweigerung Innerhalb der 6 Monate erz 
klärt. Der Beräußerer hat auf Berlangen des Ers 
werber3 dem Bläubiger die Schuldübernahme mit— 
zuteilen. Sobald die Erteilung oder Verweigerung 
der Genehmigung feititeht, Hat dev Veräußerer den 
Erwerber zu benadyridtigen. 417 Dex Ueber— 
nehmer fanı dem Gläubiger die Einwendungen ent— 
gegenjegen, welche jid) aus dem Rechtsverhältniſſe 
jwijcher dem Gläubiger und dem bisherigen Schulds 
ner ergeben. Eine dem bisherigen Schuldner zu— 
Payne Forderung kann er nicht aufrechnen. Aus 

em der Schufdübernahme zu Grunde Liegenden 
Rehtsverhältnifie zwiſchen dem WUebernehmer und 
dent bisherigen Schuldner kann dev Uebernehmer 
dem Glüubiger gegenüber Einwendungen nicht herz 
leiten. A18 Infolge der Schuldübernahme erlöjchen 
die für die Forderung bejtellten Bürgſchaften und 
Pfandrechte. Beiteht ie die Forderung eine Hypo— 
the£, fo trirt da3 Gleiche ein, wie wenn der Gläu— 
biger auf die Hypothek verzichtet. Dieje Vorjchriften 
finden Leine Anwendung, wein dev Bürge oder der— 
jenige, welchen: der verhaftete Gegenſtand zur Zeit 
der Schuldübernahme gehört, in dieſe eimvilligt. | 
Ein mit der Forderung für den Fall des Konkurſes 
verbundenes Vorzugsrecht kann nicht im Konkurs 
über da3 Bermögen des Uebernehmers geltend ges 
macht werden. 419 Uebernimmt jemand durch Ver— 
trag das Bermögen eines Anderen, jo Lönnen dejjen 
Gläubiger, unbejchadet der Fortdauer der Haftung 
des bisherigen Schuldners, von den Abjchlufje des 
Vertrags anigre zu diefer Zeit beſtehenden Anſprüche 
auch gegen den Mebernehmer geltend machen. | 
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Die Haftung des Uebernehmers beſchränkt ſich auf 
den Beitand des übernommenen Vermügend und die 
ihn aus dem Vertrage zuftehenden Anfprüde. Be: 
ruft fi der Uebernehmer aufdie Beichränfung feiner 
Haftung, fo finden die filr die Haftung det Erben 

eltenden Vorſchriften der S$1990,1991 entſprechende 

Inwendung. | Die Haftung des Uebernehmers fanın 
nicht durch Vereinbarung ziwvilchen ihm und dem 
bisherigen Schuldner ausgejchloffen oder beſchränkt 
werden. 


Sechſter Adfhnitt. Mehrheit von Shufdnern 
und Gläußigern. 


420 Schulden Mehrere eine tellbare Leiftung oder 
haben Mehrere eine teilbare Leiſtung zu fordern, fo 
iſt im Bweifel jeder Schuldner nur zu einem gleichen 
Anteile verpflichtet, jeder Gläubiger nur zu einem 
gleichen Anteile berechtigt. 1 Schulden Mehrere 
eine Leiftung in derWeiſe, Daß jeder die ganzeLeiſtung 
zu bewirken verpflichtet, Dev Gläubiger aber die Lei: 
ftung nur einmal zu fordern berechtigt (kt Geſamt⸗ 
ſchuldner), ſo kann der Gläubiger die Leiſtung nach 
ſeinem Belieben von jedem der Schuldner ganz oder 
zu einem Teile fordern. Bis zur Bewirkung ber 
ganzen Leiftung bleiben ſämtliche Schuldner ver- 
pflichtet. 42% Die Erfillung durch einen Geſamt— 
ichuldner wirkt auch für die iibrigen Schuldner. Das 
Gleiche gilt von der Leiftung an Erfüllungsftatt, der 
Hinterlegung und der Aufrechnung. | Eine Forde— 
rung, die einem Geſamtſchuldner zufteht, kann nicht 
von den übrigen Schuldnern aufgerechnet werden. 
423 Ein zwifchen dem Gläubiger und einem Ge— 
ſamtſchuldner vereinbarter Erlaß wirkt auch für die 

übrigen Schuldner, wenn die Vertragichließenden 
das ganze Schuldverhältnts aufheben wollten. 424 
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Der Verzug des Gläubigers gegenüber einen Ges 
famtichuldner wirft auch für die iibrigen Schuldner. 
425 Andere al3 die in den SS 422 bis 424 bezeichs 
neten Thatſachen wirken, ſoweit fich nicht aus dem 
Schuldverhältnis ein anderes ergiebt, nur für und 
gegen den Gefamtichuldner, in deſſen Perſon fie eins 
treteıt. | Dies gilt insbeſondere von der Kündigung, 
dem Berzuge, dem Verjchulden, von der Unmöglich⸗ 
feit der Leiſtung in der Berfon eines Gefamtichuld: 
ner3, von der Verjährung, deren Unterbredjung und 
Hemmung, von der Bereinigung der —— mit 
der Schuld und von dem rechtskräftigen Urteile. 426 
Die Geſamtſchuldner find imVerhältniſſe zu einander 
gu gleichen Anteilen verpflichtet, ſoweit nicht ein an— 

eres beſtimmt iſt. Kann von einem Geſamtſchuldner 
der auf ihn entfallende Beitrag nicht erlangt werden, 
fo tft ver Ausfall von den übrigen zur Ausgleichung 
verpflichteten Schuldnern zu tragen. | Soweit ein 
Geſamtſchuldner den Gläubiger befriedigt und von 
den übrigen Schuldnern wege a verlangen 
kann, geht die —— des Gläubigers gegen die 
übrigen Schuldner auf ihn über. Der Uebergang 
kann nicht zum Nachteile des Gläubigers geltend ge— 
macht werden. 427 Berpflichten fid) Mehrere durch 
Vertrag gemeinschaftlich zu einer teilbaren Leiftung, 
jo haften fie im Zweifel als Gejamtjchuldner. 428 
Sind Mehrere eine Leiftung in der Weije zu fordern 
berechtigt, daß jeder die ganze Leiftung fordern kann, 
der Schuldner aber die Seitung nur einmal zu be= 
wirfen ae tft (Gejamtgläubiger), jo kann der 
Schuldner nad) feinem Belieben an jeden der Gläus 
biger leiſten. Dies gilt auch dann, wenn einer der 
Gläubiger bereits lage aufdie Leiſtung erhoben hat. 
429 Der Verzug eines Gejamtgläubigers wirkt 
auch gegen die übrigen Gläubiger. | ereinigen fi 
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Forderung und Schuld in der Berjon eines Geſamt— 
gläubigers, jo erlöjchen die Rechte der iibrigen Gläu— 
biger gegen den Schuldner. | Su übrigen finden die 
Borkchriften der S$ 422, 423, 425 entſprechende Aı= 
wendung. Sn3bejondere bleiben, wenn ein Geſamt— 
gläubiger feine Forderung auf einen anderen iiber: 
trägt, die Rechte der übrigen Gläubiger unberührt. 
430 Die Sejantgläubiger jind im Verhältnifje au 
einander zu gleichen Anteilen berechtigt, ſoweit nicht 
ein anderes bejtinmt iſt. 43 1 Schulden Mehrere 
eine unteilbare Leijtung, jo haften fie al3 Geſamt— 
jhuldner. 432 Haben Mehrere eine unteilbare 
Leiſtung zu fordern, jo kann, jofern fie nicht Ge— 
jamtglüubiger find, der Schuldner nur an alle ges 
meinjchaftlich leiſten und jeder Gläubiger nur die 
Leiltung an alle fordern. Seder Gläubiger kann 
verlangen, daß der Schuldner die geſchuldete Sache 
für alle Gläubiger Hinterlegt oder, went jie ſich nicht 
zur Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich zu be= 
jtellenden Berwahrer abliefert. | Sm übrigen wirkt 
eine Thatjache, die nur in der Berjon eines der Gläu— 
Der eintritt, nicht für und gegen die übrigen Gläu— 
ger. 


Siebenter Abſchnitt. Einzelne Shuld- 
verhältniffe. 

Erster Titel. Kauf. Tausch. I. Allge- 
meine Vorschriften. 433 Durd) den Kaufvertrag 
wird der Verkäufer einer Sache verpflichtet, dem 
Käufer die Sahe zu libergeben und da3 Eigentum 
an der Sade zu verjchaffen. Der Verküufer eines 
Rechtes iſt verpflichtet, dem Käufer das Recht zu 
verihaffen und, wenn das Recht zum Beſitz einer 
Sache berechtigt, die Sache zu übergeben. | Der 
Käufer iſt verpflichtet, dem Verkäufer den vereine 
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barten Kaufprei3 zu zahlen und die gekaufte Sache 
abzunehmen. #34 Der Verkäufer ijt verpflichtet, 
dem Käufer den Berkauften Gegenftand frei von 
Rechten zu verihaffen, die von Dritten gegen den 
Käufer geltend gemacht werden fünıen. 335 Der 
Verkäufer eines Grundſtücks oder eines Nechtes an 
einem Grundſtück ijt verpflichtet, im Grundbuch eins 
getragene Rechte, die nicht beftehen, auf feine Koſten 
zur Löſchung zu bringen, wenn fte im Falle ihres 
Beſtehens da3 dem Käufer zu verichaffende Recht be= 
einträchtigen würden. | Das Gleiche gilt bei dem 
Berfauf eine Schiffes oder eines Rechtes an einem 
Schiffe für die im Cchiffsregijter eingetragenen 
Rechte. 36 Der Verkäufer eine Grundſtücks 
haftet nicht fir die Freiheit des Grundſtücks von 
öffentlichen Abgaben und von anderen öffentlichen 
Lajten, Die zur Eintragintg in das Grundbuch nicht 
geeignet find. 37 Der Verkäufer einer Forderung 
oder eines oder Rechtes haftet für den rechtlichen 
Bejtand der Forderung oder des Rechtes. | Der Ver: 
fäufer eines Wertpapiers haftet auch dafür, daß 
es nicht zum Zwecke der Kraftloserklärung aufge 
boten iſt. 438 Uebernimmt der Berkäufer einer 
Forderung die vom für die Zahlungsfähigkeit 
des Schuldners, fo iſt die Haftung im Zweifel nur 
auf die Zahlnngsfähigkeit zur Zeit der Abtretung 
pr beziehen. 439 Der Verkäufer hat einen Mangel 
m Rechte nicht zu vertreten, wenn der Käufer den 
Mangel bei dem Abjchlufjfe des Kaufes kennt. | Eine 
Hypothek, eine Grundſchuld, eine Rentenjchuld oder 
ein Bfandrecht Hat der Berkäufer zu bejeitigen, auch 
wenn der Käufer die Belajtung fennt. Das Gleiche 
gilt von einer Vormerkung zur Sicherung des An— 
ſpruchs auf Bejtellung eines diejer Rechte. 240 
Erfiillt der Verkäufer die ihm nad) den SS 433 bie 
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437, 489 obliegenden Verpflichtungen nicht, ſo be⸗ 
ren fich die Nechte des Käufers nad) den Vor⸗ 
chriften der h 320 bis 327. | Sit eine beivegliche 
Sache verlauft und dem Aue zum Bivede der 
Eigentumsibertragumng übergeben worden, fo kann 
der Käufer wegen des Nechtes eines Dritten, das 
zum Beſitze der Sache berechtigt, — 
wegen Nichterfüllung nur verlangen, wein er ie 
Sache dem Dritten mit Rüdjicht auf deſſen Recht 
herausgegeben Hat oder fie dem Verkäufer zurück⸗ 
gewährt oder wenn die Sache untergegangen tft. | 
Der Herausgabe der Sache an den Dritten —* es 
gleich, wenn der Dritte den Käufer oder dieſer den 
Dritten beerbt oder wenn der u das Recht des 
Dritter anderweit erwirbt oder den Dritten ab» 
findet. | Steht dem Käufer ein Anſpruch auf Her— 
ausgabe gegen einen Anderen zu, ſo genügt an 
Stelle der Rückgewähr die Abtretun des Anspruchs. 
441 DieBorichriften des g440 Ab}. 2 bis 4 gelten 
auch dann, wenn ein Recht an einer beweglichen 
Sade verfauft iſt, das zum Befite der Sache bes 
vechtigt. 44% Beltreitet der Verkäufer den vom 
Käufer geltend gemachten Mangel im Rechte, jo hat 
der Käufer den Mangel zu beweiſen. 44 ne 
Rereinbarung, dur) welche die nad) den 53 433 DIS 
437, 439 bi8 442 wegen eines Mangels im Rechte 
dem Verkäufer obliegende Verpflichtung sur Ge⸗ 
währleiſtung erlaſſen oder beſchraͤnkt wird, iſt 
a wenn der Verkäufer den Mangel araliitig 
verjchtveigt. 444 Der Verkäufer iſt verpflichtet, 
dem Käufer über die den verkauften Gegenjtand be= 
treffenden rechtlichen Verhältniffe, insbejondere im 
Falle des Verkaufs eines Grundſtücks über die 
Grenzen, Gerechtſame und Laſten, die nötige Aus 
funft zu erteilen und ihm die zum Beweife des 
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Rechtes dienenden Urkunden, ſoweit ſie ſich in ſeinem 
Beſitze befinden, auszuliefern. Erſtreckt ſich der In— 
halt einer ſolchen Urkunde auch auf andere Än— 
gelegenheiten, ſo iſt der Verkäufer nur zur Er— 
teilung eines öffentlich beglaubigten Auszugs ver— 
pflichtet. 445 Die Vorſchriften der $$ 433 His 444 
finden auf andere Verträge, die auf Veräußerung 
oder Belajtung eines Gegenjtandes gegen Entgelt 
gerichtet jınd, entiprechende Anwendung. 446 
Mit der Uebergabe der verkauften Sache geht die 
Gefahr des zufälligen Unterganges und einer zus 
fälligen Verjchlechterung auf den Käufer über. Von 
der Uebergabe an gebühren dem Käufer die Nutzun— 
nen und trägt er die Laſten der Sache. | Wird dei 
Käufer eines Grundjtüd3 vor der Uebergabe als 
Eigentümer in das Grundbuch eingetragen, fo 
treten Ddieje Wirkungen mit der Eintragung ein. 
447 Berjendet der Verkäufer auf Berlr.igen des 
Käufers die verkaufte Sache nad) einem anderen 
Orte al3 dem Erfüllungsorte, jo geht die Gefahr 
auf den Käufer über, jobald der Verkäufer die Sache 
dem Spediteur, dem Frachtführer oder der fonit zur 
Ausführung der Verjendung bejtimmten Berjon oder 
Anjtalt ausgeliefert hat. | Hat der Käufer eine be= 
jondere Anweijung über die Art der Berfendung 
erteilt und weicht der Verkäufer ohne dringenden 
Grund von der Anweilung ab, jo iſt der Verkäufer 
dem Käufer für den daraus Enlebenben Schaden 
verantwortlid. 448 Die Koften der Uebergabe 
der verfauften Sache, insbejondere die Kojten des 
Mefjens und Wägens, fallen dem Verkäufer, die 
Kojten der Abnahme und der Berjendung der Sache 
nach einen anderen Orte al3 dem Erfilllungdorte 
fallen dem Käufer zur Laſt. Iſt ein Recht verkauft, 
ſo fallen die Koiten der Begründung oder Ucher- 
( 
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tragung des Rechtes dem Verkäufer zur Laſt. 449 
Der Käufer eines Grundftüds Hat die Kojten der 
Auflaffung und der Eintragung, der Käufer eines 
Rechtes an einem Grundſtücke Hat die Koſten der 
zur Begründung oder Webertragung des echtes 
nötigen Eintragung in das Grundbuch, mit Eins 
ichluß der Koften der zu der Eintragung erforder- 
lichen Erklärungen, zu tragen. Dem Käufer fallen 
in beiden Fällen auch die Koften der Beurkundung 
des Kaufes zur Laft. 450 Sit vor der Uebergabe 
der verkauften Sache die Gefahr auf den Käufer 
übergegangen und macht der Verkäufer vor der 
Vebergabe Verwendungen auf die Sache, die nad) 
dem Uebergange der Gefahr notiwendig geworden 
find, jo Kann er von dem Käufer Erjaß verlangen, 
iwie wenn der Käufer ihn mit der Verwaltung der 
ae beauftragt Hätte. | Die Verpflichtung Des 
Käufers zum Erjate fonjtiger Verwendungen bes 
stimmt fich nach den Vorjchriften über die Geſchäfts— 
führung ohne Auftrag. 51 Iſt ein Recht an einer 
Sache verkauft, das zum Beſitze der Sache berechtigt, 
\ finden die Vorfjchriften der 8$ 446 bi 450 ent⸗ 
prechende Anwendung. 45% Der Käufer ift vers 
pflichtet, den Kaufpreis von dem Zeitpunkt an zu 
verzinfen, von welchem an die Nußungen des ges 
fauften Gegenjtandes ihm gebühren, jofern nicht 
der Kaufpreis gejtundet ift. 53 Iſt als Kaufpreis 
der Marktpreis bejtimmt, jo gilt im Bweifel der 
für den Erfüllungsort zur üllungszeit maß 
— Marktpreis als vereinbart. 454 Hat der 

erfäufer den Vertrag erfüllt und den Kaufpreis 
gejtundet, fo jteht ihn das im $ 325 Ab]. 2 und im 
$ 326 Bejtimmte Rücktrittsrecht nicht zu. 455 Hat 
ſich der Verkäufer einer beweglichen Sache das 
Eigentum bis zur Zahlung des Kaufpreifes vors 
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behalten, jo iſt im Biweifel anzunehmen, daß die 
Uebertragung des Eigentums unter der aufſchieben— 
den Bedingung vollitändiger Zahlung des Kauf: 
preijes erfolgt und daß der Berkäufer zum Rück— 
tritte von dem Bertrage beredhtigt ijt, wenn der 
Käufer mit der Zahlung in Verzug kommt. 456 
Bei einem Verfaufim Wege dergwangsvollitredung 
dürfen der mit der Vornahme oder Leitung des 
Berfaufs Beauftragte und die von ihm zugezogenen 
Gehilfen, mit Einichluß des PBrotofollführers, den 
zum Verkaufe gejtellten Gegenjtand weder für fich 
perfönlich oder durch einen Anderen noch al3 Ver: 
treter eines Anderen faufen. 457 Die Vorjchrift 
de3 $ 456 gilt auch bei einem Verkauf außerhalb 
DL LE, wenn derAuftrag zu dem 
Berfauf auf Grund einer gejeplichen Vorjchrift er— 
teilt worden ijt, die den Auftraggeber ermächtigt, 
den Gegenjtand für ee eines Anderen ver 
faufen zu lafjen, insbejondere in den Füllen des 
Pfandverkaufs und des in den 85383, 385 zugelaffe- 
nen Berfaufs, fowie bei einem Verkaufe durch den 
Konfursverwalter. #58 Die Wirkſamkeit eines 
den Borjehriften der SS 456, 457 zumider erfolgten 
Kaufes und Der Vebertragung des gekauften ee 
jtande3 Hängt von der Zuſtimmung der bei dem 
Verkauf als Schuldner, Eigentümer oder Gläubiger 
Beteiligten ab. Yordert der Käufer einen ah 
ten zur Erklärung über die Genehmigung auf, ſo 
finden die Vorſchriften des $ 177 Abſ. 2 entjprechende 
Anwendung. | Wird infolge der Verweigerung dei 
Genehmigung ein neuer Berfauf vorgenommen, ſo 
hat der rühere Käufer für die Kojten des neuen 
Berfaufs fowie für einen Mindererlös aufzulom: 
men. II. Gewährleistung wegen Mängel der Sache. 
459 Der Verkäufer einer Sache Haftet dem Käufer 
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dafür, daß fie zu der Zeit, zu welcher die Gefahr 
auf den Käufer übergeht, nicht mit Fehlern behaftet 
ist, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem ge— 
wöhnlidhen oder dem nach dem Vertrage voraus— 
gejegten Gebrauch aufheben oder mindern. Eine 
unerhebliche Minderung des Werteß oder der Taug— 
lichkeit Fommmt nicht in Betracht. | Der Verkäufer 
haftet auch dafür, daß die Sache zur Zeit des Ueber— 
anges der Gefahr die zugeficherten Einenjchaften 
at. 460 Der Verkäufer Hat einen Mangel der 
verfauften Sache nicht zu vertreten, wenn der 
Käufer den ag bei dem Abjchlufje des Kaufes 
fennt. Iſt dem Käufer ein Mangel der im $ 459 
Abſ. 1 bezeichneten Art infolge grober Fahrläſſig— 
feit unbelannt geblieben, jo haftet der Verkäufer, 
jofern er nicht die Abwejenheit des Fehlers zu— 
gelichert Hat, nur, wenn er den Fehler argliftig 
verjchwiegen hat. 46 1 Der Verkäufer hat einen 
Mangel der verkauften Sache nicht zu vertreten, 
wenn die Sade auf Grund eines Pfandrechts in 
öffentliher WVerfteigerung unter der Bezeichnung 
als Pfand verkauft wird. 462 Wegen eines Mans 
gels, den der Verkäufer nach den Vorſchriften der 
$$ 459, 460 zu vertreten hat, kann der Küufer Rück— 
——— — Kaufes (Wandelung) oder Hers 
abjegung des Kaufpreijes (Minderung) verlangen. 
463 Tehlt der verkauften Sache zur Bet de3 
Kaufes eine zurgeficherte ——— ſo kann der 
Käufer ſtatt der Wandelung oder der Minderung 
en wegen Nichterfüllung verlangen. 
Das Gleiche gilt, wenn der Verkäufer einen PR ler 
arglijtig verfchwiegen hat. 64 Nimmt der Käufer 
eine mangelhafte Sache an, obſchon er den Mangel 
tennt, fo ftehen ihm die in den 88462, 463 bes 
timmten Anfpriche nur zu, wenn er fih jeine 
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Nechte wenen des Mangels bei der Annahnıe vor— 
behält. &65 Die Wandelung oder die Minderung 
ift vollzogen, wenn fich der Verkäufer auf Berlangen 
des Käufers mit ihr einverjtanden erklärt. 466 
Behauptet der Käufer dem Bertäufer gegenüber 
einen Mangel der&ade, fo fann der Berküufer ihn 
unter dem Erbieten zur Wandelung und unter Be— 
jiimmung einer angemejjenen Friſt zur Erflärung 
darüber auffordern, od er Wandelung verlange. 
Die | kann in diefem Falle nur bis zum 
Ablaufe der Frift verlangt werden. 467 Au! die 
Wandelung finden die für dad vertragsmäßige 
Rüdtrittsrecht — ee der 6 
bis 348, 850 bis 354, 356 entjprehende Anwendung ; 
im Falle des $ 352 iſt jedoch die Wandelung nicht 
audgefchlofjen, wenn der Mangel fich erft bet der 
Amgeitaltung der Sache gezeigt hat. Der Verkäufer 
hat dem Käufer auch die Vertragskoſten zu erfegen. 
468 Sichert der Verkäufer eines Grundſtücks dem 
Käufer eine bejtimmte Größe des Grundſtücks zu, 
jo Haftet er fir die Größe wie für eine zugeſicherte 
engen Der Käufer kann jedoch wegen Dan: 
el3 der zugeficherten Größe Wandelung nur ver- 
angen, wenn der Mangel jo erheblich it, daß die 
Erfüllung des Bertra 8 hir den Käufer fein Inter— 
eſſe Hat. 469 Sind von mehreren verkauften 
Saden nur einzelne mangelhaft, fo kann nur in 
Anjehung diefer Wandelung verlangtwerden, auch 
wenn ein Gefamtprei3 für alleSacen feſtgeſetzt tft. 
Sind jedoch die Sachen als zufammengehörend ver— 
fauft, fo kann jeder Teil verlangen, daß die Wan: 
delung auf alle Sachen erjtredt wird, wenn bie 
mangelhaften Saden nit ohne Nachteil für ihn 
von den übrigen getrennt werden fünnen. 470 
Die Wandelung wegen eine Mangels der Haupt- 
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jache erjtredt jich auch auf die Nebenjache. Iſt die 
Nebenſache mangelhaft, jo kann nur in Anjehung 
diejer Wandelung verlangt werden. 471 Findet 
im Falle des Verkaufs mehrerer Sachen für einen 
Gejamtpreis die Wandelung nur in Anfehung eitt- 
zelner Sachen jtatt, jo tjt der Gefamtpreis in dem 
ae herabzujegen, in welchem zur Zeit des 
Verlaufs der Gefamtwert der Sachen in mangels 
freiem Bujtande zu dem Werte der von Der Wande— 
lung nicht betroffenen Sachen gejtanden haben 
würde. 472 Bei der Minderung ift der Kaufpreis 
in dem Berhältnifjfe Herabzufegen, in weldem zur 
Zeit de3 Verkaufs dev. Wert der Sache in mangel= 
reiem Zujtande zu dem wirklichen Werte gejtanden 
haben würde, | Sindet im alle des Verlaufs meh- 
rerer Sadıen für einen Gejamtpreis die Minderung 
nur wegen einzelner Saden ftatt, jo ijt bei der 
Herabjegung des Preijes der Gejamtwert aller 
Saden zu Grunde zu legen. 473 Sind neben 
dem in Geld feſtgeſetzten Kaufpreife Leiſtungen be— 
dungen, die nicht vertretbare Sachen zum Gegen— 
itande haben, jo find dieſe Leiftungen in den Fallen 
der $$ 471, 472 nach) dem Werte zur Beit des Ver— 
faufs in Geld zu veranichlagen. Die Herabjeßung 
der Gegenleijtung des Käufers erfolgt an dem in 
Geld feſtgeſetzten Preiſe; ijt diefer geringer al3 der 
abzujegende Betrag, jo hat der Berfäufer den über— 
ichießenden Betrag dem Käufer zu vergüten. 274 
Sind auf der einen oder der anderen Seite Mehrere 
beteiligt, jo fann von jedem und gegen jeden Minde— 
rung verlangt werden. | Mit der Bollziehung der 
von einem der Käufer verlangten Minderung ift die 
Wandelung ausgejchlofien. 475 Durch die wegen 
eines Mangels erfolgte Minderung wird das Recht 
des Käufers, wegen eines anderen Mangels Wande- 
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fung oder von neuem Minderung zu verlangen, 
nicht ausgeſchloſſen. 476 Eine Bereinbarung, 
durch welche die Verpflichtung des Verkäufers zur 
Gemährleijtung wegen Mängel der Sache erlafjen 
oder beſchränkt wird, ift nichtig, wenn der Verkäufer 
den Mangel argliftig verſchweigt. 477 Der An: 
Vader Be Wandelung oder auf Minderung fowie 

er — auf wegen Mangels 
einer zugeſicherten Eigenſchaft verjährt, ſofern nicht 
der Verkäufer den Mangel argliftig verſchwiegen 
hat, bei beweglichen Sachen in 6Monaten von der 
Ablieferung, bei Grundftüden in einem Jahre von 
der ebergabe an. Die Berjührungsfrift kann Durch 
Vertrag verlängert werden. | Beantragt der Käufer 
gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des 
Beweifes, jo wird die Verjährung unterbrochen. 
Die Unterbrehung dauert bis zur Beendigung des 
Verfahrens fort. Die een des $ 211 Abj. 2 
und des $ 212 finden entjprechende Anwendung. | 
Die Hemmung oder Unterbrehung der Verjährung 
eines der im Ab}. 1 bezeichneten Anfprüche bewirfi 
auch die Hemmung oder Unterbredhung der Ber: 
jährung der anderen Anfprühe. 478 Hat der 
Käufer den Mangel dem Verkäufer angezeigt oder 
die Anzeige an ihn — bevor der Anſpruch 
auf Wandelung oder auf Minderung verjährt war, 
Io kann er auch nach der Vollendung der Verjährung 
ie Zahlung des Kaufpreijes infoweit verweigern, 
al3 er auf Grund der Wandelung oder der Minde- 
rung dazu berechtigt jein wiirde. Das Gleiche gilt, 
wenn der Käufer vor der Vollendung der Verjäh- 
rung gerichtliche Beweißaufnahme zur Sicherung 
des Beweiſes beantragt oder in einem zwiſchen ihm 
und einem jpäteren Erwerber der Sache wegen des 
Mangels anhängigen Rechtsjtreite dem Verkäufer 
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den Streit verkündet Hat. | Hat der Berfäufer den 
Mangel arglijtig verjchwiegen, jo bedarf es der 
Anzeige oder einer ihr he Ab. 1 gleichitehenden 
Handlung nit. 479 Der Unfpruch auf Schadens- 
erja kann nach der Vollendung der Verjährung nur 
aufgerechnet werden, wenn der Käufer vorher eine 
der im $ 478 bezeichneten Handlungen vorgenont- 
men hat. Dieje Bejchränkung tritt nicht ein, wenn 
der Verkäufer den Mangel arglijtig verſchwiegen 
hat. 480 Der Käufer einer nur der dattung nad) 
beitimmten Sade kann jtatt der Wandelung oder 
der Minderung verlangen, dab ihm anjtelle der 
ar a ache eine mangelfreie geliefert wird. 
Auf diefen Anfpruch finden die für die Wandelung 
geltenden Borjchriften der $$ 464 bis 466, des 467 
Satz Lund der $5469, 470, 474 bis 479 entjprechende 
Anwendung. Fehlt der — zu der Zeit, zu welcher 
die Gefahr auf den Käufer übergeht, eine zugeſicherte 
Eigenſchaft oder hat der Verkäufer einen Fehler 
Zotiſtig verſchwiegen, ſo kann der Käufer Par der 
Wandelung, der Minderung oder der Lieferung 
einer mangelfreien Sade Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung verlangen. 48 1 Für den Verlauf 
von Pferden, Ejeln, Maulejeln und Maultieren, 
von Rindvieh, Schafen und Schweinen gelten die 
Borjchriften der SS 459 bis 467, 469 bis 480 nur 
injoweit, al3 ſich nicht aus den $$ 482 bis 492 ein 
anderes ergiebt. 482 Der Verkäufer hat nur be 
jtimmte Fehler (Hauptmängel) und diefe nur danır 
zu vertreten, wenn ſie jich innerhalb bejtimmter 
Friſten (Gewährfrijten) zeigen. | Die Sauptmängel 
nd die Gewährfrijten werden durch eine mit Zu— 
jtimmung des Bundesrats zu erlafjende Kaiferliche 
Verordnung bejtimmt. Die Bejtimmung kann auf 
demjelben Wege ergänzt und abgeändert werden. 
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483 Die Gewährfrijt beginnt mit dem Ablaufe 
de3 Tages, an welchem die Gefahr auf den Käufer 
übergeht. eh t ſich ein Hauptmangel inner: 
halb der Gewäh — ‚ jo wird vermutet, daß der 
Mangel Schon zu der Zeit vorhanden — ſei, 
zu a. die Gefahr auf den Käufer übergegangen 
üt. 485 Der Käufer verliert die ihm wegen des 
Mangel3 zuftehenden Rechte, wenn er nicht ſpäte— 
ſtens 2 Tage nad) dem Ablaufeder Gewährfrift oder, 
ſalls das Tier vor dem Ablaufe der Friſt getötet 
worden oder ſonſt verendet ift, nad) dem Tode des 
Tieres den Mangel dem Verkäufer anzeigt oder die 
Anzeige an ihn abjendet oder wegen des Mangels 
Klage gegen den Verkäufer erhebt oder diefem den 
Etreit verkündet oder gerichtliche Beweisaufnahme 
zur Eicherung des Beweiſes beantragt. Der Recht3- 
verluft tritt nicht ein, wenn der Verkäufer den 
Mangel arglijtig verfchiviegen Hat. 486 Die Ge- 
währfriſt kann Durch Vertrag verlängert oder ab- 
gekürzt werden. Die vereinbarte Sri tritt an die 
Stelle der gejeglihen Frift. 487 Der Käufer kann 
nur Wandelung, nicht Minderung verlangen. | Die 
Wandelung kann auch in den Fällen der 8 851 bis 
358, insbeſondere wenn das Tier gefchlachtet iſt, 
verlangt werden; anſtelle der Rückgewähr hat der 
Käufer den Wert des Tiere zu vergüten. Das 
Gleihe gilt in anderen Fällen, in denen der Käufer 
infolge eines Umftandes, den er zu vertreten ne 
insbefondere einer Verfügung ber das Tier, außer: 
ftande ift, das Tier zurücdzugewähren. | Sft vor 
der Bollziehung der Wandelung eine unwefentliche 
Verſchlechterung des Tieres infolge eines von dem 
Käufer zu vertretenden Umftandes eingetreten, fo 
hat der Käufer die Wertminderung zu vergliter. | 
Nutzungen hat der Käufer nur infoweit zu erjegen, 
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als er fie gezogen hat. 488 Der Berfäufer ir im 
Sale der Wandelung dem Käufer auch die Kojten 
der Fütterung und Pflege, die Kojten der tierärzt- 
fihen Unter ung und Behandlung ſowie die 
Koften der notwendig gewordenen Tötung und 
MWegihaffung des Tieres zu erjegen. 489 Sit über 
den Anipruch auf Wandelung ein Rechtsſtreit an⸗ 
hängig, ſo iſt auf Antrag der einen oder der anderen 
Pariei die öffentliche u des Tiered und 
die Hinterlegung des Erlöjes urch einjtweilige Ver⸗ 
fügung anzuordnen, ſobald die Beſichtigung des 
Tieres nicht mehr erforderlich iſt. 490 Der An= 
ipruch auf Wandelung fowie der Anjpru auf 
Schadenzerjag wegen eines Hauptman els, deijen 
Nichtvorhandenjein der Verkäufer zugefichert hat, 
verjährt in 6 Wochen von dem Ende der Gewähr— 
frift an. Sm bleiben die Vorſchriften des 
S 477 unberührt. | An die Stelle der in den $$ 210, 
212, 215 beſtimmten Friſten tritt eine Srijt von 6 
Wochen. | Der Käufer kann auch nad) der Ver— 
jährung des Anſpruchs auf Mandelung die Bad: 
lung des Kaufpreiſes verweigern. Die Aufrechnung 
des Anſpruchs auf Schadenserſatz — nicht 
der im 5479 peftimmten Beſchränkung. # 1 Der 
Käufer eines nur der Gattung na bejtinmten 
Tieres kann ftatt der Wandelun verlangen, daß 
ihm anftelle des mangelhaften Tieres ein mangels 
jreie3 geliefert wird. Auf diefen Anſpruch finden 
die Vorichriften der $$ 488 bi 490 entiprechende 
Anwendung. 49% Webernimmt der Verkäufer 
die Gewährleijtung wegen eines nicht zu den 
Hauptmängeln gehörenden Fehlers oder ſichert 
er eine Eigenfchaft des Tieres zu, jo finden die 
Vorſchriften der 88 487 bis 491 und, wenn 
eine Gemwährfrijt vereinbart wird, auch die Vor— 
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Ihriften der 8 483 bis 485 entipredhende An: 
wendung. Die im $ 490 beftimmte Verjährung 
beginnt, wenn eine Gewährfriit nicht vereinbart 
wird, mit der Ablieferung des Tier. 493 Die 
Vorſchriften über die Verpflichtung des Verkäufers 
zur mn wegen Mängel der Gadje 
finden auf andere Berträge, die auf Veräußerung 
oder Belajtung einer Sache gegen on — 
find, entſprechende Anwendung. III. Bes a 
Arten des Kaufes. L. Raufnach Probe. Kauf 
auf Brobe 494 Bei einem Kaufe nach Probe 
oder nah Muſter find die Eigenſchaften der Probe 
oder des Muſters als zugefichert anzujehen. 495 
Bei einem Kaufe auf Probe oder auf Belicht fteht 
die un des gefauften Gegenjtandes im Be- 
lieben de3 Küuferd. Der Kauf ift im Zweifel unter 
der aufichiebenden Bedingung der Lang e⸗ 
ſchloſſen. Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem K * 
die Unterſuchung des Gegenſtandes zu geſtatten. 
496 Die Billigung eines auf Probe oder auf Be— 
ſicht gekauften Gegenſtandes kann nur innerhalb 
der vereinbarten Friſt und in Ermangelung einer 
olchen nur bis zum Ablauf einer dem Käufer bon 
em Berkäufer bejtimmten angemefjenen Friſt er: 
Härt werden. War die Sache dem Käufer zum 
Bwede der Probe oder der Bejichtigung libergeben, 
jo gilt jein Schweigen als Billigung. 2. Wieder- 
tauf. #97 Hat fich der Verkäufer in dem Kauf: 
vertrage das Recht des Wiederfaufd vorbehalten, 
jo kommt der Wiederfauf mit der Erklärung des 
Verkäufers gegenüber dem Käufer, daß er das 
Wiederkaufsrecht ausübe, zujtande. Die Erklärung 
bedarf nit der für den Kaufvertrag bejtimmten 
Form.|Der Brei, zu welchem verkauft worden tit, 
gilt im Zweifel auch für den Wiederlauf. 498 
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Der Wiederverkäufer iſt verpflichtet, dem Wieders 
täufer den gekauften Gegenftand nebit Zubehör her⸗ 
auszugeben. | Hat der Wiederverkäufer vor der 
Auzübung des Wiederkaufsrechts eine Verſchlechte⸗ 
rung, den Untergang oder eine aus einem anderen 
Grunde eingetretene Unmöglichkeit der Herausgabe 
des gekauften Gegenjtanded verjchuldet oder den 
Gegenjtand wejentli verändert, jo ijt er für den 
daraus entjtehenden Schaden verantwortlich. Sit 
der Gegenjtand ohne Verſchulden des Wiederver⸗ 
tkäufers verſchlechtert oder iſt er nur unweſentlich 
verändert, jo kann der Wiederkäufer Minderung des 
Kaufpreijes nicht verlangen. 499 Hat ber Wieder: 
verfänfer vor der Ausübung des Wiederkaufsrechts 
über den gekauften Ge enttand verfügt, jo iſt er 
verpflichtet, die dadurch begründeten Nechte Dritter 
zu befeitigen. Einer Verfügung des iedervers 
tüufers fteht eine Verfügung gleich, die im Wege 
der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehun 3 
oder durch den Konkursverwalter erfolgt. 50 
Der Wiederverkäufer kann für Verwendungen, die 
er auf den gekauften Gegenjtand vor dem ieder⸗ 
kaufe gemacht hat, inſoweit Erſat verlangen, als 
der Wert des Gegenftandes durch die Verwendun— 
en erhöht ift. Eine Einrichtung, mit der er die 
herauszutgebende Sache verjehen Tat, fanı er weg= 
nehmen. 501 Sit als Wiederlaufpreis der 
Schätungswert vereinbart, den der efaufte Gegen⸗ 
stand zur Beit des Wiederkaufs Ent, jo ift der 
Wiederverkäufer für eine ale den 
Untergang oder die aus einem anderen runde 
eingetretene Unmöglichkeit der Herausgabe des 
Gegenjtandes nicht verantwortlich, der Wieder⸗ 
füufer zum Erjage von Verwendungen nidt ver— 
pflihtet. 502 Steht das Wiederfaufsreht Mehre⸗ 
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ren gemeinjchaftlich zu, jo kann ed nur im ganzen 
ausgeübt werden. h es für einen ber — — 
erloſchen oder übt einer von ihnen ſein Recht nicht 
aus, ſo ſind die übrigen berechtigt, das Wieder— 
kauſſsrecht im ganzen auszuüben. 503 Das 
Wiederfaufsreht kann bei Grundftüden mur bis 
zum Ablaufe von 30, bei anderen Gegenjtänden 
nur bi3 zum Ablaufe von 3 Sahren nad) der Ver— 
einbarung des Vorbehalt3 ausgeübt werden. Sit 
für die Ausübung eine Frift beftimmt, fo tritt dieje 
an die Stelle der gejeglihen Frift. 3. Vorkauf. 
504 Wer in An 555 eines Gegenſtandes zum 
Vorkaufe berechtigt iſt, kann das Vorlaufsrecht aus— 
üben, ſobald der Verpflichtete mit einem Dritten 
einen Kaufvertrag über den Gegenstand geſchloſſen 
hat. 505 Die Ausübung des Vorkaufsrechts er: 
tolgt durch Erflärung gegenüber demBerpflichteten. 
Die Erklärung bedarf nicht der für den Kaufvertrag 
bejtimmten Form. | Mit der Ausübung des Vor— 
kaufsrechts kommt der Kauf zwijchen dem Bes 
rechtigten und dem Berpflichteten unter den Be- 
———— zuſtande, welche der le Na 
mit dem Dritten vereinbart hat. 506 Eine Ber: 
einbarung des Berpflichteten mit dem Dritten, 
— welche der Kauf von der Nichtausübung des 
Vorkaufsrechts abhängig gemacht oder dem Ver— 
pflichteten für den Fall der Ausübung des Vor— 
kaufsrechts der Rücktritt vorbehalten wird, iſt dem 
Vorkaufsberechtigten gegenüber unwirlſam. 507 
Hat ſich der Dritte in dem Vertrage zu einer Neben— 
leiſtung verpflichtet, die der Vorkaufsberechtigte 
zu bewirken außerjtande iſt, fo Hat der Vorkaufs— 
berechtigte jtatt der Nebenleijtung ihren Wert zu 
entrichten. Läßt ſich die Nebenleijtung nicht in 
Geld fchäten, jo tft die Ausübung des Vorkaufs— 
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recht3 ausgejchloffen ; die Vereinbarung der Neben— 
leijtung kommt jedoch nicht in Betracht, wenn der 
Vertrag mit dem Dritten auch ohne fie geſchloſſen 
jein würde. 508 Hat der Dritte den Gegenjtand, 
auf den ſich dad Vorkaufsrecht bezieht, mit anderen 
Gegenftänden zu einem Gejamtpreife gekauft, jo 
hat der Borfaufsberechtigte einen verhältnismäßi- 
gen Teil des Gejamtpreifes zu entrichten. Der 
Berpflichtete kann — daß der Vorkauf auf 
alle Sachen erſtreckt wird, die nicht ohne Nachteil 
für ihn getrennt werden können. 509 Iſt dem 
Dritten in dem Bertrage der Kaufpreis gejtundet 
worden, jo kann der Borfaufsberedhtigte die Stun— 
dung nur in Anfprudd nehmen, wenn er für den 
——— Betrag Sicherheit leiſtet. Iſt ein 

rundſtück Gegenſtand des Vorkaufs, ſo bedarf es 
der Sicherheitsleiſtung inſoweit nicht, als für den 
geſtundeten Kaufpreis die Beſtellung einer Hypothek 
an dem Grundjtüde vereinbart oder in Anrechnung 
auf den Kaufpreis eine Schuld, für die eine Hypo= 
thef an dem Grundjtüde beiteht, übernommen 
worden iſt. 510 Der Berpflichtete Hat dem Vor: 
fauföberechtigten den Inhalt des mit dem Dritten 
geſchloſſenen Vertrags unverzüglich mitzuteilen. 
Die Mitteilung des VBerpflichteten wird durch die 
Mitteilung des Dritten erjegt. | Das Vorkaufsrecht 
fann bei Grundjtüden nur bis zum Ablaufe von 
2 Monaten, bei anderen Gegenjtänden nur bis zum 
Ablauf einer Woche nad dem Empfange der Mit 
teilung ausgeübt werden. Iſt für die Ausübung 
eine Frift beſtimmt, fo tritt diefe an die Stelle der 
— SAL Das Vorkaufsrecht erſtreckt 
ich im Zweifel nicht auf einen Verkauf, der mit 
Fuchht auf ein künftiges Erbrecht an einen ge— 
eblichen Erben erfolgt. SALZ Das Vorkaufsrecht 
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ift ausgejchlojjen, wenn der Verkauf im Wege der 
Bwangsvollitredung oder durch den Konkursver— 
walter erfolgt. 513 Steht das Vorkaufsrecht 
Mehreren gemeinjchaftlih zu, jo kann es nur im 
ganzen ausgeübt werden. Sit es für einen der 
Berechtigten erlofchen oder übt einer von ihnen 
fein Recht nicht au, jo find die iibrigen berechtigt, 
das Vorkaufsrecht im ganzen auszuüben. 514 
Da3 Vorkaufsrecht ift nicht übertragbar und geht 
nicht auf die Erben des Berechtigten über, — 
nicht ein anderes beſtimmt iſt. Iſt das Recht auf 
eine beſtimmte Zeit beſchränkt, ſo iſt es im Zweifel 
vererblich. IV. Tausch. 515 Auf den Tauſch 
finden die Vorjchriften über den Kauf entjprechende 
Anwendung. 

Zweiter Titel. Schenkung. 516 Eine 
Zuwendung, dDurd) die jemand aus feinem Vermögen 
einen Anderen bereichert, ijt Schenkung, wenn beide 
Teile darüber einig find, daß die Zuwendung unent— 
rn erfolgt.| a die Zuwendung ohne den Willen 

e3 Anderen erfolgt, fo kann ihn der rg 
unter Beſtimmung einer angemejjenen Friſt zur Er— 
Härung über die Annahme auffordern. Nach dem 
Ablaufe der Friſt güt die Schenkung als angenont- 
men, wenn nicht der Andere fie vorher abgelehnt 
hat. Sm Falle der Ablehnung kann die Herausgabe 
de3 Zugewendeten nad den Vorjchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
gefordert werden. 517 Eine Schenkung liegt nicht 
vor, wenn jemand zum Vorteil eines Anderen einen 
Bermögenserwerb unterläßt oder auf ein angefalle- 
nes, noch nicht endgiltig erworbenes Recht verzichtet 
oder eine Erbſchaft oder ein Vermächtnis ausfchlägt. 
>18 Zur Giltigfeit eines Vertrags, durch den eine 
Leiſtung ſchenkweiſe verſprochen wird, ijt die gericht- 
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liche oder notarielle Beurkundung des Verjprechens 
erforderlih. Das Gleiche gilt, wenn ein Schuldver: 
ſprechen oder ein Schuldanerfenntni3 der im den 
85780, 781 bezeichneten Art ſchenkweiſe erteilt wird, 
von dem Berjprechen oder der Anerkennungserklä— 
rung. | Der Mangel der Form wird durch die Be— 
wirkung der verjprochenen Leijtung geheilt. 519 
Der Schenferift berechtigt, die Erfüllung eines ſchenk— 
a erteilten Verſprechens zu verweigern, ſoweit 
er bei Berüdjichtigung feiner ſonſtigen Verpflich— 
tungen außerſtande iſt, das Verſprechen zu erfüllen, 
ohne daß fein ftandesmäßiger Unterhalt oder die Er: 
füllung der ihn Fraft Geſetzes obliegenden Unter— 
halt3pflichten gefährdet wird.| Treffen die Anſprüche 
mehrerer Befchenkten zuſammen, jo geht der he 
entjtandene Anfpruch vor. 520 Berjpricht der 
Schenker eine in wicderfehrenden Leijtungen beſte— 
hende Unterſtützung, jo erliicht die Verbindlichkeit 
mit feinen Tode, jofern nicht aus dem Berfprechen 
ih ein anderes ergiebt. 521 Der Schhenter hat 
nur Borat und grobe Fahrläfligfeit zu vertreten. 
522 Bur Entridtung von Verzugszinſen ift der 
au nicht verpflichtet. 523 Verſchweigt der 
Schenker arglijtig einen a im Rechte, fo iſt er 
verpflichtet, dem Beſchenkten den daraus entjtehen- 
den Schaden zu erjeten. | Hatte der Schenker die 
Leiſtung eines Gegenjtandes verjprochen, den er erst 
erwerben follte, jo kann der Beſchenkte wegen eines 
Mangels im Rechte Schadenserſatz wegen Nichter- 
füllung verlangen, wenn der Mangel den Schenker 
bei dem Erwerbe der Sache bekannt gewefen oder 
Sch grober Fahrläjfigkeit unbekannt gebtichen tft. 
Die für die Gewährleijtungspflicht des Verkäufers 
geltenden Vorfchriften des $ 433 Abi. 1, der 88 434 
bis 437, des 8 440 Abſ. Abis 4 umd der SS 441 bis 
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444 finden entiprechende Anwendung. 54 Ver: 
schweigt der Schenter — einen Fehler der ver— 
ſchenlten Sache, jo iſt er verpflichtet, dem Beſchenkten 
den daraus — Schaden zu erſetzen. Hatte 
der Schenker die Leijtung einer nur der Gattung 
nach bejtimmten Sache verfprochen, die er erjt er: 
werben follte, jo kann der Bejchentte, wenn die ges 
leijtete Sache fehlerhaft und der Mangel dem Ehen: 
ter bei dem Erwerbe der Sache bekannt getvejen oder 
infolge grober De en unbefanıtt geblieben ijt, 
verlangen, daß ihm anjtelle der fehlerhaften Sache 
eine fehlerfreie geliefert wird. Hat der Schenfer den 
Fehler argliitig verſchwiegen, fo kann der Beſchenkte 
ſtatt der Lieferung einer fehlerfreien Sache Schaden?- 
erfaß wegen Nichterfüllung verlangen. Auf diefe An— 
ſprüche finden die für die Gewährleijtung wegen 
Fehler einer verfauften Sache geltenden Vorjchriften 
entfprechende Anwendung. 5235 Wer eine Scheit: 
fung unter einer Auflage macht, kann die Vollziehung 
der Auflage verlangen, went er jeinerjeit3 geleijtet 
hat. | Liegt die Vollziehung der Auflage im öffent: 
lihden Snterefje, jo fann nach dem Tode des Schen— 
ters auch die zujtändige Behörde die Vollziehung ver: 
langen. 526 Soweit infolge eines Mangels im 
Nechte oder eines Mangels der verjchenkten Sache 
der Wert der Zuwendung die Höhe der zur Voll: 
ziehung der Auflage erforderlichen Aufwendungen 
nicht erreicht, 1 der Beſchenkte berechtigt, die Voll: 
ziehung der Auflage zu verweigern, bi3 der durch den 
ange, entjtandene Fehlbetrag ausgeglichen wird. 
Bollzieht der Beichenkte die Auflage ohne Kenntnis 
des Mangel3, jo fann er von dem Schenfer Erjat 
der durch die Vollziehung verurſachten Aufwendun— 
gen infomweit verlangen, als fie infolge des Mangels 
den Wert der Zuwendung überjteigen. 527 Unter— 
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bleibt die Vollziehung der Auflage, jo kann der 
Schenker die Herausgabe des Gejchenfes unter den 
für das Rücktrittsrecht bei gegenfeitigen Verträgen 
beſtimmten Borausjegungen nad den Vorſchriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Berei— 
cherung injoweit fordern, als das Geſchenk zur Boll» 
zichung der Auflage hätte verwendet werden müſſen. 
Der Anspruch ift ausgeichlofjen, wenn ein Dritter 
berechtigt ilt, die Vollziehung der Auflage zu vers 
langen. 528 Soweit der Schenker nad) der Boll- 
ziehung der Schenkung außerjtande ift, feinen jtans 
desmäßigen Unterhalt zu bejtreiten und die ihm 
einen Berwandten, feinen Ehegatten oder jeinem 

üheren Ehegatten gegenüber geſetzlich obliegende 
Unterhaltspflicht zu erfüllen, kann er von den Be— 
ichenkten die Herausgabe de3 Gejchenfes nad) den 
Borichriften liber die Herausgabe einer ungerecht» 
fertigten Bereicherung fordern. Der Bejchenkte kann 
die Herausgabe durd) Zahlung des für den Unters 
halt erforderlichen Betrags abwenden. Auf die Vers 
pflichtung des Bejchenkten finden die Vorſchriften des 
8 760 jowie die fiir die Unterhaltspflicht der Ver— 
wandten geltende Vorjchrift des $1613 und im Falle 
des Todes des Schenkers auch die Vorichriften des 
$ 1615 entjprechende Anwendung. | Unter mehreren 
Beichentten Haftet der früher Bejchentte nur injo= 
weit, al3 der jpäter Beſchenkte nicht verpflichtet it. 
529 Der Anſpruch auf Herausgabe des Geſchenkes 
ift ausgeichlofien, wenn der Schenter jeine Bedürf- 
tigkeit vorjäglich oder durch grobe Fahrläjfigkeit her= 
beigeführt hat oder wenn zur Beit des Eintritts 
jeiner Bedürftigkeit Jeit der Leiftung des geſchenkten 
Gegenjtandes 10 Jahre verjtrichen And. | a3 Gleiche 
gilt, ſoweit der Beichenkte bei Berückſichtigung feiner 
lonitigen Verpflichtungen außerjtande ijt, das Ges 
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chen? herauszugeben, ohne daß fein ſtandesmäßiger 
Unterhalt oder die Erfüllung der ihm kraft Gefehes 
obliegenden Unterhaltspflichten geführdet wird. 
530 Eine Schenkung kann widerrufen werden, 
wenn fich der Beſchenkte durch eine ſchwere Verfehs 
lung gegen den Schenker oder einen nahen Ange— 
hörigen des Schenter3 groben Undankes jchuldi 
macht. | Dem Erben des Schenkers fteht das Rech 
des Widerrufs nur zu, wenn der Beſchenkte vorſätz⸗ 
ih und widerrechtlich den Schenker getötet oder 
am Widerrufe gehindert Hat. 531 Der Widerru 
Bug durch Erklärung gegenüber dem Beichentten. 
Sit die Schenkung widerrufen, jo kann die Heraus— 

abe des Geſchenkes nad den Vorfchriften iiber die 

erausgabe einer — Fe Niet her Bereicherung 
gefordert werden. 53% Der Widerruf ift ausge— 
ichlofjen, wenn der Schenker dem Beſchenkten vers 
vn bat oder wenn jeit dem Beitpuntt, in welchem 

er Widerrufßsberechtigte von dem Eintritte der Vor: 
ausjegungen feines Rechtes Kenntnis erlangt hat, 
ein Jahr verjtrichen ift. Nach dem Tode des Bes 
ſchenkten ijt der Widerruf nicht mehr zuläffig. 533 
Auf das Widerrufsrecht kann erjt verzichtet werden, 
wenn der Undank dem Widerrufsberechtigten befannt 
geworden iſt. 534 Schenkungen, durch die einer 
ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anftand zu neh 
menden Rüdjicht entſprochen wird, unterliegen nicht 
der Rüdforderung und dem Widerrufe. 

Dritter Titel. Miete. Pacht. I. Miete. 
535 Durd) den Mietvertrag wird der Vermieter 
verpflichtet, Dem Mieter den Gebrauch der vermieteten 
Sache während der Mietzeit zu gewähren. Der Mieter 
iſt verpflichtet, Dem Bermieter den vereinbarten Miet 
zins au entrihten. 536 Der Vermieter Hat dte vers 
mietete Sache dem Mieter in einem zu dem vertragds 
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mäßigen Gebrauche geeigneten Zujiarde zu über: 
laſſen und jie während der Mietzeit In diefem Zuſtande 
gu erhalten. 537 Iſt die vermietete Sache zur Zeit 

er Ueberlafjung an den Mieter mit einem Fehler 
behaftet, der ihre Tauglichkeit zu dem vertiag!: 
— Gebrauch aufhebt oder mindert, oder ent— 
ſteht im Laufe der Miete ein jolcher Fehler, jo lit der 
Mierer für die Zelt, während deren die Tauglichkeit 
aufgehoben tft, von der Entrichtung des er 
befreit, für die Zelt, während dere die Tauglichteit 
gemindert iſt, nur zur Entrichtung eine nad) den 
ss 472, 473 zu bemejjenden Teiles des Mietzinſes 
verpflichtet.|Da3 Gleiche gilt, wenn eine zugejicherte 
Eigenſchaft fehlt oder jpäter wegfällt. Bel der Ver: 
mietung eines Grundſtücks fteht die Zuficherung einer 
beſtimmten Größe der Zuſicherung einer Eigenſchaft 
gleih. 538 Sit ein Mangel der im $ 537 bezeich: 
teten Art beidem Abſchluſſe des Vertrags vorhanden 
oder entfieht ein ſolcher Mangel jpäter Infolge eines 
Umſtandes, den der Vermieter zu vertreten hat, oder 
fomnıt der Vermieter mit der Bejeitigung eines Man— 
en in Verzug, jo kann der Mieter, hatt die im $ 537 

ejtinmten Rechte geltend zu machen, Schadenserjaß 
wegen Nichterfüllung verlangen.! Sm Falle des Ver— 
zugs des Vermieters kann der Mieter den Mangel 
ſelbſt bejeitigen und Erſatz der erforderlichen Auf— 
wendungen verlangen. 539 Kennt der Mieter bei 
dem oje des Vertrags den Mangel der ge— 
mieteten Sache, jo jtehen Ihm die in den 58 537, 538 
bejtimmten Rechte nicht zu. Sit dem Mieter ein 
Mangel der im 8537 Abj. 1 bezeichneten Art infolge 
grober Fahrtläfligkeit unbekannt geblieben oder 
nimmt er eine mangelhafte Sache an, obſchon er 
den Mangel fennt, jo tann er dieje Rechte nur unter 
den Borausjegungen geltend machen, unter welden 
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dem Käufer eier Te ag vr nachdens$460, 
464 Gewähr zu letjten ift. 540 Eine Vereinbarung, 
durch welche die Verpflichtung des Vermleters zur 
Bertretung von Mängeln der vermieteten Sache ers 
lafen oder beſchränktt wird, tft nichtig, wenn der 
Vermieter den Mungel argliftig verjchweigt. SEAL 
Wird durch das Recht eines Dritten den Mieter der 
vertragsmäßige Gebrauch der gemieteten Sache ganz 
oder zum Teil entzogen, jo finden die Vorichriften 
der $$ 537, 538, des 5539 Saß 1 und des $ 540 ents 
Iprechende Anwendung. 542 Wird dem Mieter der 
vertragsmäßige Gebrauch der gemieteten Sache ganz 
oder zum Teil nicht vechtzeitig gewährt oder wieders 
entzogen, jo fayın der Mieter ohne Einhaltung einer 
Kindigungsfriit das Mietverhältnis kündigen. Die 
Kündigung tjt erft zuläffig, wenn der Vermieter eine 
ihm von dem Mieter Dehrinunte angentefjene Friſt 
hat verjtreichen lafjen, ohne Abhilfe zu Schaffen. Der 
Beſtimmung einer Friſt bedarf es nicht, wenn die 
Erfüllung des Vertrags infolge des die Kündigung 
rechtjertigenden Umſtandes für den Mieter kein In— 
tereije hat. | Wegen einer unerheblichen Hinderung 
oder Borenthaltung des Gebrauchs ift die Küindigung 
nur zulälfig, wenn fie durch ein bejonderes Intereſſe 
des Mieters gerechtfertigt wird. | Beftreitet der Vers 
mieter die Yuläffigkeit der erfolgten Kündigung, weil 
er den Gebrauch der Sache rechtzeitig gewährt oder 
vor dem Ablaufe der — die Abhilfe bewirkt Habe, 
jo trifft ihn die Beweislaſt. 543 Auf das dem 
Mieter nach $542 zuftehende Kündigungsrecht finden 
die Borjchriften der Fr 539 bis 541 jowie die für die 
Wandelung bei dem Kaufe geltenden Vorjchriften der 
zz 469 bi3 471 entjprechende Anwendung. | Sit der 
Mietzins für eine jpätere Zeit im voraus entrichtet, 
ſo Hat ihn der Bermierer nach Maßgabe des $ 347 


113 2. Buch. Recht der Schuldverhältniſſe. 7. Abſchn. 


Hder, wenn die Kündigung wegen eines Umſtandes 
erfolgt, dem er nicht zu vertreten hat, rad) den Vor⸗ 
fchriften über Die Herausgabe einer ungeredhtfertigtert 
Bereicherung zurückzuerſtatten. 544 Sit eine Woh- 
nung oder ein anderer zum Aufenthalte von Men— 
fchen bejtimmter Raum fo beſchaffen, daß die Be— 
nubung mit einer erheblichen Gefährdung der Ge— 
ſundheit verbunden tft, ſo kann der Mieter das Miet⸗ 
verhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt 
gr auch wenn er die gefahrbringende Beichafs 
fenheit bei dem Abjchluffe des Vertrags gefannt oder 
auf die Geltendmachung der ihm wegen diejer Be— 
ſchaffenheit zuftehenden Rechte verzichtet Hat. 545 
Beigt fich im Laufe der Miete ein Mangel dev ge— 
mieteten Sache oder wird eine Vorkehrung zum 
5— der Sache gegen eine nicht vorhergeſehene 
Gefahr erforderlich, ſo hat der Mieter dem Vermieter 
unverzüglich Anzeige gu machen. Das Gleiche gilt 
went fich ein Dritterein Recht ander Sache anmast.| 
Anterläßt der Mieter die Anzeige, jo it er zum Er— 
fate des daraus entjtehenden Schadens verpflichtet ; 
er ift, joweit der Vermieter infolge der Untertaffung 
der — Abhilfe zu ſchaffen außerſtande war, nicht 
berechtigt, die im $ 537 beſtimmten Rechte geltend 
zu machen oder nad) $ 542 Abſ. 1Satz 3 ohne Be- 
jtimmung einer Friſt zu fündigen oder ent 
wegen Nichterfüllung zu verlangen. 546 Die au 
der vermieteten Sache ruhenden Laſten hat der Ver— 
mieter zu tragen. 547 Der Vermieter iſt verpflich- 
tet, dem Mieter die auf die Sache gemachten not— 
— Verwendungen zu erſetzen. Der Mieter 
eines Tieres Hat jedoch die Fütterungskoſten zu tra= 
ir | Die Verpflichtung des Vermieters zum Erſatze 
onjtiger Verwendungen beftimmt fich nach den Vor: 
ſchriften über die Geidäftsführung ohne Auftrag. Der 
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Mieter ijt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er die 
Sache verjehen Hat, wegzunehinen. 548 Verände— 
rungen oder Berjchlechterungen der gemieteten Sache, 
die ducch den vertragsmüßigen Gebrauch herbeige- 
führt werden, hat der Mieter nicht zu vertreten. 
549 Der Mieter ijt ohne die Erlaubnis des Vers 
mieters nicht berechtigt, den Gebrauch der geinieteten 
Sache einem Dritten zu Überlafjen, insbejondere die 
Euche weiter zu vermieten. Verweigert der Bermieter 
die Erlaubnis, jo kann der Mieter das Mietverhält- 
nis unter Einhaltung der gejchlichen Friſt kündigen, 
jofern nicht in der Berjon des Dritten ein wichtiger 
Grund vorliegt.| Ueberläßt der Mieter den Gebraud) 
einem Dritten, jo hat er ein dem Dritten bei dem 
Gebraude zur Laſt fallendes Re zu vers 
treten, auch wenn der Bermieter die Erlaubnis zur 
Veberlafjung erteilt Hat. 550 Macht der Micter 
von der gemieteten Sache einen vertragswidrigen 
Gebrauch und jegt er den Gebrauch ungeachtet einer 
Abmahnung des Vermieters fort, jo kann der Vers 
mieter auf ee Hagen. 551 Der Mietzinz 
iſt aın Ende der Mietzeit zu entrichten. St der Miet— 
zins nach Zeitabjchnitten bemeſſen, jo it er nad) dem 
Ablaufe der einzelnen Zeitabichnitte zu entrichtet. | 
Der Mietzing für ein Grundjtüd ift, jofern er nicht 
nach kürzeren Beitabjchnitten bemeſſen ift, nach dem 
Ablaufe je eines Kalendervierteljahrs am 1. Werk: 
tage des folgenden Monat3 zu entrichten. 552 Der 
Mieter wird von der Entrichtung des Mietzinjes nicht 
dadurch befreit, daß er durch einen im ſeiner Perſon 
liegenden Grund an der Ausübung des ihm zujtehens 
den Gebrauchsrechts verhindert wird. Der Vermieter 
muß fich jedoch den Wert der erjparten Aufwendungen 
jowie derjenigen Borteile anrechnen lafjen, welche er 
aus einer anderweitigen Verwertung des Gebrauchs 
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erlangt. Solange der Vermieter infolge der Leber: 
laſſung des Gebrauchs an einen Dritten anßerfiande 
tit, dem Mieter den Gebrauch zu gewähren, iſt der 
Mieter zur Entrichtung des Mietzinſes nicht vers 
pſlichtet. 553 Der Vermieter kann ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt da3 Mietverhältnig kündigen, 
wenn der Mieter oder derjenige, welchem der Mieter 
den Gebrauch der — Sache überlaſſen hat, 
ungeachtet einer Abmahnung des Vermieters einen 
veriragswidrigen Gebraͤuch der Sache fortſetzt, der 
die Rechte des Vermieters in erheblichem Mabe ver: 
leßt, in&bejondere einem Dritten den ihm unbefirat 
überlaſſenen Gebrauch beläßt, oder die Sache durch 
Vernachläſſigung der dem Mieter obliegenden Sorg— 
falt erheblich gefährdet. 554 Der Vermieter kann 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrift das Miet— 
verhältnis kündigen, wenn der Mieter für 2 auf: 
einander folgende Termine mit der Entrichtimg des 
Mietzinſes oder eines Teiles des Mietzinfes int Vers 
zug iſt. Die Kündigung tft ausgejchlofjen, wen der 
Mieter den Vermieter befriedigt, bevor fie erfolgt. | 
Die Kündigung iſt unwirkſam, wenn fich der Mieter 
von jeiner Schuld durch Aufrechnung befreien konnte 
und unverzüglich nach der Kündigung die Aufrech- 
nung erklärt. 555 Macht der Vermieter von dem 
ihm nach den $$553,554 zuftchendenKlündigungsrechte 
Gebrauch, jo hat er dei für eine ſpätere Zeit int vor— 
aus entrichteten Mietzind nach ——— des $ 347 
zuridzuerftatten. 556 Der Mieter ift verpflichtet, 
die gemietete Sache nach der Beendigung des Miet— 
verhältnifies zurückzugeben. | Dem Mieter eines 
Grundſtücks fteht wegen feiner Anſprüche gegen den 
Vermieter ein Zurücbehaltungsrecht nicht zu. | Hat 
der Mieter den Gebrauch der Sache einem Dritten 
uberlafjen, jo kann der Vermieter die Cache nad) der 
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Beendigung des Mietverhältuiffes auch vor dem 
Dritten zurüdfordern. 537 Giebt der Mieter die 
eınietete Sache nad) der Beerdigung des Mietvers 
Dältnifes nicht zurück, jo kann der Bermieter für 
die Dauer der VBorenthaltung als Entſchädigung den 
vereinbarten Mietzins verlangen. Die Geltend— 
machung eines weiteren Schadens ift nicht ausaes 
ihlojjen. 558 Die Erſatzanſprüche des Vermieters 
wegen Beränderungen oder Verfchlechterungen der 
vermieteten Sache Jowie die Anjprüche des Mieters 
auf Erjag von Verwendungen oder auf Geftattun 
der Wegnahme einer Einrichtung verjähren in 6 
Monaten. | Die Verjährung der Erfaganfprüche de3 
Vermieters begimmt mit dem Zeitpunkt, in weldem 
er die Sache — die Verjährung der An— 
ſprüche des Mieters beginnt mit der Beendigung des 
Mietverhältniſſes. | Mit der Verjährung des An— 
ſpruchs des Vermieters auf Rüdgabe der Sache ver— 
jähren auch die Erjfagansprüche des Vermieters. 559 
Der Vermieter eines Grundſtücks Hat für feine For— 
derungen aus dem Mietverhältnis ein Pfandrecht an 
den eingebrachten Sachen des Mieters. Nr künftige 
Entjchädigungsforderungen und für den Mietzins fiir 
eine ſpätere Zeit al3 das laufende und das folgende 
Mietjahr kann das Pfandrecht nicht geltend gemacht 
werden. Es erjtredt jich nicht auf die der Pfändung 
nicht unterivorfenen Sachen. 3560 Das Pfandrecht 
de3 Vermieter erlijcht mit der Entfernung der 
a von dem Grundftücd, es fei denn, daß die 
Entfernung ohne Willen oder unter Widerjpruch des 
Bermieters erfolgt. Der Vermieter fann der Ent— 
fernung nicht widerjprechen, went fie im regel— 
mäßigen Betriebe des Gejchäits des Mieter oder 
den gewöhnlichen Lebensverhältniſſen entjprechend 
erfolgt oder wenn die zurücdbleibenden Sachen zur 
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Sicherung des Vermieters offenbar ausreihen. 561 
Der Vermieter darf die Entfernung der ſeinempfand— 
recht unterliegenden — ſoweit er ihr zu wider— 
ſprechen berechtigt ift, auch ohne Anrufen des Gericht 
verhindern und, wenn der Mieter audzieht, die 
Sachen in feinen Belig nehmen. | Eind die Sachen 
ohne Wifjen oder unter Widerjpruch des Vermieters 
entfernt worden, jo kann er die Herausgabe zum 
Zwecke der Zurückſchaffung in das Srunditüd und, 
wenn der Mieter audgezogen ift, die Ueberlaſſung 
de3 Befites verlangen. Das Pfandrecht erliicht mit 
dem Ablauf eines Monats, nachden der Vermieter 
von der Entfernung der Sachen Kenntnis erlangt 

at, wenn nicht der Vermieter diejen Anſpruch vors 

er gerichtlich geltend gemacht hat. 56% Der Mieter 
ann die Geltendmachung des Pfandrechts des Vers 
mieter3 durd) Sicherheit3leiftung abwenden ; er kann 
jede einzelne Sache dadurch von dem Pfandrechte be= 
ee daß er in Höhe ihres Wertes Sicherheit leiftet. 
363 Wird eine dem Pfandrechte des Vermieters 
unterliegende Sache für einen anderen Gläubiger 
gepfändet, fo kann dieſem gegenüber das Bfandrecht 
nicht wegen des Mietzinjes für eine frühere Zeit 
als das legte Jahr vor der Pfändung geltend ge= 
macht werden. 564 Das Mietverhältnis endigt 
mit dem Ablaufe der Zeit, für die e8 eingegangen 
iſt. Iſt die Mietzeit nicht beftimmt, fo kann jeder 
Teil das Mietverhältnis nad) den Vorjchriften des 
z 565 kündigen. 565 Bei Grundjtüden ijt die 
ah nur für den Schluß eines Kalender— 
vierteljahrs zuläſſig; ſie hat jpätejtens am dritten 
Werktage des Vierteljahrs zu erfolgen. Sit der Miet: 
zins nach Monaten bemefjen, fo tjt die Kiindigung 
nur für den Schluß eines Kalendermonats zuläfftg; 
fie Hat ſpäteſtens am fünfzehnten des Monats zu 
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erfolgen. Sit der Mietzins nad) Wochen bemefien, 
fo ijt die Kiindigung nur für den Schluß einer Ka— 
lenderwoche zuläffig; fie hat ſpäteſtens am erften 
Werktage der Woche zu erfolgen. | Bei beweglichen 
Sachen Hat die Kündigung ſpäteſtens am dritten 
Tage vor dem Tage zu eriolgen, an welchem das 
Mietverhältnis endigen foll. | Sit dev Mietzins für 
ein Grundjtüc oder für eine bewegliche Sade nach 
Zugen bemeſſen, jo ijt die Kündigung an jedem 
Zage für dei folgenden Tag zuläjfig. | Die Vor— 
Ichriften des Abj. 1 Cat 1, Abſ. 2 gelten auch für 
die Falle, in denen das Mietverhältnis unter Eins 
haltung der gejeglichen Frijt vorzeitig gekündigt 
werden kann. 366 Ein Mietvertrag über ein 
Srundjtiid, der für längere Zeit al3 ein Jahr Be“ 
ichlofjen wird, bedarf der jhriftlichen Form. Wird 
die Form nicht beobachtet, fo gilt der Vertrag als 
für unbeſtimmte Zeit gejchlofjen ; die Kündigung iſt 
jedoch nicht für eine frühere Zeit als für den Schluß 
des 1. Sahres zulällige.e 567 Wird ein Miet: 
vertrag für eine längere Beit als dreißig Jahre ge- 
ſchloſſen, jo kann nad) dreißig Jahren jeder Teil das 
Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen 
Friſt kündigen. Die Kiindigung iſt unzuläjftg, wenn 
der Bertrag für die Lebenszeit de3 Vermieters oder 
des Mieters geſchloſſen iſt. 568 Wird nad) dem 
Ablaufe der Mietzeit der Gebrauch der Sache von 
dem Mieter fortgejegt, gilt das Mietverhältnis 
als auf unbeſtimmte Zeit verlängert, fofern nicht 
der Vermieter oder der Mieter jeinen entgegen 
ftehenden Willen binnen einer Friſt von zwei Wochen 
dem anderen Teile gegenüber erklärt. Die Friſt hes 
Be für den Mieter mit der Fortjekung des Ge= 

rauchs, für den Bermieter mit dem Zeitpunkt, in 
welchem er von ber Fortjegung Kenntnis erlangt. 
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569 Stirbt der Mieter, fo iſt ſowohl der Erbe als 
der Vermleter ee das Mietverhältni2 unter 
Einhaltung der gejeglichen Frift zu kündigen. Die 
Kündigung kann nur für den eriten Termin erfolgen, 
für den fie zuläffig if. 570 Milttärperfonen, Bes 
amte, Geljtlihe und Lehrer an öffentlichen Unter= 
richt3anftalten können Im Falle der Verfegung nach 
einem anderen Orte das Mietverhältnis in Unfehung 
der Räume, welche fie für ſich oder ihre Familie an 
dem bisherigen Garniſon- oder Wohnorte gemtetet 
huben, unter Einhaltung der gefeglichen Friſt kün— 
digen. Die Kündigung ann nır für den erften Ter— 
min erfolgen, fiir den fie zuläflig fl. 571 Wird 
das vermietete Grundſtück nach der Heberlaffung un 
den Mieter von dem Bermieter an einen Dritten 
veräußert, fo tritt der Erwerber anftelle des Ver— 
mleters in die ſich während der Dauer feines Etgen= 
tums aus den: Mietverhältnid ergebenden Rechte 
und Verpflichtungen ein.| Erfüllt der Erwerber die 
Verpflichtungen nicht, fo haftet der Vermieter für 
ben von dem Erwerber zır erfchenden Schaden vie 
ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage ver— 
zichtet hat. Erlangt der Mieter von dem Ueber— 
gange ded Eigentums durch Mittellung des Vers 
mieters Kenntnis, jo wird der Vermieter von der 
Haftung befreit, wenn nicht der Micter das Miet— 
verhältnis fiir den erften Termin RN, für den 
die Kilndigung zuläjlig iſt. 572 Hat der Mieter 
des verä ußerten Grunditiids dem Vermieter fiir Die 
Erfüllung feiner Verpflichtungen Sicherheit ges 
letftet, fo tritt der Erwerber in die dadurch begrün— 
deten Rechte ein. Zur Rückgewähr der Eicherheit 
tjt er nur verpflichtet, wenn fie ihm autgehändigt 
wird oder wenn er dem Vermieter gegenüber die 
Verpflichtung zur Rückgewähr übernimmt. >73 
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Eine en die der Vermieter vor dem Ueber— 
gange des Eigentums über den aufdie Zeit der Bes 
ıchtigung des Erwerber entiallenden Mietzins ges 
troffen Hat, iſt inſoweit wirkſam, ats fie fich auf 
den Mietzins für daS zur Zeit des Ueberganges des 
Gigentums laufende und das folgende Stalender: 
bierteljahr bezieht. Eine Verfügung über den Miet— 
ins für eine jpätere Zeit mu der Erwerber gegen 
Fi gelten lafjen, wenn er fie zur Beit des Ueber: 
ganges de3 Eigentums kennt. 574 Ein Rechts— 
geſchäft, das zwilhen dem Mieter und dem Ver— 
mieter in Anjehung der Mietzinsforderung vorge— 
nommen wird, insbefondere die Entrichtung des 
Mietzinjed, ift dem Erwerber gegenüber wirkſam, 
joweit e3 ſich nicht auf den Mietzins für eine fpätere 
Zeit als das Kalendervierteljahr, in welchem der 
Dieter von dem Uebergange des Eigentums Kennt 
nis erlangt, und das folgende Vierteljahr bezieht. 
Ein Rechtsgeſchäft, das nach dem Uebergange des 
Eigentums vorgenommen wird, ift jedoch unwirk— 
fan, wenn der Mieter bei der Bornahme des Rechts— 
geſchäfts von dem Uebergange des Eigentums 
Kenntnis Hat. 575 Soweit die Entrichtung des 
Mietzinfes an den Vermieter nach $ 574 dem Er: 
werber gegenüber wirkjam ijt, kann der Mieter 
gegen die Mietzinsforderung des Erwerbers eine 
im gegen den Vermieter zustehende Forderung 
— Die Aufrechnung iſt ausgeſchloſſen, 
wenn der Mieter die nenn erivorben hat, 
nachdem er von dem Uebergange des Eigentums 
Kenntnis erlangt Hat, oder wenn die Gegenfor- 
derung erjt nach der Erlangung der Kenntnis und 
jpäter als der Mietzins fällig geworden iſt. 576 
Zeigt der Vermieter dem Mieter an, dab er das 
Eigentum an — vermieteten Grundſtück auf einen 
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Dritten übertragen Habe, jo muß er in Anjehung 
der Mietzinsforderung die angezeigte Llebertragung 
dem Mteter gegenüber gegen jich gelten lafjen, auch 
wenn fie nicht erfolgt oder nicht wirkſam tft. | Die 
Anzeige kann nur mit Zuſtimmung desjenigen zu— 
rüdgenommen werden, welcher al3 der nene Etgen— 
tiimer bezeichnet worden if. 577 Wird daS ver= 
mietete Grundjtüd nach der Ueberlaſſung an den 
Mieter von dem Vermieter mit dein Rechte eines 
Dritten belaftet, jo finden die Borjchriftender ss 571 
bis 576 entiprechende Anwendung, wenn durch die 
Ausübung des Rechtes dem Mieter der. vertragd- 
mäßige Gebrauch entzogen wird. Hat die Ausübung 
des Rechtes nur eine Beſchränkung des Mieters in 
dem vertragsmükigen Gebrauche zur Folge, To lit 
der Dritte dem Mieter gegenüber verpflichtet, die 
Ausübung zu unterlafjen, ſoweit fie den vertrags- 
mäßigen Gebrauch beeinträchtigen würde. 578 
Hat vor der Ueberlafjung des vermietelen Grund— 
ſtücks an den Mieter der Vermieter dag Grunditüc 
an einen Dritten veräußert oder mit einem Rechte 
belastet, durch defjen Ausübung der vertragsmäßige 
Gebrauch dem Mieter entzogen oder beichräntt wird, 
jo gilt da8 Gleiche wie in den Füllen dess571 Ab}. 1 
und de3 $ 577, wenn der Erwerber dem Vermieter 

egenüber die Erfüllung der fi) aus den Mietvers 

ältnis ergebenden Berpflicdtungen übernommen 
hat. 579 Wird das vermietete Grunditüd von 
dem Erwerber weiter veräußert oder belaftet, jo 
finden die Vorjchriften des $ 571 Abſ. 1 und der 
ss 072 bis 578 entiprechende Anwendung. Erfüllt 
der neue Erwerber die fich aus dem Mietverhältnis 
ergebenden Verpflichtungen nicht. fo haftet der Ver— 
mieter dem Mieter nad) $ 571 Abi. 2. 580 Die 
Vorſchriften über die Mietevon Grunpftilen gelten 
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auch für die Miete von Wohnräumen und anderen 
Räumen. II. Pacht. 581 Durch den Pachtver— 
trag wird der Verpächter verpflichtet, dem Pächter 
den Gebrauch des verpaditeten Gegenjtandes und 
den Genuß der Früchte, jomweit fie nach den Regeln 
einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft als Ertrag an— 
zujchen find, während der Pachtzeit zu getwähren. 
Der Pächter ift verpflichtet, dem Verpächter den 
vereinbarten Pachtzins zu entrichten.) Auf die Pacht 
finden, foweit fich nicht aus den $$ 582 bis 597 ein 
anderes ergiebt, die Vorſchriften über die Miete 
entiprechende Anwendung. 58% Der Pächter eines 
landwirtichaftlihen Grundjtüds hat die gewöhn— 
lihen Ausbejjerungen, in3bejondere die der Wohn: 
und Wirtjchaftsgebäude, der Wege, Gräben und 
Einfriedigungen, auf feine Kojten zu bewirken. 
583 Der Pächter eines landwirtfchaftlihen®runde 
ſtücks darf nicht ohne die Erlaubnis des Verpächters 
Aenderungen in der wirtichaftlihen Bejtimmung 
des Grundſtücks vornehmen, die auf die Art der Be— 
wirtfchaftung über die Bachtzeit Hinaus von Ein— 
flug find. 584 Iſt bei der Bacht eines landwirt— 
ihaftliden Grundjtüds der Pachtzins nach Jahren 
bemefien, jo iſt er nad) dem Ablaufe je eines Pacht: 
jahrs am erjten Werktage des folgenden Jahres zu 
entrihten. 585 Das Pfandrecht des Verpächters 
eines landwirtichaftlichen Grundftüds kann für den 
gejamten Pachtzins geltend gemacht werden und 
unterliegt nicht der im $ 563 beftimmten Beſchrän— 
tung. &3 erjtredt ſich auf die Früchte des Grund— 
ſtücks ſowie auf die nad) $715 Nr. 5 der Civilprozeß= 
ordnung der Pfändung nicht untertvorfenen Sadıen. 
5836 Wird ein Grundſtück jamt Inventar verpach— 
tet, jo liegt dem Pächter die Erhaltung der einzel— 
nen Inventarſtücke ob. | Der Verpächter tit ver— 
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pflichtet. Inventarſtücke, die infolge eine3 von dem 
Pächter nicht zu vertretenden Umftandes in Abgang 
fommen, zu ergänzen. Der Bächter Hat jedocd) den 
hewöhnlichen Abgang der zu dem Inventar ge— 
hörenden Tiere aus dem Zungen injowelt zu er» 
jegen, al3 dies einer ordnungsmäßigen Wirtjchaft 
entipriht. 587 Vebernimmt der Pächter eines 
Grundſtücks das Inventar zum Schäkungswerte mit 
der Verpflichtung,’ es bei der Beendigung der Pacht 
zum Schätzungswerte zurüdzugewähren, fo gelten 
die Vorſchriften der 85588, 589. 588 Der Pächter 
trägt die Gefahr des zufälligen Unterganges und 
einer en terung des Ssnventars. Er 
fann über die einzelnen Stücke innerhalb der Gren— 
ne einer ordnungsmäßigen Wirtichaft verfügent.| 

er Pächter Hat das Inventar nad den Regeln 
einer ordnungsmäßigen Wirtichaft indem Zuſtaude 
zu erhalten, in welchen es ihm übergeben wird. Die 
von ihm angejchafften Stüde werden mit der Ein— 
verleibung in das Inventar Eigentum de3 Verpäch— 
ter3. 589 Der Büchter Hat das bei der Beendigung 
der Bacht vorhandene Inventar den Verpächter zus 
rüdzugewährent. | Der Berpächter kann die Ueber— 
nahme derjenigen von dem Pächter angeſchafften 
Inventarſtücke ablehnen, welche nach den Regeln 
einer ordnungsmäßigen Wirtichaft für das Grunds 
ſtück überflüſſig oder zu wertvoll jind; mit der Abs 
(ehnung geht das Eigentum an den abgelehnten 
Stüden auf den Pächter über. | Iſt der Geſamt— 
\hägungswert der übernommenen Stücde höher oder 
niedriger als der Geſamtſchätzungswert der zuriick 
sugewährenden Stüde, jo hat im erjteren Falle der 
Pächter dem VBerpächter, int letzteren Kalle der Ver— 
pächter dem Pächter den Mehrbetrag zu erfeken. 
590 Tem Rächer eines Grundjtücs jteht fir Die 


3. Titel. Miete. Baht. $$ 587-594. 129 


Forderungen gegen den VBerpächter, die jich auf das 
mitgepachtete Anventar beziehen, ein Pfandrecht an 
den in jeirten Beſitz gelangten Inventarjtücden zu. 
Auf das Pfandrecht findet die Vorfchrift des $ 562 
Ammendung. 591 Der Pächter eines landwirt— 
ſchaftlichen Grundſtücks iſt verpflichtet, da8 Grund- 
ſtück nach der Beendigung der Bacht in dem Zuftande 
zurücdzugewähren, der jich bei einer während der 
Pachtzeit bis zur Rückgewähr fortgejegten ordnungs— 
mäßigen Bewirtſchaftung ergiebt. Dies gilt insbe— 
ſondere auch für die Beſtellung. 592 Endigt die 
Pacht eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks im 
Laufe eines Pachtjahrs, ſo hat der Verpächter die 
Koſten, die der Pächter auf die noch nicht getrenn— 
ten, jedoch nach den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft vor dem Ende des Pachtjahrs zu trennen— 
den grlcjte verwendet hat, injoweit zu erjeten, als 
jie einer ordnungsmüßigen Wirtſchaft entiprechen 
und den Wert diejer rlichte nicht überjteigen. 593 
Der Pächter eines Landguts Hat von den bei der Be— 
—— derPacht vorhandenen landwirtſchaftlichen 
Erzeugn en ohne Rüdjicht darauf, ob er bei den 
Antritte der Pacht ſolche Erzeugnijje übernommen 
hat, jo viel zurückzulaſſen, als zur Fortführung der 

haft bis zu Der Zeit erforderlich ijt, zu welcher 
gleiche oder ähnliche Erzeugniffe voraussichtlich ge— 
wonnen werden. | Soweit der Pächter laͤndwirt— 
ſchaftliche Erzeugniſſe in größerer Menge oder beſſe— 
ver Beſchaffenheit zurückzulaſſen verpflichtet ijt, als 
er bei dem Antritte der Bacht übernommen hat, kann 
er von dem Berpächter Erjat des Wertes verlangen. 
Den vorhandenen auf dem Gute gewonnenenDünger 
hat der Pächter zurückzulaſſen, ohne daß er Erſatz 
des Wertes verlangen kann. 594 Uebernimmt der 
Vächter eines Landguts das Gut auf Grund einer 
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Schätzung des wirtſchaftlichen Zuftandes mit der 
Bertimmung, daß nach der Beendigung der Pacht 
die Rückgewaͤhr gleichfalls auf Grund einer ſolchen 
Schätzung zu ertol en hat, jo finden auf die Rüd- 
gewähr de3 Gutes die Vorſchriften des $589 Abſ. 2,3 
ker x Anwendung. | Das Gleiche gilt, wenn 
der Pächter Vorräte auf Grund einer N vw. mit 
einer folhen Beſtimmung übernimmt, für die ic 
gewähr der Vorräte, die er zurüdzulafjen verpflichtet 
iſt. 595 Sit bei der Pacht eines Grundſtücks oder 
eines Rechtes die Bachtzeit nicht beftimmt, jo ift Die 
Kündigung nur für den Schluß eine Pachtjahrs zu= 
aſig; ſie Hat ſpäteſtens am erſten Werktage Des 
halben Jahres zu erfolgen, mit deſſen Ablaufe die 
Pacht endigen Fi | Diefe Vorſchriften gelten bei 
der Pacht eines Grundſtücks oder eines Rechtes auch 
fire die Fälle, in denen das Pachtverhältnis unter 
Einhaltung der gejeglichen Friſt vorzeitig gekündigt 
werden fan. 596 Dem Pächter fteht das im 5549 
Abſ. 1 beſtimmte Kiindigungsrecht nicht zu. | Der 
Verpächter ijt ni t Bereit, das Pachtverhãltnis 
He 8569 zu fündigen. | Eine Kündigung des Pacht⸗ 
verhältniffes nach 8570 findet nich ftatt. 597 Giebt 
der Pächter den ae Gegenitand nach der Be- 
endigung der Baht nicht zurid, jo kann der Ber- 
ächter fir die Dauer der Vorenthaltung als Ent- 
hädigung den vereinbarten Pachtzins nad dem 
Berhältnilje verlangen, in welchem die ee 
die der Rächter während diejer Zeit gezogen hat oder 
hätte ziehen Fönnen, zu den Nußungen des ganzen 
Pachtjahrs jtehen. Die Geltendmachung eines weis 
teren Schadens tft nicht ausgeſchloſſen. 
Vierter Titel. Leihe 598 Durch den 
Leihvertrag wird der Verleiher einer Sache verpflich- 
tet, dem Entleiher den Gebrauch der Sache unent⸗ 
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re zu gejtatten. 599 Der Zerleiher Hat nur 
u und ge läſſigkeit zu vertreten. 600 
Berichweigt der Verleiher arglijtig einen Mangel 
im Rechte oder einen Fehler der verliehenen Sache, 
fo tft er verpflichtet, dem Entleiher den daraus ent: 
jtehenden Schaden zu erjegen. GOL Der Entleiher 
* die gewöhnlichen Koſten der Erhaltung der ge— 
iehenen Sache, bei der Leihe eines Tieres insbe— 
ſondere die Fütterungskoſten, zu tragen. | Die Ver— 
Apr Enid des 5* zum Erſatz anderer Ver— 
wendungen beſtimmt ſich nach den Vorſchriften über 
die Seigärtsführun ohne Auftrag. Der Entleiher 
it berechtigt, eine Einrichtung, mit der er die Sache 
verjehen Hat, wegzunehmen. 602 Veränderungen 
oder Ole Nennen der geliehenen Sache, dic 
durch den vertraggmäßigen Gebrauch herbeigeführt 
werden, hat der Entleiher nicht zu vertreten. 603 
Der Entleiher darf von der geliehenen Sache feinen 
anderen al3 den vertragsmäßtgen Gebrauch machen. 
Er ift ohne die Erlaubnis des Verleihers nicht be— 
rechtigt, den Gebrauch der Sache einem Dritten zu 
überlajjen. 6048er Entleiher iſt verpflichtet, die 
eliehene Sache HA dem Ablaufe der für die Leihe 
Beitimmten Beit Zirüdzugeben. | Sit eine Zeit nicht 
bejtimmt, fo ijt die Sache zurüdgugeben, nachdem 
der Entleiher den ſich aus dem Zwecke der Leihe er- 
— Gebrauch gemacht hat. Der Verleiher kann 
ie Sache ſchon vorher ——— wenn ſo viel 
eit verſtrichen iſt, daß der Entleiher den Gebrauch 
ätte machen können. ft die Dauer der Leihe weder 
bejttmmt noch aus dem Zwecke zu entnehmen, jo 
kann ber Verleiher die Sache jederzeit zurüdfordern.| 
Ueberläßt der Entleiher den Gebrauch der Sache 
einem Dritten, fo kann der Berleiher fie nad) ber 
Beendigung der Leihe auch von dem Dritter zurück— 
9 » 
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fordern. 605 Der Berleiher kann die Leihe kün— 
digen : 1. wenn erinfolge eines nicht vorhergelehenen 
Umftandes der verliehenen Sache bedarf; 2. wenn 
der Entleiher einen vertragswidrigen Gebrauch von 
der Sache macht, insbefondere unbefugt den Ge— 
brauch einem Dritten überläßt, oder Die Sache durch 
Bernahläffigung der ihm obliegenden Gorgfalt er= 
heblich geführbet; 3. wenn der Entleiher jtirbt. 
606 Die Erſatzanſprüche des Verleiher3 wegen 
Veränderungen oder le an der verlie⸗ 
henen Sache fowie die Anjprüche des Entleihers auf 
Erjaß von Verwendungen oder auf Gejtatfung der 
Wegnahme einer Einrihtung verjähren in 6 Mo— 
naten. Die Vorfchriften des $ 558 Abf. 2, 3 finden 
entiprechende Anwendung. 

Fünfter Titel. Darlehen. 607 er 
Geld oder andere vertretbare Sachen als Darlehen 
empfangen Hat, ift verpflichtet, dem Darleiher das 
Enipfangene in Sachen von gleicher Art, Güte und 
Menge zurüdzuerjtatten. | Wer Geld oder andere 
vertretbare Sachen aus einem anderen Grunde ſchul⸗ 
det, kann mit dem nn. vereinbaren, daß das 
Held oder die Sachen als Darlehen geſchuldet wer— 
den follen. 608 Sind für ein Darlehen Binjen bes 
dungen, jo find fie, jofern nicht ein anderes beſtimmt 
ift, nad) dem Ablaufe je eines Jahres und, wenn 
das Darlehen vor dem Ablauf eines Jahres zurüds 
zuerftatten ijt, bei der Rüderjtattung zu entrichten. 
609 Sit für die cn eines Darlehens 
eine Zeit nicht bejtimmt, ſo hängt die Fälligkeit da= 
von ab, daß der Gläubiger oder der Schuldner fünts 
digt.| Die Kündigungsfriſt beträgt bei Darlehen von 
mehr als 300 Mark drei Monate, bei Darlehen von 
geringerem Betrag einen Monat.| Sind Zinfen nidt- 
bedungen, jo iſt der Schuldner auch ohne Kündigung 
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zur Nücderjtattung berechtigt. 610 Wer die Hin: 
Pr eines Darlehens verfpridht, kann im Zweifel 
a3 Berjprechen widerrufen, wenn in den Vermö— 
— ſen des anderen Teiles eine weſent— 
iche Verſchlechterung eintritt, durch die der Anſpruch 
auf die — — gefährdet wird. 

Sechster Titel. Dienstvertrag. 611 
Dur den Dienftvertrag wird derjenige, welcher 
Dienste zuſagt, zur Leiftung der verfprochenen Dien— 
jte, ver andere Teil zur Gewährung der vereinbarten 
Vergütung verpflichtet. | Gegenftand des Dienjtver- 
trag3 können Dienjte jeder Art jein. 612 Eine Ber: 
gütung gilt als jtillichweigend vereinbart, wenn die 
Dienftleiftung den Umftänden nad) nur gegen eine 
Vergütung zu erwarten tft. | Sit Die Höhe der Ver: 
gütung nicht beftimmt, fo ijt bei dem Bejtehen einer 
Tare die — Vergütung, in Ermangelung 
einer Taxe die übliche Vergütung als vereinbart an— 
zuſehen. GLS Der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete 
hat die Dienſte im Zweifel in Perſon — Der 
Anſpruch auf die Dienſte iſt im Zweifel nicht über— 
tragbar. 614 Die Vergütung iſt nach der Leiſtung 
der Dienſte zu entrichten. die Vergütung nach 
t ſie nach dem Ablaufe 
der einzelnen Zeitabſchnitte zu entrichten. 615 
Kommt der Dienſtberechtigte mit der Annahme der 
Dienſte in Verzug, ſo kann der Verpflichtete für die 
infolge des Verzugs nicht geleiſteten Dienſte die ver— 
einbarte Vergütung verlangen, ohne zur Nachlei— 
tung verpflichtet zu fein. Er muß fich jedoch den 
Wert — anrechnen laſſen, was er infolge 
des Unterbleibens der Dienſtleiſtung erſpart oder 
durch anderweitige Verwendung ſeiner Dienſte er— 
wirbt oder zu erwerben böswillig unterläüßt. 616 
Der zur Dienjtleiftung Verpflichtete wird des An— 


Beitabjchnitten bemeſſen, jo iſ 
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get auf die Vergütung nicht dadurch verluftig, 
aß er [ir eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit 
ducch einen in feiner Perſon liegenden Grund ohne 
fein Verſchulden art der Dienitleiftung verhindert 
wird. Ermuß — den Betrag anrechnen laſſen, 
welcher ihm für die Zeit der Verhinderung aus einer 
auf Grund geſetzlicher Verpflichtun beſtehenden 
Kranken⸗ oder — —— ulommt. 617 
Sit bei einem dauernden Dienjtver ültnifje, welches 
die Erwerbsthätigkeit des Verpflichteten vollftändig 
oder Hauptfächlich in Anſpruch nimmt, ber Verpflich- 
tete in die Häusliche Gemeinſchaft — ſo 
hat der Dienſtberechtigte ihm im Falle der Erkran⸗ 
— die erforderliche Verpflegung und ürztliche Be⸗ 
handlung bis zur Dauer von 6Wochen, jedo nicht 
über die Beendigung des Dienftverhältnifjes h 8, 
zu gewähren, fofern nicht die Erkrankung von dem 
Berpflichteten vorſätzlich oderdurd) grobe Fahrläſſig⸗ 
teit herbeigeführt worden tft. Die erpflegung und 
ärztliche Behandlung kann Durch ———— des Ver⸗ 
pflichteten in eine Krankenanſtält gewährt werden. 
Die Koften können auf die für die Beit ber Erkran⸗ 
fun — Vergütung angerechnet werden. 
Wird das Dienſtverhältnis wegen der Erkrankung 
von dem Dienjtberechtigten nach $ 626 gekündigt, jo 
pfeibt die dadurch Herbeigeführte Beendigung De3 
Dienſtverhältniſſes außer Betracht. | Die —— 
tung des Dienſtberechtigten tritt — ein, wenn 
die Verpflegung und ärztliche Behandlung durch eine 
Berficherung oder durch eine Einrichtung ber bffent⸗ 
lien — getroffen iſt. 618 
Der Dienſtberechtigte hat äume, Vo tungen 
oder Gerätſchaften, die er zur Verrichtung der Dienſte 
zu beſchaffen hat, ſo einzurichten und zu unterhalten 
und Dienſtleiſtungen, die unter ſeiner Anordnung 
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oder jeiner Leitung vorzunehmen find, jo zu regelt, 
deß der Verpflichtete gegen Gefahr für Leben und 
Gejundheit ſoweit geſchützt ist, als die Natur der 
Dienftleiftung es geitätzet, | Sit der Berpflichtete in 
die Häusliche Gemeinſchaft aufgenommen, jo hat der 
Dienftberechtigtein Anſehung des Wohn⸗ undSchlaf- 
raum, der Verpflegung ſowie der Arbeits⸗ und Er- 
holungszeit diejenigen Einrichtungen und Anord- 
nungen zu treffen, welche mit Rüdjicht a die Ge⸗ 
ſundheit, die Stttlichleit und die Religion des Ver— 
pilichteten erforderlich find. | Erfüllt der Dienjtbes | 
rechtigte die ihm in Anjehung des Lebens und der 

Gejundheit des Verpflichteten obliegenden Berpflich- 

tungen nicht, fo finden auf feine Berpflihtung zum 
— len die für unerlaubte Handlungen gel: 
tenden Borjchriften der 88 842 his 846 entiprechende 
Anwendung. 619 Die dem Dienſtberech gten nach 
den $$ 617, 618 obliegenden Berpflihtungen können 
nicht im voraus durch Vertra aufgehoben oder be— 
Ihränft werden. 620 Das D enjtverhältnig endigt 
mit dem Ablaufe der Beit, für die es eingegangen ift.| 
Sitdie Dauer des Dienjtverhältnifjes weder beſtimmt 
nod) aus der Bejchafrenheit oder dem Zwecke der 
Dienjte zu entnehmen, fo ann jeder Teil das Dienſt⸗ 
verhältnis nach Maßgabe der 885621bis 628 kündigen. 
621 Sit die Vergütung nach Tagen bemeſſen, fo ift 
die Kündigung an jedem Tage für den folgenden Tag 
guläffig- zit die Vergütung nad Wochen bemeiien, 
jo ift die Igımg nur für den Schluß einer Ka— 
lenderwoche zuläfjig; fie hat ſpäteſtens am erſten 
Werktage der Woche zu Eiger! Sit Die Vergütung 
nad Monaten bemeſſen, jo tft die gr nur 
für den Schluß eines Kalendermonats zu äſſig; fie 
hat jpäteftens am 15. des Monats zu erloloen. | Sit 
die Vergütung nach Vierteljahren oder längerer 
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Zeitabſchnitten bemeijen, jo ijt die Kündigung nur 
für den Schluß eines KRalendervierteljahrs und nur 
unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von 6 
Wochen zuläffig. 622 Das Dienjtverhältnis der mit 
fejten Bezüigen zur Leiftung von Diensten Höhercr 
Art Angejtellten, deren Erwerbsthäütigkeit durch das 
Dienftverhältni3 volljtändig oder hauptſächlich in 
a ig enommen wird, insbejondere der Lehrer, 
Erzieher, Privatbeamten, Gefellichafterinnen, kann 
nur für den Schluß eines KKalendervierteljahrs und 
- nur unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von 6 
Wochen gekiindigt werden, auch wenn die Bergütuntg 
nach kürzeren Beitabjchnitten als Bierteljahren be= 
mejjen ilt. 633 Sit die Vergütung nicht nach Zeit— 
abjchnitten bemejjen, jo kann das Dienjtverhältnis 
jederzeit gefiindigt werden; bei einem die Erwerbs— 
thätigleit des Verpflichteten vollftändig oder haupt- 
jächlich in Anfpruch nehmenden Dienjtverhältnis ift 
jedod eine Kündigungsfriſt von zwei Wochen eins 
— 624 Sit das Dienſtverhältnis für die 
Lebenszeit einer Perſon oder für längere Zeit als 
5 Jahre ——— jo kann es von dem Berpflich- 
teten nach dem Ablaufe von 5 Jahren gekündigt 
werden. Die Kündigungsfriſt beträgt 6 Monate. 
6235 Wird das Dienſtverhältnis nach dem Ablaufe 
der Dienstzeit von den Berpflichteten mit Wiffen 
des anderen Teiles fortgefett, jo gilt e8 als auf un— 
bejtimmte Zeit verlängert, jofern nicht Der andere 
Teil unverzüglich widerſpricht. 626 Das Dienit- 
verhältnis kann von jedem Teile ohne Einhaltung 
einer Kiindigungsfrift gekündigt werden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. 627 Hat der zur Dienſt⸗ 
leiſtung Berpflichtete, ohne in einem dauernden 
Dienjtverhältnifie mit feiten Bezligen zu ftehen, 
Dienſte Höherer Art zu leifien, die auf®rumnd beions 
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deren Bertrauens übertragen zu werden pflegen, jo 
tit Die Kündigung auch ohne die im $ 626 bezeichnete 
Boransjegung zurkiig- zn Berpflichtete darf nur 
int der Art kündigen, daß fich der Dienjtberechtigte 
die Dienjte andermweit befhaffen kann, es fei denn, 
dag ein wichtiger Grund für die ungeitige Kündigung 
vorliegt. Kiindigt er ohne ſolchen Grund zur Unzeit, 
io hat er dem Dienjtberechtigten den daraus ent— 
jtehenden Schaden zu erſetzen. 628 Wird nad) dent 
Beginne der Dienjtleijtung das Dienjtverhältnis auf 
Grund des $ 626 oder des $ 627 gelündigt, jo kann 
der Berpflichtete einen feinen bisherigen Reijtungen 
entfprechenden Teil der Vergütung verlangen. Kün— 
digt er, ohne durch vertragdwidriges Verhalten des 
anderen Teiles dazu veranlaßt zu fein, oder veran— 
laßt er durch fein vertragdwidriges Verhalten die 
Kimdigung des anderen Teiles, fo jteht ihm ein Ans 
ſpruch auf die Vergütung injoweit nicht zu, als feine 
bisherigen Leiftungen infolge der Kündigung für den 
anderen Teil kein Intereſſe er Iſt die Vergütung 
für eine jpätere Zeit im voraus entrichtet, jo hat der 
Berpflichtete jie nach Maßgabe des $ 347 oder, wenn 
die Kündigung wegen eine Umſtandes erfolgt, den 
er nicht zu vertreten Hat, nad) den Vorſchriften über 
die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiches 
rung zurüdzuerjtatten. | ird die and ar duch 
vertragswidriges Berhalten des anderen Teiles ver- 
anlaßt, fo iſt diejer zum Erſatze des durch die Auf- 
hebung des Dienftverhältnijjes entjtehenden Scha— 
dens verpflichtet. 629 —* der Kündigung eines 
dauernden Dienſtverhältniſſes hat der Dienſtberech— 
tigte dem Verpflichteten auf Verlangen angemeſſene 
Zeit zum Aufſuchen eines anderen Dienitverhitt- 
nifjes zu gewähren. 630 Bei der Beendigung eines 
dauernden Dienjtverhältnijfes kann der Verpflichtete 
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von den anderen Teile ein jchriftliches Zeugnis über 
das Dienftverhältnis und defien Dauer fordern. Das 
Zeugnis tft auf Verlangen auf die Leiftungen und 
die Führung im Dienjte zu erjtreden. 
Siebenter Titel. Werkvertrag. 631 
ne den Werfvertrag wird der Unternehmer 
zur Herftellung des verjprochenen Werkes, der Be- 
jteller zur Entrichtung der vereinbarten Bergüitung 
verpflichtet. ——— des Werkvertrags kann 
ſowohl die Herſtellung oder Veränderung einer 
Sache als ein anderer durch Arbeit oder jt= 
leiftung herbeizuführender Erfolg fein. 632 Eine 
Vergütung gilt als ftillfchweigend vereinbart, 
wenn die Herjtellung des Werfes den Umftänden 
nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten tft. | 
Sit die Höhe der Vergütung nicht bejtimmt, ſo tjt 
bei dem Bejtehen einer Tare die tarmäßige Ver— 
iitung, in Ermangelung einer Tare die übliche 
Vergütung als vereinbart anzufehen. 633 Der 
Unternehmer ijt verpflichtet, das Werk jo herzu— 
jtellen, daß es die zugejiherten Eigenſchaften hat 
und nicht mit Fehlern behaftet ift, die den Wert 
oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder 
dem nad) dem Bertrage vorausgeſetzten Gebrauch 
aufheben oder mindern. | Sit das Werk nit von 
diejer Beichaffenheit, jo kann der Beiteller die Be- 
jeitigung des Mangels verlangen. Der Unter: 
nehmer ijt berechtigt, die Be ae ne zu ver⸗ 
weigern, wenn fie einen unverhältnismäßigen 
Aufwand erfordert. | Sit der Unternehmer —— 
Bejeitigung des Mangels im Verzuge, jo kann ber 
Beſteller den Mangel ſelbſt beſeitigen und eur 
der erforderlichen Aufwendungen verlangen. 6 
Zur Befeitigung eines Mangels der im $ 638 bes 
zeichneten Art kann der Bejteller dent Inter: 
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nehmer eine angemejjene Friſt mit der Erklärung 
beitimmen, daß er die Bejeitigung des Mangels 
nach dem Ablaufe der Friſt ablehne. Zeigt fich 
ſchon vor der Ablieferung des Werkes ein Mangel, 
jo kann ber Bejteller die Friſt jofort beftimmen ; 
die Friſt muß jo bemefjen werden, daß fie nicht 
vor der für die Ablieferung bejtimmten Friſt ab: 
läuft. Nah dem Ablaufe der Friſt kann der Be- 
jteller ne Hirn des Vertrags (Wandes 
—* oder Herabſetzung der Vergütung Minde— 
run re tung wenn nicht der Mangel rechtzeitig 
bejeitigt worden tjt ; der Anspruch au Bejeitigung 
des Mangels ijt ausgefchlofjen. | Der Beftimmung 
einer Frijt bedarf es nicht, wenn die Befeitigung 
des Mangels unmöglich ift oder von dem Unter: 
nehmer verweigert wird oder wenn die jofortige 
Geltendmachung des Anfpruchs auf Wandelung 
oder auf Minderung durch ein beionderes Inter— 
eſſe des Bejteller3 gerechtfertigt wird. | Die Wande- 
lung tft ausgeſchloſſen, wenn der Mangel den 
Wert oder die Tauglichkeit des Werkes nur um: 
—— mindert. | Auf die Wandelung und die 
Minderung finden die für den Kauf geltenden Vor- 
ihriften der $$ 465 bis 467, 469 bis 475 entipre- 
ende Anwendung. 635 Beruht der Mangel des 

erfe3 auf einem Umſtande, den der Internehmer 
zu vertreten Hat, jo kann der Beiteller ftatt der 
Wandelung oder der Minderung Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung verlangen. 636 Wird das 
Werk ganz oder zum Teil nicht rechtzeitig Her- 
eitellt, In finden die für die Wandelung geltenden 
Boricei en des $ 634 Abi. 1 6i8 3 entjprechende 
Anwendung; an die Stelle des Anspruchs auf 
Wandelung tritt das Necht des Bejtellers, nad 
5327 von dem Bertrage zurüdzutreten. Die im 
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Halle des Verzugs des Unternehmers dem Beiteller 
zustehenden Rechte bleiben unberührt. | Beitreitet 
der Unternehmer die AZuläffigfeit des erklärten 
Rücktritts, weil er das Werk Re 
habe, jo trifft ihn die Beweißlait. 637 Eine Ber- 
einbarung, durch welche die ———— des 
Unternehmers, einen Mangel des Werkes zu ver⸗ 
treten, erlaſſen oder beſchränkt wird, iſt nichtig, 
wenn der Unternehmer den Mangel argliſtig ver— 
ichweigt. 638 Der Anfpruch des Beitellerö auf 
ee eines Mangels des Werkes jowie die 
wegen des Mangels dent — zuſtehenden An⸗ 
ſpruͤche auf Wandelung, Minderung oder Schadens⸗ 
erſatz verjähren, ſofern nicht der Unternehmer den 
Mangel argliftig verſchwiegen Hat, in 6 Monaten, 
bei Arbeiten an einem Grundjtüd in einem Sabre, 
bei Bauwerken in 5 Jahren. Die Verjährung be= 
ginnt mit der Abnahme des Werkes. | Die Ver— 
jährungsfrift kann durch Vertrag verlängert wer- 
den. 639 Auf die Verjährung der im $ 638 be= 
zeichneten Anjprüche des Befteller finden die für 
die Verjährung der Anfpriüche des Käufers gelten 
den Vorſchriften des 5477 Abj.2, 3 und der 85478, 
479 entjprechende Anwendung. | Unterzieht fich Der 
Unternehmer im Einverjtändnifje mit dem Be— 
jteller der Prüfung des Vorhandenſeins des Man— 
gels oder der Bejeitigung des Maugels, jo iſt die 
Verjährung fo lange gehemmt, bis der Unter- 
nehmer das Ergebnis der Prüfung dem Beiteller 
mitteilt oder ihm gegenüber den Mangel für bes 
jeitigt erklärt oder die Fortfegung der Befeitigung 
verweigert. 640 Der Beiteller ijt verpflichtet, Das 
vertragsmäßig hergeitellte Werk abzunehmen, jo= 
fern nicht nach der Bejchaffenheit des Werkes die 
Abnahme ausgeſchloſſen iſt. | Nimmt der Beiteller 
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ein mangelhaftes Werk ab, objchon er den Mangel 
fennt, jo ſtehen ihm die in den 8$ 638, 634 Des 
ftimmten Anjprüche nur zu, wenn er fich feine 
Rechte wegen des Mangels bei der Abnahme vor= 
behält. 641 Die Vergütung iſt bei der Abnahme 
des Werkes zu entrichten. Iſt das Werk in Teilen 
abzunehmen und die a fiir die einzelnen 
Teile bejtimmt, jo ijt die Vergütung für jeden Teil 
bei defjen Abnahme zu entrichten. | Eine in Geld 
feitgejegte Bergütung Hat der Beiteller von der 
Abnahme des Werkes an zu verzinfen, jofern nicht 
die Bergütung gejtundet tft. 64% Sit bei der 
Herftellung des Werkes eine Handlung d23 Bes 
jteller3 erforderlich, jo fanın der Unternehmer, wenn 
der Befteller durch das Unterlafjen der Handlung 
in Verzug der Annahme fommt, eine angemejjene 
ER gene verlangen. ! Die Höhe der Entſchädi— 
gure bejtimmt jich einerjeit3 nach der Dauer des 

erzug3 und der Höhe der vereinbarten Vergütung, 
andererjeit3 nach demjenigen, was der Unternehmer 
infolge des Verzug3 an Aufwendungen erjpart oder 
durch anderweitige Verwendung feiner Arbeits 
fraft erwerben fan. 643 Der Unternehmer ift 
im Falle des $ 642 berechtigt, dem Bejteller zur 
Nachholung der Handlung eine angemefjene Frift 
mit der Erklärung zu bejtimmen, daß er den Ber 
(ru fiindige, wenn die Handlung nicht bis zum 
Ablaufe der Frijt vorgenommen werde. Der Ver— 
trag gilt al3 aufgehoben, wenn nicht die Nachholung 
bis zum Ablaufe der Friſt erfolgt. 644 Der 
Unternehmer trägt die Gefahr bi3 zur Abnahme 
des Wertes. Kommt der Beiteller in Verzug der 
Annahme, jo geht die Gefahr aufihn über. Für 
den zufälligen Untergang und eine zufällige Ver— 
ichlechterung des von dem Beiteller gelieferten Stoffes 


— 
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ift der Unternehmer nicht verantwortlich. | Berjeit- 
det der Unternehmer das Werk auf Verlangen de3 
Beitellers ng einem anderen Drte al3 dem Er— 
füllungsorte, jo finden bie für den Kauf geltenden 
Vorſchriften des 8447 entiprechende Anwendung. 
645 Sit das Werk vor der Abnahme infolge eines 
Mangels des von dem Beſteller gelieferten Stoffes 
oder infolge einer von dem Beiteller für die Aus— 
führung erteilten Anweifung untergegangen, ver— 
Schlechtert oder unausführbar geworden, ohne daß 
ein Umstand mitgewirkt hat, ben der Unternehmer 
gu vertreten Hat, fo kann der Unternehmer einen 

er geletjteten Arbeit entjprechenden Teil der Ber: 
Be und Erſatz der in der rn nicht in⸗ 

egriffenen Auslagen verlangen. Das Gleiche gilt, 
wenn der Vertrag in Gemäßhett des $ 643 aufge- 
hoben wird. | Eine N Haftung des Bes 
jteller8 wegen Verſchuldens bleibt unberührt. 646 
Sit nad) der BejchaffenHeit des Werkes die Abnahme 
ausgefchlofjen, jo tritt in den Fällen der $$ 635, 
641, 644, 645 an die Stelle der Abnahme die Voll» 
endung des Werkes. 647 Der Unternehmer hat 
für feine Forderungen aus bem Vertrag ein Pfand⸗ 
recht an den von ihm ag oder ausgebeſſer⸗ 
ten beweglichen Sachen des Bejtellerd, wenn ſie bei 
der Herftellung oder zum Zwecke der Ausbeſſerung 
in feinen Bejit gelangt find. 648 Der Unterneh: 
mer eines Bauwerke oder eines einzelnen Teiles 
eines Bauwerkes kann für feine Forderungen aus 
dem Bertrage die Einräumung einer Sicherungs—⸗ 
hypothek an dem Baugrundftüde des Bejtellers ver=- 
langen. Sit das Werk noch nicht vollendet, fo kann 
er die Einräumung der Sicherungshypothek für 
einen der geleifteten Arbeit entſprechenden Teil der 
Vergütung und für die in der Vergiitung nicht in» 
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... Auslagen verlangen. 649 Der Be- 
fteller kann bi3 zur Vollendung des Werkes jeder- 
zeit den Vertrag kündigen. elndi t der Befteller, 
jo ijt der Unternehmer berechtigt, die vereinbarte 
Vergütung zu verlangen; er muß — jedoch das= 
jenige anrechnen laſſen, was er infolge der Auf— 
hebung des Vertrags an Aufwendungen erſpart oder 
durch anderweitige Berwendung jeiner Arbeitäfraft 
erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt. 650 
Sit dem Vertrag ein Kojtenanjchlag zu Grunde ges 
legt worden, ohne daß der Unternehmer die Gewähr 
für die Richtigkeit des Anfchlagd übernommen bat, 
und ergiebt ji), daß das Werk nicht ohne eine wes 
jentliche Ueberſchreitung des Anſchlags ausführbar 
tit, jo jteht dem Unternehmer, wenn der Beiteller 
den Bertrag aus dieſem Grunde Fündigt, nur der 
im $ 645 Abj. 1 bejtimmte Anspruch zu. | Sit eine 
jolhe Ueberſchreitung des Anſchlags zu erwarten, 
jo Hat der Unternehmer dem Bejteller unverzüglich 
Anzeige zu machen. GEL Verpflichtet jich der 
Unternehmer, das Werk aus einem von ihm zu be= 
ihaffenden Stoffe herzustellen, jo hat er dem Be- 
jteller die Hergeitellte Sache zu übergeben und das 
Eigentum an der Sadje zu ae: Auf einen 
ſolchen Vertrag finden die Vorjchriften über den 
Kauf Anwendung iſt eine nicht vertretbare Sache 
herzuftellen, jo treten an die Stelle des $ 433, des 

446 Abj. 1 — und der 88 447, 459, 460, 462 
bi3 464,477 618479 die Vorfchriften iiber den Wert- 
vertrag mit Ausnahme der $$ 647, 648. | Verpflich- 
tet fi der Unternehmer nur zur erg bon 
Buthaten oder jonjtigen Nebenjachen, jo Anden 
ausschließlich die Borkhriften über den Werkver— 
trag Anwendung. 
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Achter Titel. Mäklervertrag. 65% 
Wer für den Nachweis der Gelegenheit zum Ab— 
ihluß eines Vertrags oder für die Vermittelung 
eine3 Vertrag einen Mäklerlohn verjpricht, iſt zur 
Entrihtung des Lohne nur verpflichtet, wenn der 
Vertrag infolge des Nachweiſes oder infolge der 
Bermittelung des Mäklers zuftande fommt. Wird 
der Vertrag unter einer aufichtebenden Bedingung 
geſchloſſen, ſo kann der Mäklerlohn erjt verlangt 
werden, wenn die Bedingung eintritt. | Aufwen— 
dungen find dem Mäkler nur zu erjegen, wenn es 
vereinbart tjt. Dies gilt aud) dann, wenn ein Ver— 
trag nicht zustande fonımt. 653 Ein Mäflerlohn 
gilt als ftillfchtveigend vereinbart, wenn die dem 
Mäkler übertragene Leiftung den Umſtänden nach 
nur gegen eine Bergütung zu erwarten ist. | Sit die 
Höhe der Vergütung nicht beftimmt, fo ijt bei dem 
Beitehen einer Tare der tarmüßige Lohn, in Ers 
mangelung einer Tare der übliche Lohn als verein— 
bartanzujehen. 654 Der Anfpruch aufden Mäkler— 
lohnt und den Erjag von Aufwendungen iſt ausges 
Ihloffen, wenn der Mäfler dem Inhalte des Ber 
trag3 zuwider auch für den anderen Teil thätig ges 
weſen iſt. 655 Sit für den Nachweis der Gelegens 
heit zum Abſchluß eines Dienjtvertragd oder für die 
Bermittelung eines folchen Vertrags ein unverhält: 
nismäßig Bober Mäklerlohn vereinbart worden, jo 
kann er auf Antrag des Schuldner3 durch Urteil 
auf den angemejjenen Betrag herabgefegt werden. 
Nach der Entrichtung des Lohnes ift die Herabfegung 
ausgerchloffen. 656 Durch das Verfprechen eines 
Tohnes für den Nachweis der Gelegenheit zur Ein— 
—— einer Ehe oder für die Vermittelung des 

uſtandekommens einer Ehe wird eine Verbindlich— 
teit nicht begründet. Das auf Grund des Verſpre— 
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chens Geleiftete kann nicht deshalb zurückgefordert 
werden, weil eine Verbindlichkeit nicht beſtanden 
hat. | Diefe Vorſchriften gelten auch für eine Verein— 
barung, durch die der andere Teil zum Zwecke der 
Erfüllung des Veriprechens dem Mäkler gegenüber 
eine Verbindlichkeit eingeht, insbeſondere für ein 
Schuldanerkenntnis. 

Neunter Titel. Auslobung. 657 er 
durch Öffentliche Bekanntmachung eine Belohnung 
für die Bornahme einer Handlung, insbejondere für 
die Herbeifüihrung eines Erfolges, ausjeßt, ift ver- 
pflichtet, Die Belohnung demjenigen zu entrichten, 
weicher die Handlung vorgenommen hat, auch wert 
dieſer nicht mit Rücdticht auf die Auslobung gehan— 
delt hat. 658 Die Auslobung kann bis zur Vor— 
nahme der Handlung widerrufen werden. Der Wider- 
ruf iſt nur wirkſam, wenn er in derjelben Weije wie 
die Auslobung befannt gemacht wird oder wenn er 
durch bejondere Mitteilung erfolgt. | Auf die Wider: 
ruflichfeit Fanır in der Auslobung verzichtet werden ; 
ein Berzicht liegt im Zweifel in der Beſtimmung 
einer Friſt für die Vornahme der Handlung. 650 
Sit die Handlung, fiir welche die Belohnung ausge— 
jegt ift, mehrmals vorgenommen worden, jo gebührt 
die Belohnung demjenigen, welcher die Handlung 
zuerft vorgenommen hat. | Sit die Handlung von 
Mehreren gleichzeitig vorgenommen worden, jo ge— 
bührt jedem ein gleicher Teil der Belohnung. Laßt 
fid) die Belohnung wegen ihrer Beichaffenheit nicht 
teilen oder joll nach dem Inhalte der Auslobung nur 
Einer die Belohnung erhalten, fo entichetdet das Los. 
6609 Haben Mehrere zu dem Erfolge mitgewirkt, 
für den die Belohnung ausgeſetzt ist, jo Hat der Aus— 
Iobende die Belohnung umter Berüdiichtigung des 
Anteils eines jeden an dent Erfolge nad) billigem 

10 
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Ermeijen unter jie zu verteilen. Die Verteilung iſt 
nicht verbindlich, wenn fie offenbar unbillig lit; fie 
erfolgt in einem jolhen Falle durch Urteil. | Wird 
die Verteilung des Auslobenden von einem der Be⸗ 
teiligten nicht al3 verbindlich anerkannt, jo iſt der 
Auslobende berechtigt, die Erfüllung zu verweigert, 
bi die Beteiligten den Streit über ihre Berechtigung 
unter fich ausgetragen haben; jeder von ihnen lann 
verlangen, daB die Belohnung für alle hinterlegt 
wird. | Die Vorjchrift des $ 659 Abj. 2 Saß 2 findet 
Anwendung. 6G6A Eine Auslobung, die eine Preis⸗ 
bewerbung zun Gegenftande Hat, ift nur giltig, 
wenn in der Belanntmachung eine Frift fiir die Be- 
werbung bejtimmt wird. | DieEntjcheidung darüber, 
ob eine innerhalb der Friſt erfolgte Bewerbung der 
Auslobung entjpricht oder welche von mehreren Be⸗ 
werbungen den Borzug verdient, ii durch die in der 
Auslobung bezeichnete Perjon, in Ermangelung 
einer jolchen durch den Auslobenden zu le Die 
Entſcheiduͤng iſt für die Veteiligten verbindlich. | Bei 
Bewerbungen von gleicher Würdigkeit finden auf die 
Buerteilung des Preijes die Vorjchriften des 5 659 
bj. 2 Anwendung. | Die Hebertragung des Eigen» 
tum3 an dem Werke kann der Auslobende nur vers 
langen, wenn er in der Auslobung bejtimmt hat, 
daß die Uebertragung erfolgen joll. 

Zehnter Titel. Auftrag. 66% Durd) die 
Annahme eines Auftrags verpflichtet jich der Beauf⸗ 
tragte, ein ihm von dem Auftraggeber übertragenes 
Gejchäft filr diefen unentgeltlich zu beforgen. 663 
Wer zur Bejorgun geiviffer le öfentlich be= 
jtellt ijt oder fich öffentlich erboten Hat, iit, wenn er 
einen auf ſolche Gejchäfte — Auftrag nicht 
annimmt., — die Ablehnung dem Auüftrag⸗ 
geber unverzüglich anzuzeigen. Das Gleiche gilt, 
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wenn fich jemand dem Auftraggeber gegenüber zur 
Bejorgung gewiljer Gejchäfte erboten hat. 664 Der 
Deauftragte darf im Zweifel die Ausführung de3 
Auftrags nicht einem Dritten übertragen. Sit die 
Uebertragung gejtattet, jo hat er nur ein ihm bet 
der Hebertragung zur Laſt fallende Verfchulden zu 
vertreten. Für das Verſchulden eines Gehtlfen tft er 
nach $ 278 verantwortlich. | Der Anſpruch auf Aus— 
führung des Auftrags ift im Zweifel nicht iibertran- 
bar. 665 Der Beauftragte iſt berechtigt, von dent 
Weiſungen des Auftraggebers abzumeichen, wenn er 
den Umjtänden nach annehmen darf, daß der Auf— 
traggeber bei Kenntnis der Sachlage die Abweichung 
billigen würde. Der Beauftragte Hat vor der Ab: 
weidung den Auftraggeber Anzeige zu machen und 
deſſen Entichließung abzuwarten, wenn nicht mıt 
dem Aufichube Gefahr verbunden ift. 666 Der Be- 
auftragte ift verpflichtet, dem Auftrangeber die er- 
forderlihen Nadjrichten zu geben, auf Verlangen 
über den Stand de3 Gejchäfts Auskunft zu erteilen 
und nach der Ausführung des Auftrags Rechenſchaft 
abzulegen. 667 Der Beauftragte ift verpflichtet, 
dem Auftraggeber alles, was er zur Ausführung 
des Auftrags erhält und was er aus der Geichäfts- 
bejorgung erlangt, herauszugeben. 668 Verwen— 
det der Beauftragte Geld ir ih, da3 er dem Auf: 
traggeber — —— oder für ihn zu verwenden 
bat, jo iſt er verpflichtet, es von der Beit der Ver— 
wendung an zu verzinjen. 669 Für die zur Aus- 
führung des Auftrags erforderlichen Aufwendungen 
hat der Auftraggeber dem Beauftragten auf Ver— 
langen Vorſchuß zu leiften. 670 Macht der Beaui- 
tragte zum Bwede der Ausführung des Auftrags 
—————— die er den Umſtänden nach für er— 
forderlich Halten darf, jo iſt der Auftraggeber zum 
10* 
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Erjage verpflichtet. 671 Der Auftrag kann von 
dem Auftraggeber jederzeit widerrufen, von dem 
Beauftragten jederzeit gekiindigt werden. | Der Be= 
auftragte darf nur in der Art Hindigen, daB der 
Auftraggeber filr die Beforgung des Gejchäfts ander= 
weit Fürſorge treffen fann, e3 jei denn, daß ein wich⸗ 
tiger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt. 
Kündigt er ohne ſolchen Grund zur Unzeit, jo hai 
er dem Auftraggeber den daraus entjtehenden Scha= 
den zu erjeßen. | Liegt ein wichtiger Grumd * 
iſt der Beauftragte zur Kündigung auch dann berech⸗ 
tigt, wenn er auf das Kündigungsrecht ver et 
hat. 672 Der Auftrag erlifcht im Zweifel nicht 
Durch den Tod oder den Eintritt der Geſchäftsun— 
fähigkeit des Auftraggebers. Erlifcht der - 
jo hat der Beauftragte, wenn mit dem Au Hude 
Gefahr verbunden ift, Die Bejorgung des Übertrages 
nen Gejchäfts fortzujeßen, bis der Erbe oder der ge— 
jegliche Vertreter des Auftraggebers anderweit Fur⸗ 
jorge treffen kann; der 3* gilt injoweit aß 
—— 673 Der Auftrag erliſcht tim Zweifel 
durch dei Tod des Beauftragten. Erlifcht der Auf: 
trag, jo hat der Erbe des Beauftragten den Tod dem 
—— unverzüglich anzuzeigen und, wenn 
mit dem Aufſchube Gefahr verbunden tft, die Befor- 
gung des übertragenen Gejchäfts fortzuſetzen, bis der 
Auftraggeber anderweit Fürforge treffen kann; der 
Auftrag gilt injoweit al3 fortbeitehend. 674 Er: 
liſcht der Unftrag in anderer Weiſe als durch Wider- 
ruf, jo gilt ev zu Gunjten des Beauftragten gleich- 
wohl als fortbejtehend, bis der Beauftragte von dem 
Erlöſchen Kenntnis erlangt oder das —— 
re ... Auf ——— 
erivertrag, der eine Geſchäftsbeſor um 
Gegenftande Hat, finden die Worfchriften ——— 6, 
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665 bis 670, 672 bis 674 und, wenn dem Verpflich⸗ 
teten das Recht aufteht, ohne Einhaltung einer Kün- 
digungsfrift zu kündigen, auch die Vorjchriften des 
$ 671 Abſ. 2 entjprechende Anwendung. 676 Wer 
einem Anderen einen Rat oder eine&mpfehlung er- 
teilt, ift, unbejchadet der fich aus einem Vertrags⸗ 
verhältnis oder einer unerlaubten Handlung erges 
benden Berantwortlichkeit, zum Erjate des aus der 
Befolgung de3 Rates oder der Empfehlung entſtehen⸗ 
ben Schadens nicht verpflichtet. 
ElfterTitel.Geschäftsfü hrungohne 
Auftrag. 677 Ber ein Gefchäft für einen Ans 
deren beforgt, ohne von ihm beauftragt oder Fr 
gegerrüber jonjt dazu berechtigt zu fein, Hat das Ges 
Ihäft jo zu führen, wie das Intereſſe des Gejchäfts- 
deren mit Rückſicht auf deſſen wirklichen oder mut⸗ 
maßlichen Willen e8 erfordert. 678 Steht die 
Uebernahme der Geichäftsführung mit dem wirt: 
lihen oder dem mutmaßlichen Willen des Geſchäfts— 
herrn in Widerſpruch und mußte der Geſchäftsführer 
dies erkennen, ſo iſt er dem Geſchäftsherrn zum Er— 
—* des aus der Geſchäftsführung entſtehenden Scha⸗ 
ens auch dann verpflichtet, wenn ihm ein ſonſtiges 
Verſchulden nicht zur Laft fällt. 679 Ein der Ge- 
führung entgegenftehender®ilfe des Ge chäfts⸗ 
herrn kommt nicht in Betracht, wenn ohne die Ge— 
ſchäftsführung eine Pflicht des Geſchäftsherrn, deren 
Erfüllung im öffentlichen Intereſſe liegt, oder eine 
gejegliche Unterhaltspflicht des Gejchäftsherrn nicht 
rechtzeitig erfilllt werden würde. 680 Bezweckt die 
Geihäftsführung die Abwendung einer dem Ges 
——— drohenden dringenden Gefahr, ſo hat 
er Geſchäftsführer nur ar und grobe Fahr⸗ 
lälfigfeit zu vertreten. 681 Der Ge chäftsführer 
hat die Uebernahme der Geſchäftsführung, ſobald eg 
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thunlich ift, dem Geſchäftsherrn anzuzeigen und, 
wenn nicht mit dem Aufichube Gefahr verbunden tft, 
deſſen Entichliekung abzuwarten. Sm übrigen fins 
den auf die Verpflichtungen des Geichäftsführers die 
für etnen Beauftragten geltenden Borjchriften der 
zz 666 bis 668 entiprechende Anwendung. 682 Sit 
der Geichäftsführer geihäftsunfähig oder in der Ge— 
ſchäftsfähigkelt bejchräntt, fo tft er nur nach deu 
Vorſchriften Über den Schadenderjag wegen uiter= 
laubter Handlungen und über die Herausgabe 
einer — ten Bereicherung verantwort— 
lich. 683 Entipricht Die Uebernahme der Geſchäfts⸗ 
führung dem Intereſſe und dem wirklichen oder dem 
mutmaßlichen Willen des Geſchäſtsherrn, jo kann 
der Geſchäftsführer wie ein Beauftragter Erjag jeiner 
Aufwendungen verlangen. In den züllen des 5679 
fteht dieſer Anſpruch dem Gejchäftsführer zu, auch 
wenn die Hebernahme der Geſchäftsführung mit den 
Willen des Geſchäftsherrn in Widerfpruch fteht. 
634 Liegen die Vorausſehungen des $ 683 nidt 
vor, fo iſt der Geſchäſtsherr verpflichtet, dem Ge— 
Ichäftsrührer alles, was er durch die Geichäftsführung 
erlangı, nad) den Borjchriften über die Herausgabe 
einer ungerecdtfertigten Bereicherung herauszu— 
eben. Genehmigt der Geichäftäherr die Geſchäfts— 
ührung, fo fteht dem Gejchäftsführer der im 8683 
beſtimmte Anſpruch au. 685 Dem Gejichäftsführer 
ſteht ein Anſpruch nicht zu, wenn er nicht die Abficht 
hatte, von dem Geſchäftsherrn Erfaß zu verlangen. | 
Gemwähren Eltern oder Boreltern ihren Ablömm— 
lingen oder dieje — Unterhalt, fo iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß die Abſicht fehlt, von dem Em— 
pjanger Erſatz zu verlangen. 686 Sit der Geſchäfts⸗ 
jührer Über die Perſon des Geichäftsherrn im Irr⸗ 
tume, jo wird der wirkliche Gejchäftsherr aus der 
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Geihhäftsführung — und verpflichtet. 687 
Die Borjchriften der 55 677 bis 686 finden feine An⸗ 
wendung, wenn jemand ein fremdes Geichäft in der 
Meinung bejorgt, daß es jein eigenes jet. | Behans 
deit jemand ein fremdes Geichäft als jein eigenes, 
obwohl er weiß, daß er nicht dazu berechtigt iſt, fo 
Ian der Geſchäftsherr die jich aus den $$ 677.678, 
681, 683 ergebenden Anſprüche geltend maden. 
Macht er fie geltend, fo ift er dem Geichäftsführer 
nad) $ 684 Satz 1 verpflichtet. 

Zwölfter Titel. Verwahrung. 688 
Durch den Berwahrungsdvertrag wird der Berwahrer 
verpflichtet, eine ihm von dem Hinterleger übers 

ebene bewegliche Sade aufzubewahren. 659 Eine 

— für die Aufbewahrung gilt als jtilljchweis 
gend vereinbart, wenn die Aufbewahrung den Um— 
jtänden nach nur gegen eine Bergütung zu erwarten 
if. 690 Wird die Aufbewahrung unentgeltlich 
übernommen, jo hat der Beriwahrernur für diejenige 
Sorgfalt einzujtehen, welche er in eigenen Ange— 
legenheiten anzırwenden pflegt. GOL Der Verwah⸗ 
rer iſt im Zweifel nicht berechtigt, die hinterlegte 
Sadje bei einem Dritten zu hinterlegen. Zt die 
Hinterlegung bei einem Dritten gejtattet, jo hat der 
Berwahrer nur ein ihm bei diejer Hinterlegung zur 
Laſt fallendes Verſchulden zu vertreten. Fir das 
Berjchulden eines Gehilfen ift ev nach 8275 verant⸗ 
wortlid. 692 Der Berwahrer ijt berechtigt, die 
vereinbarte Art der Aufbewahrung zu ändern, wenn 
er den AUmftänden nad) annehmen darf, daß der 
Sinterleger bei Kenntnis der Sachlage die Aende⸗ 
rung billigen wiirde. Der Verwahrer Hat vor der 
Aenderung dem Hinterleger Anzeige zu machen und 
deſſen Entſchließung abzuwarten, wenn nicht mit 
dem Aufihube Gefahr verbunden ift. 693 Macht 
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der Verwahrer zum Zwecke der Auſbewahrung Auf⸗ 
wendungen, die er den Umständen nach für erfors 
derlich haften darf, fo Ift der Htnterleger zum Erjabe 
verpflichtet. 694 Der Hinterleger hat den durch die 
Beſchaffenheit der hinterlegten Sache dem Verwah⸗ 
rer entitehenden Schaden zu erjegen, e& ſel denn. 
daß er die gefahrdrohende Beſchaffenhett der Sache 
bei der Hinterlegung weder kennt noch fernen muß 
oder daß er fie dem Verwahrer ai oder diejer 
fie ohne Anzeige gefannt hat. 695 Der Hinterleger 
kann die hinterlegte Sache jederzeit zurüdfordern, 
auch wenn für dieAufbewahrung eine Zeit beſtimmt 
ist. 696 Der Berwahrer lann, wenn eine Beit für 
die Aufbewahrung nicht bejtimmt fit, jederzeit Die 
Rücknahme der hinterlegten Sache verlangen. Sit 
eine Zeit bejtimmt, fo känn er die vorzeitige Riick⸗ 
nahme nur verlangen, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. 697 DieRüdgabe der Hinterlegten Sache 
Hat an dem Orte zu erfolgen, an welchem die Sache 
aufzubewahren war; der Verwahrer ift nicht vers 
pflichtet, die Sache dem Hinterleger zu bringen. 
698 Verwendet der Berwahrer Hinterlegtes Geld 
fiir Sich, fo tjt er verpflichtet, ed von ber Zeit der 
Verwendung an zu verzinjen. 699 Der Hinterleger 
Hat die vereinbarte Vergütung bei der Beendigung 
der Aufbewahrung zu entrichten. Sit die Vergütung 
nach Beitabjchnitten bemeſſen, jo ift fie nach dem 
Ablaufe der einzelnen BZeitabjchnitte zu entrichten. 
Endigt die Aufbewahrung vor dem Ablaufe der für 
jie bejtimmten Zeit, jo kann der Veriwahrer einen 
jeinen bisherigen Leijtungen entiprechenden Teil der 
Vergütung verlangen, fofern nicht aus der Vereins 
barung über dieVergütung fich ein anderes ergiebt. 
700 Werden vertretbare Sachen in der Art Hinters 
legt, dab dag Eigentum auf den Verwahrer übers 
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gehen und diefer verpflichtet fein ſoll, Sachen von 
leicher Art, Güte und Menge zurückzugewähren, fo 
inden die Vorjchriften Über das Darlehen Anwen: 
dung. Gejtattet der Hinterleger dem Verwäahrer, 
Binterlegte vertretbare Sachen zu verbrauchen, jo 
finden die Vorjchriften iiber das Darlehen von dem 
— an Anwendung, in welchem der Verwahrer 
die Sachen nneignet. &ı beiden Fällen bejtimmen 
ih jedod) Zeit und Drt der Rückgabe im Zweifel 
nad) den Vorfchriften über den Berwahrtngsper- 
trag. | Bei der Hinterlegung von Wertpapieren iſt 
eine Vereinbarung der im Abj. 1 bezeichneten Art 
nur giltig, wenn jie ausdrücdlich getroffen wird. 
DreizehnterTitel. Einbringungvon 
Sachen bei Gastwirten. 7O1 Ein Gait- 
wirt, der gewerb3mäßig Fremde zur Beherbergung 
aufnimmt, hat einem im Betriebe diejfes Gewerbes 
aufgenommenen Gajte den Schaden zu erſehen, den 
der Gaſt durch den Verluſt oder die Beihadigung 
eingebrachter Sachen erleidet. Die Erjappflicht tritt 
nicht ein, wenn der Schaden von dem Gaſte, einem 
Begleiter des Gaſtes oder einer Berjon, die er bei 
fih aufgenommen hat, verurjacht wird oder durch 
die Beichaffenheit der Sachen oder durch Höhere Ge— 
walt entjteht. Als eingebracht gelten die Sadıen, 
welche der Gajt dem Gajtwirt oder Leuten des Gaſt⸗ 
wirts, die zur Entgegennahme der Sachen beitellt 
oder nad) den Umjtänden als dazu bejteflt anzujehen 
waren, übergeben oder an einen ihm von diejen an— 
gewiejenen Ort oder in Bade ara einer Arne 
weijung an den hierzu bejtimmten Ort gebracht hat. | 
Ein Anjchlag, duch den der Gaſtwirt die Haftung 
ablehnt, tjt ohne Wirkung. 702 Für Geld, Werts 
papiere und Koſtbarkeiten haftet der Gaſtwirt nad) 
5701 nur bis zu den Betrage von 1000 Mar, es jei 
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ben, daB er dieje Gegenfrände in Kenntnis ihrer 
Eigenſchaft als Wertſachen zur Aufbewahrung Übers 
nimmt oder die Aufbewahrung ablehnt oder daß 
der Schaden von Ihm oder von jeinen Leuten vers 
ſchuldei wird. 703 Der dem Gajte auf Grumd der 
ss 701, 702 zuftehende Anſpruch erlifcht, wenn nicht 
der Gaſt unverzüglich, nachdem er von dem Berlujt 
oder der Beihädigung Kenntnis erlangt Hat, dem 
Gaftwirt Anzeige macht. Der Anfpruch erlifcht nicht, 
wenn die Sachen dem Gaſtwirte zur Aufbewahrung 
livergeben waren. 704 Der Saktıirt hat für jeine 
Forderungen für Wohnung und andere dem Gaſte 
zur Befriedigung feiner Bedürfniffe gewährte Lei— 
tungen, mit Einjchluß der Auslagen, ein Pfandrecht 
an den eingebrachten Sachen des Gajted. Die für 
das Pfandrecht des Vermieters geltenden Vorjchrif: 
ten des $ 559 Sat 8 und der $$ 560 biß 563 finden 
entſprechende Anwendung. 

Vierzehnter Titel. Gesellschaft. 
705 Durh den Gejelichaftsvertrag verpflichten 
fi) die Gejellichafter gegenjeitig, die Erreichung 
eines gemeinfamen Zwedes in der durch ben Der: 
trag bejtimmten Weife zu fördern, in&bejondere die 
vereinbarten Beiträge zu leiften. 706 Die Geſell⸗ 
ichafter haben in Ermangelung einer anderen Vers 
einbarung gleiche Beiträge zu leiften. | Sind ver- 
tretbare oder verbrauchbare Sachen beizutragen, jo 
tjı im Zweifel anzunehmen, daß fie gemeinichaft- 
lihe3 Eigentum der Gejellichafter werden jollen. 
Das Gleiche gilt von nicht vertretbaren und nicht 
verbrauchbaren Sachen, wenn fie nach einer Schüt: 
zung beizutragen find, die nicht bloß für die Gewinn- 
verteilung bejtimmt ijt. | Der Beitrag eines Geſell⸗ 
ſchafters fann auch in der Leiftung von Dienjten bes 
ftehen. 707 Zur Erhöhung des vereinbarten 
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Beitrag3 oder zur Ergänzung der durch Verluſt vers 
mitnderten Einlage tft ein Gefellicjafter nicht vers 
pflihtet. 708 Ein Gejellichafter Hat bei der Er» 
fülung der ihm obllegenden Berpflichtungen nur 
für diejenige Sorgfalt einzuftehen, welde er tn 
— ——— anzuwenden pflegt. 709 
e Führung der Geichäfte der Geſellſchaft fteht den 
Gefellichaftern gemeinichaftlich zu ; filr jedes Gefchäft 
iſt die a sehe, aller Sefeitthafter erfordertich.| 
Hut nach dem Geſellſchaftsvertrage die Mehrheit der 
Stimmen zu enticheiden, — iſt die Mehrheit im 
—— nach der Zahl der Geſellſchafter zu berechnen. 
10 Iſt in dem Geſellſchaftsvertrage die Führung 
der Geſchäfte einem Geſellſchafter oder mehreren Ge⸗ 
ſellſchaftern übertragen, jo find die übrigen Gejell- 
ihafter von der Gejhäftsführung ausgeſchloſſen. 
Sit die Geſchäftsführung mehreren Gefellfchaftern 
übertragen, jo finden die Vorjchriften des 8 709 ent⸗ 
ipr e Anwendung. 711 Steht nach dem Ges 
ſellſchaftsvertrage die Führung der Gefchäfte allen 
oder mehreren Gejellihaftern in der Art zu, daß 
allein zu Handeln berechtigt tft, fo kann jeder 
er Bornahme eines ans durch den andereıt 
widerjprechen. Im alle des Widerjpruchs muß das 
Geſchäft unterbleiben. 712 Die einem Gefell: 
Ihafter durch den Gejellihaftsvertrag übertragene 
Befugnis zur Geihäftsführung kann ihm durch ein 
jtimmigen Bejhluß oder, falls nad) dem Geſell⸗ 
ihaftövertrage die Mehrheit der Stimmen ent 
ſcheidet, durch Mehrheitsbeſchluß der iibrigen Ge— 
jetjchafter entzogen werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt; ein jolder Grund ift insbeſondere 
grobe nen Geiti oder Unfähigkeit zur ord⸗ 
nungsmäßigen Gejhäftsführung. Der Gejellichafter 
kann auch ſeinerſeits die Geſchäfts ng kündigen, 
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wenn cin wichtiger Grund vorliegt; die für den Auf⸗ 
trag geltenden Vorjchriften des 8671 Abſ. 2, 3 finden 
entiprechende Unwendung. 713 Die Rechte und 
Berpflichtungen der gejchäftsfiihrenden Gejellichafter 
bejtinnmen fi) nach den filr den Auftvag geltenden 
Borichriften der $$ 664 bis 670, ſoweit fich nicht aus 
dent Gejellihaftöverhältnis ein anderes ergiebt. 
714 Soweit einem Gejellichafter nad) dem Geſell— 
ichaftsvertrage die Befugnis zur Geichäftsführung 
zufteht, ijt er im Zweiſel aud) ermächtigt, die an- 
deren Gejellichafter Dritten gegenüber zu vertreten. 
15 Sit im Gejellichaftövertrag ein Gejellichafter 
ermächtigt, die anderen Gefellichafter Dritten gegen 
iiber zu vertreten, jo fann die Bertretungsmad)t nur 
nad) Maßgabe des $ 712 Abf. 1 und, wenn fie in 
Verbindung mit der Befugnis zur Geſchäftsführung 
erteilt worden ift, nur mit Dieter entzogen werden. 
716 Ein Sejellichafter kann, auch wenn er von 
der Geſchäftsführung ausgeſchloſſen ift, ſich von den 
Angelegenheiten der Gejellichaft perjönlich unter: 
richten, die Geſchäftsbücher und die Papiere der Ge- 
jelljchaft einjehen und ſich aus ihnen eine Ueberſicht 
über den Stand de3 Gejellihaftsvermögens anfer- 
tigen. | Eine dieſes Necht ausſchließende oder be— 
Kir Vereinbarung fteht der Geltendmachung 

es Rechtes nicht entgegen, wenn Grumd zu der An= 
nahme unredlicher Gejchäftsführung bejteht. 717 
Die Anſprüche, die den Gejellichaftern aus dem Ges 
ſellſchaftsverhältniſſe gegeneinander zuftehen, find 
nicht übertragbar. Ausgenommen find die einem 
Geſellſchafter aus feiner Gefchäftsführung zuftehen: 
den Anjprüche, joweit deren Befriedigung vor der 
Auseinanderjeging verlangt werden kann, jowie 
die Anfprüche auf einen Gewwinnanteil oder auf dass 
jenige, was dem Gejellfchafter bei der Auseinander: 
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jegung zukommt. 718 Die Beiträge der Geſell⸗ 
Ihafter und die durch die Gejchäftsführung für die 
Gejellichaft eriworbenen Gegenftände werden ge— 
meinjchaftliches Bermögen der Bejellichafter (Gejell- 
Ihaftsvermögen). | Zu dem Gejellichaftsvermögen 
gehört aud), was auf Grund eines zu dem Geſell— 
ſchaftsvermögen gehörenden Rechtes oder ala Erjag 
für die Berftorung, Beſchädigung oder Entziehung 
eines zu dem Gejelicheftsvermögen gehörenden 
Gegenstandes erworben wird. 719 Ein Geſell⸗ 
ihafter kann nicht über jeinen Anteil an dem Ge- 
jellihaftsvermögen und an den einzelnen dazu ge= 
hörenden Gegenjtänden verfügen; er ift nicht berech- 
tigt, Teilung zu verlangen. | Gegen eine Forderung, 
die zum Gejellihaftsvermögen gehört, kann der 
Schuldner nit eine ihm gegen einen einzelnen Ge— 
jetichafter zuftehende Forderung aufrechnen. 720 
Die Zugehörigkeit einer nach $ 718 Abj. 1 erwor: 
benen Forderung zum Gefellichaftöverinögen hat der 
Schuldner erjt dann gegen fich gelten zu laſſen, 
wenn er von der Zugehörigkeit Kenntnis erlangt; 
dieVorjchriften der $$ 406518408 finden entjprechende 
Anwendung. FR1 Ein Sejellichafter kann den Rech 
nungsabſchluß und Die Verteilung des Gewinns und 
Berluftes erjt nad) der Auflöjung der Geſellſchaft 
verlangen. | Sit die Gefellichaft von längerer Dauer, 
jo Hat der Rechnungsabſchluß und die Gewinnver: 
teilung im Zweifel am Schluſſe jedes Geſchäftsjahrs 
zu erfolgen. 722 Sind die Anteile der Geiell- 
I\hafter am Gewinn und Verluſte nicht beſtimmt, jo 
har jeder Gejellichafter ohne Rückſicht auf die Art 
und die Größe jeines Beitrags einen gleichen Anteil 
am Gewinn und Berlujte. | Sit nur der Anteil amt 
Gewinn oder am Verluſte beſtimmt, jo gilt die Bes 
ftimmung im Zweifel für Gewinn ımd Berluft. 


 » 


158 2. Buch. Recht der Schuldverhältniffe. 7. Abſchn. 


723 Sit die Gejelihaft nicht für eine bejtimmte 
Beit rs re jo fann jeder Gejellichafter ſie 
jederzeit kündigen. Iſt eine Beitdauer beſtimmt, fo 
ift die Kündigung vor dem Ablaufe der Zeit zuläſſig, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt; ein ſolcher Grund 
tft insbeſondere vorhanden, wenn ein anderer Ge— 
jellfchafter eine ihm nad) dem Gejellihaftsvertrag 
obliegende wejentliche Verpflichtung vorjäglich oder 
aus grober Fahrläffigteit verlegt oder wenn die Er: 
füllung einer ſolchen Verpflichtung unmöglich wird. 
Unter der gleichen Vorausſetzung iſt. wenn eine 
Kilndti ungsfrift beftimmt ift, die Kündigung ohne 
Einhaltung der Frift zuläffig.| Die Kündigung darf 
nicht zur Unzeit geichehen, es ſei denn, dab ein 
wichtiger Grund fiir die unzeitige Kündigung vors 
liegt. Kündigt ein Beiellicafter ohne folchen Grund 
zur Unzeit, fo hat er den übrigen Gefellichaftern den 
daraus entitehenden Schaden au erjehen. Eine Ber: 
einbarung, durch welche das Kündigungsrecht aus: 

efchlofjen oder dieſen Vorſchriften zumider be- 
chränkt wird, ift nichtig. 734 Sit eine Gefellfchaft 
für die Lebenszeit eines Gejellichafters eingegangen, 
jo kann fie in gleicher Weije gekündigt werden wie 
eine für unbeftimmte Zeit eingegangene Geſellſchaft. 
Dasſelbe gilt, wenn eine Gejellihaft nach dem Ab: 
laufe der bejtimmten Beit — fortgeſett 
wird. 725 Hat ein Gläubiger eines Geſellſchafters 
die Pfändung des Anteil3 des Gejellichafterd an dem 
Geſellſchaftsbermögen erwirtt, jo kann er die Geſell⸗ 
Ihaft ohne Einhaltung einer Kündigungsfrift küns 
digen, fofern der Schuldtitel nicht bloß vorläufig 
volljtredbar ift. | Solange die Gefellichaft befteht, 
fann der Gläubiger die ſich aus dem Gefellichaftds 
verhältnis ergebenden Rechte des Gefellichafters, 
mit Ausnahme des Anfpruch3 auf einen Gewinn⸗ 
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anteil, nicht geltend machen. 726 Die Gejellichaft 
endigt,, wenn der vereinbarte Zweck erreicht oder 
deifen Erreihung unmöglid geworden iſt. 727 
Die Gejellichaft wird durch den Tod eines der Ge— 
ſellſchafter aufgelöft, fofern nicht aus dem Geijell- 
\haftänertrage hch ein anderes ergiebt. | Sm alle 
der Auflöfung hat der Erbe des verjtorbenen Gejell= 
ſchafters den übrigen Gefellfchaftern den Tod un— 
verzüglich anzuzeigen und, wenn mit dem Aufichube 
Gefahr verbunden ijt, die feinem Erblafjer durch 
den Gejellichaftövertrag übertragenen Geſchäfte fort- 
zuführen, bis die Übrigen Gejellichafter in Gemein— 
Schaft mit ihm anderweit Fürſorge treffen lünnen. 
Die übrigen Gejellichafter find in gleicher Weije zur 
einstweiligen Fortführung der ihnen übertragenen 
Geſchäfte verpflichtet. Die Gefellichaft gilt injowett 
als fortbeftehend. 738 Die Gejellichaft wird durch 
die Eröffnung des Konkurfes über das Vermögen 
eines Gejellichafter3 aufgelöjt. Die Vorſchriften des 
8 727 Ab}. 2 Satz 2, 3 finden Anwendung. 729 
Wird die Gejellichaft in anderer Weije als durch 
Kündigung — ſo gilt die einem Geſellſchafter 
durch den Geſellſchaftsvertrag übertragene Befugnis 
zur Geſchäftsführung zu ſeinen Gunſten gleichwohl 
als fortbeſtehend, bis er von der Auflöſung Kennt— 
nis erlangt oder die hg fennen muß. 730 
Nach der Auflöjung der Gejellihaft findet in Ans 
jehung des Gejellichaftsvermögens die Auseinander— 
jegung unter den Geſellſchaftern jtatt. | Für die Be— 
nen der ſchwebenden Gejchäfte, für die dazu 
erforderlide Eingehung neuer Gejchäfte ſowie fiir 
die Erhaltung und ung des Geſellſchafts⸗ 
vermögen? gilt die Gejellichaft als fortbeftehend, ſo⸗ 
weit der Zived der Auseinanderjegung es erfordert. 
Die einem Gejellichafter nad) dent Geſellſchaftsver—⸗ 
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trage zujtehende Befugnis zur Geichäftsführung er» 
liſcht Jedoch, wenn nicht aus den Vertrage ſich ein 
anderes ergiebt, mit der Auflöjung der Geſellſchaft: 
die Gejchäftsführung ſteht von der Auflöfung an 
allen Gejellichaftern gemeinjhaftlih zu. 73A Die 
Auseinanderjegung erfolgt in Ermangelung einer 
anderen Bereinbarung in Gemäßheit der $$ 732 bi3 
735. Sm übrigen gelten für die Teilung die Vors 
schriften iiber die Gemeinſchaft. 732 Gegenitände, 
die ein Gejellichafter der Gejellichaft zur Benupung 
iiberlafjen hat, find ihm zurüdzugeben. Für einen 
durch Zufall in Abgang gelommenen oder verjchlech- 
terten Gegenitand kann er nicht Erjaß verlangen. 
733 Aus dem Gejellidaftövermögen find zunächſt 
die gemeinschaftlichen Schulden mit Einjchluß der— 
jenigen zu berichtigen, welche den Gläubiger gegen 

ber unter den Gejellichaftern geteilt ſind oder für 
welche einen Gejellichafter die iibrigen Gejellichaiter 
al3 Schuldner Haften. Sit eine Schuld noch nicht 
füllig oder iſt fie ftreitig, jo ijt das zur Berichtigung 
Erforderliche zurüdzubehalten. | Aus dem nach der 
Berichtigung der Schulden übrigbleibenden Gejells 
ichaftövermögen find die Einlagen zurüdzueritatten 
Für Einlagen, die nicht in Geld bejtanden haben, 
iit der Wert zu erſetzen, den fie zur geit der Ein 
bringiumg gehabt Haben. Für Einlagen, die in der 
Leiſtung von Dienjten oder in der Ueberlafjung der 
Benupung eines Gegenftandes beſtanden Habeı, 
fann nicht Erjaß verlangt werden. | Bur Berid)s 
tigung der Schulden und zur Rückerſtattung der 
Einlagen ijt das Gejellichaftsvermögen, foweit ers 
forderlich, in Geld umzujegen. 734 Berbleibt nad 
der Berichtigung der gemeinichaftlihen Schulden 
und der Rückerſtattung der Einlagen ein Uebers 
ſchuß, jo gebührt er den Geſellſchaftern nad) dem 
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Verhältnis ihrer Anteile am Gewinne. 735 Reicht 
das — zur Berichtigung der ge— 
meinſchaftlichen Schulden und zur Rückerſtattung 
der Einlagen nicht aus, fo Haben die Geſellſchafter 
für den Yehlbetrag nad) dem Verhältnis auffir- 
fommen, nad) welchem fie den Verluſt zu tragen 
haben. Kann von einem Gejellichafter der auf ihn 
entfallende Beitrag nicht erlangt werden, fo haben 
die übrigen Gejellichafter den Ausfall nach dem 
feihen Berhältniffe zu tragen. 736 Sit im Ge— 
eltichaft3vertrage bejtimmt, daf, wenn ein Gejell- 
ichafter kündigt oder ftirbt oder wenn der Konkurs 
über fein Vermögen eröffnet wird, die Gefellichaft 
unter den übrigen Gejellichaftern fortbeftehen ſoll, 
jo ſcheidet bei dem Eintritt eines ſolchen Ereignifjes 
der Gefellichafter, in deijen Perſon es eintritt, aus 
der Gejellichaft aus. 737 Sit im Gefellichaftsver: 
trage bejtimmt, daß, wenn ein Gejellichafter kün— 
digt, die Gejellichaft unter den übrigen Geſell— 
ſchaftern fortbejtehen joll, jo kann ein Gejellfchafter, 
in deſſen Perſon ein die iibrigen Gejellfchafter nach 
s 723 Abſ. 1 Sag 2 zur Kündigung berecehtigender 
Umſtand eintritt, au3 der Gefelliart ausgeſchloſſen 
werden. Das Ausſchließungsrecht ſteht den übrigen 
Geſellſchaftern gemeinſchaftlich zu. Die Ausſchlie— 
ßung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem auszu— 
ſchließenden Geſellſchafter. 738 Scheidet ein Ge— 
ſellſchafter aus der Geſellſchaft aus, ſo wächſt ſein 
Anteil am Geſellſchaftsvermögen den übrigen Ge— 
ſellſchaftern zu. Dieſe ſind verpflichtet, dem Aus— 
ſcheidenden die Gegenſtände, die er der Geſellſchaft 
zur Benutzung überlaſſen hat, nach Maßgabe des 
732 zurückzugeben, ihn von den gemeinſchaftlichen 
Schulden zu befreien und ihm dasjenige zu zahlen, 
was er bei der Auseinanderjegung erhalten würde, 
11 
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wenn die Geſellſchaft zur Zeit jeined Ausſcheidens 
aufgelöft worden wäre. Sind gemeinjchaftliche 
Schulden noch nicht fällig, jo können die übrigen 
Gejellichafter dem Ausjcheidenden, ftatt ihn zu be— 
freien, Sicherheit leiſten. Der Wert des Gejell- 
ſchaftsvermögens ijt, joweit erforderlich, im Wege 
der Schäßung zu ermitteln. 739 Reicht der Wert 
de3 Geſellſchaftsvermögens zur Deckung der gemein 
ichaftlihen Schulden und der Einlagen nicht aus, jo 
hat der Ausicheidende den übrigen Gejellichaftern 
für den Fehlbetrag nach dem Verhältniſſe jeines An— 
teils am Berluft aufzufommen. 740 Der Ausge⸗ 
fchiedene nimmt an dem Gewinn und dem Zerlujte 
teil, welcher fich aus den zur Beit feines Ausſcheidens 
ner t Geſchäften ergiebt. Die übrigen Ges 

ellihafter find berechtigt, Der Geſchäfte jo zu be— 
endigen, wie e8 ihnen am vorteilhaftejten erjcheint.| 
Der Ausgefhiedene fann am Schlufje jedes Ges 
ihäftsjahrs NRechenjchaft iiber die inzwifchen bes 
endigten Gejchäfte, Auszahlung des ihm gebihrens 
den Betrags und Auskunft über den Stand der noch 
ichwebenden Gejchäfte verlangen. 

Fünfzehnter Titel. Gemeinschaft. 
741 Steht ein Recht Mehreren gemeinichaftlich 
zu, jo finden, jofern I nit aus dem Gejeß ein 
anderes ergiebt, die Vorjchriften der $$ 742 bis 758 
ae, (Gemeinjchaft nad) Brudteilen). 742 
Sn Zweifel ift anzunehmen, daß den Teilhabern 
gleihe Anteile zuftehen. 743 Sedem Teilhaber 
— ein ſeinem Anteil entſprechender Bruchteil 

er Früchte. | Jeder Teilhaber iſt zum Gebrauche 
des gemeinfchaftlichen Gegenjtandes inſoweit bes 
fugt, als nicht dev Mitgebraud) der Übrigen Teil- 
haber beeinträchtigt wird. 744 Die Verwaltung 
des gemeinfchaftlichen Gegenjtandes jteht den Teils 
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habern gemeinjchaftlich zu. Jeder Teilhaber ift be= 
rechtigt, die zur Erhaltung des Gegenftandes not= 
wendigen Maßregein ohne Zuftimmung der ande- 
ren Teilhaber zu treffen; erfann — daß 
dieſe ihre ee zu einer jolhen Maßregel 
im voraus erteilen. 5 Durch Stimmenmehr: 
heit fann eine der Beichaffenheit des gemeinjchaft- 
lihen Gegenſtandes entjprechende ordnungsmäßige 
Verwaltung und Benußung beſchloſſen werden. Die 
Stimmenmehrheit iſt nad der Größe der Anteile 
u berechnen. | Seder Teilhaber kann, jofern nicht 
ieBerwaltung und Benugung durch Vereinbarung 
oder durch Mehrheit3bejchluß geregelt ijt, eine dent 
Suterefie aller Teilhaber nach billigem Ermefjen 
entiprechende — und Benutzung verlan— 
en. | Eine weſentliche Veränderung des Gegen— 
tandes kann nicht beſchloſſen oder verlangt werden. 
Das Mecht des einzelnen Teilhabers auf einen 
jeinem Anteil entjprechenden Bruchteil der Nutzun— 
gen kann nicht ohne feine Zuftimmung beeinträchtigt 
werden. 746 Haben die Teilhaber die Verwaltung 
und Benußung des gemeinjchaftlihen Gegenjtandes 
eregelt, jo wirkt die getroffene Bejtimmung aud) 
Fir und gegen: die Son he 747 Jeder 
Teilhaber kann über jeinen Anteil verfügen. Ueber 
den gemeinjchaftlihen Gegenjtand im ganzen kön— 
nen die Teilhaber nur gemeinfchaftlich —— 
748 Jeder Teilhaber den anderen Teilhabern 
gegenüber verpflichtet, die Laſten des gemeinjchafı= 
lihen Gegenjtandes jowie die Kojten der Erhaltung, 
der Verwaltung und einer gemeinjchaftlichen Bes 
nugung nach dem Berhältnifje jeines Anteils zu 
tragen. 749 Seder Teilhaber kann jederzeit die 
Aufhebung der Gemeinschaft verlangen. | Wird das 
Recht, die Aufhebung zu verlangen, durch Verein: 
110 
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ift der Gegenftand unter den Teilhabern zu ver: 
jteigern. | Hat der Verjuch, den Gegenjtand zu ver: 
faufen, feinen Erfolg, jo kann jeder Teilhaber die 
Wiederholung verlangen ; er hat jedoch die Koſten 
zu tragen, wenn der wiederholte Verjuch mißlingt. 
754 Der Verkauf einer gemeinjchaftlichen Forde- 
rung ijt nur zuläfftg, wenn fienoch nicht eingezogen 
——— Tann. Iſt die Einziehung möglich, o fann 
jeder Teilhaber gemeinjchaftliche Einziehung ver— 
langen. 755 Haften die Teilhaber als Geſamt— 
Ichuldner für eine Verbindlichkeit, die jie in Gemäß— 
heit des $748 nach dem Verhältnis ihrer Anteile zu 
erfüllen Haben oder die fie zum Zwecke der Er— 
füllung einer. ſolchen Verbindlichkeit eingegangen 
find, jofann jeder Teilhaber bei der Aufhebung der 
Gemei ft verlangen, daß die Schuld aus dem 
gemeinihaftlihen Gegenjtande berichtigt wird. | 
Der Anſpruch kann auch gegen die Sondernachfolger 
geltend gemacht werden. | Soweit zur Berichtigung 
der Schuld der Verkauf des gemeinjchaftlichen Gegen» 
——2 iſt, Hat der Verkauf nach 8758 
zu erfolgen. 756 Hat ein Teilhaber gegen einen 
anderen Teilhaber eine * die ſich auf die 
Gemeinſchaft gründet, ſo kann er bei der Aufhebung 
der Gemeinſchaft die Berichtigung ſeiner Forderung 
aus dem auf den Schuldner entfallenden Teile des 
| ftlihen Gegenftandes verlangen. Die 
riften des 5755 Ab}. 2, 3 finden Anwendung. 
757 Wird bei der Aufhebung der Gemeinjchaft 
ein-gemeinfchaftlicher Gegenjtand einem der Teil- 
r zugeteilt, jo hat wegen eine® Mangels im 
oder an eines Mangels der Sache jeder 
—— (aber zu feinem Anteil in gleicher 
Wei e.ein Verkäufer Gewähr zu leiiten. 758 
Der Anſpruch auf Aufhebung derGemeinſchaft unter: 
liegt nicht der Verjährung. 
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an anpeneisach Ragaeken bejeitigt wird (Ber- 
gleich), | t unwirkſam, wenn. der nach dem Inhalte 
e3 Vertrags als, feititehend zu Grunde gelegte 
Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entfpricht und der 
Streit oder die Ungewißheit bei Kenntnis der 4 
Inge nicht entitanden fein würde. | Der Ungewiß- 
Deit über ein Rechtöverhältnis er e3 gleich, wenn 
die Verwirklichung eines Anſpru unter iſt. 
Zwanzigster Titel. Schuldverspre- 
chen. Schuldanerkenntnis. 78O Zur 
Giltigkeit eines Vertrags, durch den eine Leiftung 
in der Weile verfprochen wird, daß das Verjprechen 
dieBerp am elbjtändig begründen fol (Schuld- 
verip 1), if ‚ joweit nicht eine andere Form 
borgejchrieben. ijt, jchriftliche — des Ver— 
— u 781 Zur Gil greit eines 
ertrags, durch den das Beitehen eines Schuldver- 
tif anerkannt wird (Schuldanerfenntnis), iſt 
chriftlide Erteilung der DRESEOBINGBEFTIEFUNG 
erforderlich. Iſt für die Begründung des Schuld: 
verhältnifjes, deſſen Beſtehen anerfannt wird, eine 
andere Form vorgejchrieben, fo bedarf der Anerfen- 
HERONPE rag bieler Ban 782 Wird ein Schuld- 
veripre oder ein Schuldanerkenntnis auf Grund 
einer Abrechnung oder im Wege des Vergleichs er: 
— die Beobachtung der in den SS 780, 781 
‚vorg hriebenen fchriftlichen Form nicht erforderlich. 
* Titel. Anwei- 
sung.. 783 Hündigt jemand eine Urkunde, in 
der er einen Ar deren anweilt, Geld, Wertpapiere 
oder andere vertretbare Sachen an einen Dritten 
zu leiften, dem Dritten aus, fo ijt diefer ermächtigt, 
die Leiſtung bei dem Angewiejenen im eigenen 
Namen zu erheben; der — ———— iſt ermächtigt, 
für Rechnung des Anweiſenden anden Anweifungs- 
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Anhaber von ihm die Leitung nad) Maßgabe des 
Verſprechens verlangen, e8 jei denn, daß —— 
fügung über die Urkunde nicht berechtigt iſt. Der 
Ausſteller wird jedoch auch durch die gan 
einen nicht zur Verfügung ——— t be» 
freit.| Die Giltigfeit der Unterze — fann durch 
eine in die Urkunde aufgenommene Bejtim von 
der Beobachtung einer bejonderen Form abhängig 
gemacht werden. —* Unterzeichnung genügt eine 
im Wege der me ce ervielfältigung herge⸗ 
jtellte Namensunterjchrift. - 794 Der Ausiteller 
wird aus einer Schuldverjchreibung aufden Inhaber 
auch dann verbffichtet, wenn fie ihm geitohlen wor: 
den oder verloren gegangen oder wenn fie jonst ohne 
jeinen Willen in den Verkehr gelangt iſt. die 
Wirkjamkeit einer Schuldverſchrelbung auf den In⸗ 
baber iſt es ohne Einfluß, wenn die Urkunde aus- 
gegeben wird, nachdem der Ausſteller geftorben oder 
nerhäftsunfähig —— iſt. 79 m Inland 
ausgeſtellte Schuldverſchreibungen auf den Inhaber. 
in denen die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme 
verjprochen wird, dürfen nur mit jtaatlicher s 
migung in ben Verkehr gebracht werden. Lane 
nehmigung wird Ru die Bentralbehörde des Bun⸗ 
desjtaats erteilt, in deſſen Gebiete der Ausſteller 
jeinen Wohnſitz oder feine gewerbliche Niederlafjung 
hat. Die Erteilung der Genehmigung und die Be 
ftimmungen, unter denen fie erfolgt, jollen durch 
den Deutihen Neichsanzeiger befannt gemacht wer⸗ 
den.) Eine ohne ftaatlihe Genehmigung in den Ber- 
tehr gelangte Schuldverjchreibung ift nichtig; der 
Ausjteller Hat dem Inhaber den durd die 

verurjachten Schaden zu erjegen.| Dieſe Vo 

finden feine Anwendung auf Schuldverf ungen, 
die von dem Reiche oder einem Bundesitant ausge⸗ 
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unextgelilich einem Dritten zu, jo ift, ſoweit infolge» 
deſſen die Verpflichtung des Empfängers zur Heraus 
gabe der Bereicherung ausgeichlofjen it, der Dritte 
zuı Herausgabe verpflichtet, wie wenn er die Zu— 
wendung von dem Gläubiger ohne rechtlichen Grund 
eıhalten hätte. 

Fünfundzwanzigster Titel. Uner- 
laubte Handlungen. 823 er vorjählid 
oder jahrläjjig das Xeben, den Körper, die Gejund- 
heit, die Freiheit, das Eigentum oder ein jonjtiges 
Necht eines Anderen widerrechtlich verlegt, iſt dem 
Anderen zum Erjage des daraus entjtehenden Scha= 
den verpflichtet. | Die gleiche Verpflichtung: trifft 
denjenigen, welcher gegen ein den Schuß eines An⸗ 
deren ge Geſetz verjtößt.. Iſt nach dem 
Inhalte des Gejeßes ein Verſtoß gegen dieſes auch 
ohne Verjchulden möglich, jo tritt. die Erja t 
nur im Falle des Verjchuldens ein. SA Wer der 
Wahrheit zuwider eine Thatjache behauptet oder 
verbreitet, Die geeignet ift, Den Kredit eines Anderen 
zu gejährden oder jonjtige Nachteile für deſſen Er- 
werb oder Fortkommen herbeizuführen, hat dem 
Anderen den daraus entjtehenden Schaden auch 
dann zu erjehen, wenn er die ee nicht 
kennt, aber kennen muB. | Durch eine t Ä 
deren Unmwahrheit dem Mitteilenden unbelannt üit, 
wird diejer nicht zum Schadenserjage verpflichtet, 
wenn er oder der Empfänger dev — — 
ein berechtigtes Intereſſe hat. 825 eine 
Frauensperſon durch Hinterliſt, —*— —2 oder 
unter Mißbrauch eines Abhängigkeitsv tnifies 
zur Öejtattung der außerehelihen Beimohnung 
ſimmt, ift ihr zum wär des daraus entjtehenden 


Schadens verpflichtet. S26 Wer In einer 
die guten Sitten verjtoßenden Weije einem Anderen 


image 
not 
avallable 


image 
not 
avallable 


25. Titel. Unerlaubte Handlungen. $$ 831-836. 185 


Wer für denjenigen, welcher ein Tier hält, die Füh— 
rung der Aufſicht iiber das Tier durch Vertrag über: 
nimmt, ijt für den Schaden verantivortlich, den das 
Zier einem Dritten in der: im 8 533 bezeichneten 
Weiſe zufügt. Die Verantwortlichkeit tritt nicht ein. 
wenn er bei der Führung der Aufficht die im Ver: 
fehr erforderliche Sorafalt beobachtet oder weni der 
Schaden auch bei Anwendung diejer Sorofalt ent: 
ftanden fein würde. S35 Wird durch Schwarz-, 
Rot=, Elch, Dam oder Rehwild oder durch Faſanen 
ein Grundſtück befchädigt, an welchem dem Eigen: 
tiimer das Jagdrecht nicht zufteht, jo iſt der Jagde 
berechtigte verpflichtet, dem Verleizten den Schaden 
zu erjegen. Die Erjagpflicht erſtreckt jih auf den 
Schaden, den die Tiere an den ———— aber 
noch nicht eingeernteten Erzeugniſſen des Grund— 
ſtücks anrichten. Iſt dem Eigentümer die Aus— 
übung des ihm ziſtehenden Jagdrechts durch das 
Gefeß entzogen, Io t derjenige den Schaden zu 
erjegert, welcher zur asung des Jagdrechts nach 
dem er Eigentümer eines 
Grundftücs, auf dem dag Jagdrecht wegen der Lage 
des Grundjtiids nur gemeinfchaftlich mit dem Jagd⸗ 
recht auf einem anderen Grundſtlick ausgeübt werden 
darf, das Jagdrecht dem Eigentiimer diejes Grunde 
erpi ehtet, jo iſt der letere für den Schaden 
verantwortlich. | Sind die Eigentiimer der Grund— 
ſtücke eines Bezirkes zum Zwecke der gemeinichaft: 
lichen Ausübung des — durch das Geſetz u 
einem Verbande vereinigt, der nicht als ſolcher 
Itet jo find ſie nach) dem Verhältniſſe der Größe 
hrer Grundſtücke erſatzpflichtig. 336 Wird durch 
den Einſturz eines Gebäudes oder eines anderen mit 
einem Grundſtücke verbundenen Wertes oder durch 
die Ablöſung von Teilen des Gebäudes oder dea 
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Werkes ein Menich getötet, der Körper oder. die Ge— 
fundheit eines Menjchen verlegt oder eine Sache be⸗ 
ſchädigt, fo ist der Beliger des Grundſtücks, jofern 
der Einsturz oder die Ablöfung die Folge fehlerhafter 
Errichtung oder mangelhafter Unterhaltung Lit, ver⸗ 
pflichtet, dem Berlegten den daraus entitehenden 
Schaden zu erjegen. Die Erjappflicht tritt nicht ein, 
wenn der Befiter zum Zwecke der Abwendung der 
Gefahr die im Verfehr erforderliche Sorgfalt be 
obachtet hat. | Ein früherer Befiker. des Grundſtücks 
it für den Schaden verantwortlidh, wenn der Ein- 
fturz oder die Ablöjung innerhalb eines Jahres nach 
der Beendigung jeines Beſitzes eintritt, es ſei denn, 
daß er während jeines Bejites die im! er⸗ 
forderliche Sorgfalt beobachtet hat oder ein jpäterer 
Beſitzer durch Beobachtung dieſer Sorgfalt die Ge- 
fahr hätte abwenden fönnen, | Beſitzer im Sinne 
diejer Vorſchriften ijt der Eigenbejiger, 37 Be- 
fitt jemand auf einem fremden Grundjtüd in Aus 
übung eines Rechtes ein Gebäude oder ein anderes 
Wert, jo trifft ihn anſtelle des Befikers des Grund» 
ftüd die im $ 836 bejtimmte Berantwortlichkeit. 
538 Wer die Unterhaltung eines Gebäudes oder 
eines mit einem Grundjtücde verbundenen Werkes 
fiir den Befiber übernimmt oder das Gebäude oder 
das Wert vermöge eines ihm zuſtehenden N 
rechts zu unterhalten hat, ijt für den durch den Ein- 
fturz oder die ——— von Teilen verurſachten 
Schaden in gleicher Weiſe verantwortlich wie der 
Beier. 839 Verleht ein Beamter vorjäglich oder 
fahrläffig die ihm einem Dritten gegen er ob⸗ 
liegende Amtspflicht, jo hat er dem Dritten den 
Aarand —— * en. Fällt dem 
en nur Fahrläſſigkeit zur Laſt, ſo kann er nur 
dann in Anſpruch genommen werden, wenn der Ver« 
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legte nit auf andere Weiſe Erfah zu erlangen ver- 
mag. | Berfegt ein Beamter bei dent Urteil in einer 
Rechtsſache feine Amtspflicht, fo iſt er für den daraus 
entſtehenden Schaden mir dann verantwortlich, 
wenn die Pflichtverlegung mit einer im Wege d23 
va Strafverfahren zu verhängenden öf— 
entlihen Strafe bedroht ijt. Auf eine pil chtwidrige 
Verweigerung oder ——— der Ausübung des 
Amtes Findet dieſe Vorſchrift feine Anwendung.|Die 
—— tritt nicht ein, wenn der Verlehte vor— 
ſätzlich oder fahrläffig unterlafjen Hat, den Schaden 
durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden. 
S40 Sind für den aus einer unerlaubten Hands 
lung entjtehenden Schaden Mehrere nebeneinander 
verantwortlich, fo Haften fie, vorbehultlich der Vor— 
ichrift des 5 835 Abſ. 3, als Gefamrjchufdner. | Sit 
neben demjenigen, welcher nach den SS 831, 832 zum 
Erjagedes von einem Anderen verurjachten Schaden3 
verpflichtet ift, auch der Andere für den Echaden ver— 
antwortlich, jo ift in ihrem Verhältniſſe zueinander 
der Andere allein, im Falle des $ 829 der Aufficht3= 
pflichtige allein verpflichtet. | Sft neben demjenigen, 
welcher nach den 55833 bis 838 zum Erjate de3 Scha⸗ 
dens verpflichtet ijt, ein Dritter fiir den Schaden ver- 
antwortlich, jo ift in ihrem Verhältniſſe zueinander 
der Dritte allein verpflichtet. SEL Sit ein Beantter, 
‚der vermöge feiner Amtspflicht einen Anderen zur 
——— einen Dritten zu beſtellen oder 
eine ſolche Geſchäftsführung zu beauffichtigen oder 
duch Genehmigung von Rechtsgeichäften bei ihr mit— 
uwirken Hat, wegen Verletung diefer Pflichten neben 
Anderen für den von dieſem veritrjachten Scha= 

den verantwortlich, ſo iſt in ihrem Verhältniſſe zu— 
einander der Andere allein verpflichtet. SA Die 
Berpflihtung zum Schadenserjate wegen einergegen 
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tragen und vorzuſchießen, welcher die Aufnahme 
oder die Beglaubigung verlangt. 1036 Der Nieß⸗ 
braucher iſt zum Bejite der Sache berecdhtigt. | Er 
hat bei der ee de3 Nugungsrechts die bis⸗ 
herige wirtjchaftliche Beitinnmung der Sache auf 
rechtzuerhalten und nach den Regeln einer ord- 
nungsmäßigen Wirtjchaft zu verfahren. 1037 
Der Nießbraucher iſt nicht berechtigt, die Sache um—⸗ 
zugejtalten oder wejentlich zu verändern. | Der 
Niepbrauder eines Grundjtücds darf neue Anlagen 
zur Gewinnung von Steinen, Kies, Sand, Lehm, 
Thon, Mergel, Torf und jonjtigen Bode and: 
teilen errichten, jofern nicht die wirtichaftliche Be— 
jtimmung des Grundjtüds dadurch weſentlich ver- 
ändert wird. 1038 Iſt ein Wald Gegenjtand des 
Nießbrauchs, jo kann ſowohl der Eigentümer als 
der Nießbraucher verlangen, daß das Maß ber 
Nutzung und die Art der wirtjchaftlihen Behand: 
. lung durd) einen Wirtfchaftsplan feſtgeſtellt werden. 
Tritt eine erhebliche Aenderung der Umſtände ein, 
jo kann jeder Teil eine entjprechende Aenderung des 
Wirtjchaftsplang verlangen. Die Kojten Hat jeder 
Teil zur Hälfte zu tragen. | Das Gleiche gilt, wenn 
ein Bergwerk oder eine andere auf Gewinnung bon 
Bodenbejtandteilen gerichtete Anlage Gegen 

des Nießbrauchs iſt. 1039 Der Niebbraucher er» 
wirbt das Eigentum auch an ſolchen Früchten, die 
er den Regeln einer ordnungsmäßigen ft 
zuwider oder die er deshalb im Le abe zieht, 
weil dies infolge eines befonderen Ereigniſſes not: 
wendig geworden iſt. Er ift jedoch, umbejchadet 
\einer Verantwortlichkeit für ein Verichulden, ver» 
pflichtet, den Wert der Früchte dem Eigentiimer bei 
der Beendigung des Nießbrauchs zu erjegen und für 
die Erfüllung diefer Verpflichtung Sicherheit zu 
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tet, die teilweife Beirtedigung auf dem Briefe zu 
permerfen und den Briej zum Zwecke der Berichtis 
gung des Grundbuch oderder Löfhung dem Grunde 
uchamt oder zum Sue der Herjtellung eines Teils 
hypothetenbriefs für den Eigentümer der zujtändinen 
Behörde oder einem zuftändigen Notare vorzu— 
a | Die Vorjchrift des Abſ. 1 Sag 2 gilt für 
Binjen und andere LEN nur, wenn jie 
ep als in dem Kalendervierteljahr, in welchen 
er Gläubiger befriedigt wird, oder dem folgenden 
Bierteljahre fälig werden. Auf Kojten, für die das 
Grundftüc nach $ 1118 haftet, findet die Vorſchrift 
feine Anwendung. 1146 Liegen dem Eigentünter 
gegenüber die Vorausjegungen vor, unter denen 
ein Schuldner in Verzug lommt, jo gebühren dem 
Gläubiger Verzugszinſen aus dem Grundſtücke. 
1147 Die Berriedigung de3 Gläubigers aus dem 
Grundſtück und den Gegenftänden, auf die fich die 
Hypothek erſtreckt, erfolgt im Wege der Zwangsvoll⸗ 
itredftung. 1148 Bei der Verfolgung des Rechtes 
aus der Hypothek gilt zu Gunsten des Gläubigers 
derjenige, welcher im Grundbuch al3 Eigentiimer 
eingetragen ift, al3 der Eigentiimer. Das Recht 
des nicht eingetragenen Eigentümers, die ihm gegen 
die Hypothek zuftehenden Einwendungen geltend zu 
machen, bleibt unberührt. 1149 Der Eigentümer 
fan, range nicht die Forderung ihm gegenüber 
fällig geworden ift, dem Gläubiger nit das Recht 
einräumen, zum Zwecke der Befriedigung die Ueber: 
tragung des Eigentums an dem Grundſtücke zu ver: 
langen oder die Veräußerung des Grundſtücks auf 
andere Weife als im Wege der Zwangsvollitredung 
u bewirlen. 1150 Zerlangt der Gläubiger Bes 
— aus dem Grundſtücke, fo finden die Vor— 
Ihriften der SS 268, 1144, 1145 entiprechende Ans 
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wendung. 1151 Wird die yorderung geteilt, fo 
tft zur Aenderung des Rangverhältnijjes der Teil- 
hypothelen unter einander die mann des 
Eigentümers nicht erforderlih. 1152 Im Falle 
einer Teilung der Forderung kann, fofern nicht die 
Erteilung des Hypothekenbriefs ausgejchlofjen iſt, 
jeden Teil ein Teilhypothefenbrief Hergeitellt 
werden; die Zuſtimmung des Eigentiimers des 
Grunditüds ift nicht erforderlih. Der Teilhypo= 
thefeitbrief tritt für den Teil, auf den er ſich bezieht, 
an die Stelle des bisherigen Brief. 1I153 Mit 
der Uebertragung der Forderung geht die Hypothek 
auf den neuen Gläubiger über.| Die Forderung kann 
nicht ohne die Hypothek, die Hypothek kann nicht 
ohmedie Forderung Übertragen werden. LL 54 Zur 
Abtretung der Forderung tjt Erteilung der Abtre- 
tungserflarung in jchriftlicher Form und Uebergabe 
des othekenbriefs erforderlich; die Vorſchriften 
des $ 1117 finden Anwendung. Der bisherige Gläu— 
biger Hat auf Verlangen des neuen Gläubigers die 
tretungserklärung auf feine often öffentlich be- 
glaubigen iu lafjen. | Die re Form der Ab— 
tretungserflärung kann dadurch erjett werden, daß 
die Abtretung in das Grundbuch eingetragen wird. | 
Sit die Erteilung des Hypothefenbrief3 ausgejchlof- 
jen, To finden auf die Abtretung der Forderung die 
Vorſchriften der SS 873, 878 entiprechende Anwen— 
dung. A155 Ergiebt fich das Gläubigerrecht des 
Beſitzers des Hypothekenbriefs aus einer zuſammen— 
hängenden, auf einen —— Glaͤubiger zu— 
——— Reihe von öffentlich be laubigten Ab» 
tretungserklärungen, jo finden die Vorſchriften der 
s$ 891 His 899 in gleicher Weife Anwendung, wie 
wenn der Bejiter de3 Briefes als Gläubiger im 
Grundbuch eingetragen wäre. Einer öffentlich be- 
17 
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glaubigten Abtretungserklärung jteht gleich ein ge 
Gichtlicher Ueberweiſungsbeſchluß und das öffentlich 
beglaubigte Anerkenntnis einer kraft Geſetzes er- 
folgten Uebertragung der Forderung. 1156 Die 
. für die a der Forderung geltenden Bor 

ſchriften der $3 406 bis 408 finden auf das Rechts⸗ 
verhältnis pioil chen den Eigentiimer und dem neuen 
Gläubiger in Anjehung der Hypothek Feine Anwen— 
dung. Der neue Gläubiger muß jedoch eine dem 
bisherigen Gläubiger gegenüber erfolgte Kündigung 
des Eigentümers gegen fich gelten Laffen, es jeidenn, 
daß die Mebertragung zur Zeit der Kündigung dem 
Eigentümer befannt oderim Grundbuch eingetragen 
it. 1157 Eine Einrede, die dem Eigentümer auf 
Grund eines zwiſchen ihm und dem bisherigen Gläus 
biger bejtehenden Nechtsverhältniffes gegen Die Hy: 
pothef zusteht, Fann auch dem neuen Gläubiger ent— 
gegengeicht werden. DieBorjchriften der 88892, 894 

is 899, 1140 gelten auch für diefe Einrede. UIBB 
Soweit die Forderung auf Binfen oder andere 
Irebenleijtungen gerichtet ift, die nicht ſpüter als in 
dem Salendervierteljahr, in welchem der Eigen— 
tiimer von der Vebertragung Kenntnis erlangt, oder 
dem en“ Vierteljahre fällig werden, finden 
auf das Rechtsverhältnis zwilchen dem Eigentiimer 
und den neuen Gläubiger die VBorjchriften Der$S 406 
bi3 408 Anwendung; der Gläubiger kann fich gegeits 
über den Einwendungen, welche dem Eigentümer 
nad den $$ 404, 406 bis 408, 1157 zuſtehen, nicht 
auf die Vorjchriften des $ 892 berufet. 1159 
Soweit die Forderung auf Rüditände von Binfen 
oder anderen Nebenleijtungen gerichtet ift, beſtimmt 
ich die Uebertragung fowie das Nechtsverhältnis 
zwiſchen dem Eigentümer und dem neuen Gläubiger 
nad) den für Die Mebertragung von Forderungen 
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geltenden allgemeinen Vorſchriften. Das Gleiche 
für den —— Erſtattung von Koſten, 

t die das Grundſtück nach $ 1118 haftet. Die Vor— 
ichriften des $ 892 finden auf die tm Abſ. 1 bezeich- 
neten Anſprüche feine Anwendung. 1160 Der 
Geltendmachung der Hypothek kann, jofern nicht die 
Erteilung des Hypothekenbriefs ——— en iſt, 
widerſprochen werden, wenn der Gläubiger nicht den 
Brief vorlegt; iſt der Gläubiger nicht im Grundbuch 
are fo find auch die im $ 1155 bezeichneten 
Urkunden ne dem Eigentümer gegen= 
über erfolgte. — oder Mahnung iſt unwirk— 
ſam, wenn der Gläubiger die nach Ab}. 1 erforder: 
lichen Urkunden nicht vorlegt und der Eigentümer 
Be Fe oderdie Mahnung aus ——— Grunde 
unverzüglich zurückweiſt. Dieſe Vorſchriften gelten 
nicht für die im $1159 bezeichneten Anſprüche. LIGA 
Iſt der Eigentümer der perſönliche Schuldner, ſo 
finden die Vorſchriften des $ 1160 auch auf die Gel— 
tendmachung der Forderung Anwendung. 1162 
Sit der Sypothefendrief abhanden gefommen oder 
verrichtet, jo kann er im Wege des Aufgebotäver- 
fahrens Ur Fraftlos erklärt werden. LLGZ Zit die 
Forderung, für welche die en bestellt ift, nicht 
zur Entjtehung gelangt, jo jteht die Hypothek dem 
Eigentümer zu. Erliſcht die Forderung, jo erwirbt 
der Eigentiimter die Hypothek. | Eine Hypothek, für 
welche die Erteilung des Hypothefenbriefs nicht aus— 
geräte en iſt, jteht bis zur Llebergabe des Briefes ar 
en Gläubiger dem Eigentümer zu. 1164 Befrie- 
digt der perſönliche Schuldner den Gläubiger, jo gebt 
die Hypothel injoweit auf ihn über, als er von dent 
Eigentümer oder einem Rechtsvorgänger des Eigen 
tiimer3 Erſatz verlangen kann. Sit dem Schuldner 
nur teilweiſe Erſatz zu elften, jo kann der Eigen— 
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tiimer die Hypothek, joweit fie auf ihn übergegangen 
it, nicht zum Nachteile der Hypothek des Schuldners 
jeltend machen. | Der Befriedigung des Gläubigers 
teht e8 gleich, wenn ſich Forderung und Schuld in 
einer Perſon vereinigen. 1165 Berzichtet der 
Gläubiger auf die Hypothef oder hebt er ſie nad) 
$ 1183 auf oder räumt er einem anderen Rechte den 
Borrang ein, fo wird der perjönlihe Schuldner in— 
joweit frei, als er ohne dieje Verfügung nad) $ 1104 
aus der Hypothek Hätte Erjap erlangen können. 
1166 Sit der perſönliche Schuldner berechtigt, von 
dem Eigentümer Erjat zu verlangen, falls er den 
ner befriedigt, jo kann er, wenn der Gläus 
biger die Zwangsverſteigerung des Grundjtüds be— 
treibt, ohne ihn unverzüglich zu benachrichtigen, die 
Befriedigung des Gläubigerd wegen eines Ausfalls 
bei der —— injoweit verweigern, 
als er infolge der Unterlaſſung der Benachrichtigung 
einen Schaden erleidet. Die Sk 
unterbleiben, wenn fie unthunlich iſt. L16%7 Er— 
wirbt der perjönliche Schuldner, falls er den Gläu— 
biger befriedigt, die Hypothek oder hat er im Falle 
der Befriedigung ein ſonſtiges rechtliches Intereſſe 
an der Berichtigung des Grundbuchs, jo jtehen ihm 
die in den 8 1144, 1145 bejtinmten Nechte zu. 
1168 Verzichtet der Gläubiger auf die Hypothek, 
io erwirbt fie der Eigentünter.| Der Verzicht ijt dem 
Grundbuchamt oder dem Eigentümer gegenüber zu 
erklären und bedarf der Eintragung in da$ Grund: 
buch. Die Borjchriften des $ 875 Abſ. 2 und der 
$$ 876, 878 finden entiprechende Anwendung. | Vers 
sichtet der Gläubiger für einen Teil der Forderung 
auf die Hypothek, To ſtehen dem Eigentümer die im 
1145 bejtimmten Nechte zu. 1169 Steht dem 
Eigentümer eine Einvede zu, durch welche die Gel- 
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tendmachung der Hypothek dauernd ausgeſchloſſen 
wird, jo fann er verlangen, daß der Gläubiger auf 
die Hypothek verzichtet. 1170 Sit der Gläubiger 
unbelannt, jo kann er im Wege des Aufgebotsver— 
fahrens mit feinem Rechte ausgefchloffen werden, 
wenn der legten fich auf die Hypothek beziehen- 
den Eintragung in das Grundbuch 10 Sahre ver- 
jtrihen find und das Recht des Gläubigers nicht 
innerhalb diejer Friſt von dem Eigentümer in einer 
nach $ 208 zur Unterbredung der Verjährung ges 
eigneten Weife anerfannt worden ift. Bejteht fir 
die Forderung eine nach dem Kalender bejtinmte 
BZahlungszeit, jo beginnt die Frijt nicht vor dent 
Ablaufe des Bahlungstags. | Mit der Erlaffung des 
Ausſchlußurteils erwirbt der Eigentümer die Hypo= 
thef. Der dem Gläubiger erteilte Hypothefenbrief 
wird kraftlos. 1171 Der unbelannte Gläubiger 
kann im Wege des Aufgebot3verfahrens mit jeinem 
Rechte auch dann ausgejchlofjen werden, wenn der 
Eigentümer zur Befriedigung des Gläubiger oder 
ur zanD an berechtigt ijt und den Betrag der 
Forderung für den Gläubiger unter Verzicht auf das 
Recht zur Rücknahme hinterlegt. Die Hinterlegung 
von Binjen ift nur erforderlic), wenn der Zinsſatz 
im Grundbuch eingetragen ijt; Binjen fir eine 
frühere Zeit als da3 4. Stalenderjahr vor der Er: 
lafjung des Ausſchlußurteils find nicht zu Hinter: 
gen. a der Erlaſſung des Ausſchlußurteils gilt 
der Gläubiger al3 befriedigt, jofern nicht nach den 
Borichriften Über die Hinterlegung die Beiriedigung 
ſchon vorher eingetreten iſt. Der dem Gläubiger er— 
teilte Hypothekenbrief wird kraftlos. Das Necht des 
Gläubigers aufden hinterlegten Betrag erlifcht mit 
dem Ablaufe von 30 Zahren nach der Erlaſſung des 
Ausſchlußurteils, wenn nicht der Gläubiger ſich vor= 
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her bei der Hinterlegungsftelle meldet; der Hinters 
feger ift zur Rücknähme berechtigt, auch wenn er 
auf das Recht zur Rücknahme verzichtet Hat. 1172 
Eine Gejamthypothet fteht in den Fällen des $ 1163 
den Eigentümern der belasteten Grundjtüde gemein 
Schaftlich zu. | Jeder Eigentümer kann, jofern nicht 
ein anderes vereinbart it, verlangen, daß die Sypo- 

thef an feinem Grundſtück - den Teil etrag, er 
dem Verhältnifje des Wertes jeines Grundftüds zu 
dem Werte der ſämtlichen Grundſtücke entjpricht, 
nach $1132 Abſ. 2 bejchränkt und in diefer Bejchräne 
fung ihm zugeteilt wird. Der Wert wird unter Ab» 
zug der Belajtungen berechnet, die der le her 
thet im Range vorgehen. 1173 Befriedigt der 
Eigentümer eines der mit einer Geſamthypothek bes 
lajteten Grundſtücke den Gläubiger, jo erwirbt er 
die Hypothek an feinem Grundjtüde; die Hypothek 
an den übrigen Grundſtücken erlifcht. Der Befriedi- 
gung de Gläubigers durch den Eigentümer jteht e8 
gleich, wenn das Gläubigerrecht auf den Eigentümer 
übertragen wird oder wenn fi) Forderung und 
Schuld in der Perſon des Eigentüimers verein gen: 
Kann der Eigentümer, der den Gläubiger befriedigt, 
von dem Eigentiimer eines der anderen Grundjtiide 
oder einem Rechtsvorgänger dieſes —— Er⸗ 
ſatz verlangen, ſo geht in Höhe des Erſatzanſpruchs 
auch die Hypothek an dem Grundſtücke dieſes Eigen— 
tümers auf ihn über; fie bleibt mit der Hypothel an 
jeinem eigenen Grundſtücke Geſamthypothek. 1174 
Befriedigt der perfünliche Schuldner den Gläubiger 

dem eine Geſanithypothek zuſteht, oder vereinigen fich 
bei einer Gejamthypothef Forderung und Schuld in 
einer Perſon, jo geht, wenn der Schuldner nur von 
dem Eigentümer eines der Grundſtücke odervon einent 
Rechtsvorgänger des Eigentiimers Erfah verlangen 
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Iann, die Hypothek an dieſem Grundſtück auf ihn über; 
die Hypothek an den übrigen Grundſtücken erliſcht. 
Iſt dem Schuldner nur keilweiſe Erſatz zu leiſten 
und geht deshalb die Hypothek nur zu einem Teil— 
betrag auf ihn über, jo Hat ſich der Eigentümer 
diejen Betrag auf den ihm nach $1172 geblinrenden 
Teil des übrigbleibenden Betrag der Gefamthypos 
thek anrechnen zu laſſen. 1175 BVerzichtet der 
re auf die Geſamthypothek, fo fällt fie den 
Eigentiimern der belajteten Grundjtiide gemein= 
thaftlich zu; die Vorſchriften des $ 1172 Ab}. 2 fin— 
den Anwendung. Berzichtet der Gläubiger auf die 
Hypothek an einem der Grundſtücke, fo erlifcht die 
Hypothek an diejem. | Das Gleiche gilt, wenn der 
Gläubiger nach $ 1170 mit feinem Rechte ausge: 
Ihlofjen wird. 1176 Liegen die VBorausfegungen 
der $$ 1163, 1164, 1168, 1172 bis 1175 nur in An— 
jehung eines Teilbetrag3 der Hypothek vor, fo kann 
die au Grund diefer Vorjchriften dem Eigentiimer 
oder einem der en oder dem perfönlichen 
Schuldner zufallende Hypothek nicht zum Nachteile 
der dem Gläubiger verbleibenden et geltend 
gemacht werden. 1177 Bereinigt fich die Hypo— 
thef mit dem Eigentum in einer Berjon, ohne daß 
dem Eigentümer auch die Forderung zufteht, jo ver— 
wandelt ji) die Hypothek in eine Grundichuld. In 
Anjehung der Verzinslichkeit, des Zinsſatzes, der 
Bahlungszeit, der Kündigung und des Bahlungs- 
ort3 bleiben die für die Forderung getroffenen Be— 
ftimmungen maßgebend. | Steht dem Eigentiimer 
auch die Forderung zu, jo bejtimmen fich feine Rechte 
aus der — ſolange die Vereinigung beſteht, 
nach den für eine Srundihufd des Eigentümers gel: 
tenden Vorſchriften. I178 Die Hnpothek für Rück— 
jtände von Zinjen und anderen Nebenleiftungen ſo— 
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wie für Kojten, die dem Gläubiger zu erjtatten find, 
erlifcht, wenn fte jich mit dem Eigentum in einer 
erjon vereinigt. Das Erlöjchen tritt nicht ein, jo= 
ange einem Dritten ein Recht an dem Anſpruch auf 
eine jolche Zeiftung zujteht. | Zum Verzicht auf die 
Hypothek für die im Abſ. 1 bezeichneten Leiftungent 
genügt die Erklärung des Gläubigers gegenüber dem 
Eigentümer. Solange einem Dritten ein Recht an 
dem Anspruch auf eine jolche Leiftung zusteht, iſt die 
Buftimmung des Dritten losen, Die Zuſtim— 
mung tft demjenigen gegenüber zu erklären, zu deſſen 
Sunden ſie erfolgt; jie ift unwiderruflid. 1179 
Berpflichtet fich der Eigentümer einem Anderen 
gegenüber, die Hypothek löfchen zu Lafjen, wenn fie 
A mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt, 
jo fann zur Siherung des Anspruchs auf Löſchung 
eine Vormerkung in das Grundbuch eingetragen 
werden. 1180 An die Stelle der Forderung, für 
welche die Hypothek bejteht, fann eine andere For— 
derung gefeht werden. Zu der Aenderung iſt die 
Einigung des Gläubigers und des Eigentümers jo= 
wie die Eintragung in das Grundbuch erforderlich; 
die Vorjchriften des 3873Abſ. 2 und der $$ 876, 878 
finden entjprechende Anwendung. | Steht Die For⸗ 
derung, die an die Stelle der bisherigen Forderung 
treten joll, n. dem bisherigen Hypothefengläus 
biger zu, jo ift deffen Zuftimmung erforderlich ; die 
Buftimmung ift dem Grundbuchamt oder demjeni- 
en gegenüber zu erklären, zu dejjen Guniten fie er- 
olgt. Die Vorjchriften des $ 875 Abj. 2 un des 
$ 876 finden entiprechende Anwendung. 1181 
Wird der Gläubiger aus dem Grundftücde befricdigt, 
jo os die Hypothek. | Erfolgt die Befriedigung 
des Gläubiger aus einem der mit einer Gejamt> 
hypothek belafteten Grundſtücke, fo werden auch die 
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übrigen Grundftüde frei. | Der Befriedigung aus 
dem Grundjtüde fteht die Befriedigung aus den 
Gegenständen gleich, auf die jich die Hypothek er— 
ſtreckt. 1182 Soweit im Falle einer — 
thek der Eigentümer des Grundſtücks, aus dem der 
Gläubiger befriedigt wird, von dem Eigentümer 
eines der anderen Grundſtücke oder einem Rechts» 
vorgänger dieje3 Eigentümerd Erſatz verlangen 
kann, geht die Hypothek an dem Grun er dieſes 
Eigentümers auf ihn über. Die Hypothek kann je— 
doch, wenn der Gläubiger nur teilweiſe befriedigt 
wird, nicht zum Nachteile der dem Gläubiger ver— 
bleibenden Hypothek und, wenn das Grundſtück mit 
einem im Range gleich- oder nachſtehenden Rechte 
belajtet ijt, nicht zum Nachteile diefed Rechtes gel- 
tend gemacht werden. 1183 Zur Aufhebung der 
Hypothek durch —— iſt die Zuſtimmung 
des Eigentümers erforderlich. Die Zuſtimmung iſt 
dem Grundbuchamt oder dem Gläubiger gegenüber 
zu erklären; ſie iſt unwiderruflich. I184 Eine 
Hypothek kann in der Weiſe beſtellt werden, daß das 
Recht des Gläubigers aus der Hypothek Wi nur nach 
der Forderun ie und der Gläubiger ſich zum 
Beweije der Forderung nicht auf die Eintragung 
berufen fann (Si ne: | Die Hypothet 
muß im Grundbuch als Sicherungshypothek bezeich- 
net werden. MASS Bei der Sicherungshypothek ijt 
die Erteilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen. 
Die Vorſchriften der $$ 1138, 1139, 1141, 1156 finden 
feine Anwendung. 1186 Eine Sicherungshypothet 
Iann in einegewöhnliche Hypothek, eine gewöhnliche 
Hypothek kann in eine Sicherungshypothek umge 
wandelt werden. Die Zujtimmung der im Range 
feich- oder nachjtehenden Berechtigten ift nicht er= 
orderlih. LAS” Für die Forderung aus einer 
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Cchuldverjchreibung auf den Inhaber, aus einem 
Wechſel oder aus einem anderen Papiere, das durch 
Andofjament übertragen werden kann, kann nur eine 
Sicherungshypothek bejtellt werden. Die Hypothek 
giit als Sicherungshypothek, auch wenn ſie im Grund⸗ 
uche nicht als ſolche bezeichnet iſt. Die Vorſchrift 
des $ 1154 Abſ. 3 findet feine Anwendung. LALLSS 
Zur Beitellung einer Hypothek fir die — 
aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber ge⸗— 
nügt die Erklärung des Eigentümers —— dem 
Grundbuchamte, daß er die Hypothek beſtelle, und 
die Eintragung in das Grundbuch; die Vorſchrift 
des 8878 findet Anwendung. Die Ausſchließun 
des Gläubigers mit ſeinem Rechte nach $ 1170 iſt 
nur zuläſſig, wenn die im $ 801 bezeichnete Vor— 
legungsfrijt verjtrichen ijt. Sit innerhalb der Friſt 
die Schuldverjchreibung vorgelegt oder der Anſpruch 
aus der Urkunde gerichtlich geltend gemacht worden, 
jo kann die Ansthliekung erſt lgen, wenn die 
Verjährung ein — iſt. UIS Bei einer Hypo= 
thef der im 8 1187 bezeichneten Art kann für den je— 
en Gläubiger ein Vertreter mit der Befugnis 
beitellt werden, mit Wirkung für und gegen jeden 
ipäteren Gläubiger bejtimmte Verfügungen über die 
Hypothek zu treften und den Gläubiger bei der Gels 
tendmachung der Hypothek zur vertreten. Zur Bes 
ſtellung des Vertreterz ijt die Eintragung in das 
Grundbuch erforderlich.| Sit der Eigentiimer berech— 
tigt, von dem Gläubiger eine Verfügung zu vers 
langeıt, zu welcher der Vertreter befugt ift, * kann 
er die Vornahme der Verfügung von dem Vertreter 
verlangen. 1190 Eine Hypothek kann in der Weife 
beitellt werden, daß nur der Höchitbetrag, bi zu dem 
das Grundſtück Haften joll, bejtimmt, im übrigen die 
Feſtſtellung der Forderung vorbehalten wird Der 
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Höchftbetrag muß in das Grundbuch eingetragen 
werden. | Sit die Forderung verzinslich, jo werden 
die Zinſen in den Höchſtbetrag eingerechnet. | Die 
Hypothek gilt ald Sicherungshypothek, auch wenn fie 
im Grundbude nicht als folche bezeichnet ift. | Die 
Forderung kann nad) den fir die Hebertragung von 
Forderungen geltenden allgemeinen Borjchriften 
übertragen werden. Wird fte nach dieſen Vorfchriften 
übertragen, jo tft der Mebergang der Hypothek aus— 
geichlofjen. 
ZweiterTitel.Grundschuld.Renten- 
schuld. I. Grundschuld. LL9O1L Ein Grundftüd 
kann in der Weiſe belaftet werden, daß an denjeni— 
En zu deſſen Gunften die Belaftung erfolgt, eine 
ejtimmte Geldfumme aus dem Grundjtücde zu zah— 
Ien ift (Grundihuld). | DieBelaftung kann auch in 
der je erfolgen, daß Binfen von der Geldfunme 
fowie andere Nebenleijtungen aus dem Grundſtücke 
zu entrichten find. 1192 Auf die — fin— 
den die Vorſchriften über die — entſprechende 
Anwendung, nn fih nicht daraus ein anderes 
ergiebt, dat die Grundſchuld nicht eine Forderung 
voraußjeßt. | Für Binjen der Grundſchuld gelten die 
Borichriften über die Zinſen einer Hypothefenforde- 
rung. 1193 Das Kapital der Grundjchuld wird 
erit nach vor ingiget Kündigung Du Die Küns 
digung jteht ſowohl dem Eigentümer al3 dem Gläu— 
biger Bu. Die Rilndigungsfri t beträgt 6 Monate. | 
Abweichende Beitimmungen find zuläjfig. 1194 
Die Zahlung des Kapitals jowie der Binfen und 
anderen Nebenleiftungen Hat, foweit nicht ein an— 
deres bejtimmt tjt, an dem Drte zu erfolgen, an dent 
da3 Grundbuchamt feinen at — 1195 Eine 
Grundſchuld kann in der Weiſe beſtellt werden, daß 
der Grundſchuldbrief auf den Inhaber ausgeſtellt 
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wird. Auf einen ſolchen Brief finden die VBorichriften 
über Schuldverjchreibungen auf den Inhaber ent— 
jprechende Anwendung. 1 — Eine Grundſchuld 
kann auch für den Eigentümer beſtellt werden. Zu 
der Beſtellung iſt die — des Eigentümers 

egenüber dem — —— aß die Grundſchuld 
fi ihn in das Grundbu ——— werden ſoll, 
und die Eintragung erforderlich; die Vorſchrift des 
3878 findet Anwendung. 1197 Iſt der Eigen— 
tümer der Gläubiger, ſo kann er nicht die Zwangs— 
vollſtreckung zum Zwecke feiner Befriedigung be— 
treiben. | Binfen gebühren dem Eigentümer nur, 
wenn das Grundjtüd auf Antrag eines Anderen zum 
Bwede der Bwangsverwaltung in Beichlag genom— 
men ijt, und nur für dieDauer der Zwangsverwal— 
tung. 198 Eine Hypothek fann in eine Grunde 
Ihuld, eine Grundſchuld kann in eine Hypothek um— 
gewandelt werden. Die Zuſtimmung der tim Range 

leich- oder nachſtehenden Berechtigten iſt nicht er— 
Forberlich. II. Rentenschuld. 1199 Eine Grund: 
ſchuld kann in der Weiſe bejtellt werden, daß in regel— 
mäßig wiederkehrenden Terminen eine bejtimmte 
Geldſumme aus dem Grundftiide zu a iſt 
De): | Bei der Beitgllung der Renten 
ihuld muß der Betrag beſtimmt werden, Durch dejjen 
en die Rentenſchuld abgelöjt werden kann. 
Die Abldjungsjumme muß im Grundbuch angegeben 
werden. 1200 Auf die einzelnen Leijtungen fin 
den die für — auf die Ablöſungs— 
ſumme finden die fir ein Grundichuldfapitalgelten- 
den Vorſchriften entiprechende Anwendung. | Die 
Bahlung der Ablöſungsſumme an den Gläubiger hat 
die gleiche Wirkung wie die Zahlung des Kapitals 
einer Grundjchuld. 1201 Das Recht zur Ablöfung 
ſteht dem Eigentümer zu.] Dem Gläubiger kann das 
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Recht, die Ablöjung zu verlangen, nicht eingeräumt 
werden. Im Falle des $ 1133 Sat 2 il der Gläu— 
biger berechtigt, die Zahlung der Ablöſungsſumme 
aus dem Grundjtüde zu verlangen. 1202 Der 
Eigentümer kann da3 Ablöfungsredjt erft nach vor— 
gängiger Kündigung ausüben. Die Kündigungsfrift 
beträgt 6 Monate, wenn nicht ein anderes bejtimmt 
ijt. | Eine Beichränkung des Kündigungsrechts ift 
nur joweit zuläjlig, daß der Eigentümer nach 30 
Sahren unter Einhaltung der feismonatigen Friſt 
Tindigen kann. — der Eigentümer gekündigt, ſo 
kann der Gläubiger nach dem Ablaufe der Kündi— 
gungsfriſt die Zahlung der Ablöſungsſumme aus 
dem Grundſtücke verlangen. 1203 Eine Renten— 
ſchuld kann in eine gewöhnliche Grundſchuld, eine 
gewöhnliche Grundſchuld kann in eine Rentenſchuld 
umgewandelt werden. Die Zuſtimmung der im 
Range gleich- oder nachſtehenden Berechtigten iſt 
nicht erforderlich. 


t bſchnitt. drecht an 6 fi 
em und an Behien. xαRν ger 


Erster Titel. Pfandrecht an beweg- 
lichen Sachen."1204 Eine bewegliche Sache 
kann zur Sicherung einer Forderung in der Weije 
belajtet werden, daß der Gläubiger berechtigt tft, 
Befriedigung aus der Sache zur ſuchen (Pfandrecht). 
Das Pfandredht kann auch für eine RL oder 
eine bedingte Forderung bejtellt werden. 1205 
Bur Bejtellung des Pfandrechts iſt erforderlich, Daß 
der Eigentiimer die Sache dem Gläubiger übergiebt 
und beide darüber einig find, daß dem Gläubiger 
das Pfandrecht zuftehen joll. Iſt der Gläubiger im 
Befite der Sache, jo genügt die Einigung über die 
Entjtehung des Pfandrechts. | Die Mebergabe einer 


270 3. Bud. Sachenrecht. 9. Abſchn. Pfandrecht ze. 


im mittelbaren Beige des Eigentümers befindlichen 
Sache kann dadurch erſetzt werden, daß der Eigen- 
tiimer den mittelbaren Befit auf den Piandgläus 
biger überträgt und die Verpfändung dem Bejiger 
anzeigt. 1206 Anitelle der Uebergabe der Sache 
genügt die —— des Mitbeſitzes, wenn ſich 
die Sache unter dem Mitverſchluſſe des Gläubigers 
befindet oder, falls ſie im Be eines Dritten ijt, 
die Herausgabe nur an den Eigentümer und den 
Gläubiger gemeinjchaftlich erfolgen fan. 1207 
Gehört die Sache nicht dem Verpfünder, jo finden 
auf die Verpfändung die für den Erwerb des Eigen 
tums geltenden Borfnriften der $$ 932, 934, 935 ent⸗ 
prechende Anwendung. 1208 Sit die Sache mit 
dem Rechte eines Dritten belastet, jo geht das Pfand— 
recht dem Rechte vor, es jet denn, dab der Brand» 
gläubiger zur Zeit des Erwerbeg des Pfandrechts in 
Anſehung des Rechtes nicht in gutem Glauben tit. 
Die Voriehriften des $ 932 Abf. 1 Satz 2, des $ 935 
und des $ 936 Abſ. 3 finden entſprechende Anwen— 
dung. 1209 Fir den Rang des Pfandrechts ift 
die Heit der Beitellung auch dann maßgebend, wenn 
eö für eine fünftige oder eine ee 
beitellt ift. 1210 Das Pfand haftet für die For—⸗ 
derung in deren jeweiligem Bejtand, insbeſondere 
auch für Binfen und — —— St der ee 
jönlide Schuldner nicht der Eigentiimer des Pfan- 
des, jo wird durch ein Rechtsgeſchäft, das der Schuld» 
ner nad) der VBerpfändung vornimmt, die Haftung 
nicht erweitert.| Das Pfand Haftet für die Anſprüche 
des Pfandgläubigers auf Erſatz von Verwendungen, 
für die dem Pfandgläubiger zu erſehenden Ko 
der Kündigung und der Rechtsverfolgung ee für 
die Koften des Pfandverfaufs. AWALL Der Ver _ 
pfünder Zaun dem Pfandgläubiger gegenüber die 


1.Tit. Pfand. an beivegl. Sachen. $81206-1217. 271 


dem perjönlichen Schuldner gegen die Forderung 
jowie die nad) 5770 einem Bürgen zuftehenden Ein= 
reden geltend machen. Stirbtder perfünliche Schuld— 
ner, jofann — Verpfünder nicht darauf beruͤfen 

daß der Erbe für die Schuld nur beſchränkt haftet. | 
Iſt der Verpfänder nicht der perfönliche Schuldner, 
jo verliert er eine Einrede nicht dadurd), daß diejer 
anf fie verzichtet. 212 Das Pfandrecht erſtreckt 
ſich auf die Erzeugniffe, die von dem Pfande getrennt 
werden. 1213 Da3 Pfandrecht kann in der Weife 
bejtelft werden, daß der en a ea berechtigt 
ijt, Die Nubungen des Pfandes zu ziehen. | ft eine 
von Natur fruchttragende Sache dem Pfandgläubi- 
ger zum Alleinbefig übergeben, jo tft im Zweifel 
anzunehmen, daß der Pfandgläubiger zum Frucht— 
besuge berechtigt fein jol. 1214 Steht dem 
Tfandgläubiger das Recht zu, die Nutungen zu 
ziehen, jo ijt er verpflichtet, für die Gewinnung der 
Nutzungen zu jorgen und Redenjchaft abzulegen. | 
Der Reinertrag der Nutzungen wird auf die ge= 
ſchuldete Leiftung und, wenn Koften und Zinſen zu 
entrichten find, zunächſt auf diefe angerechnet. | Ab— 
weichende Beftimmmungen find zuläfjig. 13215 Der 
Pfandgläubiger ift zur Verwahrung des Pfandes 
verpflichtet. A216 Macht der Pfandgläubiger 
Verwendungen auf das Pfand, jo beſtimmt fich die 
Erjagpflicht des Verpfünders nach den Borjchriften 
über die Geschäftsführung ohne Auftrag. Der Pfand— 
gläubiger ijt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er 
das Pfand verjehen hat, wegzunehmen. 1217 
Verletzt der Pfandglüubiger die Rechte des Ver— 
pfänders in erheblihem Maße und jeht er das ver- 
letzende Verhalten ungeachtet einer Abmahnung des 
Berpfänders fort, jo kann der Berpfünder verlangen, 
dab das Pfand auf Koſten des Pfandgläubigers hin: 
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terlegt oder, wenn e3 be Ba zur Hinterlegung 
eignet, an einen gerichtlich zu beftellenden Verwah— 
rer abgeliefert wird. | Statt der Hinterlegung oder 
der Ablieferung der Sache an einen Berwahrer kaun 
der VBerpfänder die Rückgabe des Pfandes gegen Be— 
friedigung des Gläubigers verlangen. Sit die For— 
derung unverzinslich und noch nicht fällig, 10 ge 
bührt dem Pfandgläubiger nur die Summe, welche 
mit —— der ezuen Zinſen für die 
Zeit von der Zahlung bis zur Fälligkeit dem Be— 
trage der Forderung gleichlonmmt. 1218 Sit der 
Berderb des Pfandes oder eine wejentliche Minde— 
rung des Wertes zu bejorgen, jo kann der Berpfänz= 
der Die ——— des Pfandes gegen anderweitige 
Sicherheitsleiſtung verlangen; die Sicherheitälei- 
tung durch Bürgen ift ausgejchloffen. | Der Bfand- 
gläubiger hat dem Verpfänder von dem drohenden 
Berderb unverzüglich Anzeige zu maden, fofern 
nicht die Anzeige unthunlich ih. 1219 Wird durch 
den drohenden Verderb des Pfandes oder durch eine 
zu bejorgende wejentliche Minderung des Wertes 
die Sicherheit des Pfandgläubigers gefährdet, jo 
fann diejer das Pfand öffentlich verfteigern tajjen.| 
Der Erlös tritt an die Stelle des Pfandes. Au 

langen des Berpjänders iſt der Erlös zu hinterlegen. 
1220 Die Verjteigerung des Pfandes ijt erjt zu= 
läfftg, nachdem fie dem Verpfänder angedroht wor= 
den tjt; Die Androhung darf unterbleiben, wenn das 
Pfand dem Verderb ausgejeht und mit dem Auf- 
\chube der Verjteigerung Öefahr verbunden ijt. Sm 
Salle der Wertminderung ijt außer der Androhung 
erforderlich, daß der — —— dem Verpfüns 
der zur Leijtung anderweitiger Sicherheit eine an⸗ 
gemejjene Friſt beftimmt Hat und fe verjtrichen 
iſt. Der Pfandgläubiger hat den Verpfänder von 
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der Verjteigerung unverzüglich zu benachrichtinen ; 
im Falle der Unterlaffung iſt ev zum Schadenserjate 
verpflichtet. | Die Androhung, die Friſtbeſtimmung 
und Die amade en unterbleiben, wenn 
fie unthunlich find. 1221 Hat das Pfand einen 
Börſen- oder Marktpreis, jo kann der Pfandgläu— 
biger den Verkauf aus freier Hand durch einen zu 
ſolchen Berfäufen öffentlich ermächtigten Handels 
mäfler oder durch eine zuröffentlichen Verſteigerung 
befugte Berjon zum laufenden Preiſe bewirkent. 
41222 Beiteht das Pfandrecht an mehrerenSacden, 
jo haftet jede für die ganze Forderung. 1223 Der 
Pfandgläubiger ift verpflichtet, das Brand nad) dent 
Erlöfchen des Pfandrecht3 dem Verpfänder zurüd- 
zugeben. | Der Verpfünder kann die Rückgabe des 
Pfandes gegen Befriedigung des Pfandgläubigers 
verlangen, bald der Schuldner zur Leijtung be= 
rechtigt ift. 1224 Die Befriedigung des Band- 
—5——— durch den Verpfänder kann auch durch 
Hinterlegung oder durch Aufrechnung erfolgen. 
1225 Sit der Verpfänder nicht der zesipnline 
Schuldner, jo geht, joweit er den Bfandgläubiger 
bereich gt, die Forderung auf ihn über. Die für 
einen Bürgen geltenden Vorjchriften des $ 774 finden 
entjprechende Anwendung. 12326 Die Erſatzan— 
Iprüche des Verpfänders wegen Veränderungen oder 
Berjchlechterungen des Bandes jowie die Anſprüche 
des Pfandgläubigers auf Erjaß von Verwendungen 
oder auf Gejtattung der Wegnahme einer Einrich— 
tung verjähren in 6 Monaten. Die Borichriften des 
$ 558 Abj. 2, 3 finden entjprechende Anwendung. 
1227 Bird das Redt des Pfandgläubigers bes 
einträchtigt, jo finden auf die Anjprüche des Pfand— 
gläubigers die für die Anſprüche ausdem Eigentume 
geltenden Borichriften entjprechende Anwendung. 
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1228 Die Befriedigung des Pfandgläubigers aus 
dem Biande erfolgt durch Verkauſ. Der Pfandgläu— 
biger tft zum Berfaufe berechtigt, jobald die For— 
derung ganz oder zum Teil fällig iſt. Beſteht der 
geſchuldete Gegenſtand nicht in Geld, jo iſt der Vers 
fauf erjt zuläffig, wenn die Forderung in eine Geld— 
furderung übergegangen iſt. 12239 Eine vor dem 
Eintritte der Verkaufsberechtigung — Ver⸗ 
einbarung, nach welcher dem Pfandgläubiger, ſalls er 
nicht oder nicht rechtzeitig befriedigt wird, das Eigen⸗ 
tum an der Sache zufallen oder übertragen werden 
ſoll, iſt nichtig. 1230 Unter mehreren Pfändern 
tann der Pſandgläubiger, ſoweit nicht ein anderes 
beſtimmt tjt, Diejenigen auswählen, welche verkauft 
werden jollen. Er fann nur fo viele Pfünder zum 
Verkaufe bringen, al3 zu jeiner Befriedigung er— 
orderlich find. 1331 Sit der Biandgläubiger nicht 
m Nlteinbejige des Pfandes, jo kann er nach dent 
Eintritte der Berfaufsberechtigung die Herausgabe 
des Pfandes zum Zwecke des Verkaufs fordert. Auf 
Verlangen de3 Berpfänders hat anftelle der Hers 
ausgabe die Ablieferung an einen gemeinfchaftlichen 
Verwahrer zu erfolgen; der Verwahrer Hat jich bei 
der Ablieferung zu verpflichten, da3 Pfand zum Ber: 
faufe bereitzuitellen. 1232 Der PBiandgläubiger 
ist nicht verpflichtet, einem ihn im Range nachſtehen— 
den Pfandgläubiger da3 Pfand zum Zwecke des Ber 
kaufs herauszugeben. Sit er it im Beſitze des 
fandeg, jo fann er, fofern er nicht ſelbſt den Ver— 
auf betreibt, dem Verkaufe durch einen nachftehen- 
den Pfandgläubiger nicht widerſprechen. 1233 
Der Verkauf des Pfandes tft nach den Vorſchriften 
der $$ 1234 bis 1240 zu bewirken. | Hat der Pfand» 
gläubiger für fein Necht zum Verkauf einen voll: 
ſtreclbaren Titel gegen den Eigentümer erlangt, jo 
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Iann er den Verkauf auch nach den für den Verkauf 
einer gepfändeten Sache geltenden Vorſchriften be= 
wirken laſſen. 1234 Der Piandgläubiger hat 
dem ae den Berfauf vorher anzudrohen 
und dabei den Geldbetrag zu bezeichnen, wegen 
dejjen der Verkauf ftattfinden fol. Die Androhung 
kann erſt nach dem Eintritte der Verkaufsberechti— 
gung erfolgen; fie darf unterbleiben, wenn fte un 
thunlich ijt.|Der Verkauf darf nicht vor dem Ablauf 
eines Monat3 nach der Androhung erfolgen. Sit 
die Androhung unthunlich, fo wird der Monat von 
dem Eintritte der Verfaufsberechtigung an berech- 
net. 1235 Der Verkauf des Pfandes ift im Wege 
— Verſteigerung zu bewirken. | Hat das 

and einen Börſen- oder Marktpreis, fo findet die 
Vorſchrift des $ 1221 Anwendung. 1236 Die 
Berjteigerung hat an dem Drte zu erfolgen, an dem 
da3 Pfand aufbewahrt wird. Sit von einer Ver— 
fteigerung an dem Aufbewahrungdort ein ange 
meſſener Erfolg nicht zu erwarten, fo iſt das Pfand 
an einem geeigneten anderen Drte zu verfteigern. 
1237 Zeit und Drt der Verfteigerung find unter 
allgemeiner Bezeichnung des Pfandes öffentlich be= 
fannt zu machen. Der Eigentiimer und Dritte, 
denen Rechte an dem Pfande zuftehen, find beſon— 
der zu benadhrichtigen; die Benachrichtigung darf 
unterbleiben, men je unthunlid iſt. 1338 Da3 
Pfand darf nur mit der Beitimmung verkauft wer- 
den, Daß der Käufer den Kaufpreis fofort bar zu 
entrichten Hat und feiner Rechte verluſtig fein fol, 
wenn dies nicht geſchieht. Erfolgt der Verkauf ohne 
dieſe Beſtimmung, fo tjt der Kaufpreis al3 von dem 
Piandgläubiger empfangen anzujehen; die Rechte 
des Pfandgläubigers gegen den Erjteher bleiben un= 
berührt. Unterbleibt die jofortige Entrichtung des 
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Kaufpreiies, fo gilt da3 Gleiche, wenn nicht vor dem 
Schlufie des Verjteigerumgstermind von dem Vorbes 
halte der Nechtsverwirkung Gebrauch gemacht wird. 
1239 Der Plandgläubiger und der Eigentümer 
können bei der Verfjteigerung mitbieten. Erhält der 
Pijandgläubiger den Zujchlag, jo ft der Kaufpreis 
als von ihm empfangen anzuiehen.| Das Gebot des 
Eigentilmerd darf zurüdgemwiejen werden, wenn 
nicht der Betrag bar erlegt wird. Das Gleiche gilt 
von dem Gebote des Schuldners, wenn das Pfand 
fiir eine fremde Schuld Haftet. 1240 Gold» und 
Silberjachen dilrfen nicht unter dem Gold- oder Eil- 
bermwerte zugejchlagen werden. | Wird ein genügen- 
des Gebot nicht abgegeben, fo kann der Verkauf durch 
eine zur Öffentlichen Berjteigerung befugte Perſon 
aus freier Hand zu einem den Gold- oder Silber: 
wert erreichenden Breife erfolgen. 1241 Der 
Pfandgläubiger Hat den Eigentilmer von dem Ver— 
faufe des Pfandes und dem Ergebnis unverzüglich 
zu benachrichtigen, fofern nicht die Benachrichtigung 
unthunlich ift. 1242 Durch die rechtmäßige Ver— 
äußerung des Pfandes erlangt der Eriverber die 
gleihen Rechte, wie wenn er die Sache von dem 
Eigentümer erworben hätte. Dies gilt auch dann, 
wenn dem Pfandgläubigerder Zufchlag erteilt wird. | 
Pfandrechte an der Sache erlöfchen, auch wenn fie 
dent Erwerber befannt waren. Das Gleiche gilt 
von einem Nießbrauch, es fei denn, daß er allen 
Piandrechten im Range vorgeht. 1243 Dice Ver- 
Außerung des Pfandes ift nicht rechtmäßig, wenn 
gegen die Vorjchriften des $ 1228 Abſ. 2, des $ 1230 
nt 2, des $ 1285, des 8 1237 Sab 1 oder des 
$ 1240 verftoßen wird. | Verlegt der Pfandgläu- 
biger eine andere für den Verkauf geltende Bor- 
Ihrift, fo ift er zum Schadengerjage verpflichtet, 
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wenn ihm ein Berjchulden zur Laft Hält. 1244 
Wird eine Sache al3 Pfand veräußert, ohne daß 
den Beräußerer ein Pfandrecht zufteht oder den 
Erjordernifjen genügt wird, von denen die Recht: 
mäßigteit der Veräußerung ar jo finden die 
Borjchriften der $$ 932 bis 934, 936 entiprechende 
Anwendung, wenn die Veräußerung nach $ 1233 
Ab}. 2 erfolgt ijt oder die Vorjchriften des $ 1235 
oder des $ 1240 Abſ. 2 beobachtet worden 2 
1245 Der Eigentiimer und der Rama iger 
können einevon den VBorjchriften derss 1234 bis 1240 
abweichende Art des PBfandverfauf3 vereinbaren. 
Steht einem Dritten an dem Pfande ein Recht zur, 
das durch die Verüußerung erlijcht, fo tft die Zu— 
ftimmung des Dritten erforderlich. Die Zuſtimmung 
ift demjenigen gegenüber zu erklären, zu dejjen 
Gunjten fie erfolgt; jie ift unwiderruflich. | Auf die 
———— der Vorſchriften des $ 1235, des $ 1237 
Sat 1 und des $ 1240 kann nicht vor dem Eintritte 
der Berfaufsberechtigung verzichtet werden. L246 
Entſpricht eine von den Vorjchriften der 83 1235 bis 
1240 abweichende Art des ten nad) billi= 
em Ermeſſen den Snterefjen der Beteiligten, jo 
ann jeder von ihnen verlangen, daß der Verkauf 
in diefer Art erfolgt. | Konımt eine Einigung nicht 
guRaude, fo entjcheidet das Gericht. 1247 Soweit 
er Erlö3 aus dem Pfande dem PBfandgläubiger zu 
jeiner Befriedigung gebührt, gilt die Forderung als 
von dem Eigentiimer berichtigt. Sm übrigen tritt 
der Erlös an die Stelledes Pfandes. 1248 Bei dem 
Berkaufe des Pfandes gilt zu Gunſten des Pfand— 
läubiger3 der Berpfänder als der Eigentümer, es 
ei denn, daß der Pfandgläubiger weiß, daß der Ver— 
55— nicht der Eigentümer iſt. 1249 Wer durch 
ie Veräußerung des Pfandes ein Recht an dem 
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Pfande verlieren wiirde, kann dei unge. 
befriedigen, jobald der Schuldner zur Lei ge es 
rechtigt ift. Die Vorfchriften des $ 268 Abi. 2, 8 
finden entjprechende Anwendung. 1250 Mit der 
Webertragung der Forderung geht das Pfandrecht 
auf den neuen Gläubigerüber. Das Pfandrecht kann 
nicht ohne die Forderung übertragen werden. | Wird 
bei der Mebertragung der Forderung der Mebergang 
des Pfandrechts ausgejchlojjen, fo erliſcht das Pfand— 
recht. 1251 Der neue Pfandgläubiger kann von 
dem bisherigen Pfandgläubiger Die Herausgabe des 
Prandes verlangen. | Mit der Erlangung des Be- 
fiße$ tritt der meue en er anjtelle des 
bisherigen Pfandgläubigers in die mit dem Pfand: 
rechte verbundenen —— gegen den Ver⸗ 
pfünder ein. Erfüllt er die Verpflichtungen nicht, jo 
haftet für den von ihm zu erjehenden Schaden der 
bisherige Bfandgläubiger wie ein Bürge, der auf die 
Einrede der Vorausklage verzichtet Hat. Die Haftung 
des bisherigen Bfandgläubigers tritt nicht ein, wenn 
die Forderung kraft Geſetzes auf den neuen Pfand⸗ 
——— übergeht oder ihm auf Grund einer gejeß- 
ichen Verpflichtung abgetreten wird. 1252 Das 
Pfandrecht erlifcht mit der Forderung, filr Die es bes 
ſteht. 1253 Das Plandrecht ertiiiht, wenn der 
Pfandgläubiger das Pfand dem Berpfänderoderdem 
Eigentiimer — Der Vorbehalt der Fort—⸗ 
dauer des Pfandrechts ea, | $itdas Pfand 
im Beſitze des Verpfänders oder des Eigentümers, 
jo wird vermutet, daß das Pfand ihm von dem 
Pfandgläubiger zurückgegeben worden fei. Dieje Ber- 
en, gilt aud dann, wenn fich das Pfand im 
Beſitz eines Dritten befindet, der den Befit nach der 
Entjtehung des Pfandrechts von dem fänder 
oder dem Eigentümer erlangt hat. 125 Steht 
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bem Pfandrecht eine Einrede entgegen, durch welche 
die Geltendmachung des Pfandrechts dauernd aus⸗ 
gejchloffen wird, jo kann der Berpfünder die Rück— 
gabe des Pfandes verlangen. Das gleiche Recht hat 
der Eigentümer. 1255 Zur Aufhebung des Rande 
rechts durch Rechtsgeſchäft genügt die Erklärung des 
Piandgläubigerd gegenüber dem Verpfänder oder 
dem Eigentümer, daß er das Pfandrecht aufgebe.| 
Iſt das Pfandrecht mit dent Rechte eines Dritten bes 
laſtet, fo tft die Zuftimmung des Dritten erforderlich. 
Die Zuftimmung iſt demjenigen gegenüber zu er= 
flären, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt ; ſie iſt unwider⸗ 
ruflich. 1256 Das Pfandrecht erliſcht, wenn es 
mit dem Eigentum in derſelben Perſon zuſammen— 
trifft. Das Erlöſchen tritt nicht ein, die 
Forderung, für welche das Pfandrecht beſteht, mit 
dem Rechte eines Dritten belaſtet iſt. Das Pfand— 
recht gilt als nicht erloſchen, ſoweit der Eigentümer 
ein rechtliches Intereſſe an dem Fortbeſtehen des 
Pfandrechts Hat. 1257 Die Vorſchriften über das 
durch Rechtsgeſchäft beſtellte Pfandrecht finden auf 
ein kraft Geſetzes entſtandenes Pfandrecht entſpre— 
chende Anwendung. 1258 Beſteht ein Pfandrecht 
an dem Anteil eine Miteigentümers, jo übt dec 
Pfandgläubiger die Rechte aus, die ſich aus der Ge— 
meinſchaft der Miteigentümer in Anſehung der Ver— 
waltung der Sache und der Art ihrer Benutzung er— 
— | Die Aufhebung der Gemeinſchaft kann vor 

em Eintritte der Verkaufsberechtigung des Pfand— 

läubiger3 nur von dem Miteigentümer und dem 
Riandaläubl er —— verlangt werden. 
Nach dem Eintritte der Verkaufsberechtigung kann 
der Pfandgläubiger die ———— der Gemeinſchaft 
verlangen, ohne daß es der Zuſtimmung des Mit⸗ 
eigentiimers bedarf; er iſt nicht an eine Vereinbarung 
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gebunden, durchwelche die Miteigentümerdas Recht, 
die Aufhebung der Gemeinjchaft zu verlangen, für 
immer oder auf Zeit ausgeſchloſſen oder eine Kün— 
digungsfriſt bejtimmt Haben. | Wird die Gemein- 
seit — ſo gebührt dem Pfandgläubiger 

as Pfandrecht an den Gegenſtänden, welche an 
die Stelle des Anteils treten. | Das Recht des Pfand- 
gläubigerd zum Verlaufe des Anteils bleibt unbe— 
rührt. 1259 Für das Pfandredit an einem im 
Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe gelten die be— 
jonderen Vorſchriften der SS 1260 bi3 1271. 1260 
Zur Beitellung des Pfandrechts ijt die Einigung des 
Eigentümers des Schiffes und des Gläubigers dar- 
über, daß dem Gläubiger das Pfandrecht zuftehen 
joll, und die Eintragung des Pfandrechts in das 
Schiffsregliter erforderlih. Die Vorfchriften des 
8 8573 Abſ. 2 und des 8 878 finden entiprechende Ans 
wendung. | Sn der Eintragung müfjen der Gläu— 
biger, der Geldbetrag der Forderung und, wenn die 
Forderung verzinslich tft, der Zinsfag angegeben 
werden. Zur näheren Bezeichnung der Forderung 
kann aufdie Eintraqungsbewilligung pm 
men werden. 1261 Das Rangverhältnis der an 
dem Schiffe bejtellten Pfandrechte beftimmt fich nach 
den Borjchriften der $$ 879 big 881 und des $ 1151. 
1262 Solange das Pfandrecht im Schiffsregijter 
eingetragen ijt, behält es im alle der Veräußerung 
oder Belajtung des Schiffes jeine Kraft, auch wenn 
der Erwerber in gutent Glauben ijt. | Sft das 
Pfandrecht mit Unrecht gelöfcht, fo gelten im Falle 
der Veräußerung des Schiffes die Vorſchriften 
des $ 936 Abi. 1 Sal, Abf. 2 au) dann, wenn 
der Erwerber das Eigentum ohne Uebergabe er= 
langt; die Vorſchrift des 8 936 Abf. 8 findet 
teine Anwendung. Wird ein Pfandrecht, welches 
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dem mit Unrecht gelöichten Pfandrecht im Range 
nachiteht, auf einen Dritten übertragen, jo fin 
bet die Vorſchrift des $ 1208 Satz 1 Anwendung. 
1263 Steht der Inhalt des Schiffsregiſters in An— 
ſehung eines Pfandrechts mit der wirklichen Rechts— 
lage nit in Einklange, Jo fann die Berichtigung 
des NRegijter nach den für die Berichtigung des 
Grundbuchs geltenden Borjchriften dev SS 894,895, 
897, 898 verlangt werden. | Sit ein Pfandrecht mit 
Unrecht gelöſcht worden, jo kann ein Widerſpruch 
gegen die Richtigkeit des Schiffäregijters nach $ S99 

bj. 2 eingetragen werden. Solange der Wider 
ſpruch eingetragen tjt, gilt im alle der Veräuße— 
rung oder Belajtung des Schiffes den Erwerber 
gegenüber das Gleiche, wie wenn das Piandrecht 
eingetragen wäre, 1264 Die Haftung de3 Schiffes 
beſchränkt fi auf den eingetragenen Betrag der 

orderung und die Zinſen nach dem eingetragenen 

insjabe. Die Haftung für gefegliche Zinſen und 
fiir Kojten bejtimmet jich nad) der filr die Hypothek 
geltenden Vorjchrift des $ 1118, | St die Forderung 
unverzinslich oder ift der Zinsſatz niedriger als 5 
von Hundert, jo kann das Pfandrecht ohne Zuſtim— 
mung der im Range gleich» oder TARESERDEN Bes 
zehtigten dahin erweitert werden, daß das Schiff 
für Binjen bis zu 5 vom Hundert haftet. 1265 
Das Pfandrecht erjtrect fich auf das Zubehör des 
een mit Ausnahme der Zubehörjtüce, die nicht 
in das Eigentum des Eigentiimers des Schiffes ge= 
langt find. | Auf die Haftung der Zubehörſtücke fin- 
den die für die Hypothek geltenden Vorjchriften der 
F 1121, 1122 entiprechende Anwendung. 1266 
Die Vorſchriften der SS 1205 bis 1257 finden injo= 
weit feine Anwendung, als I daraus, daß der 
Pfandgläubiger nicht den Befi des Schiffes erlangt, 
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Abweichungen ergeben. In dem alle des S 1251 
tritt an Die Stelle des Anipruch3 auf Rückgabe de? 
Pfandes das Recht, die Aufhebung des Biandrechts 
zu verlangen. 1267 Der Berpjander kann gegen 
Beiriedigung des Piandgläubigers die Aushandi: 
gung der zur Löſchung des Pfandrechts erforderlichen 
Urkunden verlangen. Das gleiche Recht fteht dem 
perſönlichen Schuldner zu, wenn er ein rechtliche 
Suterefie an der en des Schiffsreglſters 
hat. 1268 Der Pfandgläubiger kann ſeine Be: 
friedigung aus dem Schiffe und dem Zubehöre nur 
auf Grund eines vollſtreckbaren Titels nach den für 
die Zwangsvollſtreckung geltenden Vorſchriften 
juden. 1269 Sit der Gläubiger undelannt, fo 
kann er im Wege des Aufgebotsverfahrens mit feis 
nem Pfandrecht ausgeſchloſſen werden, wenn die im 
81170 oderdieim 81171 für die Ausſchließung eines 
Sypothelengläubigers bejtimmten Borausjeßungen 
vorliegen. Mit der Erlafjung des Ausſchlußurteils 
erliiht das Pfandrecht. Die Vorſchrift des $ 1171 
Abi. 3 findet Anwendung. 1270 Auf das Pfand: 
recht für die Forderung aus einer Schufdverjchreis 
bung auf den Inhaber, aus einem Wechjel oder aus 
einem anderen Bapiere, das durch Indoſſament 
übertragen werden kann, finden die Borjchriiten des 
$ 1189, auf das Pfandrecht für die Forderung aus 
einer Schuldverjchreibung auf den Inhaber finden 
auch die Vorſchriften des $ 1188 entjprechende Ans 
wendung. 271 Das Pfandrecht kann in der Weiſe 
bejtellt werden, daß nur der Höchjtbetrag, bis zu 
dem das Schiff Haften foll, beftimmt, im iibrigen Die 

eitjtellung der Forderung vorbehalten wird. Der 
öchſtbeträg muß in das Schiffsregiiter — 
werden. | Fit die Forderung verzinslich, jo werden 
die Zinfen in den Höchjtbetrag eingerechnet. 1272 
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Die Borjchriften der SI 1260 His 1271 gelten auch 
für das Pfandrecht an einer — 
Zweiter Titel. Pfandrecht anRech- 
ten. 1273 Gegenjtand des Pfandrechts kanır 
auch ein Recht —* Auf das Pfandrecht an Rechten 
finden die Vorſchriften über das Pfandrecht an be— 
weglichen Sachen entſprechende Anwendung, ſoweit 
ſich nicht aus den SS 1274 bis 1296 ein anderes er— 
giebt. Die Anwendung der Vorſchriften des $ 1208 
und des $ 1213 Abſ. 2 ift ausgejchloffen. 1274 
Die Beitellung de3 Pfandrechts an einem Rechte 
erfolgt nach den fiir die er des Rechtes 
gear Vorſchriften. Sit zur Uebertragung des 
echtes die Uebergabe einer Sache erforderlich, fo 
finden Die Vorjchriften der 8$ 1205, 1206 Anwen— 
dung. | Soweit ein Recht nicht übertragbar tft, kann 
ein Pfandrecht an dem Rechte nicht bejtellt werben. 
1275 Zit ein Recht, kraft deſſen eineLeiftung ge— 
fordert werden kann, Gegenjtand des Pfandrechts, 
jo finden auf das Rechtöverhältnis zwijchen dem 
Prandgläubiger und dem Berpflichteten die Vor— 
ihriften, welche im alle der Uebertragung des 
Rechtes für das NRechtsverhältnis zwifchen dent Er— 
werber und een gelten, und im Falle 
einer nad) $ 1217 Abſ. 1 getroffenen gerichtlichen 
Anordnung die Vorjchrift des $ 1070 Abſ. 2 ent— 
echende Anwendung. 1276 Ein verpfändetes 
echt kann durch Rechtsgejhäft nur mit Zuſtim— 
mun ER mansglüuniger? aufgehoben werden. Die 
mmung ijt demjenigen gegenüber zu erllären, 

a ee jie erfolgt ; je ift unwiderruflich. 
ie Vorſchrift des $ 876 Sab 3 bleibt unberihrt. | 
Das Gleiche gilt im Falle einer Aenderung des 
Rechtes, jofern fie das Pfandrecht beeinträchtigt. 
1277 Der Pfandgläubiger kann jeine Befriedi- 
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gung aus dem Rechte nur auf Grund eines volle 
ſirecbbaren Titel nach den für die Zwangsvoll- 
jtredung geltenden Vorfchriften fuchen, jofern nicht 
ein andere3 bejtiimmt ijt. Die Vorſchriften des 
$ 1229 umd de3 8 1245 Abi. 2 bleiben unberührt. 
1278 Iſt ein Recht, zu deſſen Verpfändung die 
Uebergabe einer Sache erforderlich ijt, Gegenttand 
de3 Pfandrechts, jo finden auf das Erlöfchen des 
Pfandrechts durch die Rückgabe der Sache die Bor: 
Ihriften des 8 1253 entiprechende Anwendung. 
1279 Für das Pfandrecht an einer Forderung 
gelten die bejonderen Vorichriften der $$ 1280 bis 
1290. 1280 Die Verpfändung einer Forderung, 
zu deren Uebertragung der Abtretungsvertrag ge= 
nügt, iſt nur wirlſam, wenn der Gläubiger fie dem 
Schuldner anzeigt. 128 1 Der Schuldner kann 
nur an den Pfandgläubiger und den Gläubiger ge— 
meinſchaftlich leiſten. Jeder von beiden kann ver— 
langen, daß an ſie gemeinſchaftlich geleiſtet wird; 
jeder kann ſtatt der Leiſtung verlangen, daß die ges 
ihuldete Sache für beide hinterlegt oder, went jie 
ih nicht zur Hinterlegung eignet, an einen ges 
richtlich zu bejtellenden Verwahrer abgeliefert wird. 
1282 Sind die Vorausſetzungen de3 $ 1228 
Abj. 2 eingetreten, fo ijt der Pfandgläubiger zur 
Einziehung der Forderung berechtigt und kann der 
Schuldner nur an ihnleiften. Die Einziehung eirter 
Geldforderung fteht dem Pjandgläubiger nur inſo— 
weit zu, als jie zu feiner Befriedigung erforderlich 
iſt. Soweit er zur Einziehung berechtigt ift, kann 
er auch verlangen, dab ihm die Geldforderung an 
Zahlungsſtatt abgetreten wird. | Zu anderen Ber: 
Hatingen über die Forderung it der Pfandgläubiger 
richt erechtigt; das Recht, die Befriedi ung aus 
der. Forderung nach 81277 zu juchen, bleibt unbes 
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rührt. 1283 Hängt die Fälligkeit der verpfändeten 
Span von einer Kündigung ab, jo bedarf der 

läubiger zur Kündigung der Zuſtimmung des 
Pfandgläubigers nur, wenn diejer berechtigt iſt, Die 
Nutzungen zu ziehen. | Die Kündigung des Schuld 
ners ijt nur wirtjam, wenn fiedem Piandgläubiger 
und dem Gläubiger erllärt wird. | Sind die Vor— 
ausjeßungen des $ 1228 Ubi. 2 eingetreten, jo iſt 
auch der Biandgläubiger zur Kündigung berechtigt; 
für die Kündigung des Schuldners genügt die Er— 
Härung gegenüber dem Piandgläubiger. 1254 
Die Borichriiten der $$ 1281 bis 1283 finden Feine 
Anwendung, joweit der Pfandgläubiger und der 
Gläubiger ein anderes vereinbaren. 1285 Hat 
die zu: an den Bfandgläubiger und den Gläus 
biger gemeinschaftlich zu erfolgen, jo find beide ein 
ander verpflichtet, zur Einziehung mitzuwirken, 
wenn die Forderung fällig tit. | Soweit der Pfand» 
gläubiger bereihtigt ijt, die Forderung ohne Mit— 
wirkung des Gläubigers einzuziehen, hat er für die 
ordnungsmäßige Einziehung zu jorgen. Von der 
Cinzlenung hat er den Gläubiger unverzüglich zu 
benachrichtigen, ſofern nicht die Benachrichtigung 
unthunlic it. 1286 Hängt Die Fülligkeit der ver- 
pfändeten Forderung von einer Kündigung ab, jo 
fann der Biandgläubiger, fofern nicht das Kündi— 
aungsrecht ihm zujteht, von dem Gläubiger die 
Kündigung verlangen, wenn die Einziehung der 
Forderung wegen Gefährdung ihrer Sicherheit nad) 
den Regeln einer ordnungsmäßigen Vermögens 
verwaltung geboten ijt. Unter der gleichen Vor— 
ausjegung kann der Gläubiger von dem Pfand 
gläubiger die Zuftimmung zur Kündigung vers 
langen,  fofern die Zuſtimmung erforderlich iſt. 
1287 Leiſtet der Schuldner in Gemäßheit der 
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$$1281, 1282, jo erwirbt mitder Leiftungder Gläus 
biger den geleiteten Gegenitand und der Pfand» 
läubiger ein Pfandrecht an dem Gegenitande. 
eiteht die Leiftung in der Nebertragung des Eigen- 
tum3 an einem Grundſtücke, jo erwirbt der Pfand» 
gläubiger eine Sicherungshypothel. 1288 Wird 
eine Geldforderung in Gemäßheit des $ 1281 ein- 
gegogent, jo find der Pfandgläubiger und der Gläu— 
iger einander verpflichtet, dazu mitzuwirken, daß 
dereingezogene Betrag, joweit es ohne Beeinträdhti- 
gung des Intereſſes des Pfandgläubigers u 
iſt, nach den für die Anlegung von Mündelgel 
geltenden Vorſchriften verzinslich angelegt und 
leichzeitig dem Pfandgläubiger das Pfandrecht be- 
tellt wird. Die Urt der Anlegung bejtimmt der 
———— | Erfolgt die Zune in Gemäßheit 
bes 8 1282, fo giit die Forderung des Pfandgläus 
bigers, joweit ihm der eingezogene Betrag zur jeiner 
Befriedigung gebührt, als von dem Gläubiger be— 
rihtigt. 12859 Das alas an einer Fordes 
rung erſtreckt ſich auf die Zinſen der —— 
Die Vorſchriften des $ 1123 Abſ. 2 und der 8$ 1124, 
1125 finden entiprechende Anwendung; an bie 
Stelle der Bejhlagnahme tritt die Anzeige des 
Pfandgläubigers an den Schuldner, daß er von dem 
Einziehungsvechte Gebraud) nahe. 1290 Be 
stehen mehrere Pfandrechte an einer ek jo 
ift zur Einziehung nur derjenige —— iger 
berechtigt, deſſen Sr den übrigen Pfand» 
rechten vorgeht. 1291 Die Vorjähriften über das 
Piandrecht an einer Forderung gelten auch für das 
Plandreht an einer Grundſchüld und an einer 
Rentenſchuld. 1292 Zur Verpfändung eines 
Wechſels oder eines anderen Papiers, das durch 
Indoſſament übertragen werden ann, genilgt die 
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Einigung des Gläubigers und des Nee ag 
und die Uebergabe des indoſſierten Papiers. 1293 
Für das Pfandrecht an einen Inhaberpaplere gelten 
die Vorſchriften über dad Pfandrecht an beweglichen 
Saden. 1294 Sit ein Wechſel, ein anderes 
apter, das durch Indoſſament übertragen werden 
nn, oder ein Snhaberpapier Gegenjtand Des 
Pfandrechts, fo ist, auch wein die VBorausfeßungen 
des $ 1228 Abi. 2 noch nicht eingetreten jind, der 
Pfandgläubiger zur — und, falls Kündi— 
ung erforderlich ijt, zur Kündigung berechtigt und 
ann der Schuldner nur an ihn leiſten. 1295 Hat 
ein verpfündetes Papier, das durch Indoſſament über: 
— werden kann, einen Börſen- oder Marktpreis, 
jo iſt der Gläubiger u dem Eintritte der Bor: 
ausjekungen des 1228 Abſ. 2 berechtigt, da3 Papier 
nach $ 1221 verkaufen zu laſſen. 1296 Das 
Pfandrecht an einem Wertpapier erjtvect ſich auf 
die zu dem PBapieregehörenden Zins-, Renten- oder 
Gewinnanteiljcheine nur dann, Wenn fie dem 
randgläudiger übergeben find. Der Berpfänder 
ann, ffern e ein anderes bejtimmtijt, Die Her: 
ausgabe der Scheine verlangen, foweit fie vor dem 
Eintritte der Vorausſetzungen des -$ 1228 Ab}. 2 
füllig werden. 
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Erſter Abſchnitt. Zürgerliche Ehe. 

Erster Titel. Verlöbnis. 1297 Aus 
einem Berlöbniffe kann nit auf Eingehung der 
Ehe geklagt werdeıt. | Das Verjprechen einer Strafe 
für den Fall, daß die Eingehung der Ehe unter— 
bleibt, ift nichtig. 1298 Tritt ein Verlobter von 
dein Verlöbniſſe zurüd, jo Hat er dem anderen Ver— 
Iobten und dejjen Eltern jowie dritten Berjonert, 
welche anjtelle der Eltern gehandelt Haben, den 
Schaden zu erſetzen, der daraus entjtanden tft, dag 
fte in Erwartung der Ehe Aufwendungen gemacht 
haben oder Berbindlichkeiten eingegangen jind. 
Dem anderen Verlobten Hat er auch den Echaden 
zu erfegen, den diejer dadurch erleidet, daß er in 
Erwartung der Ehe fonftige jein Vermögen oder 
jeine Erwerbsftellung berührende Maßnahmen ge= 
troffen hat. | Der Schaden ijt nur infoweit zu er- 
jepen, als die Aufwendungen, die Eingehung der 
Berbindfichkeiten und die jonjtigen Maßnahmen det 
Umftänden nad) angemefjen wareıt. | Die Erjahe 
pilicht tritt nicht ein, wenn ein wichtiger Grund für 
den Rücktritt vorliegt. 1299 Beranlaßt ein Ver— 
lobter den Rücktritt des anderen durch ein Ver— 
ſchulden, das einen wichtigen Grund für den Rück— 
tritt bildet, fo ift er nach Maßgabe des $ 1298 
Abj. 1, 2 zum Schadenserjage verpflichtet. 1300 
Hat eine unbejcholtene Verlobte ihrem Verlobten 
die Beimohnung re jo fann fie, wenn die 
Vorausfegungen des $ 1298 oder des 8 1299 vor— 
el, auch wegen de3 Schadens, der nicht Ver— 
mogensfichaden ift, eine billige Entjehädigung in 
Geld verlangen. | Der Anfpruch tft nicht übertrag> 
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bar und geht nicht auf die Erben über, e8 fei dent, 
dag er durd) Vertrag anerfannt oder daß er recht3= 
hängig geworden ift. 1301 Unterbleibt die Ehe— 
ihließung, jo fann jeder VBerlobte von dem anderen 
die Herausgabe desjenigen, wa3 er ihm gejchenft 
oder zum Beichen des Verlöbnifjes gegeben hat, nad) 
den Borjchriften über die Herausgabe einer unges 
rechtfertigten Bereicherung fordern. Im Zweifel ift 
anzunehmen, daß die Rüdforderung ausgejchlofjen 
ag joll, wenn da3 Berlöbni3 durch den Tod eines 

er Berlobten aufaelöjt wird. 130 Die in den 
ss 1298 bis 1301 bejtimmten Anjprüche verjähren 
in zwei Sahren von der Auflöjung des Verlöb— 
nijjes an. 

Zweiter Titel. Eingehung der Ehe. 
1303 Ein Mann darf nicht vor dem Eintritte der 
Bolljährigkeit, eine Frau darf nicht vor der Voll: 
endung des 16. Lebensjahrs eine Ehe eingehen. | 
Einer Frau kann Befreiung von diefer Vorichrift 
bewilligt werden. 1304 er in der Geſchäfts— 
fähigkeit bejchräntt ift, bedarf zur Eingehung einer 
Ehe der Einwilligung feines gejeßlichen Vertreters. | 
Sit der gejegliche Vertreter ein Bormund, jo kann 
die Einwilligung, wenn fie von ihm verweigert 
wird, aufAntrag des Mündels durch das Vormund— 
ihaftsgericht erjegt werden. Das Vormundſchafts— 
gericht Hat die Einwilligung zu erjegen, wenn die 
a A Ehe im Intereſſe des Mündels liegt. 
1305 €&in eheliches Kind bedarf bis zur Voll— 
endung des 21. Lebensjahr zur Eingehung einer 
Ehe der Einwilligung des Vaters, ein uneheliches 
Kind bedarf bis zum gleichen Qebensalter der Eine 
eng De Mutter, An die Stelle des Vaters 
tritt die Mutter, wenn der Vater gejtorben iſt oder 
wenn ihm die ſich aus der Baterichaft ergebenden: 

19 
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Rechte nach 81701 nicht zuſtehen. Ein für ehelich 
erffärtes Kind bedatf der Eimwilligung der Mutter 
auch dann nicht, wenn der Vater geftorben iſt. Dem 
Tode des Baterd oder der Mutter fteht e8 gleich, 
wenn ſie zur Abgabe einer Erklärung dauernd außer: 
jtande find oder wenn ihr Aufenthalt dauernd une 
befannt if. 1306 Einem an Rindezitatt anges 
nommenen Rinde gegenüber fteht die Einwilligung 
zur Eingehung einer Ehe anjtelle der Teiblichen 
Eltern demjenigen zu, welcher das Kind angenom— 
men hat. Hat ein Ehepaar das Kind gemeinjchaft- 
lich oder Hat ein Ehegatte das Kind des anderen 
Ehegatten — ſo finden die Vorſchriften 
des 81305 Abſ. 1 Satz 1,2, Abſ. 2 Anwendung. | 
Die leiblichen Eltern erlangen das Recht zur Ein— 
willigung auch dann nicht wieder, wenn das durch 
die Annahme an Kindesſtatt begründete Rechtsver— 
hältnis aufgehoben wird. 1307 Die elterliche 
—— kann nicht durch einen Vertreter er— 
teilt werden. Sit der Vater oder die Mutter in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, fo ijt die Zuftimmun. 

des gejeglichen Vertreters nicht erforderlid. 130 

Wird die elterliche Einwilligung einem volljährigen 
Kinde verweigert, jo kann fie auf dejjien Antrag 
durch das Vormundſchaftsgericht erfeßt werden. Das 
Bormundichaftsgericht Hat die Einwilligung zu er— 
— wenn ſie ohne wichtigen Grund verweigert 
wird. | Bor der Entſcheidung ſoll das Vormund— 
ſchaftsgericht Verwandte oder Verſchwägerte des 
Kindes hören, wenn es ohne erhebliche Verzögerung 
und ohne unverhältnismäßige Koſten geſchehen 
kann. Fir den Erſatz der Auslagen gilt die Vor— 
Ihrift des 81847 Abſ. 2. 1309 Niemand darf 
eine &he eingehen, bevor feine frühere Ehe aufgelöft 
oder für nichtig erklärt worden ift. Wollen Eher 
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gatten die Ehefchließung wiederholen, fo iſt Die vor- 
gängige Nichtigkeitserklärung nicht erforderlich. | 
i gegen ein Urteil, durch das die frühere Ehe 
aufgel ft oder für nichtig erflärt worden ift, die 
Nichtigkeitäflage oder er rein re 
po dürfen die Ehegatten nicht vor der Erledigung 
es Rechtsſtreits eine neue Eheeingehen, es ſei denn, 
daß die Klage erjt nad) dem Ablaufe der vorgejchrie= 
benen fünfjährigen Friſt erhoben wordenijt. 1310 
Eine Ehe darf nicht geichloffen werden zwijchen 
Verwandten in gerader Linie, zwijchen vollbürtigen 
oder Halbbürtigen Gejchwijtern ſowie zwijchen Ver— 
ſchwägerten in gerader Line. | Eine Ehe darf nicht 
geisrofen werden zwijchen Perjonen, von deneit 
ie eine mit Eltern, VBoreltern oder Abkümmlingen 
der anderen Geſchlechtsgemeinſchaft gepflogen hat. | 
Berwandtichaft im Sinne diejer Vorjchriften bejteht 
auch Ben einem unehelihen Kinde und dejjen 
Abkömmlingen einerjeit3 und dem Bater und deſſen 
Berwandten andererjeits. 1311 Wer einen An— 
deren an Kindesftatt angenommen Hat, darf mit 
ihm oder deſſen Abkönmlingen eine Ehe nicht ein— 
den, folange das durd) die Annahnte — 
echtsverhältnis beſteht. 1312 Eine Ehe darf 
nicht gejchlofjen werden zwijchen einem wegen Ehe— 
—— chiedenen Ehegatten und demjenigen, mit 
wel er geſchiedene Ehegatte den Ehebruch be— 
a hat, wenn dieſer Ehebruch in dem Schei: 
ungsurteil als Grumd der Scheidung fejtgeitellt iſt. 
Bon diefer Borichrift kann —— bewilligt wer— 
den. 1313 Eine Frau darf erſt 10 Monate nad) 
der Auflöjung oder ee ihrer frü— 
Den e eine neue Ehe eingehen, es jet denn, dab 
e inzwijchen geboren Sat. | Bon diejer Vorjchrift 
Befretung bewilligt werden. 1314 Wer ein 
19* 
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eheliches Kind Hat, das minderjährig ift oder unter 
ſeiner Vormundſchaft jteht, darf eine Ehe erit ein— 
ehen, nachdem ihm das Bormundichaftsgericht ein 
Deugris darüber erteilt hat, daß er die im $ 1669 
bezeichneten Berpflichtungen erfüllt Hat oder daß fie 
ihm nicht obliegen. | Iſt im Falle der bee 
Gütergemeinſchaft ein anteildberechtigter Abfümm- 
ling minderjährig oder bevormundet, jo darf der 
überlebende Ehegatte eine Ehe erjt eingehen, nach— 
dem ihm das Bormundjchaftsgericht ein Zeugnis 
darüber erteilt Hat, daß er die im 1493 Ab. 2 be- 
zeichneten Verpflihtungen erfüllt Hat oder daß fie 
ihm nicht obliegen. 1315 Nilitärperjonen und 
jolhe Landesbeamte, für die nach den Landesge— 
jegen zur Eingehung einer Ehe eine — Er⸗ 
laubnis erforderlich iſt, Dürfen nicht ohne die vor- 
geichriebene Erlaubnis eine Ehe eingehen. | Aus- 
länder, für die nach den Landesgeſetzen zur Eingehung 
einer Ehe eine Erlaubnis oderein Zeugnis erforder- 
lich it, dürfen nicht ohne diefe Erlaubnis oderohne 
dieje Zeugnis eine Ehe eingehen. 1316 Der 
Eheſchließung ſoll ein Aufgebot vorhergehen. Das 
Aufgebot verliert feine Kraft, wenn die Ehe er 
binnen 6 Monaten nach der Bollziehung des Auf- 
Be gejchloffen wird. | Das Aufgebot darf unter- 
leiben, wenn dielebensgefährliche Erkrankung eines 
der Berlobten den Aufjchub der Ehejchliegung nicht 
geitattet. | Bon dem Aufgebote kann Befr be⸗ 
willigt werden. 1317 Die Che wird dad ge 
ſchloſſen, daß die Verlobten vor einem Standes 
amten perjönlich und bei gleichzeitiger Anweſenheit 
erklären, die Ehe mit einander eingehen zu wollen. 
Der Standesbeamte muß zur Entgegennahme der 
Erklärungen bereit fein. | Die Erklärmtgen können 
nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeitim: 
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mung abgegeben werden. 13 18 Der Standesbe- 
amte foll bei der Eheichliegung in Gegenwart von 
zwei Zeugen an die Verlobten einzeln und nad 
einander die Frage richten, ob fie die Ehe mit ein: 
ander eingehen wollen, und, nachdem die Verlobten 
die Frage bejaht haben, ausiprechen, daß fie kraft 
dieſes Gefeße3 nunmehr rechtmäßig verbundene Ehe- 
leute jeien. | Als Zeugen jollen Perſonen, die der 
bürgerlichen Ehrenrechte für verluftig erklärt find, 
während der Zeit, filr welche die Aberfennung der 
Ehrenrechte erfolgt ift, jowie Minderjährige nicht 
zugezogen werden. Perſonen, die mit einem der 
Verlobten, mit den Standesbeamten oder mit eins 
ander verwandt oder verjchwägert find, dürfen als 
Zeugen zugezogen werden. | Der Standesbeamte 
ſoll dte Eheſchließung in das Heiratsregtiter ein— 
tragen. 2319 Als Standesbeamter im Sinne des 
$ 1317 gilt auch derjenige, welcher, ohne Standes 
beamter zu fein, das Amt eines Standesbeamten 
Öffentlich ausgibt, es fei denn, daß die Verlobten 
den Mangel der amtlichen Befugnis bei der Ehe- 
ichliegung fennen. 1320 Die Ehe ſoll vor dent 
zuftändigen Standesbeamten gejchlojjen werden. | 
BZujtändig ift der Standesbeantte, in deffen Bezirk 
einer der Verlobten jeinen Wohnſitz oder feinen ge— 
wöhnlichen Aufenthalt Hat. | Hat feiner der Ver: 
lobten jeinen Wohnfit oder jeinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland und ift auch nur einer von 
innen ein Deutjcher, jo wird der zujtändige Stan- 
desbeamte von der oberjten Aufſichtsbehörde de3 
Bundesftaat3, dem der Deutjche angehört, und, 
wenn diejer feinem Bundesftaat angehört, von dem 
Reichskanzler bejtimmt. | Unter mehreren zuſtän— 
digen Standesbeanten haben die Verlobten Die 
Wahl. 1321 Auf Grund einer jehriftlichen Er— 
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mächtigung des zuſtändigen Standesbeamten darf 
die Ehe auch vor dem Standesbeamten eines an— 
deren Bezirkes gejchlojjen werden. 1322 Die Be- 
willigung einer nach den $$ 1308, 1313 zuläjjigent 
Befreiung jteht dem Bundesjtaate zu, dem die rau, 
die Bewilligung einer nad) $ 1312 zuläjjigen Be— 
freiung fteht dem Bundezftaate zu, dem Der ges 
ichiedene Ehegatte angehört. Für Deutjche, die 
feinem Bundesjtaat angehören, fteht die Bewilli— 
gung dem Reichskanzler zu. | Die Bewilligung 
einer nach $ 1316 zuläffigen Befreiung fteht dent 
Bundesitaatezu, in dejjen Gebiete die Ehe geſchloſſen 
werden ſoll. Ueber die Erteilung der einem Bundes= 
jtaate zujtehenden Bewilligung Hat die Landes— 
regierung zu bejtimmten. 

ritter Titel. Nichtigkeit und An- 
fechtbarkeit der Ehe 1323 Eine Che 
ift nur in den Füllen der $$ 1324 Hi 1328 nichtig. 
1324 Eine Ehe ijt nichtig, wenn bei der Eheichlie- 
gung die im $ 1317 vorgejchriebene Form nicht be— 
obachtet worden ijt. | Sit die Ehe in das ats⸗ 
regiſter eingetragen worden und haben die Ehegatten 
nach der Eheſchließung 10 Jahre oder, falls einer 
von ihnen vorher geſtorben iſt, bis zu deſſen Tode, 
jedoch mindeſtens 3 Jahre, als Ehegatten mit ein— 
ander gelebt, ſo iſt die Ehe als von Anfang an giltig 
anzuſehen. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, 
wenn bei dem Ablaufe der 10 Jahre oder zur Be 
des Todes des einen Ehegatten die Nichtigkeitsklage 
erhoben it. 1325 Eine Ehe ift nichtig, went 
einer der Ehegatten zur Zeit der Ehejchliegung ge— 
ſchäftsunfähig war oder ſich im Buftande der ve— 
wußtlojigfeit oder vorübergehender Störung der 
Öeijtesthätigfeit befand. | Die Ehe ijt als von An— 
fang an giltig anzufehen, wenn der Ehegatte fie 
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nach dem Wegfalle der Gejchäftsunfähigkeit, der Be— 
wußtloſigkeit oder der Störung der Geijtesthätigfeit 
bejtätigt, bevor fie für nichtig erklärt oder — 
worden iſt. Die Beſtätigung bedarf nicht der für die 
Eheſchließung vorgeſchriebenen Korn. 1326 Eine 
Ehe iſt en g, wenn einer der Ehegatten zur Zeit 
der ak eßung mit einem Dritten in einer gil- 
tigen Ehe lebte. 1327 Eine Ehe tit nichtig, wenn 
fie zwijchen Verwandten oder VBerichwägerten dem 
Derbote desg 1310 Abſ. 1 zuwider geſchloſſen worden 
it. 1328 Eine Ehe ijt nichtig, wenn fie wegen 
Ghebruch® nad) $ 1312 verboten war. | Wird nach 
trüglich Befreiung von der Vorfchrift des $ 1312 be— 
willigt, jo ift die Ehe als von Anfang art giltig an— 
zaujehen. 1329 Die Nichtigkeit einer nach den 
ss 1325 bis 1328 nichtigen Ehe kann, folange nicht 
die Ehe für nichtig erklärt oder aufgeldjt ift, nur im 
Wege der Nichtigkeit3flage geltend gemacht werden. 
Das Gleiche gilt von einer nach $1324 nichtigen Ehe, 
wenn fie in da8 Helratsregijter eingetragen worden 
it. 1330 Eine Ehe kann nur in den Fällen der 
88 1331 bis 1335 und des 81350 angefochten werden. 
1331 Eine Ehe kann von dem Ehegatten ange 
fochten werden, der zur Zeit der Eheſchließung oder 
im alle des $ 1325 zur Beit der Betätigung in der 
Gejchäftsfähigkeit befchrantt war, wenn die Ehe— 
Ihließung oder die Beltätigung ohne Einwilligung 
feines geſetzlichen Vertreters erfolgt ift. 133% 
Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten wer 
den, der bei der Eheſchließung nicht gewußt hat, daß 
e3 fich um eine Eheſchließung Handle, oder dies zwar 
gewußt Hat, aber eine Erklärung, die Ehe eingehen 
zu wollen, nicht Hat abgeben wollen. 1333 Eine 
Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, 
der jich bet der Eheicliehung in der Berjon des an— 
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deren Ehegatten oder über ſolche perjünliche Eigen— 
ichaften des anderen Ehegatten geirrt hat, die ihn 
bei Keuntnis der Sachlage und bei verjtändiger Wür⸗ 
digung des Weſens dev er von der Eingehung der 
Ehe abgehalten haben würden. 133 ne Ehe 
kann von dem Ehegatten angefochten werden, der 
be ——— der Ehe durch argliſtige Täuſchung 
tiber jolche Umſtünde beſtimmt worden ijt, Die ihn 
bei Kenntnis der Sachlage und beiverjtändiger Wir 
digung des Wefens der Ehe von der Eingehung der 
Ehe abgehalten haben würden. Sit die Täuſchung 
nicht von dem anderen Ehegatten verübt worden, 
jo ift die Ehe nur dann anfechtbar, wenn diejer die 
Täuſchung bei der Eheſchließung gekannt hat, Se 
Grund einer Täuſchung über Bermögensverhä ak 
findet die Anfechtung nicht jtatt. 1335 Eine Ehe 
fann von dem Ehegatten augefochten werden, der 
zur Eingehung der Ehe widerrechtlich Durch Drohung 
beitimmt worden ift. 1336 Die — der 
Ehe kann nicht durch einen Vertreter erfo —— Iſt 
der anfechtungsberechtigte Ehegatte in der Geſchüfts— 
fähigkeit beſchränkt, jo bedarf er nicht dev Zuſtim⸗ 
mung feines gejehlichen Vertreters, | Für einem'ges 
ihäftsunfähigen Ehegatten kann ſein geſehlicher 
Vertreter mit Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts die Ehe anfechten. In den Füllen des 31331 
kann, ſolange der anfechtungsberechtigte Ehegatte in 
der Gejchäftsfähigkeit beſchränkt ift, nur jein port 
licher Bertreter die Ehe anfechten. 1337 TieAu- 
fechtung der Ehe ift in den De des $ 1331 ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn der gejegliche Vertreter die Ehe ge= 
nehmigt oder der anfechtungsberechtigte Ehegatte, 
nachdem er unbejchräntt geiepäftsft ig geworden iſt, 
die Ehe beſtätigt. Iſt der geich iche Vertreter ein 
Vormund, jo kann die Genehmigung, wenn ſie don 
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ihm verweigert wird, auf Antrag des Ehegatten 
durch dad Bormundfchaftsgericht erjet werden ; das 
Bormundichaftsgericht hat die Genehmigung zu er— 
fegen, wenn die Aufrechterhaltung der Ehe im In— 
tereſſe des Ehegatten liegt. In den Füllen derss 1332 
bi3 1335 ijt die Anfechtung ausgejählofjen, wenn der 
anfechtungsberechtigte Ehegatte nach der Entdedun 

des Irrtums oder der Täuſchung oder nach dem Auf- 
hören der Zwangslage die Ehe betätigt. | Die Vor 
fchriften des $ 1336 Abſ. 1 gelten auch fir die Be— 
ftätigung. 1338 Die Anfechtung tft nach der Auf: 
löfung der Ehe ausgejchloffen, 68 hei denn, daß die 
Auflöjung durch den Tod des zur Anfechtung nicht 
berechtigten Ehegatten herbeigeführt worden tft. 
1339 Die Unfehtung kann mur binnen 6 Mo— 
traten erfolgen. | Die Friſt beginnt in den Füllen 
de3 $ 1331 mit dem Beitpunft, in welchen die Ein: 
gehung oder die Bejtätigung der Ehe dem gejeklichen 
Vertreter befannt wird oder der Ehegatte die unbe— 
ſchränkte Gejchäftsfühigkeit erlangt, in den Fällen 
der 88 1332 bis 1334 mit dem Zeitpunkt, in welchen: 
der Ehegatte den Srrtum oder die Täuſchung ent— 
det, in dem Falle des $ 1335 mit dem Beitpunft, 
in welchem die Bwangslage aufhört. | Auf die Frift 
finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften 
der $$ 203, 206 entiprechende Anwendung. 1340 
Hat der gejeßliche Vertreter eines gejhäftsunfähigen 
Ehegatten die Ehe nicht rechtzeitig angefochten, jo 
fann nach dem Wegfalle der &eihärtsunfühlgkeit der 
Ehegatte ſelbſt die Ehe in gleicher Weife anfechten, 
wie wenn er ohne gejeglichen Vertreter gewejen wäre. 
1341 Die Anfechtung erfolgt, folange nicht die 
Ehe aufgelöft ift, durch Erhebung der Anfechtung?s 
Hage. | Wird die Klage zurücdgenommen, fo ijt die 
Anfechtung als nicht erfolgt anzufehen. Das Gleiche 
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gilt, wenn die angefochtene Ehe, bevor E für nichtig 
erflärt oder aufgelöft worden ijt, nad) Maßgabe des 
$ 1837 genehmigt oder bejtätigt wird. 1342 Sit 
die Ehe durch den Tod des zur Anfechtung nicht be= 
rechtigten Ehegatten aufgelöjt worden, jo erfolgt die 
Anfechtung durch — gegenüber dem Nach— 
laßgerichte; die Erklärung iſt in öffentlich beglau— 
bigter Form abzugeben. | Das Nachlaßgericht ſoll 
die Erklärung jowohl denjenigen mitteilen, welcher 
im Falle der Biltigkeit der Ehe, als auch demjenigen, 
welcher im Falle der Nichtigkeit der Ehe Erbe des 
dverftorbenen Ehegatten ift. Es Hat die Einficht der 
Erklärung jedem zu geftatten, der ein rechtliches In— 
terefie glaubhaft madt. 1343 Wird eine anfecht- 
bare Ehe angefochten, fo iſt jte als von Anfang an 
nichtig anzujehen. Die VBorjchrift des $ 142 Ab}. 2 
findet Anwendung. | Die Nichtigfeit einer anfecht— 
baren Ehe, die im Wege der lage angefochten wors 
den tft, kann, jolange nicht die Ehe für nichtig er= 
flärt oder aufgelöft ijt, nicht anderweit geltend ge 
macht werden. 1344 Einen Dritten gegenüber 
können aus der Nichtigkeit der Ehe Einwendungen 
gegen ein zwiſchen ihm und einem der Ehegatten vors 
genommenes Rechtögejchäft oder gegen ein zwijchen 
ihnen ergangenes rechtskräftiges Urteil nur herges 
leitet werden, wenn zur Beit der Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts oder zur Zeit des Eintritt3 der 
Rechtshängigfeit die Ehe für nichtig erklärt oder die 
Nichtigkeit den Dritten befannt war. | Die Nichtigs 
feit kann ohne dieſe Beichräntung geltend gemacht 
werden, wenn fie auf einem Formmangel beruht 
und die Ehe nicht in das Heiratsregifter eingetragen 
worden it. 1345 War dem einen Ehegatten die 
Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung befannt, 
jo kann der andere Ehegatte, fofern nicht auch ihm 
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die Nichtigkeit bekannt war, nad) der Nichtigkeits- 
erklärung oder der Auflöfung der Ehe verlangen, 
daß ihr Verhältnis in vermögensrechtlicher Bes 
tehung, insbejondere auch in Anjehung der Unter: 
Dat licht, jo behandelt wird, wie wenn die Ehe 
zur Zeit der Nichtigkeitserflärung oder der Auf: 
löfung geſchieden und der Ehegatte, dem die Nich- 
tigkeit befannt war, für allein ſchuldig erklärt wor: 
den wäre. Dieſe Borfchrift findet feine Anwendun ; 
wenn die Richtigkeit auf einem Formmangel beruht 
und die Che nicht in das Heiratäregifter eingetragen 
worden iſt. 1346 Wird eine wegen Drohung ans 
fechtbare Ehe fer nichtig erklärt, fo fteht das im 
$ 1345 Abſ. 1 beftimmte Recht dem anfechtungsbe- 
* ten Ehegatten zu. Wird eine wegen Irrtums 
an ** Ehe für nichtig erklärt, jo fteht diefes 
Recht dem zur Anfechtung nicht berechtigten Ehe— 
gatten zu, e3 fei denn, daß diefer den Srrtum bei 
der Eingehung der Ehe kannte oder kennen mußte. 
1347 Erklaͤrt der Ehegatte, dem das im $ 1345 
Abſ. 1 beftimmte Recht zuftcht, dem anderen Ehe: 
atten, Daß er von dem Rechte Gebrauch mache, Ih 
ann er die Folgen derNtichtigkeit der Ehe nicht mehr 
—— machen; erklärt er dem anderen Ehegatten, 
aß es bei dieſen bewenden ſolle, jo erliſcht 
das im $ 1345 Abſ. 1beſtimmte Recht. | Der andere 
Ehegatte kann den berechtigten Ehegatten unter Be- 
ftimmung einer angemejfenen Friſt zur Erflärung 
darliber auffordern, ob er von den Rechte Gebraud 
mache. Das Necht kann im diefem alle nur bis 
zum Ablaufe der Friſt ausgeübt werden. 
‘Vierter Titel. Wiederverheiratung 
im Falle der Todeserklärung. 1348 
Geht ein Ehegatte, nachdem der andere Ehegatte für 
tot erflärt worden ijt, eine neue Ehe ein, jo ift die 
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neue Ehe nicht deshalb nichtig, weil der für tot er= 
klärte Ehegatte noch lebt, es jei denn, daß beide Ehe— 
gatten bei der Ehejchließung wiljen, Daß erdie Todes⸗ 
erklärung überlebt Hat. | Mit der © wm: der 
neuen Ehe wird die frühere Ehe aufgelöft. Sie bleibt 
auch dann aufgelöft, wenn die Todeserklärung ins 
folge einer Anfechtungsflage aufgehoben wird. 
1349 Sit das Urteil, durch das einer der Ehegatten 
für tot erklärt worden ijt, im Wege der Klage ans 
gefochten, jo darf der andere Ehegatte nicht vor der 
Erledigung des Rechtsſtreits eine neue Ehe eingehen, 
e3 jet denn, daß die Anfechtung erjt 10 Sahre nad) 
der Verkündung des Urteils erfolgtijt. 1350 Seder 
Ehegatte der neuen Ehe kann, wenn der für tot er- 
Härte Ehegatte noch lebt, die neue Ehe anfechten, es 
jei dent, daß er bei der Eheſchließung von deſſen 
Leben Kenntnis Hatte. Die Anfechtung kann nur 
binnen 6 Monaten von dem Zeitpunkt an erfolgen, 
in welchem der anfechtende Ehegatte erfährt, daß der 
für tot erklärte Ehegatte noch lebt. | Die Anfechtung 
ist ausgejchloffen, wert der anfechtungsberechtigte 
Ehegatte die Ehe bejtätigt, nachdem er von dem Leben 
des Hr toterllärten Ehegatten Kenntnis erlangt hat, 
oder wenn die neue Ehe durch den Tod eines der 
Ehegatten — worden iſt. 1351 Wird die 
Ehe nac) $1350 von dem Ehegatten der früheren Ehe 
angefochten, jo hat diefer dem anderen Ehegatten 
nach den für die Scheidung geltenden Borjchriften 
der $$ 1578 bis 1582 Unterhalt zu gewähren, wenn 
nicht der andere Ehegatte bei der Eheſchließung 
wußte, daß der für tot erklärte Ehegatte die Todes: 
erklärung überlebt hat. 1352 Wird die frühere 
Ehe nad) $ 1348 Ubf. 2 aufgelöft, fo beftimmt fich 
die Verpflichtung der Frau, dem Manne zur Bes 
Nreitung des Unterhalis eines gemeinichaftlichen 
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Kindes einen Beitrag zu leiften, nad) den für die 
Scheidung geltenden Borjchriften des $ 1585. 
Fünfter Titel. Wirkungen der Ehe 
im allgemeinen. 1353 Die Ehegatten find 
einander zur ehelichen Lebensgemeinichaft verpflich- 
tet. | Stellt ſich da8 Verlangen eines Ehegatten nad) 
Herjtellung der Gemeinjchaft als Mißbrauch jeines 
Rechtes dar, jo ift der andere Ehegatte nicht vers 
pflichtet, dem Berlangen Folge zu leiſten. Das Gleiche 
ilt, wenn der andere Ehegatte berechtigt iſt, auf 
cheidung zu Flagen. 1354 Dem Manne fteht die 
Entſcheidung in allen das gemeinfchaftliche eheliche 
Leben betreffenden Angelegenheiten zu; er beftimmt 
inäbejondere Wohnort und Wohnung. | Die Frau 
iſt nicht verpflichtet, der Entſcheidung des Mannes 
Folge zu leisten, wenn ſich die Entjcheidung als Miß— 
brauch jeines Rechtes darjtellt. 1355 Die Frau 
erhält den Familiennamen de Mannee. 1356 
Die Frau ift, unbejchadet der Borjchriften des 51354, 
berechtigt und verpflichtet, das gemeinjchaftliche 
Hauswejern zu leiten. | Zu Arbeiten im Hausweſen 
und im Gejchäfte des Mannes ijt die grau verpflich- 
tet, foweit eine ſolche Thätigfeit nad) den Verhält— 
nifjen, in denen die Ehegatten leben, üblich tft. 
1357 Die Frau ijt berechtigt, innerhalb ihres 
häuslichen Wirkungskreiſes die®efchäfte des Mannes 
für ihn zu beforgen und ihn zu vertreten. Rechts— 
geichäfte, die fie innerhalb dieſes Wirkungskreiſes 
vornimmt, gelten ald im Namen des Mannes vor= 
genommen, wenn nicht aus den Umständen jich ein 
anderes ergiebt. | Der Mann kann das Recht der 
Frau beſchränken oder ausſchließen. Stellt ſich die 
Beſchränkung oder die Ausſchließung als Mißbrauch 
des Rechtes des Mannes dar, ſo kann ſie auf Antrag 
der Frau durch das Vormundſchaftsgericht aufge— 
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hoben werden. Dritten gegenüber iſt die Beſchrün— 
fung oder die Ausichließung nur nad Maßgabe des 
$ 1435 wirkſam. 1358 Hat fich die Frau einem 
Dritten gegenüber zu einer von ihr in Berjon zu be= 
wirkenden Leiftung verpflichtet, fo kann der nn 
das Rechtöverhältnis ohne Einhaltung einer Kün— 
digungsfrift Eiindigen, wenn er auf feinen Antrag 
von dem Bormundjchaftsgerichte dazu ermächtigt 
worden ijt. Das Bormundichaftsgericht Hat die Er— 
mächtigung zu erteilen, wenn ſich ergiebt, daß die 
Thätigkeit der Frau die ehelichen Intereſſen beein- 
träch gt. | Das Kündigungsrecht iſt ausgejchlofjen, 
wenn der Mann der Verpflichtung auge timmt hat 
oder jeine Zujtimmung auf Antrag der Frau duch 
das VBormundichaftsgericht * worden iſt. Das 
Vormundſchaftsgericht kann die —— er⸗ 
ſetzen, wenn der Mann durch Krankheit oder durch 
Abweſenheit an der Abgabe einer Erklärung verhin— 
dert und mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt 
oder wenn fich die Verweigerung der Zuſtimmung 
als Mihbraud feines Nechtes darjtellt. Solange bie 
häusliche Gemeinſchaft aufgehoben ift, ſteht das Kün⸗ 
digungsrecht dem Manne nicht zu. Die rg 
ſowie die Kiindigung kann nicht durch einen Vers 
treter de3 Mannes erfolgen; ijt der Mann in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, jo bedarf er nicht der 
Zuſtimmung feines gefeglichen Vertreters. 1359 
Die Ehegatten haben bei der Erfüllung der ſich aus 
dem ehelichen Verhältnis ergebenden Verpflich— 
tungen einander nur fiir diejenige Sorgfalt einzus 
jtehen, welche fie in eigenen Angelegenheiten anzu⸗ 
wenden a. en. 1360 Der Mann hat der Frau 
nach Ma ge e jeiner Lebensſtellung, feines Bermös 
gens und jeiner Erwerbsfähigkeit Unterhalt zu ges 
währen.| Die Frau Hat dem Manne, wenn er außer 
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ftande ijt, jich jelbjt zu unterhalten, den feiner 
Zebenzjtellung errebenden Unterhalt nah Maf- 
gabe ihres Vermögens und ihrer Erwerbsfähigfeit 
zu gewähren. | Der Unterhalt ijt in der durch die 
eheliche Zebensgemeinjchaft gebotenen Weiſe zu ge— 
währen. Die für die Unterhaltspflicht der Verwand— 
ten geltenden Borjchriften der $S 1605, 1613 bis 1615 
finden entjprechende Anwendung. 1361 Leben die 
Ehegatten getrennt, jo iſt, jolange einer von ihnen 
die Herjtellung des ehelichen Lebens verweigern darf 
und verweigert, der Unterhalt dur Entrichtung 
einer Geldrente zu gewähren ; auf dDieRente finden 
die Vorſchriften des $ 760 Anwendung. Der Mann 
hat der Frau auch die zur Führung eines abgeſon— 
derten Haushalts erforderlihen Sachen aus dem 
gemeinjchaftlihen Haushalte zum Gebrauche her— 
— es ſei denn, daß die Sachen für ihn 
unentbehrlich ſind oder daß ſich ſolche Sachen in 
dem der Verfügung der Frau unterliegenden Ver— 
mögen befinden. | Die Unterhaltspflicht des Mannes 
fällt weg oder beſchränkt * auf die Zahlung eines 
Beitrags, wenn der Wegfall oder die Beſchränkung 
mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe ſowie auf die Ver— 
mögens- und Erwerbsverhältniſſe der Ehegatten der 
Billigkeit entſpricht. 1362 Zu wen der Gläu— 
biger des Mannes wird vermutet, daß die im Beſitz 
eines der a. oder beider Ehegatten befind— 
lihen beweglihen Saden dem Manne gehören. 
Dies gilt in3bejondere auch für Inhaberpapiere und 
für Orderpapiere, die mit Blankoindofjament ver- 
jehen jind. | Für die ausschließlich zum perjönlichen 
Gebrauche der Frau bejtimmten Sachen, insbeſon— 
dere für Kleider, Schmuckſachen und Arbeitögeräüte, 
gilt im Verhältnijje der Ehegatten zu einander und 
zu den Gläubigern dieWermutung, daß die Sachen 
der Frau gehören. 
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Sechster Titel. Eheliches Güter- 
recht. I. Gesetzliches Güterrecht. 1. Allge— 
meine Vorſchriften. 1363 Das Vermö— 
gen der Frau wird durch Die Eheſchließung der 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes unter- 
worfen (eingebrachtes Gut). | Zum eingebrachten 
Gute gehört auch dag Vermögen, das die Frau 
während der Ehe erwirbt. 1364 Die Verwaltung 
und Nusnießung des Mannes tritt nicht ein, wenn 
er die Ehe mit einer in der Geſchäftsfähi feit be- 
ſchränkten rau ohne Einwilligung ihres gejeglichen 
Bertreters eingeht. 1365 Die Verwaltung und 
Nubnießung des Mannes eritreckt ſich nicht auf das 
Borbehaltsgut der Frau. 1366 Borbehaltsgut 
find die ausfchließlih zum perjönlichen Gebraude 
der Frau bejtimmten Sachen, insbejondere Kleider, 
Schmudjahen und Arbeitgeräte. 1367 Bor: 
behaltsgut ift, was die Frau durch ihre Arbeit oder 
durch den felbftändigen Betrieb eines Erwerbsge⸗ 
ſchäfis erwirbt. 1368 Vorbehaltsgut iſt, was 
durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut erflärt iſt. 
1369 Borbehaltsgut ift, was die Frau durch Erb: 
folge, durch Bermüctnis oder als Pflichtteil erwirbt 
(Erwerb von Todeswegen) oder was ihr unter 
Rebenden von einem Dritten unentgeltlid zugewent= 
det wird, wern der Erblaffer durch legtwillige Ver⸗ 
fügung, der Dritte bei der Zuwendung beſtimmt 
Hat, daß der Erwerb Vorbehalksgut ſein ſoll. 1370 
Vorbehaltsgut ift, was die Frau auf Grund eines 
zu ihrem Worbehaltsgute gehörenden echtes 
oder als Erfah für die Zerjtörung, Beſchädigung 
oder Entziehung eines zu dem Vorbehaltsgute ge= 
hörenden Gegenitandes oder durch ein Rechts eihäft 
— das ſich auf das Vorbehaltsgut bezieht. 

371 Auf das Vorbehaltsgut finden die bei der 
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Gütertrennung für das Vermögen der Frau gelten 
den Vorſchriften entiprechende Anwendung; die 
Frau hat jebocd einen Beitrag zur Beftreitung des 
eheliden Aufwandes nur infoweit zu leijten, als 
der Manı nicht fchon durch die Nugungen des ein- 
gebrachten Gutes einen angemefjenen Beitrag erhält. 
137% Jeder Ehegatte kann verlangen, daß der 
Beitand des eingebrachten Gutes durch Aufnahme 
eines Verzeichnifted unter Mitwirkung des anderen 
Ehegatten fejtgejtellt wird. Auf die Aufnahme des 
Berzeihnifjes finden die fiir den Nießbrauch gelten- 
den Xorjchriften des $ 1035 Anwendung. | Zeder 
Ehegatte kann den Zuftand der zum eingebraditen 
Gute gehörenden Sachen auf feine Koften durch 
Sachverſtändige feititellen Iaffen. 2. Verwal— 
tung und Nupniehung. 1373 Der Mann 
iſt berechtigt, Die zum eingebrachten Gute gehören- 
den Sachen in Befiß zu nehmen. 1374 Der Mann 
Hat das eingebrachte Gut ordnungsmäßig zu vers 
walten. Ueber den Stand der Verwaltung hat er 
der rau auf Verlangen Auskunft zu erteilen. 
1375 Das Verwaltungsrecht des Mannes umfaßt 
nicht die Befugnis, die Frau durch Rechtögeichäfte 
zu verpflichten oder über eingebradhtes Gut ohne 
ihre Zujtimmung zu verfügen. 1376 Ohne Bu= 
ftinnmung der Frau kann der Mann: 1. iiber Geld 
und andere verbrauchbare Sadhen der Frau ver— 
fügen; 2. Forderungen der Frau gegen foldhe For— 
derungen an die Frau, deren Berichtigung aus 
dem eingebrachten Gute verlangt werden Fann, 
aufrehnen; 8. Verbindlichkeiten der Frau zur 
Leiftung eined zum eingebraditen Gute gehören: 
den Gegenstandes durch Leijtung des Gegen— 
ſtandes erfüllen. 1377 Der Mann foll Verfü— 
gungen, Zu denen er nach $1376 ohne Zuſtimmung 
20 
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der BERN berechtigt ift, nur zum Zwecke ordnungs⸗ 
mäßiger Verwaltung des eingebradten Gutes vor— 
nehmen. | Das zum eingebradten Gute gehörende 
Geld Hat der Manır nad) den für die Anlegung von 
Miündelgeld geltenden Borjchriften für die Frau 
verzinslich anzulegen, ſoweit es nicht zur Bejtrei- 
tung von Ausgaben bereit zu halten tjt. | Andere 
verbrauchbare Sachen darf der Mann auc für ſich 
veräußern ‚oder verbrauchen. Macht er von Dieter 
Belugnis Gebrauch, jo Hat er den Wert der Sachen 
nach der Beendigung der Verwaltung und Nuy— 
nießung zu erjeßen; dev Erjaß ijt ſchon vorher zu 
leijten, joweit die ordnungsmäßige Berwaltung des 
eingebrachten Gutes e3 erfordert. 1378 Gehöut 
zum eingebradhten Gute ein Grundjtid jamt In— 
ventar, jo beſtimmen jich die Rechte und die Pflichten 
des Mannes in Anjehung des Snventars nad) den 
für den Nießbrauch geltenden Vorichriften des 5 1048 
Abſ. 1. 1379 Sit zur orönungsmäßigen Berwals 
tung des eingebrachten Gutes ein Nechtsgejchäft ers 
forderlich , zu dem der Mann der Zuftimmung der 
Frau bedarf, jo fann die Zujtimmung auf Antrag 
des Mannes durd) das Bormundichaftsgericht erjegt 
werden, wenn die Frau fie ohne ausreichenden Grund 
verweigert, | Das Gleiche gilt, wenn die grau Durch 
Krankheit oder durch Abwejenheit an der Abgabe 
einer Erklärung verhindert und mit dem Aufichube 
Gefahr verbunden ift. 1380 Der Mann kann 
ein zum eingebrachten Gute gehörendes Necht im 
eigenen, Namen gerichtlich geltend maden. Sit er 
befugt, iiber das Recht ohne Zuftimmung der Frau 
zu verfügen, jo wirkt das Urteil auch) für und gegen 
die Frau. 138 1 Erwirdt der Mann mit Mitteln 
des eingebrachten Gutes bewegliche Sachen, jo geht 
mit dem Erwerbe das Eigentum auf die Frau itber, 
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e3 jei denn, da& der Mann nicht für Rechnung des 
eingebrachten Gutes erwerben will. Dies gilt ins⸗ 
bejondere auch von Snhaberpapteren und von Orders 
papieren, die mit Blanfoindofjament verjehen find.| 
Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden entjprechende Ans 
wendung, wenn der Mann mit Mitteln des einges 
braten Gutes ein Recht an Sachen der bezeichneten 
Art oder ein anderes Recht erwirbt, zu dejjen Liebers 
tragung der Abtretungsvertrag genügt. A382 
Haushaltsgegenftände, die der Mann anjtelle der 
von der Frau eingebrachten, nicht mehr vorhandes 
nen oder wertlo3 gewordenen Stüdeanfchafft, wer= 
den eingebradites But. 1383 Der Mann erwirbt 
die Nutzungen des eingebrachten Gutes in derjelben 
Weife und in demjelben Umfange wie ein Nieß— 
braucher. 1384 Der Mann Hat außer den Koſten, 
welche durch die Gewinnung der Nubungen ents 
ftehen, die Kojten der Erhaltung der zum einges 
bradten Gute gehörenden Gegenstände nach den Bir 
den Nießbrauch geltenden Vorjchriiten zu tragen. 
1385 Der Mann tft der Frau gegenüber vers 
pflihtet, für die Dauer der Verwaltung und Nußs 
nießung zu tragen: 1. die der ee obliegenden 
öffentlichen Laſten mit Ausſchluß der auf dem Vors 
behalt3gute ruhenden Laſten und der außerordent— 
lihen Laſten, die als auf den Stammwert de3 eins 
gebrachten Gutes gelegt anzujehen find; 2. die 
privatrechtlichen Laſten, die aufden zum en 
ten Gute gehörenden Gegenftänden ruhen; 3. die 

ahlungen, die für Die Verſicherung der zum einges 

rachten Gute gehörenden |: zu leijten 
find. 1386 Der Mann tft der Frau gegenüber 
verpflichtet, für die Dauer der Verwaltung und 
Nutznießung die Zinjen derjenigen Verbindlichkeiten 
der Frau zu tragen, deren Berichtigung aus dem 
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eingebrachten Gute verlangt werden kann. Das 
Gleiche gilt von wiederkehrenden Leiſtungen anderer 
Art, einichließlich der von der Frauauf Grund ihrer 
ejeglichen Unterhaltspflichtgeichuldetenkeiftungen, 
ofern fte bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus 
den Einkünften des Vermögens beftritten werden. | 
Die Verpflichtung des Mannes tritt nihtein, wenn 
die Verbindlichkeiten oder die Leiftungen im Vers 
hältnifje der Ehegatten zu einander dem Vorbehalts⸗ 
gute der Frau zur Lajt fallen. 1387 Der Mann 
ijt der Frau gegeniiber verpflichtet, zu tragen: 
1. die Kojten eines Rechtsſtreits, in welchem er ein 
zum eingebrachten Gute gehörended Recht geltend 
macht, jowie die Koſten eines Nechtsftreits, den die 
Frau führt, jofern nicht die Kojten dem Vorbehalts⸗ 
gute zur Laſt fallen; 2. die Kojten der Verteidigung 

er Frau in einem gegen jie gerichteten Strafver- 
fahren, jofern die Aufiwendung der Koſten den Um— 
ftänden nach geboten ift oder mit Zujtimmung des 
Mannes erfolgt, vorbehaltlich der Erjagpflicht der 
Frau im Falle ihrer Verurteilung. 138 Soweit 
der Mann nach den $$ 1385 bis 1387 der Frau gegens 
iiber deren VBerbindlichkeiten zu — hat. haftet er 
den Gläubigern neben derFrau als Geſamtſchuldner. 
1389 Der Mann Hat den ehelichen Aufwand zu 
tragen. | Die Frau kann verlangen, daß der Mann 
den Neinertrag des eingebrachten Gutes, joweit 
diejer zur Bejtreitung de3 eigenen und des der Frau 
und den gemeinjchaftlichen Abkömmlingen zu ge— 
währenden Unterhalt3 erforderlich ift, ohne Rild- 
fiht auf feine ur Berpflihtungen zu diejent 

wecke verwendet. 1390 Macht der Mann zum 

werte der Verwaltung des eingebrachten Gutes 
Aufwendungen, die er den Umftänden nach für er- 
forderlich Halten darf, fo fann er von der Frau Er- 
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ſatz verlangen, jofern nicht die Aufwendungen ihm 
ſelbſt zur Laſt fallen. 139 1 Wird durch das Ver— 
halten des Mannes die Bejorgnis begründet, daß 
die Rechte der Frau in einer das eingebrachte Gut 
erheblich geführdenden Weife verlegt werden, jo 
fann die Frau von dem Dianne Sicherheitßleiftung 
verlangen. | Das Gleiche gilt, wenn die der Frau 
aus der Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
zujtehenden Anſprüche auf Erjat des Wertes ver— 
brauchbarer Sachen erheblich gefährdet find. 1392 
Liegen die Vorausſetzungen vor, unter denen der 
Mann zur Sicherheitsleiftung verpflichtet iſt, jo 
fann die Frau auch —— daß der Mann die 
zum eingebrachten Gute ee 
nebjt den —— — bei einer Hinter— 
legungsſtelle oder bei der Reichsbank mit der Be— 
ſtimmung hinterlegt, daß die Herausgabe von dem 
Manne nur mit Zuſtimmung der Frau verlangt 
werden fann. Die Hinterlegung von Inhaberpapie— 
ren, die nad) $92 zu den verbrauchbaren Saden ges 
hören, jowie von Zins-, Renten- oder Gewinns 
anteiljcheinen kann nicht verlangt werden. Den 
Ssnhaberpapieren jtehen Orderpapiere gleich, die mit 
Blankoindofjament verjehen find.| Ueber diehintere 
legten Baptere fann der Mann auch eine Verfügung, 
zu der er nad) $ 1376 — iſt, nur mit Zu— 
ſtimmung der Frau treffen. 21393 Der Mann 
fann die Snhaberpapiere, ftatt fie nach $ 1392 zu 
hinterlegen, auf den Namen der Frau umjchreiben 
oder, wenn fie von dem Reiche oder einem Bundes= 
ftaat ausgeſtellt find, in Buchforderungen gegen 
das Reich oder den Bundesftaat umwandeln lajien. 
1394 Die Frau kann Anſprüche, die ihr auf 
Grund der Verwaltung und Nutznießung gegen den 
Mann zujtehen, erjt nach der Beendigung der Ver— 
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wallung eg gerichtlich geltend machen, 
es fel denn, dab die VBorausiekungen vorliegen, 
unter denen die Frau nach 31391 Sicherheitäteiftung 
vcrlangen kann. Der int $ 1389 Abſ. 2 beſtimmte 
Anſptüch unterliegt dieſer Beſchränkung nicht. 
1395 Die Frau bedarf zur Verfiigung über eins 
gebrachtes Gut der Eimwilligung des Mannes. 
1396 Berfügt die Frau durch Vertrag ohne Eins 
willigung des Mannes liber eingebradhtes Gut, jo 
hängt die Wirtſamkeit des Bertuoge von der Ges 
nehmigung de3 Mannes ab. | Fordert der andere 
Zeil den Mann zur Erklärung iiber die Genehmi— 
gung auf, fo kann die Erklärung nur ihm gegeniiber 
erfolgen; eine vorder Aufforderung der Frau gegeits 
über erllärte Genehmigung oder Verweigerung der 
Genehmigung wird unwirkſam. Die Genehmigun 
kann nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen na 
dem Empfange der Aufforderung erklärt werden; 
wird fie nicht erklärt, jo gilt fie als verweigert. | 
Verweigert der Mann die Genehmigung, fo wird 
der Vertrag nicht dadurch wirkfam, daB die Vers 
waltung und Nubnießung aufhört. 1397 Bis 
zur Genehmigung des Vertrags ift der andere Teil 
zum Widerrue berechtigt. Der Widerruf kann auch 
der Frau gegenüber erklärt werden.| Hat der andere 
Teil gewußt, daß die Frau Ehefrau tft, fo kann er 
nur widerrufen, wenn die Frau der Wahrheit zu— 
wider die Einwilligung des Mannes behauptet hat; 
er Tann auch in dieſem Falle nicht widerrufen, wenn 
ihm das Fehlen der Einwilligung beidem Abſchluſſe 
des Vertrags bekannt war. 1398 Ein einjeitiges 
Rechtsgefchäft, durch dag die Frau ohne Einwilli— 
gung de3 Mannes iiber eingebrachtes Gut verfügt 
N umvirkfam. 1399 Zu Nechtsgefchäften, durch 
ie ſich die Frau zu einer Leiſtung verpflichtet, iſ 
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die Zuftimmung ded3 Mannes nicht erforderlich. | 
Stimmt der Mann einem ſolchen Rechtsgeichäfte 
u, jo ijt es in Anjehung des eingebradhten Gutes 
m gegenüber wirkſam. GStimnit er nicht zur, jo 
muß er dad Rechtsgeſchäft, joweit das eingebrachte 
Gut bereichert wird, nad) den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer er Bereicherung 
gegen fich gelten lafjen. 1400 Führt die Frau 
einen Rechtsjtreit ohne Zuftimmung des Mannes, 
jo ift das Urteil dem Manne gegenüber in Ans 
jehung des eingebrachten Gutes unmwirkjam. | Ein 
zum eingebrachten Gute gehörendes Recht kann die 
— im Wege der Klage nur mit Zuſtimmung des 
annes geltend machen. 140 1 Die Zuſtimmung 
des Mannes iſt in den Füllen der $$ 1395 bis 1398, 
des $ 1399 Abſ. 2 und de3 $1400 nicht erforderlich, 
weni der Mann durch Krankheit oder durch Ads 
wejenheit an der Abgabe einer — verhindert 
und mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt. 
1402 Iſt zur ordnungsmäßigen Beſorgung der 
perſönlichen Angelegenheiten der Frau ein Rechts— 
geichäft erforderlich, zu dem die Frau der Yujtims 
mung des Mannes bedarf, jo kann die Zuſtimmung 
auf Antrag der Frau durch dad Vormundſchafts— 
gericht erjegt werden, wenn der Mann ſie ohne 
ausreichenden Grund verweigert. 1403 Ein eins 
jeitiges Recht3gejchäft, das ſich aufdas eingebrachte 
But bezieht, ijt dem Manne gegenüber vorzuneh— 
— Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das ſich auf 
eine Verbindlichkeit der Frau bezieht, iſt der Frau 
egenüber vorzunehmen; das Rechtsgeſchäft muß 
edoch auch dem Manne gegenüber vorgenommen 
werden, wenn es in Anſehung des eingebrachten 
Gutes ihm gegenüber wirkſam jein ſoll. 1404 
Die Beichränkungen, denen die Frau nach den 
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8 1395 bis 1403 unterliegt, muß ein Dritter auch 
dann gegen fich gelten Laffen, wenn er nicht gewußt 
Hut, daß die Frau eine Ehefrau iſt. 1405 Erteilt 
der Maun der Frau die Einwilligung zum felb- 
ſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts, % ift jeine 
Buftimmung zu ſolchen Rechtsgeſchäften und Rechts— 
ftreitigfeiten nicht erforderlich, die der Geſchäfts— 
betrieb mit fi bringt. Einfeitige Rechtsgeichäfte, 
die fi) auf das Erwerbsgeſchäft beziehen, find der 

rau gegenliber vorzunehmen. | Der Einwilligung 

es Mannes in den Gejchäftsbetrieb jteht es aleich, 
wenn die Grau mit Wiſſen und ohne Einjpruch des 
Mannes das Erwerbsgeſchäft betreibt. | Dritten 
gegenüber iſt ein Einjpruch und der Widerruf der 
Einwilligung nur nach Maßgabe des 81435 wirkſam. 
1406 die Frau bedarf nicht der Zuſtimmung des 
Mannes: 1. zur Annahme oder Ausſchlagung einer 
Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes, zum Verzicht 
auf den Pflichtteil ſowie zur Errichtung des In— 
ventars über eine angefallene Erbſchaft; 2. zur Ab— 
lehnung eines Verträgsantrags oder einer Schen— 
tung; 3. zur Vornahme eines Rechtsgeſchäfts 
gegenüber dem Manne.. 1407 Die Frau bedarf 
nicht der Zujtimmung des Mannes: 1. zur Forte 
ſetzung eines zur Zeitder Eheſchließung anhängigen 
Rechtsſtreits; 2. zur gerichtlichen Geltendmachung 
eins zum eingebradhten Gute gehörenden Rechtes 
gegen den Mann; 3. zur gerichtlichen Geltend— 
machung eines m eingebrachten Gute gehörenden 
Rechtes gegen einen Dritten, wenn der Mann ohne 
die erforderliche Zuftimmung der rau über da 
Necht verfügt Hat; 4. zur gerichtlichen Geltend- 
machung eines Widerfpruchrecht3 gegenüber einer 
Zwangsvollſtreckung. 1408 Das Recht, das dem 
Manne an dem eingebrachten Gute kraft feiner Vers 
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waltung und Nubnießung zusteht, ijt nicht übers 
tragbar. 1409 Steht der Mann unter Vormund⸗ 
heit, fo hat ihn der Bormund in den Rechten und 
Pflichten zu vertreten, die fich au der Verwaltung 
und Nutznießung des eingebrachten Gutes ergeben. 
Diez gilt auch dann, wenn die Frau Bormund des 
Mannes tft. 3. Schuldenhaftung 1410 
Die Gläubiger des Mannes können nicht Befriedi— 
gung aus dem eingebrachten Gute verlangen. 
ALL DieSläubiger der Frau können ohne Rück— 
fiht auf die Verwaltung und Nutznießung des Dans 
nes Befriedigung aus dent a... Gute vers 
langen, joweit ch nicht aus den $$ 1412 His 1414 
ein anderes ergiebt. Sie unterliegen bei der Gel— 
tendmahung der Anjprüche der Frau nicht der im 
$ 1394 ser lan Beihränkung. | Hat der Mann 
verbrauchbare Sadjen nach $ 1377 Ab. 3 verüußert 
oder verbraucht, fo iſt er den Gläubigern gegenüber 
zum jofortigen Erjate verpflichtet. 1412 Das 
eingebrachte Gut haftet für eine Verbindlichkeit der 
Frau, die aus einem nach der Eingehung der Ehe 
vorgenonmenen Recht3gejchäft entjteht, nur dann, 
wenn der Mann jeine Zuftimmung zu dem Recht3= 

eichäft erteilt oder wenn das Rechtsgeſchäft ohne 
eine Zujtimmung ihn gegenüber wirkſam iſt. Für 
die Koſten eines Rechtsſtreits der rau haftet das 
eingebrachte Gut auch dann, wenn das Urteil dent 
Manne gegenüber in Anjehung des eingebraditen 
Gutes nicht wirkſam ist. LEL3 Das eingebrachte 
Gut Haftet nicht für eine Verbindlichkeit der Frau, 
die infolge de Erwerbes einer Erbichaft oder eines 
Vermächtniſſes entjteht, wenn die Frau die Erb— 
ihaft oder da3 Vermächtnis nach der Eingehung der 
Ehe al3 Vorbehaltsgut erwirbt. 1414 Das ein— 
gebrachte Gut haftet nicht für eine Verbindlichkeit 
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der Frau, die nach der Eingehung der Ehe infolge 
eines zu dem Worbehaltsgute gehörenden Nechtes 
oder des Belites einer dazu gehörenden Sache ent— 
jteht, e& fei denn, daß das Hecht oder die Sache zu 
einem Erwerbsgeſchäfte gehört, das die Frau mit 
Einwilli ne des Mannes mern: betreibt. 
1415 Im erhältnifje der Ehegatten zu einander 
fallen dem Borbehaltsgute zur Lajt: 1. die Vers 
bindlichkeiten der dr aus einer unerlaubten Hands 
lung, die x während der Ehe ae oder aus 
einemStrafverfahren, das wegen einer ſolchen Hand⸗ 
lung gegen ſie gerichtet wird; 2. die Verbindlich— 
feiten der Frau aus einem fich auf das Vorbehalts— 
gut beziehenden Nechtsverhältnis, auch wenn fievor 

er Eingehung der Ehe oder vor der Beit entitanden 
find, zu der dad Gut Borbehaltägut geworden 
iſt; 3. die Koften eines Nechtsitreit3, den die Frau 
über eine der in Nr. 1, 2 bezeichneten Verbindlich- 
feiten führt. 1416 Sm Verhältnifje der Ehe— 
gatten zu einander fallen die Koſten eines Rechts: 
jtreit3 zwijchen ihnen dem Vorbehaltsgute zur Laſt, 
joweit nit der Mann fie zu tragen bat. | Das 
Gleiche gilt von den Koften eined Rechtsſtreits 
äwijchen der Frau und einem Dritten, e8 ſei denn, 
dad das Urteil dem Manne gegenüber in Anfehung 
des eingebrachten Gutes wietjam it. Betrifft je 
doc) der Rechtsftreit eine perfönliche Angelegenheit 
der Frau oder eine nicht unter die Vorfchriften des 
$ 1415 Nr. 1, 2 fallende Verbindlichkeit, filr die das 
eingebrachte Gut haftet, 10 findet dieſe Vorfchrift 
feine Anwendung, wenn die Aufwendung der Kojten 
den Umftänden nad geboten if. 1417 Wird 
eine Verbindlichkeit, die nach den g31415, 1416 dem 
Vorbehaltsgute zur Laft füllt, aus dem einge 
brachten Gute berichtigt, fo hat die Frau aus dent 
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Vorbehaltsgute, forwelt dieſes reicht, zu dem ein— 
BE Blen Gute Erfah zu leiften. | Wird eine Ver— 

indlichteit der — die im Verhältniſſe der Ehe— 

atten zu einander nicht dem Vorbehaltsgute zur 

aſt fällt, aus dem Vorbehaltsgute berichtigt, ſo hat 
der Mann aus dem eingebrachten Gute, ſoweit dieſes 
reicht, zu dem Vorbehaltsgut Erſatz zu leiſten. 4. 
Beendigung der Verwaltung und Nutz— 
nießung. 1418 Die Frau kann äuf Aufhebung 
der Berwaltung und Nutznießung Hagen: 1. went 
die Borausjegungen vorliegen, unter denen die 

rau nach $ 1391 an ne uf verlangen 
anız 2. wenn der Mann feine Verpflichtung, der 
Frau und den gemeinjchaftlihen Abtömmlingen 
Unterhalt zu gewähren, verlett Hat und fürdie Zus 
funjt eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu 
bejorgen ijt. Eine Verletzung der Unterhaltspflicht 
liegt jchon dann vor, wenn der Frau und dei ges 
meinjchaftlichen Abkömmlingen nicht mindeitens 
der Unterhalt gewährt wird, welcher ihnen bei ord— 
nungsmäßiger Verwaltung und Nupnießung des 
eingebradhten Gutes zulommen würde; 3. wenn der 
Mann entmündigt ijt; 4. wenn der Mann nad) 
$ 1910 zur Bejorgung feiner VBermögensangelegen= 
heiten einen Pfleger erhalten Hat; 5. wenn für den 
Mann ein Abrvejenheitspfleger beitellt und die 
baldige Aufhebung der Bflegichaft nicht zu erwarten 
it. | Die Aufhebung der Berwaltung und Nutz⸗ 
nießung tritt mit der Rechtskraft des Urteils ein. 
1419 Die Verwaltung und Nutznießung endigt 
mit der Rechtskraft des Bejchlufjes, durch den der 
Konkurs über das Bermögen des Mannes eröffnet 
wird. 1420 Die Verwaltung und Nupnießung 
endigt, wenn der Manır für tot erklärt wird, mit 
dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes gilt. 
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142 L Nach der Beerdigung der Verwaltung und 
Nupniegung hat der Mann das eingebrachte Gut 
der Frau herauszugeben und ihr Über die Verwal⸗ 
tung Rechenſchaft abzulegen. Auf die Herausgabe 
eines landwirtichaftlihen Grundſtücks findet Die 
Borjchrift desy592, aufdie Herausga be eines Land⸗ 

urs finden die Vorſchriften der SS 592, 593 ent⸗ 
Ihrechende Anwendung. 1422 Wird die Verwal⸗ 
tung und Nutznießung auf Grund des 8 1418 durch 
Nrreil aufgehoben, fo iſt derMann zur Herausgabe 
des eingebrachten Gutes fo verpflichtet, wie wenn 
der Anfpruch auf Herausgabe mit der Erhebung der 
Klage auf Aufhebung der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung rechtshängig geworden wäre. 1423 Hat 
der Mann ein zum eingebrachten Gute gehörendes 
Grundfiück vermietet oder verpachtet, jo finden, 
wenn da3 Miet: oder Bachtverhältnis bei der Be— 
endigung der Verwaltung und Nutznießung noch 
beiteht, die Vorſchriften des $ 1056 entiprechende 
Anwendirng. 1424 Der Mant iſt auch nad) der 
Beendigung der Verwaltung und Nutznießung zur 
Fortführung der Verwaltung berechtigt, bis er von 
der Beendigung Kenntnis erlangt oder fie kennen 
muß. Ein Dritter kann fich auf dieſe Berechtigung 
nicht berufen, wenn er bei der Vornahme eines 
Rechtsgeſchäfts die Beendigung der Verwaltung und 
Nutznießung kennt oder kennen muß. | Endigt die 
Verwaltung und Nutznießung infolge des Todes der 
Kraut, fo hat der Mann diejenigen zur Verwaltung 
gehörenden Gejchäfte, mit deren Aufihube Gefahr 
verbunden ift, zu bejorgen, bis der Erbe andermweit 
Fürſorge treffen fann. 1425 Wird die Entmüns 
digung oder Pflegichaft, wegen deren die Aufhebung 
der Verwaltung und Nubnießung erfolgt ijt, wies 
deranfgehoben oder wird der die Entmündigung 
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ausſprechende Beihluß mit Erfolg angefochten, fo 
kann der Mann aufWiederherftellung jeinev Rechte 
Hagen. Das Gleiche gilt, wenn der für tot erklärte 
Mann nocd lebt. | Die Wiederherjtellung der Rechte 
des Mannes tritt mit der Nechtöfraft des Urteils 
ein. Die Borjchrift des $ 1422 findet entiprechende 
Anwendung.| Sm Falle der Wiederheritellung wird 
Borbehalt3gut, wa3 ohne die Aufhebung der Rechte 
des Mannes Vorbehaltögut geblieben oder geworden 
fein würde. 5. Gütertrennung. 1426 Tritt 
nach $ 1364 die Verwaltung und Nutznießung des 
Mannes nicht ein oder endiat fie auf Grund der 
ss 1415 bi3 1420, jo tritt Gütertrennung ein. | Für 
die Gütertrennung gelten die Vorſchriften der 
ss 1427 bis 1431. 14237 Der Mann Hat dei ehe- 
liden Aufwand zu tragen. | Zur Bejtreitung des 
ehelichen Aufwandes hat die Frau dem Manne 
einen angemefjenen Beitrag aus den Einkünften 
ihre Bermögend und dem Ertrag ihrer Arbeit oder 
eines von ihr jelbitändig betriebenen Erwerböge- 
Ichäft3 zu leiften. Für die Bergangenheit kann der 
Mann die Leitung nur injoweit — — als die 
Frau ungeachtet ſeiner Aufforderung mit derLeiſtung 
im Rückſtande gebliehen iſt. Der Anſpruch des Man— 
nes iſt nicht übertragbar. 1428 Sit eine erheb— 
liche Gefährdung des Unterhalt3 zu beſorgen, den 
der Mann der ran und den gemeinjchaftlichen Ab: 
fümmlingen zu gewähren hat, fofann die Frau den 
Beitrag zu dem ehelichen Aufwand injoweit zur 
eigenen Verwendung zuriicbehalten, al3 er zur Be: 
ftreitung des Unterhalts erforderlich ijt. | Das 
Gleiche gilt, wenn der Mann entmündigt ijt oder 
wenn er nach) $ 1910 zur Bejorgung jeiner Ver— 
mögensangelegenheiten einen Pfleger erhalten hat 
oder wenn für ihn ein Abwejenheitspfleger beftellt 
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tft. 1429 Macht die Frau zur Beftreitung des 
ehelichen Aufwandes aus ihrem Bermögen eine Auf⸗ 
wendung oder überläßt fie dem Manne zu dtejent 
Bwede eiwas aus ihrem Vermögen, ſo iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß die Abſicht Fehlt, Erfaß zu vers 
langen. 1430 Ueberläßt die Frau Ihr Vermögen 
anz oder teilweiſe der Verwaltung ded Mannes, 
£ tann der Mann die Einkünfte, die er während 
einer Verwaltung bezieht, nach freiem Ermejien 
verwenden, joweit nicht ihre Verwendung zur Bes 
ftreitung der Koſten der un en Berwals 
tung und zur Erfüllung folcher Verpflichtungen der 
Frau erforderlich tft, die bei ordnungsmäßiger Ver— 
waltung aus den Einkünften des Vermögens bes 
jtritten werden. Die Frau kann eine abweichende 
Beltimmung treffen. A431 Die Gütertrennung 
tft Dritten gegenüber nur nah Maßgabe des $ 1435 
wirkſam. Das Gleiche gilt im Falle des z 1425 von der 
Wiederherftellung derBerwaltung und Nußnießung, 
wenn die Aufhebung in dad Güterrechtäregifter ein— 
getragen worden ijt. II. Vertragsmässiges Güter- 
recht. 1. Allgemeine Borjhriften. 143% 
Die Ehegatten können ihre güterrechtlichen Verhälts 
niffe durch Vertrag (Ehevertrag) regeln, insbejon= 
dere auch nach der Eingehung der Ehe den Güter— 
itand aufheben oder ändern. 1433 Der Güter 
ftand kann nicht durch ge auf ein nicht 
mehr geltende3 oder auf ein ausländiſches Geſetz 
beitimmt werden.|Hat der Mann zur Beit der Ein 
ee der Ehe oder, fall3 der Vertrag nach der 
Eingehung der Ehe geſchloſſen wird, zur Beit des 
Vertragsabſchluſſes * ohnſitz im Auslande, 
ſo iſt die Verweiſung auf ein an dieſem Wohnſitze 
geltendes Güterrecht sutäjfig. 1434 Der Ehevers 
trag muß bei gleichzeitiger Anwejenheit beider Teile 


” 


6. Titel. Eheliches Gilterrecht. 8 1429-1438. 819 


vor Gericht oder vor einem Notar gefchloffen wer⸗ 
den. 1435 Wird durch Ehevertrag die Verwaltung 
und Nußnießung des Mannes ausgefchloffen oder 
geändert, jo können einem Dritten gegenüber aus 
der Ausſchließung oder der Aenderung Einwendun- 
gen gegen ein zwiſchen ihm und einem der Ehe: 
gatten vorgenommene: Rechtsgeſchäft oder gegen 
ein zwiſchen ihnen ergangenes recht3fräftiges Urteil 
nur hergeleitet werden, wenn zur Beit der Vor: 
nahme des enac)s oder zur Bett des Eine 
tritt3 der Rechtshängigfeit die Ausichliegung oder 
die Aenderung in dem Güterrechtsregifter des zu— 
ftändigen Amtsgerichts eingetragen oder demDritten 
befannt war. | Das Gleiche gilt, wenn eine in dem 
Güterrechtsregifter eingetrageneftegelung der giiter- 
rechtlichen Verhältniſſe burd Ehevertrag aufgehoben 
oder geändert wird. 143 ird durch Ehevertrag 
die Verwaltung und Nubnießung des Mannes aus: 
BETTEN oder die allgemeine ie rue 

ie Errungenfchaftsgemeinfchaft oder die Fahrnis— 
gemeinjchaft aufgehoben, jo tritt Gütertrennung 
ein, fofern An: nicht aus dem Vertrag ein anderes 
ergiebt. 2. Allgemeine Gütergemeinfchaft. 
1437 Ein Ehevertrag, durch den die allgemeine 
Gütergemeinfchaft vereinbart oder aufgehoben wird, 
lann nit duch einen gefeglichen Bertreter ges 
ul werden. Iſt einer der Vertragſchließenden 
n der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, fo bedarf er der 
Bujtimmung feines gefeglichen Vertreters. Sit der 
gejegliche Vertreter ein Vormund, fo tft die Ge— 
nehmigung des Vormundjchaftsgerichts erforderlich. 
1438 Das Vermögen des Maͤnnes und das Ders 
mögen der rau werden — die allgemeine Güter⸗ 
emeinſchaft gemeinſchaftliches Vermögen beider 

hegatten (Geſamtgut). Zu dem Geſamtgute gehört 
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auch das Termögen, das der Mann oder die Frau 
während der Gütergemeinſchaft erwirbt. | Die cin 
— Gegenſtände werden gemeinjchaftlich, ohne 
aß es einer Webertragung durch Rechtögeichäft be= 
darf. | Wird ein Recht gemeinichaftlih, das im 
Grundbuch eingetragen ift oder in da3 Grundbuch 
eingetragen werden fann, jo fann jeder Ehegatte 
von dem anderen die RN) 2 Berichtigung 
des Grundbuchs verlangen. 39 Bon dem 
Gejamtgut ausgeichloffen find Gegenstände, die 
nicht durch Nechtsgejchäft übertragen werden 
fönnen. Auf ſolche Gegenjtände finden die bei 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft für das einges 
brachte Gut geltenden Rorjchriften, mit Aus— 
nahme de3 $ 1524, entjprechende Anwendung. 
1440 Bon dem Gefamtgut ausgejchlojjen ijt das 
Borbehaltsgut. | Vorbehaltsgut ift, was durch Ehes 
vertrag für VBorbehaltsgut eines der Ehegatten er= 
klärt ih oder von einem der Ehegatten nach $ 1369 
oder $ 1370 erworben wird. 14 41 Auf das Vor—⸗ 
behaltsgut der Frau finden die bei der Gütertrenz 
nung für das Bermögen der Frau geltenden Nor 
jchriften entjprechende Anwendung; die Frau hat 
jedoch dem Manne zur Bejtreitung des ehelichen 
Aufwandes einen Beitrag nur injomweit zu leiten, 
al3 die in das Geſamtgut fallenden Einkünfte zur 
Beitreitung des Aufwandes nihtausreihen. 1442 
Ein Ehegatte fann nicht über feinen Anteil an dem 
Gejamtgut und an den einzelnen dazu gehörenden 
Gegenjtänden verfügen; er ift nicht berechtigt, Tei— 
lung zu verlangen. | Gegen eine Forderung, die zu 
dem Gejamtgute gehört, kann dev Schulditer nur 
eine Forderung aufrechnen, deren Berichtigung aus 
dem Sejamtgute verlangt werden kann. 1443 
Das Öefamigut unterliegt der Verwaltung des 
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Mannes. Der Mann ijt insbejondere berechtigt, 
die zu dem Gejamtgute gehörenden Sachen in Be— 
ſt zu nehmen, über das Geſamtgut zu verfügen ſo— 
wie Rechtsſtreitigkeiten, die fich auf das Geſamtgut 
beziehen, im eigenen Namen zu führen. Die Frau 
wird durch die Verwaltungshandlungen des Man— 
nes weder Dritten noch dem Manne gegenüber per— 
ſönlich verpflichte. 1444 Der Mann bedarf der 
Einwilligung der Frau zu einem Rechtsgeſchäfte, 
durch das er ſich zu einer Verfügung über das 
Geſamtgut im ganzen verpflichtet, ſowie zu einer 
Verſügung über Geſamtgut, durch die eine ohne 
Zuſtimmung der Frau ———— Verpflichtung 
dieſer Art erfüllt werden fol. 1445 Der Mann 
bedarf der Einwilligung der Frau zur Verfügung 
über ein zu dem Gejamtgute gehörendes 2 
jowie zur Eingehung der Berpflichtung zu einer 
jolhen Verfügung. 1446 Der Mann bedarf der 
Einwilligung der Frau zu einer Schenkung aus dem 
Gejamtgute ſowie zu einer Verfügung über Geſamt— 
gut, durch welche da3 ohne Zujtimmung der Frau 
erteilte Verſprechen einer ſolchen Schenkung erfüllt 
werden joll. Das Gleiche gilt von einem Schen— 
fung3verjprecdhen, da3 fid) nicht auf das Gejamtgut 
bezieht. | Ausgenommen find Schenkungen, durch 
die einer fittlichen Pflicht oder einer auf den Ans 
jtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird. 
1447 Ssit zur ordnungsmäßigen Verwaltung des 
Geſamtguts ein Rechtsgeſchäft der in dem 88 1444, 
1445 bezeichneten Art erforderlich, jo kann die Zu— 
ſtimmung der Frau auf Antrag des Mannes durd) 
da3 Bormundichaftsgericht erjetst werden, wenn die 

rau fie ohne ausreichenden Grund veriveigert. | 

as Gleiche gilt, wenn die Frau durch Krankheit 
oder durch Abwefenheit an der Abgabe einer Er- 
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Härung verhindert und mit dem Aufſchube Gefahr 
verbunden tft. 1448 Nimmt der Manı ohne 
Einwilligung der Frau ein Rechtsgeſchäft der in den 
SS 1444 bis 1446 bezeichneten Art vor, jo finden Die 
für eine Verfügung der Frau über eingebradhtes Gut 
geltenden Born: en des $ 1396 Abj. 1, 3 und der 
&8 1397, 1398 entjprechende Anwendung. | Fordert 
bei einem Vertrage der andere Teil den Mann auf, 
die Genehmigung der Frau zu bejhaffen, jo fann 
die Erklärung über die Genehmigung nur ihm gegen— 
iiber erfolgen; einevorder Aufforderung dem Manne 
te erflärte Genehmigung oder Verweigerung 

er Genehmigung wird unwirkſam. Die Genehmi— 
gung kann nur bis zum Ablaufe von 2 Wochen nad) 

em Empfange der Aufforderung erklärt werden; 
wird fie nicht erklärt, jo gilt fie als verweigert. | 
Wird die Genehmigung der an durch) das Bor: 
mundjchaftsgericht erjeßt, fo iſt im Falle einer Auf: 
forderung nach Abſ. 2 der Bejchluß nur wirkjam, 
wenn der Mann ihn dem anderen Teile mitteilt; 
die Vorjchriften des Abj.2 Sap 2 finden entjprechende 
Anwendung. 1449 Verfügt der Mann ohne die 
erforderliche ung der Tran Über ein zu dem 
Gejamtgute nn echt, fo kann die Frau das 
Necht ohne Mitwirkung des Mannes gegen Dritte 
gerichtlich geltend machen. 1450 Fit der Mann 
durch Krankheit oder durd) Abwejenheit verhindert, 
ein jich auf das Gejamtgut beziehendes Rechtsge— 
ſchäft vorzunehmen oder einen ſich auf das Gefamt- 

ut beziehenden Rechtsftreit zu führen, jo kann die 

rau im eigenen Namen oder im Namen des Mans 
nes das Rechtsgejchäft vornehmen oder den Rechts⸗ 
jtreit führen, wenn mit dem Aufjchube Gefahr ver: 
bunden ift. 1451 Sit zur ordnungsmäßigen Be— 
lorgung der perjünlichen Angelegenheiten der Frau 
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ein Rechtögeichäft erforderlich, da8 die rau mit 
Wirkung für das Gefamtgut nicht ohne Zuftimmung 
des Mannes vornehmen kann, jo fann die Zuſtim— 
mung auf Antrag der Frau durch das Vormund— 
ſchaftsgericht erjegt werden, wenn der Mann fie 
ohne ausreichenden Grund verweigert. 1452 
Aufden Bag Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts 
durch die Frau finden die Borjchriften des $ 1405 
entiprechende Anwendung. 1453 Zur Annahme 
oder Ausichlagung einer der Frau angefallenen Erb— 
jchaft oder eines ihr angefallenen Vermächtniſſes tft 
nur die Frau berechtigt ; die Zuftimmung des Mans 
nes ift nicht erforderlich. Das Gleiche gilt von dem 
Berzicht auf den Pflichtteil jowie von der Ablehnung 
eines der Frau gemachten Vertragsantrags oder 
einer Schenkung. | Zur nn des Inventars 
iiber eine der Frau angefallene Erbichaft bedarf die 
Frau nicht der Zuftimmung de Mannes. 1454 
Zur Fortjegung eines bei dem Eintritte dev Güter: 
gemeinschaft anhängigen Rechtsſtreits bedarf die 
Frau nicht der Zuftimmung des Mannes. 1455 
Wird durch ein Rechtsgeichäft, das der Mann oder 
die Frau ohne die erforderliche Zuftimmung des 
anderen Ehegatten vorninmt, das Gefamtgut be= 
reichert, jo Fanır die Herausgabe der Bereicherung 
aus dem Gejamtgute nach den Vorjchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 

efordert werden. 1456 Der Mann tft der Frau 
ir die Verwaltung des Gejamtgut3 nicht verant- 
wortlich. Er hat jedod) fiir eine Verminderung des 
Gejamtguts zu diejem Erjaß zu leijten, wenn er die 
Berminderung in der Ablicht, die Frau zu benad)- 
teiligen, oder durch ein Rechtsgeſchäft herbeiführt, 
da3 er ohne die erforderliche Zuftimmung der Frau 
vornimmt. 1457 Steht der Mann unter Vor— 
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mundſchaft, jo Hat ihn der Bormund in den Rechten 
und Pflichten zu vertreten, die fich au8 der Verwal⸗ 
tung des Gejamtgut3 ergeben. Dies gilt auch dann, 
wenn die Frau VBormund des Mannes iſt. 1458 
Der ehelihde Aufwand fällt dem Gefamtgute zur 
Laſt. 1459 Aus dem nah a: können die 
Gläubiger des Mannes und, foweit fich nicht aus 
den 88 1460 bis 1462 ein anderes ergiebt, auch die 
Gläubiger der Frau Befriedigung verlangen (Ge— 
er utsverbindlichfeiten). | Für Werbindlichfeiten 

er Frau, die Gejamtgutöverbindlichleiten find, 
haftet der Mann auch perſönlich als Geſamtſchuld— 
ner. Die Haftung erlijcht mit der Beendigung der 
Gütergemeinichaft, wenn die VBerbindlichkeiten im 
Verhältniſſe der Ehegatten zu einander nicht dem 
Gejamtgute zur Sat fallen. 1460 Da3 Sefantt- 
gut haftet fiir eine Verbindlichkeit der Frau, die aus 
einem nad dem Eintritte der Gütergemeinſchaft 
vorgenommenen Rechtögejchäft entjteht, nur danı, 
wenn der Mann feine Zuſtimmung zu dem Rechts⸗ 

ejchäft erteilt oder wenn das Rechtsgeſchäft ohne 
Feine uftimmung fir das Gejamtgut wirkfam iſt. 
Für die Koften eines Rechtäftreits der Frau Haftet 
da3 Geſamtgut auch dann, wenn dag Urteil dem 
Gejamtgute gegenüber nicht wirkfam iſt. L461 
Das Gejamtgut Haftet nicht für Verbindlichkeiten 
der Frau, die infolge des Erwerbes einer Erbjchaft 
oder eines Vermächtnifjes entjtehen, wenn die Frau 
die Erbichaft oder da3 Vermächtnis nad) dem Ein— 
tritte der Gütergemeinjchaft als Vorbehaltsgut ers 
wirbt. 1462 Das Gejamtgut haftet nicht für eine 
Verbindlichkeit der Frau, die nad) dem Eintritte der 
—— infolge eines zu dem Vorbehalts⸗ 
gute gehörenden Mechtes oder des Beſitzes einer da= 
zu gehörenden Sache entjteht, es fei denn, daß das 
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Hecht oder die Sade zu einem Erwerbsgeſchäfte ge- 
hört, das die Frau mit Einwilligung des Mannes 
felbftändig betreibt. 1463 Im Verhältnijje der 
——— u einander fallen folgende Geſamtguts⸗ 
verbindlichleiten dem Ehegatten zur Laft, in deſſen 
Perſon fie entjtehen: 1. die Verbindlichkeiten aus 
einer unerlaubten Handlung, die er nad) dem Ein— 
tritte der Gütergemeinjchaft begeht, oder aus einent 
Strafverfahren, da3 er einer ſolchen Handlung 
gegen ihn gerichtet wird; 2. die Verbindlichkeiten 
aus einem fich auf fein VBorbehaltsgut beziehenden 
Nechtöverhältnis, auch wenn jie vor dem Eintritte 
der Gütergemeinjchaft oder vor der Zeit entjtanden 
find, zu der das Gut Vorbehaltägut geworden iſt; 
3. die Kojten eined Rechtsſtreits über eine der in 
Pr.1,2 bezeichneten Berbindlichkeiten. L464 Sm 
Verhältnifje der Ehegatten zu einander fallen die 
Koiten eines Rechtsſtreits zwilchen ihnen der Frau 
zur Lat, ſoweit nicht der Mann ſie zu tragen-hat.| 
Da3 Gleiche gilt von den Kojten eines Rechtsjtreits 
wijchen der Frau und einem Dritten, es jei denn, 

aß das Urteil dem Gejamtgute gegenüber wirkſam 
tft. Betrifft jedoch der Rechtsſtreit eine perjön= 
liche Angelegenheit der Frau oder eine nicht unter 
die Bor Briten des 8 1463 Nr. 1, 2 fallende Ge— 
famtgut3verbindlichkeit der rau, jo findet dieſe 
Vorſchrift Feine Anwendung, wenn die Aufwen— 
dung der Koften den Umftänden nach geboten it. 
1465 Sm Berhältnifje der Ehegatten zu einander 
füllt eine Austattung, die der Mann einem ge— 
meinjchaftlicden Kinde aus dem Gejamtgute ver: 
fpricht oder gewährt, dem Manne injoweit zur Laſt, 
als fie das dem Gefanttgut entiprechende Maß über- 
fteigt. | Verjpricht oder gewährt der Mann einen 
nicht gemeinjhaftlihen Kinde eine Austattung 
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aus dem Gefamtgute, jo fällt fie im Verhältniſſe 
der&hegatten zu einander dem Vater oder Der Mutter 
des Kindes zur Laſt, der Mutter jedoch nurinjoweit, 
als fie zujtimmt oder die Austattung nicht da3 
dem Gejamtgut entiprechende Map überiteigt. 
1466 Verwendet der Mann Gefamtgut in jein 
Borbehaltsgut, jo Hat er den Wert des Verwendeten 
zu dem Gelanitgute zu erjegen. | Verwendet der 
Mann Vorbehaltsgut in das Gefamtgut, jo kann 
er Erfat aus dem re verlangen. 1467 
Was ein Ehenatte zu dem Gejamtgut oder die rau 
zu den Vorbehaltigute des Mannes ſchuldet, iſt 
erſt nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft zu 
leiften ; ſoweit jedoch zur Berichtigung einer Schuld 
der Frau deren Vorbehaltsgut ausreicht, hat fie die 
Schuld ſchon vorher zu berichtigen. | Was der Mann 
aus den Gefamtgute zu fordern hat, kann er erit 
nach der Beendigung der Gütergemeinjchaft fordern. 
1468 Die Frau kann auf Aufhebung der Güter⸗ 
gemeinſchaft klagen: 1. wenn der Mann ein Rechts⸗ 
geichäft der in den $$ 1444 bis 1446 bezeichneten 
rt ohne Zuftimmung der Frau vorgenommen hat 
und für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung der 
Frau zu beforgen tft ; 2. wenn der Mann das Geſamt⸗ 
gut in der —536 die Frau zu benachteiligen, vers 
mindert hat; 3. wenn der Mann feine Verpflichtung, 
der Frau und den gemeinjchaftlichen Abkömmlingen 
Unterhalt zu gewähren, verlegt Hat und fir die 
Zukunft eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts 
zu beforgen tft; 4. wenn der Mann wegen Vers 
ihwendung entmindigt tft oder wenn er das Ges 
jamtgut durch Verſchwendung erheblich gefährdet; 
2 wenn das Gefamtgut infolge von Verbindliche 
— die in der Perſon des Mannes entſtanden 
find, in folchem Maße überſchuldet ift, daß ein 
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fpäterer Erwerb der Frau erheblich gefährdet wird. 
1469 Der Dann kann auf Aufhebung der Güter— 
gemeinschaft Hagen, wenn das Geſamtgut infolge 
von Zerbindlichkeiten der Frau, die im Verhältniſſe 
der Ehegatten zu einander nicht dem Gejamtgute 
zur Laſt fallen, in ſolchem Maße überſchuldet ijt, 
daß ein jpäterer Eriverb des Mannes erheblich ge— 
fährdet wird. 1470 Die Aufhebung der Güter— 
gemeinschaft tritt in den Füllen der SS 1468, 1469 
mit der Rechtskraft des Urteils ein. Für die Zukunft 
gitt Gütertrennung. | Dritten gegenüber ift die 

ufhebung der Gütergemeinschaft nur nach Maß: 
gabe des $ 1435 wirkjam. 1471 Nach der Beendi=- 

ung der Gütergemeinjchaft findet in Anjehung des 

ejamtgut3 die Auseinanderjegung ftatt. | Bis zur 
Auseinanderjegung gelten für das Gefamtgut die 
Vorſchriften des 5 1442. 1472 Die Verwaltung 
des Gejamtguts jteht bis zur Außeinanderjegung 
beiden Ehegatten gemeinichaftlich zu. Die Vorſchrif— 
ten des 5 1424 finden entjprechende Anwendung. | 
Seder Ehegatte ijt dem anderen gegenüber verpflich- 
tet, gu Mapregeln mitzuwirken, die zur ordnungs— 
mäßigen Verwaltung erforderlid) find; die zur Er— 
haltung — —— kann jeder&hegatte 
ohne Mitwirkung des anderen treffen. 1473 Was 
auf Grund eines zu dem Geſamtgute gehörenden 
Nechtes oder als Erſatz für die Zeritörung, Beſchä— 
Digung oder Entziehung eines zu dem Gejamtgute 
gehörenden Gegenjtandes oder durch ein Rechts— 
geiäit erworben twird, das fich auf das Gejamtgut 

ezieht, wird Gejamtgut. | Die Zugehörigkeit einer 
durch Rechtsgefchäft erworbenen Forderung zum 
Gefamtgute En der Schuldner erjt danı gegen ſich 

elten zu laſſen, wenn er von der Zugehörigkeit 
—* erlangt; die Vorſchriften der $$ 406 bis 
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408 finden entfprechende Anwendung. 1474 Die 
Auseinanderjegung erfolgt, ſoweit nicht eineandere 
Vereinbarung getroffen wird, nach den $$ 1475 bis 
1481, 1475 Aus dem —— ſind zunächſt 
die Geſamtgutsverbindlichkeiten zu — Iſt 
eine Geſamtgutsverbindlichkeit noch nicht fällig oder 
iſt ſie ſtreitig, ſo iſt das zur — Erforder⸗ 
liche zurückzubehalten. | alt eine Geſamtgutsver— 
bindlichkeit im Verhältnifie der Ehegatten zu einan= 
der einem der&hegatten allein zurLaſt, jo kann dieſer 
die Berichtigung aus dem Gejamtgute nicht ver— 
langen. | ee en utsverbind⸗ 
lichkeiten iſt das — ſoweit erforderlich, in 
Geld umzuſetzen. 1476 Der nad) der Beridti- 
gung der Bejamtgutsverbindlichkeiten verbleibende 
Ueberihuß gebührt den Ehegatten zu gleichen Tei— 
len. | Was einer der Ehegatten zu dem Gejamtaute 
zu erjegen verpflichtet iſt, s er ſich auf jeinen 
Teil anrechnen lafjen. Soweit die Erjagleijtung 
nicht Durch Anrechnung erfolgt, bleibt er dem an= 
deren Ehegatten verpflichtet. 1477 Die Teilung 
des Ueberſchuſſes erfolgt nach den Vorſchriften über 
die Gemeinichaft. | Seder Ehegatte kann gegen Er— 
ja des Wertes die ausjchließlich zu jeinem perjün- 
lichen Gebraudhe bejtimmten Saden, insbejondere 
Kleider, Schmuckſachen und Arbeitägeräte, jowie 
diejenigen Gegenjtände Übernehmen, welche ex in 
die Bütergemeinschaft eingebracht oder während der 
Gütergemeinjchaft durch Erbfolge, durch Bermächt- 
nis oder mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht, 
durch Schenkung oder als VD RR erworben 
hat. 1478 Sind die Ehegatten geſchieden und iſt 
einer von ihnen allein für hufdig erklärt, jo kann 
der andere verlangen, dab jedem von ihnen ber 
Wert desjenigen zuricerftattet wird, was er in die 
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Gütergemeinſchaft eingebracht Hat; reicht der Wert 
des Gejamtqut3 zur ee nicht aus, jo 
hat jeder Ehegatte die Hälfte des Fehlbetrags zu 
tragen. Als —— iſt anzuſehen, was einge— 
—* Gut geweſen ſein würde, wenn Errungen— 
ſchaftsgemeinſchaft beſtanden hätte. Der Wert des 
ngebrachten bejtimmt fich nach der Zeit der Ein— 
bringung. | Das im Abf. 1 bejtimmte Recht fteht 
auch dem 8 atten zu, deſſen Ehe wegen jeiner 
Geiſteskrankheit geſchieden worden ift. 1479 
Wird die Gütergemeinjhaft auf Grund des $ 1468 
oder des $ 1469 durch Urteil aufgehoben, fo kann 
der Ehegatte, welcher das Urteil erwirkt hat, ver— 
langen, daß die Auseinanderjegung fo erfolgt, wie 
wenn der Anjpruch auf Auseinanderfegung mit der 
. Erhebung der Klage auf Aufhebung der Giterges ; 
meinjchaft rehtshängig geworden wäre. 1480 
Wird eine Gejamtgutsverbindlichkeit nicht vor der 
Teilung des Geſamtguts berichtigt, Jo haftet dem 
Gläubiger auch der Ehegatte perjünlich ala Geſamt— 
jchuldner, fir den zur Zeit der Teilung eine jolche 
aftung nicht befteht. Seine Haftung bejchränkt 
ich auf die ihm zugeteilten Gegenſtände; die für die 
Haftung de3 Erben geltenden Vorſchriften der 
ss 19%, 1991 finden entiprechende Anwendung. 
148 1 Unterbleibt bei der Auseinanderſetzung die 
Berichtigung einer Geſamtgutsverbindlichkeit, die 
im Berhältnifje der Ehegatten zu einander dem Ge— 
famtgut oder dem Manne zur Lajt füllt, jo hat der 
Mann dafür einzuftehen, daß die Frau von dem 
Gläubiger nicht in Anjpruch genommen wird. Die 
gleiche Verpflichtung hat die Frau dem Manne 
gegenüber, wenn die Berichtigung einer Geſamt— 
utsverbindlichkeit unterbleibt, die im Verhältniſſe 
Dev Ehegatten zu einander der Frau zur Laſt füllt. 
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1482 Wird die Ehe durch den Tod eines der 
Ehegatten aufgelöjt und ift ein gemeinjchaftlicher 
Abkömmling nicht vorhanden, jo gehört der Anteil 
des verjtorbenen Ehegatten am Gejamtgute zum 
Nachlaſſe. Die Beerbung des Ehegatten erfolgt nach 
den allgemeinen Vorjchriften. 1483 Sind beidem 
Tode eines Ehegatten gemeinjchaftlihe Abkömme 
linge vorhanden, jo wird zwijchen dem ilberlebenden 
Ehegatten und den gemeinjchaftlihen Ablömmlin— 
gen, die im Falle der gejeglichen Erbfolge als Erben 

erufen find, die Gütergemeinjchaft fortgejegt. Der 
Anteil des verjtorbenen Ehegatten am Gejamtgute 
aehört in diejem alle nicht zum Nachlafje; im 
übrigen erfolgt die Beerbung des Ehegatten nad) 
den allgemeinen Borjchriften. | Sind neben den 
gemeinjchafilichen Ablömmlingen andere Ablömm= . 
linge vorhanden, fo bejtinmen jich ihr Erbrecht und 
ihre Erbteile jo, wie wenn fortgejegte Gütergemein- 
ichaft nicht eingetreten wäre. 1484 Der über: 
tebende Ehegatte kann die Fortjegung der Güter- 
gemeinschaft ablehnen. | Auf die Ablehnung finden 
die fiir die Ausſ — einer Erbſchaft geltenden 
Vorſchriften der 881943 bis 1947, 1950, 1952, 1954 
bis 1957, 1959 entſprechende Anwendung. Steht 
der überlebendeEhegatte unter elterlicherGewalt oder 
unter Bormundichaft, To ift zur Ablehnung die Ge- 
nehmigung desVormundſchaftsgerichts erforderlich. | 
Lehnt der Ehegatte die Fortjepung der Güterges 
meinjchaft ab, jo gilt das Gleiche wie im alle des 
$ 1482. 1485 Das Gejamtgut der fortgeichten 
Gütergemeinſchaft beiteht aus dem ehelichen Geſamt⸗ 
gute, ſoweit es nicht nach $ 1483 Abf. 2 einem nicht 
anteilsberechtigten Abtömmlinge zufäNt, und aus 
dem Vermögen, das der liberlebende Ehegatte aus 
dem Nachlafje des verftorbenen Ehegatten oder nad) 
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dem Eintritte der fortgejeßten Gütergemeinjchaft 
erwirbt. | Das Bermögen, da3 ein gemeinjchaft- 
licher Abkömmling zur Zeit des Eintritts der fort- 
gejegten Gütergemeinjchaft hat oder jpäter erwirbt, 
gehört nicht zu dem Gefamtgute. | Auf das Geſamt— 
gut finden die für die eheliche Gitergemeinjchaft 

eltenden Borjchriften des 8 1438 Ab}. 2, 3 ent- 
prechende Anwendung. 1486 Borbehaltsgut des 
überlebenden Ehegatten ijt, wa3 er bisher als Vor— 
behaltsgut gehabt Hat oder nach $ 1369 oder $ 1370 
erwirbt. | Gehören zu dem Bermögen des überleben- 
den Ehegatten Gegenjtände, die nicht Durch Rechts— 
geichäft übertragen werden können, jo finden auf 
ſie die bei der Errun Abe ee fiir das 
eingebrachte Gut des Mannes geltenden Borjchriften, 
mit Ausnahme des $ 1524, entiprechende Anwen— 
dung. 1487 Die Rechte und Berbindlichfeiten des 
überlebenden Ehegatten jowieder anteilöberedhtigten 
Abkömmlinge in Anjehung des Gejamtgut3 der fort» 

ejegten Gitergemeinfhaft beſtimmen fich nach den 
ir die eheliche Gütergemeinfchaft geltenden Vor— 
jchriften der $$ 1442 bi 1449, 1455 bis 1457, 1466; 
der liberlebende Ehegatte hat die rechtliche Stellung 
de3 Mannes, die anteilöberechtigten Abkömmlinge 
haben die redtlihe Stellung der Frau. | Wa3 der 
iiberlebende Ehegatte zu dem Gejamtgute jchuldet 
oder aus dem Gejamtgute zu fordern Hat, ijt erit 
nach der Beendigung der fortgejegten Gütergemein= 
ichaft zu leiften. 1488 Gejamtgutöverbindlich- 
feiten der fortgejegten Gütergemeinſchaft find die 
Nerbindlichkeiten des überlebenden Ehegatten jowie 
folche Berbindlichkeiten des verjtorbenen Ehegatten, 
die Gefamtgut3verbindlichkeiten der ehelichen Güter 
gemeinjchaft waren. 1489 Fiir die Gejamtguts- 
verbindlichkeiten der fortgejegten Gütergemeinjchaft 
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haftet der Überlebende Ehegatte perjönlich. | Soweit 
die perjönliche Haftung den liberlebenden Ehegatten 
nur infolge des Eintrittö der Den Güterge⸗ 
meinſchaft trifft, finden die für die Haftung des 
Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten geltenden 
Vorſchriften entiprechende Anwendung; an die 
Stelle des Nachlafjes tritt das Gejamtgut in dem 
Beitande, den es zur Beit des Eintritt3 der fortges 
ſetzten Gütergemeinſchaft Hat. | Eine perjünliche 
Haftung der anteilöberechtigten Abkömmlinge für 
die Verbindlichkeiten des verjtorbenen oder des über 
lebenden Ehegatten wird durch die fortgejeßte 
Gütergemeinfchaft nicht begründet. 1490 Stirbt 
ein anteilöberechtigter Ablömmling , jo gehört jein 
Anteil an dem Gejamtgute nicht zu feinem Nach— 
laſſe. Hinterläßt er Abkömmlinge, die anteilöbe- 
rechtigt jein würden, wenn er den verjtorbenen 
Ehegatten nicht überlebt hätte, jo treten die Ablönım= 
linge an jeine Stelle. Hinterläßt er ſolche Abkömm⸗— 
linge nicht, fo wächſt fein Anteil den übrigen an= 
teiläberechtigten Abkömmlingen und, wenn ſolche 
nicht vorhanden find, dem iiberlebenden Ehegatten 
an. 1491 Ein anteildberechtigter Ablömmling 
fann auf jeinen Anteil an dem Gejamtgute ver: 
zichten. Der Verzicht erfolgt durch Erklärung gegen= 
über dem fiir den Nachlaß des verjtorbenen Ehegatten 
zuftändigen Gerichte; die Erklärung iſt in öffentlich 
beglaubigter Form abzugeben. Das Nachlaßgericht 
ſoll die Erklärung dem überlebenden 2 und 
den übrigen anteilsberechtigten Ablömmlingen mit= 
teilen. | Der Verzicht kann auch durch Vertrag mit 
dent überlebenden Ehegatten und den übrigen an= 
teilöberechtigten Abtömmlinnen erfolgen. Der 
— bedarf der gerichtlichen oder notariellen 

eurfundung. | Steht der Abtönımling unter elters 
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licher Gewalt oder unter Vormundſchaft, fo ift zu 
dem Berzichte die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
ericht3 erforderlich. | Der Verzicht Hat die gleichen 
irlungen, wie wenn der Verzichtende zur Zeit 
de3 Berzichts ohne Hinterlafjung von Abkömmlingen 
gejtorben wäre. 1492 Der überlebende Ehegatte 
kann die fortgeſetzte Gütergemeinfchaft jederzeit auf: 
heben. Die Authebung erfolgt duch Erklärung 
ge enüber dem für den Nachlaß des verftorbenen 
Bepatten ujtändigen Gerichte; die Erflärung iſt 
n Öfentic beglaubigter Form abzugeben. Das 
Nachlaßgericht joll die Erklärung den anteilsberech— 
tigten Abkömmlingen und, wenn der überlebende 
Ehegatte gejeglicher Vertreter eines der Ablümm- 
linge ijt, dem Bormundichaftsgerichte mitteilen. | 
Die Aufhebung kann auch durd Vertrag zwifchen 
dem liberlebenden Ehegatten und den anteilsberech— 
tigten Ablömmlingen erfolgen. Der Vertrag bedarf 
der gerichtlichen oder notariellen Beıtrkundung. | 
Steht der überlebende Ehegatte unter elterlicher 
Gewalt oder unter Bormundichaft, fo ift zu der 
Aufhebung die Genehmigung des Vormundſchafts— 
gericht3 erforderlich. 1493 Die fortgejehte Güter: 
emeinihaft endigt mit der Wiederverheiratung 
Des überlebenden Ehegatten. | Der überlebende 
Ehegatte Hat, wenn ein anteil3berechtigter Ab— 
kömmling minderjährig ift oder bevormumdet 
wird, die Abficht der Wiederverheiratung dem 
Vormundſchaftsgericht anzuzeigen, ein Verzeich- 
nis des Gejamtgut3 einzureichen, die Güterge— 
BERW. aufzuheben und die Auseinanderjegung 
herbeizuführen. Das Vormundichaftsgericht kann 
ejtatten, daß die Aufhebung der BT 
Schaft bi3 zur Eheſchließung unterbleibt und 
dag die Auseinanderſetzung erjt jpäter erfolgt. 
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1494 Die fortgejegte Gütergemeinjchaft endi t mit 
dent Tode des Überlebenden Ehegatten. | Wird der 
jiberlebende Ehegatte fiir tot erklärt, jo endigt die 
fortgejegte Gütergemeinjchaft mit dem Beitpunfte, 
der al3 Zeitpunkt des Todes gilt. 1495 Ein an- 
teilsberechtigter Abkömmling kann gegen den über⸗ 
lebenden Ehegatten auf Aufhebung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft klagen: 1. wenn der überlebende 
Ehegatte ein Rechtsgeſchäft der in den SS 1444 bi3 
1 bezeichneten Art ohne Du des Ab⸗ 
fömmlinges vorgenommen hat und filr Die Zukunft 
eine erhebliche — des Abkömmlinges zu 
beſorgen iſt; 2. wenn der uͤberlebende Ehegatte das 
Gefamtgut in der Abſicht, den Abkömmling zu bes 
nadhteiligen, vermindert hat; 3. wenn Der über⸗ 
lebende Ehegatte feine Verpflichtung, dem Abkömm- 
au Unterhalt zu gewähren, verlegt hat und für die 
Zukunft eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts 
zu bejorgemift; 4. wenn Der iiberlebende Ehegatte 
wegen Verjchwendung ——— iſt oder wenn er 
das Geſamtgut durch Verſchwendung erheblich ge⸗ 
faͤhrdet; 5. wenn der überlebende Ehegatte die elter= 
liche Gewalt über den Abkömmling verwirkt hat oder, 
falls ſie ihm zugeſtanden hätte, verwirlt haben würde. 
1496 Die Aufhebung der fortgeſetzten Güterge— 
meinjchaft tritt in den Fällen des $ 1495 mit Der 
Rechtskraft des Urteils ein. Sie tritt für alle Ab— 
kömmlinge ein, auch wenn das Urteil auf die Klage 
eines der Abkömmlinge ergangen iſt. 1497 Nad) 
der Beendigung der fortgejegten Gütergemeinjchaft 
findet in Anjehung des Gelamtguts die Auseinander⸗ 
Keung Statt. | Bis zur Auseinanderjeßung beſtimmt 
ich das Nechtsverhältnis der Teilhaber am Gejamt- 
— nach den 8 1442, 1472, 1473. 1498 Auf 
ie Augeinanderjegung finden die VBorjchriften der 
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ss 1475, 1476, des $ 1477 Abſ. 1 und der 8$ 1479 bi3 
1481 Anwendung; an die Stelle des Mannes tritt 
der üiberlebende Ehegatte, an die Stelle der Fran 
treten die anteilsberechtigten Ablömmlinge. Die in 
$ 1476 Abj. 2 Saß 2 bezeichnete Verpflichtung bejteht 
nur für den liberlebenden Ehegatten. 1499 Bei 
der Auseinanderjegung fallen dem iüberlebenden 
Ehegatten zur Laſt: 1. die ihm bei dem Eintritte der 
fortgejeßten Gütergemeinjchaft obliegenden Geſamt— 
gutsverbindlichkeiten, für die das eheliche Gejanttgut 
nicht haftete oder die im Verhältnifje der Ehegatten 
zu einander ihm zur Laſt fielen ; 2. dienach dem Ein— 
tritte der fortgejegten Gütergemeinjchaft entſtande— 
nen I ao ALT, die, wenn fie wäh— 
rend der ehelichen Gütergemeinſchaft in jeiner Berfon 
entitanden wären, im Berhältniffe der Ehegatten zu 
etnander ihm zur Lajt gefallen fein wiirden ; 3. eine 
reg! die er einen anteilsberechtigten Ab— 
tömmling über das dem Gejamtgut — 
Maß hinaus oder die er einem nicht anteilsberech— 
tigten Abkömmlinge verſprochen oder gewährt hat. 
1500Die anteilsberechtigten Abkömmlinge müſſen 
re Berbindlichkeiten des verjtorbenen Ehegatten, die 

iejem im Berhältnifje der Ehegatten zu einander zur 
Laſt fielen, bei der Auseinanderjegung auf ihren 
Anteil injoweit anrechnen laſſen, alö der überlebende 
Ehegatte nicht von dem Erben des verjtorbenen Ehes 

atten Dedung br erlangen fünnen. | Ir gleicher 
FReife haben jich die anteiläberechtigten Abkömm— 
linge anrechnen zu lajjen, was der verjtorbene Ehe— 
gatte zu dem Geſamtgute zu erjehen hatte. 1I501 
Kit einem anteilöberechtigten Abkömmlinge für den 
Berzicht auf feinen Anteil eine Abfindung aus dem 
Gejamtgute gewährt worden, jo wird jie bei der Aus— 
einanderjegung in das Gejamtgut eingerechnet und 
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auf die den Abkömmlingen —— Hälfte ange⸗ 
rechnet. | Der überlebende Ehegatte kann mit den 
— anteilsberechtigten Ablömmlingen ſchon vor 
der Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
eine abweichende Vereinbarung treffen. Die Verein⸗ 
barung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urkundung; fie ift denjenigen Abkömmlingen 
gegenüber wirkſam, welche erjt jpäter in die fortge= 
Keraerrig gi treten. 150% Der über: 
lebende Ehegatte iſt berechtigt, das Geſamtgut oder 
einzelne dazu gehörende Gegenftände gegen Erſatz des 
Wertes zu Übernehmen. Das Recht geht nicht auf 
den Erben über. | Wird die fortgejeßte Gütergemein= 
Ihaft auf Grund des 8 1495 durch Urteil aufgehoben, 
jo jteht dem überlebenden Ehegatten das im Abf. 1 
bejtimmte Recht nicht zu. Die anteil3berechtigten 
Abkömmlinge können in diefem Falle diejenigen 
Gegenstände gegen Erjat des Wertes übernehmen, 
welche der verjtorbene Ehegatte nach $ 1477 Abi. 2 
zu übernehmen berecdjtigt fein würde. Das Recht 
fann von ihnen nur gemeinfchaftlich ausgeübt wer 
den. 1503 Mehrere anteilsberechtigte Abkömm⸗ 
linge teilen die ihnen zufallende Hälfte des Geſamt— 
ut3 nad) dem Berhältnijje der Anteile, zu denen 
Be im Falle der gejeglichen Erbfolge als Erben des 
verjtorbenen Ehegatten berufen jein würden, wenn 
diejer erjt zur Zeit der Beendigung der ——— 
Gütergemeinſchaft bag wäre. | Das Vorem⸗ 
— kommt nad) den für die Ausgleichung unter 
en geltenden Fa zur Ausglei⸗ 
Kung, joweit nicht eine jolche bereits bei der Teilung 
des Nachlafjes des verftorbenen Ehegatten erfolgt 
iſt. | Zit einem Abkömmlinge, der auf feinen Ant 
verzichtet Hat, eine Abfindung aus dem Gejamtgute 
gewährt worden, fo fält fie den Ablömmlingen zur 
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Laſt, denen der Verzicht zuftatten fommt. 1504 
Soweit die antell3berechtigten Abtümmlinge nad) 
$ 1480 den Gefamtgut3gläubigern haften, find ſie im 
Berhältnifie zu einander nad) der Größe ihres An— 
teil3 an dem Geſamtgute verpflichtet. Die Berpflich- 
tung bejchräntt ſich auf dieihnen zugeteilten Gegen= 
ſtände; die für die Haftung des Erben geltenden 
Borjchriften der 88 1990, 1991 finden ac 
Anwendung. 1505 Die Vorjchriften über das 
Recht aufErgänzung des Pflichtteils finden zu Guits 
ften eines anteilöberechtigten Ablömmlinges entfpres 
chende Anwendung; an die Stelle des Erbfall3 tritt 
die Beendigung der fortgejegten Gütergemeinfchaft, 
al3 gejeglicher Erbteil gilt derdem Ablömmlinge zur 
Zeit der Beendigung gebührende Anteil an dem Ge— 
jamtgut, als Pflichtteil gilt die Hälfte des Wertes 
Dieje3 Anteil. 1506 Sit ein gemeinfchaftlicher 
Abtömmling erbunwürdtig, jo ift er auch des Anteils 
an dem Gejamtgut unwürdig. Die Vorjchriften über 
die Erbunmwiürdigfeit finden entſprechende Anwen— 
dung. 1507 Das Nachlaßgericht Hat dem über: 
lebenden Ehegatten auf — ein Zeugnis über 
die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft zu erteilen. 
Die Vorſchriften über den Erbſchein finden entſpre— 
chende Anwendung. 1508 Die Ehegatten können 
die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch Ehever— 
er; ausichließen. | Auf einen Ehevertrag, durch 
welchen die Fortſetzung der Giltergemeinfchaft aus: 

efchlofjen oder die Ausfchliegung aufgehoben wird, 
Anden die Borjchriften des 8 1437 Anwendung. 
1509 Seder Ehegatte kann für den Fall, daß die 
Ehe durch feinen Tod aufgelöjt wird, die Fortſetzung 
der Gütergemeinfchaft durch letztwillige Verfiigung 
ausfchließen, wenn er berechtigt ijt, dem anderen 
Ehegatten den Pflichtteil zu entziehen oder auf Auf⸗ 
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hebung dev Gütergemeinichaft zu Klagen. Auf die 
Ausjchließung finden die Vorſchriften über die Ent— 
ziehung des Pflichtteil3 entiprechende Anwendung. 
1510 Wird die Fortſetzung der Gütergemeinichaft 
ausgejchlofien, jo gilt dag Gleiche wie im Falle des 
$ 1482. 1511Jeder Ehegatte kann für den al, 
daß die Ehe durch jeinen Tod aufgelöft wird, einen 
gemeinschaftlichen Ablömmling von der fortgejegten 
Gütergemeinſchaft durch letztwillige Verfügung aus— 
ſchließen. Der ausgeſchloſſene Abkömmling kann, 
unbeſchadet ſeines Erbrechts, aus dem Geſamtgute 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft die Zahlung des 
Betrags verlangen, der ihn von dem Geſamtgute 
der ehelichen Gütergemeinſchaft als Pflichtteil ges 
bühren würde, wenn die fortgejekte Gütergemein— 
ichaft nicht eingetreten wäre. Die für den Pflicht: 
teilganfpruch geltenden Borjchriften finden entipres 
chende Anwendung. | Der dent ausgeichloijenen Ab— 
kömmlinge gezahlte Betrag wird bei der Auseins 
anderjegung den anteiläberedhtigten Abtömmlingen 
nad Maßgabe des $ 1500 angerechnet. Sur Verhülts 
nilje der Abkömmlinge zu einander fällt er den Abs 
kömmlingen zur Laſt, denen die Ausjchließung zus 
ftatten fommt. LS 12 Seder Ehegatte kann für den 
Fall, daß mit jeinem Tode die fortgejegte Güter— 
nemeinjchaft eintritt, den einem anteil3berechtigten 
Abkömmlinge nac) der Beendigung der fortgejegten 
Gütergemeinſchaft gebührenden Anteil an den Ges 
jamtgute durch legtwillige Verfiigung bis auf die 
Huülfte Herabjegen. 1513 Jeder Ehegatte kann für 
den Fall, daß mit feinem Tode die fortgejete Güter⸗ 
emeinjchaft eintritt, einem anteilöberechtigten Abs 
ömmlinge den diejen nach der Beendigung der forte 
gejegten Giitergemeinjchaft gebührenden Anteil an 
dem Gejamtgute durch lehtwillige Verfügung ent- 
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— wenn er berechtigt iſt, dem Abkömmlinge 
en Pflichtteil zu entziehen. Die Vorſchriften des 
$ 2336 Abi. 2 bis 4 finden entſprechende Anwen— 
dung. | Der Ehegatte fann, wenn er nad) $ 2338 
berechtigt ijt, das Pflichtteilsrecht des Abkönntlinges 
zu beichränten, den Anteil des Abfömmlinges am 
Geſamtgut einer entiprechenden Beſchränkung unter: 
werfen. 1514 Jeder Ehegatte kann den Betrag, 
den er nach $ 1512 oder nad) $ 1513 Abſ. 1 einem 
Abkömmling entzieht, auch einem Dritten durch 
rein Verfügung zuwenden. 1515 Seder 
Ehegatte kann für den Fall, daß mit feinem Tode 
die fortgejegte Gütergemeinjchaft eintritt, Durch letzt— 
willige Verfiigung anordnen, daß ein anteildberech- 
tigter Abkömmling das Recht Haben joll, bei der Tei— 
Yung da3®ejamtgutoder einzelne dazu gehörende Ge— 
genjtände gegen Erjat des Wertes zu übernehmen. | 
Gehört zu dem Gejamtgut ein Landgut, jo kann 
angeordnet werden, dab das Landgut mit dem Er— 
tragsmwert oder mit einem Breije, der den Ertrags— 
wert mindeitens erreicht, angejegt werden joll. Die 
für die Erbfolge geltenden Vorjchriften des $ 2049 
inden Anwendung. | Das Hecht, das Landgut zu 
em im Abj. 2 bezeichneten Werte oder Preije zu 
übernehmen, kann auch dem überlebenden Ehegatten 
eingeräumt werden. 1516 Zur Wirkjamleit der 
in den 88 1511 bi3 1515 bezeichneten Verfügungen 
eines Ehegatten iſt die Zujtimmung des anderen 
Ehegatten erforderlich. Die Zuftimmung kann nicht 
durch einen Vertreter erteilt werden. Iſt der Ehe: 
gatte in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, jo iſt Die 
Buftimmung jeines gejeglichen Vertreters nicht er- 
forderfih. Die Zujtimmungserklärung bedarf der 
erichtlichen oder notariellen Beurkundung. Die 

ujtimmung iſt unwiderruflich. | Die Ehegatten 
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fönnen die in den 8$ 1511 bis 1515 bezeichneten Ver⸗ 
fügungen aud) in einem gemeinfchaftlihen Teſta— 
mente treffen. 15 17 Zur Wirkſamkeit eines Vers 
trags, durch den ein gemeinjchaftlicher Abtömmlin 
einem der Ehegatten gegenüber für den Fall, da 
die Ehe durch dejjen Tod aufgelöft wird, auf feinen 
Anteil am Gejamtgute der fortgejegten Güterge— 
meinjchaft verzichtet oder Durch den ein jolcher Ver— 
zicht aufgehoben wird, iſt die Zujtimmung des ans 
deren Ehegatten erforderlich. Für die — 
gelten die Vorſchriften des $ 1516 Abſ. 2 Satz 3, 4. 
Die für den Erbverzicht geltenden Vorjchriften finden 
entjprechende Anwendung. 1518 Anordnungen, 
die mit den Vorſchriften der 8$ 1483 bis 1517 in 
Widerfpruch ftehen, können von den Ehegatten 
weder durch Tegtwillige Verfiigung noch durch Ver— 
trag getroffen werden. 8. Errüngenſchafts— 
emeinihaft. 1519 Wa3 der Mann oder die 
Ira während der Errungenjchaftsgemeinjchaft er- 
wirbt, wird gemeinjchaftliches Vermögen beider 
Ehegatten (Gejamtgut).| Auf das Geſamtgut finden 
die für die allgemeine Gütergemeinjchaft geltenden 
Borjchriften des $ 1438 Abſ. 2, 3 und der $$ 1442 
bi3 1453, 1455 bi3 1457 Anwendung. 1520 Ein- 
rn. Gut eines Ehegatten ijt, wa3 ihm bei 
em Eintritte der Errungenfchaft3gemeinfchaft ge= 
hört. 1521 a But eines Ehegatten 
tit, was er von Todeöwegen oder mit Rüdficht auf 
ein künftiges Erbrecht, Durch —— oder als 
Ausſtattung erwirbt. Ausgenommen iſt ein Er— 
werb, der den Umſtänden nach zu den Einkünften 
zu rechnen iſt. 1522 —— Gut eines 
Ehegatten ſind Gegenſtände, die nicht durch Rechts⸗ 
geſchäft gen werden können, jowie Rechte, 
die mit feinem Tode erlöfchen oder deren Erwerb 
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dur den Tod eines der Ehegatten bedingt ift. 
1523 Eingebrachtes Gut eines Ehegatten fit, 
was durch Ehevertrag für eingebradhtes Gut erklärt 
tit. 15234 Eingebrachtes Gut eines Ehegatten tit, 
wa3 er auf Grund eines zu jeinem eingebrachten 
Gute gehörenden Rechtes oder als Erjag füt die 
Berjtörung, Beihädigung oder Entziehung eines 
zum eingebradten Gute gehörenden Gegenjtandeß 
oder durch ein Rechtsge daft erwirbt, das ftch auf 
das eingebrachte Gut bezieht. Ausgenommen ijt der 
Erwerb aus dem Betrieb eines — —— 
Die Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft erwors 
benen Forderung zum eingebrachten Gute hat der 
Schuldner erjt dann gegen fich gelten zu lafjen, 
wenn er von der Zugehörigkeit Kenntnis erlangt; 
die Vorjchriften der $$ 406 bis 408 finden entſpre— 
chende Anwendung. 1525 Das eingebradhte Gut 
wird fiir Rechnung des Gejamtgut3 in der Weile 
verwaltet, daß die Nugungen, welche nad) den für 
den Güterjtand der Verwaltung und Nutznießung 
geltenden Vorjchriften dem Manne Pa zu dem 
Gejamtgute gehören. | Auf das eingebradhte Gut 
der Frau finden im übrigen die Vorſchriften der 
ss 1373 bis 1383, 1390 bis 1417 entjprechende An— 
wendung. 1526 Borbehaltsgut der Frau fit, 
was durch Ehevertrag für Vorbehaltögut erklärt ijt 
oder von der Frau nach $ 1369 oder $ 1370 erworben 
wird.!Vorbehaltsgut des Mannes ift ausgeſchloſſen. 
Für das Borbehalt3gut der Frau gilt das Gleiche 
wie für das Vorbehaltägut bei der allgemeinen 
Gütergemeinihaft. 1527 Es wird vermutet, daß 
da3 vorhandene Vermögen Gejamtgut jei. 1528 
Seder Ehegatte fann verlangen, daß der Beitand 
jeine3 eigenen und des dem anderen Ehegatten ge— 
hörenden eingebradhten Gutes durch Aufnahme eines 
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Verzeichniffes unter Mitwirkung des anderen Ehes 
gatten fejtgejtellt wird. Auf die Aufnahme des Ver— 
zeichniljes finden die fiir den Nießbrauch geltenden 
Vorſchriften des $ 1035 —— Jeder Ehegatte 
kann den Zuſtand der zum eingebrachten Gute ge— 
hörenden Sachen auf ſeine Koſten durch Sachver— 
ſtändige feſtſtellen laſſen. 15239 Der eheliche Auf: 
wand hätt dem Geſamtgute zur Lajt.| Das Gejamt- 
gut trägt auch die Laſten des eingebrachten Gutes 

eider Ehegatten ; der Umfang der Laſten bejtinmt 
fih nach den bei dem Güterjtande der Verwaltung 
und Nutznießung fir dag eingebrachte Gut der Frau 
geltenden Vorjchriften der $$ 1384 bi3 1357. 1530 
Das Gejamtgut Haftet für die Verbindlichkeiten des 
Mannes und für die in den $$ 1531 bi 1534 bezeich⸗ 
neten Berbindlichkeiten der Frau (Geſamtgutsver— 
Dindlichkeiten).| Für Berbindlichkeiten der Frau, die 
Gejamtgutsverbindlichkeiten find, haftet der Mann 
auch perjönlich als Geſamtſchuldner. Die Haftung 
erliicht mit der Beendigung der Errungenjchaftss 

emeinjchaft, wenn die Verbindlichkeiten im Ber: 
Pältniffe der Ehegatten zu einander nicht dem Ge- 
jamtgute zur Laſt fallen. 1531 Das Gejamtgut 
haftet für SBerbindlichkeiten der Frau, die zu den 
im $1529 Abſ. 2 bezeichneten Lajten des eingebrad): 
ten Gutes gehören. 1532 Das Gejamtgut haftet 
für eine Verbindlichkeit der Frau, die aus einem 
nach dem Eintritte der Errungenjchaftsgemeinjchaft 
vorgenommenen Nechtögejchäft entjteht, jowie für 
die Koſten eines Nechtsitreit3, den die Frau nad) 
dem Eintritteder Errungenſchaftsgemeinſchaft führt, 
wenn die Vornahme des Hechtögeichäfts oder die 
Sührung de3 Nechtsjtreit3 mit Zuſtimmung des 
Mannes erfolgt oder ohne feine Zuftimmung fiir 
das Gejamtgut wirkſam ift. 1533 Das Gejamt: 
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gut haftet filr eine Verbindlichkeit der rau, die nach 
dem Eintritte der Errungenjchaftsgemeinichaft in 
folge eines ihr zujtehenden Rechtes oder des Beſitzes 
einer ihr gehörenden Sache entjteht, wenn da3 Recht 
oder Die Sade zu einem Erwerbsgeichäfte gehört, 
da3 die Frau mit Einwilligung des Mannes ſelb— 
ftändig betreibt. 1534 Das Gejamtgut haftet für 
Verbindlichkeiten der Frau, die ihr auf Grund der 
gejeglichen Unterhaltspflicht obliegen. 1535 Im 
Berhältrifje der Ehegatten zu einander fallen fols 
gende Gejamtgutöverbindlichkeiten dem Ehegatten 
zur Laſt, in dejien Berjon fie entjtehen: 1. die Ver— 
bindlichkeiten aus einem jich auf fein eingebrachtes 
Gut oder jein Vorbehaltsgut beziehenden Rechtsver— 
hältnis, auch wenn fie vor dem Eintritte der Er— 
rungenfchaftsgemeinjchaft oder vor der Zeit ent— 
jtanden find, zu der das Gut eingebrachtes Gut oder 
Borbehaltsgut geworden ijt; 2. die Koſten eines 
Rechtsſtreits, den der Ehenatte über eine der in 
Nr. 1 bezeichneten Berbindlichkeiten führt. 1536 
Am Verhältniſſe der Ehegatten zu einander fallen 
dem Manne zur Laft: 1. die vor dem Eintritte der 
Errungenjchaftsgemeinjchaft entjtandenen Verbind— 
lichkeiten des Mannes; 2. die Verbindlichkeiten des 
Mannes, die der Frau gegenüber aus der Verwal— 
tung ihres eingebrachten Gutes entjtehen,, foweit 
nit das Gejamtgut zur Zeit der Beendigung der 
Errungenjchaftsgemeinfchaft bereichert ift; 3. die 
Berbindlichleiten des Mannes aus einer unerlaub= 
ten Handlung, die er nach dem Eintritte der Er— 
rungenjchaftsgemeinjchaft begeht, oder aus einem 
Strafverfahren, das wegen einer unerlaubten Hands 
lung gegen ihn gerichtet wird; 4. die Koſten eines 
Rechtsſtreits, den der Mann über eine der in Nr. 1 
bis 3 bezeichneten Verbindlichkeiten führt. 1537 
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Die Vorihriften des $ 1535 und des S 1536 Nr. 1,4 
finden inſoweit feine Anwendung, als die Verbind—⸗ 
lihfetten nach $ 1529 Abj.2 von dem Gejamtgute zu 
fragen jind. | Das Gleiche gilt von den Borjchriften 
des & 1535 injoweit, als die Berbindlichfeiten durch 
den Betrieb eines Erwerbögejchäfts, der für Red: 
nung de Gejamtgut3 geführt wird, oder infolge 
eines zu einem folhen Erwerbögeichäfte gehörenden 
Rechtes oder des Befiges einer dazu gehörenden Sache 
entitehen. 1538 Verjpricht oder gewährt der Mann 
einem Kinde eine Austattung, jo finden die Vor: 
“ Schriften des $ 1465 Anwendung. 1539 Soweit 
das eingebrachte Gut eines Ehegatten auf Koften des 
Gejamtgut3 oder das Gefamtgut auf Koften des eins 
gebrachten Gutes eines Ehegatten zur Zeit der Be— 
endigung der Errungenfchaftsgemeinfchaft bereichert 
ist, muß aus dem bereicherten Gute zu dem anderen 
Gute Erjag geleijtet werden. Weitergehende, auf 
beionderen Gründen beruhende Anjprüche bleiben 
unberührt. 1540 Sind verbrauchbare Sachen, die 
zum eingebrachten Gute eines Ehegatten gehört 
haben, nicht mehr vorhanden, fo wird zu Gunften 
des Ehegatten vermutet, daß die Sachen in da3 Ge- 
jamtgut verwendet worden feien und diejes um den 
Wert der Sachen bereichert fei. 1544 1 Was ein 
Ehegatte zu dem Gejamtgut oder die Frau zu dem 
eingebhrachten Gute des Mannes fchuldet, ift erit 
nad) der Beendigung der Errungenſchaftsgemein— 
Ihaft zu leiften; joweit jedoch zur eng einer 
Schuld der Frau ihr eingebrachtes Gut und ihr Vor— 
behalt3gut ausreichen, hat fie die Schuld ſchon vor= 
her zu berichtigen. | Was der Mann aus dem Ge— 
ſamtgute zu fordern hat, kann er erft nach der Be— 
Toigung er Errungenjchaftsgemeinfchaft fordern. 
1542 Die Frau kann unter den Vorausfegungen 
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des $ 1418 Nr. 1, 3 bis 5 und des $ 1468, der Mann 
fann unter den a des 81469 auf Auf⸗ 
hbebung der Errungenjchaftögemeinichaft Hagen. | 
Die Aufhebung tritt mit der Rechtskraft des Urteils 
ein. 1543 Die Errungenichaftsgemeinichaft en— 
Digt mit der Rechtskraft des Bejchluffes, durch den 
der Konkurs über das Vermögen des Mannes er— 
öffnet wird. 1544 Die Errungenjchaftsgemein= 
Ihaft endigt, wenn ein Ehegatte für tot erklärt wird, 
mit dem Zeitpunkte, der als Beitpunkt des Todes 

ilt. 1545 Endigt die Errungenſchaftsgemein— 
haft nad) den $$ 1542 his 1544, jo gilt für die Zu= - 
funft Gütertrennung. | Dritter gegenüber ift die 
Sn ann der Gemeinjchaft nur nah Maßgabe 
de3 $ 1435 wirkjam. 1546 Nach der Beendigung 
der Errungenjchaftsgemeinschaft findet in Anfehung 
des Gejamtguts Die euer he ftatt. Bis 
zur Auseinanderjegung bejtimmt ſich das Rechts— 
verhältnis der Ehegatten nad) dei 88 1442, 1472, 
1473. | Die Augeinanderjfegung erfolgt, ſoweit nicht 
eine andere Vereinbarung getroffen wird, nach den 
rür die allgemeine re aft geltenden Vor— 
ſchriften der $$ 1475 bi8 1477, 1479 bis 1481. | Auf das 
eingebrachte Gut der grau finden die für den Güter 
jtand der Verwaltung ımd Nutznießung geltenden 
Borichriften der $$1421518 1424 Anwendung. 1547 
Endigt die re a are urch die 
Eröffnung des Konkurjes Über das Vermögen des 
Mannes, jo kann die Frau auf Wiederheritellung 
der Gemeinschaft Hagen. Das gleiche Necht jteht, 
wenn die Gemeinschaft infolge einer Todeserkflärung 
endigt, dent für tot erflärten Ehegatten zu, falls er 
noch Iebt. | Wird die Gemeinjchaft auf Grund des 
81418 Nr. 8 bis 5 aufgehoben, jo kann der Mann 
unter den Borausjesungen des $ 1425 Abj. Lauf 
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Wiederheritellung der Gemeinjchaft Hagen. 1548 
Die Wiederherjtellung der Errungenſchaftsgemein— 
ſchaft tritt in den Füllen des $1547 mit der Rechts— 
fraft de3 Urteil ein. Die Vorſchrift des 8 1422 

ndet na Anwendung. | Dritten gegenüber 
jt die Wiederherjtellung, wenn die — — in 
das Güterrechtsregiſter eingetragen worden iſt, nur 
nach Maßgabe des $ 1435 wirkfam. Im Falle der 
Wiederherjtellung wird Vorbehaltsgut der Frau, 
was ohne die Beendigung der Gemeinjchaft Vor— 
behaltögut geblieben oder geworden fein würde. 
4. Fahrnisgemeinſchaft. 1549 Auf die Ge 
meinjchaft des beweglichen Vermögens und der Er- 
rungenſchaft (Fahrnisgemeinſchaft) finden die für 
die allgemeine Gütergemeinjchaft geltenden Bor: 
Ichriften Anwendung, joweit jich nicht aus den 
$$ 1550 bis 1557 ein anderes ergiebt. 1550 Bon 
dem Gefamtgut ausgejchlofien ijt das eingebrachte 
Gut eines Ehegatten. | u! das eingebrachte Gut 
finden die bei der Errungenjchaftsgemeinichaft für 
da3 eingebradhte Gut geltenden Borjchriften Ans 
wendung. 1551 Eingebrachtes Gut eines Ehe: 
gatten ijt das ae ne Bermögen, das er bei 
dem Eintritte der Fahrnisgemeinſchaft Hat oder 
während der Gemeinjchaft durch Erbfolge, durch 
Vermächtnis oder mit Rückſicht auf ein künftiges 
Erbrecht, durch Schenkung oder al3 Ausftattung ers 
wirbt. | Zum unbeweglichen Bermögen im Sinne 
diefer Vorſchrift gehören Grundſtücke nebjt Zus 
behör, Rechte an Grundjtiiden, mit Ausnahme der 
Hypotheken, Grundichulden und Rentenjchulden, 
ſowie Forderungen, die auf die Mebertragung des 
Eigentums an Grundſtücken oder auf die Begrün— 
dung oder Ücbertragung eines der bezeichneten 
Nechte oder auf die Befreiung eines Grundſtücks von 
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einem jolchen Rechte gerichtet find. 1552 —— 
brachtes Gut eines Ehegatten jind Gegenftände, die 
nicht durch Rechtsgejchäft übertragen werden künnen. 
1553 Eingebrachtes Gut eines Ehegatten tft: 1. 
was Durch Cheverttan für eingebrachtes Gut erklärt 
ift; 2. was er nach $ 1369 erwirbt, fofern die Bes 
jtimmung dahin getroffen ijt, daß der Erwerb ein— 
gebrachtes Gut jein joll. 1554 Eingebrachtes Gut 
eines Ehegatten ijt, was er in der im $ 1524 bezeich- 
neten Weiſe erwirbt. Ausgenommen ijt, was ans 
—— von N erworben wird, die nur 

eshalb eingebrachtes Gut find, weil fie nicht durch 
Rechtögejchäft übertragen werden können. 1555 
Borbehaltsgut des Mannes ift ausgejchlofjen. 
1556 Erwirbt ein Ehegatte während der Fahr: 
nisgemeinjchaft durch Exbfofge, dur Vermächtnis 
oder mit Rüchſicht auf ein künftiges Erbrecht, durch 
Schenkung oder als Ausftattung Gegenstände, die 
teil Gejamtgut, teils eingebrachtes Gut werden, 
jo fallen die infolge des Erwerbes entjtehenden Ver— 
bindlichkeiten im Verhältnifje der Ehegatten zu ein 
ander dem Gejamtgut und dem Ehegatten, der den 
Erwerb macht, verhältnismäßig zur Laſt. 1557 
Bett Gütergemeinfchaft tritt nur ein, wen 

e durch Ehevertrag vereinbart ijt. III. Güter- 
rechtsregister. 1558 Die Eintragungen in das 
Güterrechtäregijter Haben bei dem Aıntsgerichte zu 
geichehen, in deſſen Bezirke der Mann feinen Wohn— 
ſitz hat. Dur) Anordnung der Landesjuſtizverwal— 
tung kann die Führung des Regiſters fir mehrere 
Amtsgericht3bezirfe einem Amtsgericht übertragen 
werden. 1559 Verlegt der Mann nad) der Ein 
tragung feinen Wohnfig in einen anderen Bezirk, 
jo muß die Eintragung im Regiſter diefes Bezirkes 
wiederholt werden. Die frühere Eintragung gilt 
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als von neuem erfolgt, wenn der Mann den Wohn⸗ 
fig in den früheren Bezirk zurücverlegt. 1560 
Eine Eintragung in das Regifter fol nur auf Ans 
trag und nur injoweit erfolgen, als fie beantragt 
iſt. Der Antrag iſt in öffentlich beglaubigter Form 
zu jtellen. 1561 Die Eintragung erfolgt in den 
Fällen des $ 1357 Abſ. 2 und des $ 1405 Abf. 3 auf 
Antrag de Mannes. | Sn den anderen Fällen iſt 
der Antrag beider Ehegatten erforderlid) ; jeder Ehe— 
gatte ilt dem anderen gegenüber zur Mitwirkung 
verpflichtet. | Der Antrag eines der Ehegatten ge- 
nügt: 1. zur Eintragung eines Ehevertragd oder 
einer aufgerichtlicher Entiyeidung beruhenden Aen⸗ 
derung der güterrechtlihen Verhältniſſe der Che- 
gatten, wenn mit dem Antrage der Ehevertrag oder 
die mit dem Beugnifie der Rechtskraft verjehene 
Entſcheidung vorgelegt wird; 2. zur Wiederholung 
einer Eintragung in dem Regtiter eined anderen Be— 
zirtes, wenn mit dem Antrag eine nach der Auf: 
hebung de3 bisherigen Wohnſitzes erteilte, öffent- 
lich beglaubigte Abkhrift der früheren Eintragung 
borgelegt wird. 156% Das Amtögericht hat die 
Eintragung durch daß fir jeine Befanntmadhungen 
bejtimmtte Blatt zu veröffentlichen. | Wird eine Aen- 
derung des Güterjtandes eingetragen, jo Hat ſich 
die Bekanntmachung aufdie Bezeichnung des Güter— 
ftandes und, wenn dieſer abweichend von dem Ges 
ſetze Be: it, auf eine allgemeine Bezeichnung 
der Abweichung zu beichränfen. 1563 Die Ein- 
ficht des Regiſters iſt jedem gauet Von den Ein- 
tragungen kann eine Abſchrift gefordert werden; 
die Abſchrift iſt auf Verlangen zu beglaubigen. 
Siebenter Titel. Scheidungder Ehe. 
1564 Die Ehe kann aus den in den $$ 1565 bis 
1569 bejtimmten Gründen geichieden werden. Die 
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Scheidung — durch Urteil. Die Auflöſung der 
Ehe tritt mit der Rechtskraft des Urteils ein. 1565 
Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der 
andere Ehegatte ſich des Ehebruchs oder einer nach 
den 88171, 175 des Strafgeſetzbuchs ſtrafbaren Hand⸗ 
lung ſchuldig macht. | Das Recht des Ehegatten auf 
Scheidung ausgeſchloſſen, wenn er dem Ehebruch 
oder der ſtrafbaren Handlung zuſtimmt oder ſich der 
Teilnahme ſchuldig macht. 1566 Ein Ehegatte 
kann aufScheidung Flagen, wenn der andere Ehe— 
gatte ihm nach dem Leben tradtet. 1567 Ein 
Ehegatte kann auf Scheidung Hagen, wenn der ans 
dere Ehegatte ihn böslich verlafjen hat. | Bösliche 
Berlafjung liegt nur vor: 1. wenn ein Ehegatte, 
nachdem er zur Herjtellung der häuslichen Gemein 
Ichaft en worden ijt, ein Jahr 
Eu egen den Willen de3 anderen Ehegatten in 
bös — Abſicht dem Urteile nicht Folge geleiſtet 
hat; 2. wenn ein Ehegatte ſich ein Jahr lang gegen 
den Willen des anderen Ehegatten in bößlicher Ab— 
jiht von der häuslichen Gemeinſchaft fern gehalten 
hat und die Vorausſetzungen für die öffentliche Zu— 
jtellung feit Sahresfrijt gegen ihn bejtanden haben. | 
Die ag tjt im Falle des Abj. 2 Nr. 2 unzu— 
läſſig, wenn die Borausjegungen für die öffentliche 
BeDETG am Schluffe der mündlichen Verhand- 
lung, auf die das Urteil ergeht, nicht mehr beſtehen. 
1568 Ein Ehegatte kann auf Scheidung Hagen, 
wenn der andere Ehegatte durch ſchwere Verletzun 

der durch die Ehe begründeten Pflichten oder dur 

ehrlojes oder unfittliches Verhalten eine jo tiefe Zer— 
rüttung des ehelichen Berhältnifjes verjchuldet hat, 
daß den Ehegatten die Kortjegung der Ehe nicht zu— 
gemutet werden kann. Als jchwere Verlegung der 
Pflichten gilt auch grobe Mikhandlung. 1569 
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Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der 
andere Ehegatte in Geiſteskrankheit verfallen iſt, 
die Krankheit während der Ehe mindejtens 3 Sahre 
gedauert und einen jolchen Grad erreicht Hat, daß 
die geiftige Gemeinschaft zwiſchen den Ehegatten auf- 
gehoben, auch jede sticht auf Wiederheritellung 
diefer Gemeinschaft ausgeſchloſſen iſt. 157O Das 
Recht auf Scheidung erliiht in den Fällen der 
$$ 1565 bi3 1568 durch Verzeifung. 1571 Die 
Scheidungdllage muß in den Fällen der $$ 1565 bis 
1568 binnen 6 Monaten von dem Beitpuntt an er: 
hoben werden, in dem der Ehegatte von dem Schei— 
dDungsgrunde Kenntnis erlangt. Die Klage tft aus— 
geichlofjen, wenn jeit dem Eintritte des Scheidungs— 
grundes 10 Sahre verjtrichen find. | Die Friit läuft 
nicht, Folange die Häusliche Gemeinſchaft der Ehe— 
gatten aufgehoben tft. Wird der Klage berech— 
tigte Ehegatte von dem anderen Ehegatten aufge- 
fordert, entweder die häusliche Gemeinjchaft herzu— 
jtellen oder die Klage zu erheben, jo läuft die Friſt 
von dem Empfange der Aufforderung an. | Der Er: 
hebung der Klage fteht die Ladung zum Sühne— 
termine gleich. Die Ladung verliert ihre Wirkung, 
wenn der zur Klage berechtigte Ehegatte im Sühne— 
termine nicht erjcheint oder wenn 3 Monate nad 
der Beendigung des Sühneverfahrens verjtrichen 
jind und nicht vorher die Klage erhoben worden ift.| 
Aufden Lauf der ſechsmonatigen und der dDreimonas 
tigen Friſt finden die für die Verjährung geltenden 
Borjchriften der SS 203, 206 entiprechende Anwen= 
dung. 1572 Ein Scheidungsgrund kann, auch 
wenn die für jeine Geltendmachung im $ 1571 be= 
ſtimmte Friſt verjtrichen tft, im Laufe des Rechts- 
Itreit$ geltend gemacht werden, fofern die Frift zur 
Zeit der Erhebung der Klage noch nicht veritrichen 
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war. 1573 Thatjadhen, auf die eine Scheidungs= 
Hage nicht mehrgegründet werden kann, dürfen zur 
Unteritiigung einer auf andere Thatjachen gegrün— 
deten Scheidungsflage geltend gemacht werden. 
1574 Wird die&he aus einem der in den $$ 1565 
bis 1568 beflimmten Gründe gejchieden, fo tjt in dem 
Urteil auszusprechen, daß der Beklagte die Echuld 
an der zn | Hat der Beklagte Wider: 
Hage erhoben und wird auch dieje für begründet er— 
kannt, jo find beide Ehegatten fir jchuldig zu er— 
Hären. | Ohne Erhebung einer Wider — iſt auf 
Antrag des Beklagten auch der Kläger für ſchuldig 
zu erklären, wenn Thatſachen vorliegen, wegen 
deren der —— auf Scheidung klagen könnte 
oder, falls ſein Recht auf Scheidung durch Verzei— 
hung oder durch Zeitablauf ausgeſchloſſen iſt, zur 
Zeit des Eintritts des von dem Kläger geltend ge— 
machten Scheidungsgrundes berechtigt war, auf 
Scheidung zu Hagen. 1575 Der Ehegatte, der 
auf Scheidung zu Elagen berechtigt ift, kann ftatt 
auf Scheidung aufAufhebung der ehelichen Gemein= 
ſchaft Hagen. Beantragt der andere Ehegatte, dab 
die Ehe, fall3 die Klage begründet iſt, geichieden 
wird, jo iſt auf Scheidung zu erkennen. | Für die 
Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinichaft 
gelten die Vorſchriften der $$ 1573, 1574. 76 
Sit auf Aufhebung dev chelichen Gemeinfchaft er— 
fanıtt, jo kann = der Ehegatten auf Grund des 
Urteils die Scheidung beantragen, e3 fei denn, daß 
nad der Erlafjung des Urteils die eheliche Gemein— 
haft twieberhergeiteift worden iſt. Die Borjchriften 

er SS 1570 bis 1574 finden feine Anwendung ; wird 
die Ehe gefchieden, jo ijt der für ſchuldig erklärte 
Ehegatte auch im Scheidungsurteile für ſchuldig zu 
erflären. 1577 Die gejchiedene Zrau behält den 
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yamiliennamen des Mannes. Die Frau kann ihren 
Familiennamen wiederannehmen. War fie vor der 
Eingehung der geichtedenen Ehe verheiratet, ſo kann 
jte auch den Namen mwiederannehmen, den fie zur 
Zeit der Eingehung diejer Ehe Hatte, es jet denn, 
daß jie allein für —8 erklärt iſt. Die Wieder: 
annahme des Namens erfolgt durch Erklärung 
gegenüber der zuftändigen Behörde; die Erklärung 
iſt in Öffentlich beglaubigter Form abzugeben. | Sit 
die Frau allein für Jhuldig erklärt, jo kann der 
Mann ihr die Führung feines Namens unterjagen. 
Die Unterfagung erfolgtdurd — gegenüber 
der zuſtändigen Behörde; die Erklärung lit in öffent⸗ 
li beglaubigter Form abzugeben. Die Behörde 
fol der Frau die Erklärung mitteilen. Mit dem 
Berlujte des Namens des Mannes erhält die Frau 
ihren Samiltennamen wieder. 1578 Der allein 
für jchuldig erklärte Mann Hat der geichiedenen 
Frau den jtandesmäßigen Unterhalt intoweit zu ges 
währen, al3 fie ihn nicht aus den Einkünften ihres 
Bermögens und, ſofern nad den Verhältniſſen, in 
denen die Ehegatten gelebt Haben, Erwerb durch 
Arbeit der Frau üblich iſt, aus dem Ertrag ihrer 
Arbeit bejtreiten lann. | Die allein für jchuldig ers 
Härte Frau hat dem geichiedenen Manıe den ſtan— 
desmäßigen Unterhalt injoweit zu gewähren, als er 
außerstande ift, ich felbit zu unterhalten. 1579 
Soweit der allein für jchuldig erklärte Ehegatte bei 
Berüdjichtigung feiner jonjtigen Verpflichtungen 
außerjtande ift, ohne Gefährdung feines ſtandes— 
mäßigen Unterhalt3 dem anderen Ehegatten Unter 
halt zu gewähren, iſt er ——— von den zu 
ſeinem Unterhalte verfügbaren Einkünften zwei 
Dritteile oder, wenn dieje zu feinem notdürftigen 
Unterhalte nicht ausreichen, fo viel zurüczubes 
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halten, als zu dejjen Bejtreitung erforderlich tft. 
Hat er einem minderjährigen unverheirateten Kinde 
oder infolge jeiner Wiederverheiratung dem neuen 
Ehegatten Unterhalt zu gewähren, jo beſchränkt jich 
jeine Berpflihtung dem geichiedenen Ehegatten 
ea auf dasjenige, was mit Rückſicht auf die 
Bedürfniſſe ſowie aufdie Vermögens: und Erwerbs 
verhältnijje der Beteiligten der Billigfeit entjpricht. | 
Der Mann ijt der Frau gegenüber unter den Bor: 
außfegungen des Abf. 1 von der Unterhaltspflicht 
anz befreit, wenn die rau den Unterhaltaus dent 
Stamme ihres Vermögens bejtreiten fan. 1580 
Der Unterhalt ijt durch Entrichtung einer Geldrente 
nah Maßgabe des $ 760 zu gewähren. Ob, in 
welcher Art und für weldden Betrag der Unterhalts— 
pflicytige Sicherheit zu leijten Hat, bejtimmt fich 
nad) den Umſtänden. | Statt der Rente kann der 
Berechtigte eine Abfindung in Kapital verlangen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. | Sm Übrigen 
finden die für die Unterhaltspflicht der Berwandten 
en Borjchriften der 81607, 1610, dess 1611 

bf. 1, des 8 1613 und für den Fall des Todes des 
Berechtigten die VBorjchriften des $ 1615 entiprechende 
Anwendung. 1581 Dielinterhaltspflicht erlifcht 
mit der Wiederverheiratung des Berechtigten. | Sm 
Falle der Wiederverheiratung de3 Berpflichteten 
finden die Vorjchriften des $ 1604 entjprechende An— 
wendung. 1582 Die Unterhaltspflicht erliſcht 
nicht mit dem Tode des Berpflichteten. | Die Ver- 
pflihtung des Erben unterliegt nicht den Beſchrän— 
tungen des $ 1579. Der Berechtigte muß fich jedoch 
die Herabjegung der Rente bi auf die Hälfte der 
Einkünfte gefallen lafjen, die der Verpflichtete zur 
Zeit de Todes aus jeinem Vermögen bezogen hat. 
Einkünfte aus einem Rechte, das mit dem Eintritt 


25 


354 4. Buch. Familienrecht. 1. Abſchn. Bürger!. Ehe. 


eine bejtimmten Zeitpunkts oder Ereignifjes er- 
Yifcht, bleiben von dem Eintritte des Zeitpunkts oder 
des Ereigniffes an außer Betracht. | Sind mehrere 
Berechtigte vorhanden, jo kann der Erbe die Renten 
nad) dem Verhältnis ihrer Höhe ſoweit herabſetzen, 
daß fie zufammen der Hälfte der Einkünfte gleich— 
fommen. 1583 Sit die Ehe wegen Geiſteskrank— 
heit eined Ehegatten geſchieden, jo hat ihm der 
andere Ehegatte Unterhalt in gleicher Weije zur ge= 
währen wie ein allein für duldi erklärter Ghe- 
gatte. 1584 Sit ein Ehegatte allein filr [Hurdig 
erklärt, jo kann der andere Ehegatte Schenkungen, 
die er ihm während des Brautitandes oder während 
der Ehe gemacht Hat, widerrufen. Die Borfchriften 
de3 8 531 finden Anwendung. | Der Widerruf tjt 
ausgeichloffen, wenn jeit der Rechtskraft des Schei— 
dungsurteils ein See verjtrichen oder wenn der 
Schenker oder der Beichenkte gejtorben ijt. 1585 
er der Mann einem gemeinſchaftlichen Kindelinter: 

alt zu gewähren, jo ift die rau verpflichtet, ihm 
aus den Einkünften ihres aan ag und dem Er 
trag ihrer Arbeit oder eines von ihr ſelbſtändig be= 
triebenen Erwerbsgefchäftd einen angemefienen 
Beitrag zu den Koſten des Unterhalts zu leiften, 
joweit nicht dieje Durch Diedem Manneandem Ber: 
mögen des Kindes zuftehende Nutznießung gedeckt 
werden. Der Anſpruch des Mannes iſt nicht über: 
tragbar. | Steht der Frau dieSorge für die Perſon 
des Kindes zu und iſt eine erhebliche Gefährdung 
des Unterhalts des Kindes zu bejorgen, fo kann die 
Frau den Beitrag zur eigenen Verwendung für den 
Unterhalt des Kindes zurüchhehalten. 1586 Wird 
nad) $ 1575 die eheliche Gemeinfchaft aufgehoben, 
jo treten die mit der Scheidung verbundenen Wirs 
tungen ein; die Eingehung einer neuen Ehe iſt je 
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doch ausgeſchloſſen. Die Vorſchriften über Die Nich- 
tigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe finden Anwen= 
dung , wie wenn da3 Urteil nicht ergangen wäre. | 
1587 Wird die eheliche Gemeinichaft nach der 
Aufhebung twiederhergejtellt, fo fallen die mit der 
Aufhebung verbundenen Wirkungen weg und tritt 
Gütertrennung ein. 

AchterTitel. Kirchliche Verpflich- 
tungen. 1588 Die kirhlichen Verpflichtungen 
in Anfjehung der Ehe werden durch die Vorjehriften 
diejes Abſchnitts nicht berührt. 


weiter Abſchnitt. Berwandtfhaft. 


ErsterTitel. Allgemeine Vorschrif- 
ten. 1589 Berfonen, deren eine von der anderen 
abftammt, find in gerader Linie verwandt. Ber: 
ſonen, bie nicht in gerader Linie verwandt find, 
aber von derjelben dritten Berjon abjtammen, find 
in der GSeitenlinie verwandt. Der Grad der Ver— 
wandtjchaft beftimmt fich nach der Zahl der fie ver— 
mittelnden Geburten. | Ein uneheliches Kind und 
defien Bater gelten nicht al3 verwandt. 1590 
Die Berwandten eines Ehegatten find mit dem ans 
deren Ehegatten nerfchwägert. Die Linte und der 
Grad der ame aft bejtimmen jich nach) der 
Linie und dem Grade der fie vermittelnden Ber: 
wandtichaft. | Die he Euer dauert fort, aud) 
wenn die Ehe, durch die jte begründet wurde, auf: 
gelöſt iſt. 

Zweiter Titel. Eheliche Abstam- 
mung. 1591 Ein Sind, das nad) der Eingehung 
der Ehe geboren wird, — ehelich, wenn die Frau es 
vor oder während der Ehe empfangen und der Mann 
innerhalb der Empfängniszeit der Frau beigewohnt 
hat. Das Kind iſt nicht ehelich, wenn es den Um— 

23" 
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jtänden nach offenbar unmöglich ijt, daß die Frau 
da3 Kind von dem Manne — — hat. | & 
wird vermutet, daB der Mann innerhalb der Em— 
pfängniszeit der Frau beigewohnt habe. Soweit die 
Empfängniszeit in bie Beit vor der Ehe fällt, gilt 
die Vermutung nur, wenn der Mann geſtorben ijt, 
ohne die Ehelichkeit des Kindes angefochten zu haben. 
1592 Als Empfängniszeit gilt die Zeit von dem 
181. bis zu den 302. Tage vor dem Tage der 
Geburt des Kindes, mit Einſchluß ſowohl des 
181. als des 302. Tages. | Steht feit, Daß das Kind 
innerhalb eines Zeitraums empfangen worden iſt, 
der weiter als 302 Tage vor dem Tage der 
Geburt zurücdliegt, fo gilt zu Gunften der Ehe— 
lichteit de3 Kindes diefer Zeitraum als Empfüng- 
niszeit. 1593 Dielinehelichkeit eines Kindes, das 
während der Ehe vder innerhalb 302 Tagen nad 
der Auflöjung der &he geboren ijt, kann nur geltend 
gemacht werden, wenn der Manıt die Ehelichkeit an— 
efohten hat oder, ohne das Anfechtungsrecht ver= 
oren zu haben, gejtorben tft. 1594 Die Anfech— 
tung der Ehelichkeit kann nur binnen Sahresfrijt 
erfolgen. | Die Friſt beginnt mit dem Zeitpuntt, 
in welchem der Mann die Geburt des Kindes er— 
fährt. | Auf den Lauf der Frift finden die für die 
Verjährung geltenden Vorjchriften der 88 203, 206 
entſprechende Anwendung. 1595 Die Anfechtung 
der Ehelichkeit kann nicht Durch einen Vertreter ers 
folgen. Sit der Mann in der Geſchäftsfähigkeit bes 
Ihränkt, jo bedarf er nicht der Zuftinnmung feines 
gejeglichen Vertreters. | Für einen gefchäftsunfähis 
gen Dann Fann fein geſetzlicher Vertreter mit Ges 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts die Ehelich— 
teit aufechten. Sat ber aeiet iche Vertreter die 
Chelichfeit nicht rechtzeitig angefochten, ſo kann nach 
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dem Wegfalle der Gejchäftsunfähigkeit der Mann 
ſelbſt die Ehelichkeit in — eiſe anfechten, 
wie wenn er ohne geſetzlichen Vertreter geweſen 
wäre. 1596 Die Anfechtung der Ehelichteit er— 
folgt bei Lebzeiten des Kindes durch Erhebung der 
Anfechtungsklage. Die Klage ift gegen das Kind zu 
richten. | Wird die Klage zurücgenommen, jo tjt 
die Anfechtung als nicht erfolgt anzujehen. Das 
Gleiche gilt, wenn der Mann vor der Erledigung 
des Rechtsſtreits das Kind al3 das jeinige aner- 
fennt. | Bor der Erledigung des Rechtsſtreits kann 
die Unehelichkeit nicht andermweit geltend gemacht 
werden. 1597 Nach dem Tode des Kindes erfolgt 
die Anfechtung der Ehelichfeit durch Erklärung 
gegenüber dem Nachlaßgerichte; die Erklärung ijt 
in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. | Das 
Nachlaßgericht joll die Erklärung ſowohl demjenigen 
mitteilen, welcher im Falle der Ehelichkeit, als auch 
demjenigen, welcher im Falle der Unehelichkeit Erbe 
des Kindes iſt. Es Hat die Einficht der Erklärung 
jedem zu gejtatten, der ein rechtliches Snterejje 
Raub madht. 1598 Die Anfechtung der Ehes 
ichkeit ift ausgejchlofjen, wenn der Mann das Kind 
nach der Geburt al3 daS feinige anerkennt. | Die 
Anerkennung fann nicht unter einer Bedingung 
oder einer Beitbejtimmung erfolgen. | Fiir die An— 
erfennung gelten die Borjchriften des $1595 Abſ. 1. 
Die Anerkennung fann aud) in einer Verfügung von 
Todeswegen erfolgen. 1599 Sit die Anerkennung 
der Ehelichkeit anfechtbar, jo finden die Vorjchriften 
der $$ 1595 bi3 1597 und, wenn die Anfechtbarfeit 
ihren Grund in argliftiger Täufchung oder in 
Drohung® hat, neben den Vorjchriften des $ 203 
Abi. 2 und des $ 206 auch die VBorjchrift des S 2083 
Adi. 1 entfprechende Anwendung. 1600 Wird 


358 4. Buch. Familienrecht. 2. Abſchn. Verwandtich. 


von einer Frau, die fich nach der Auflöfung ihrer 
Ehe twiederverheiratet hat, ein Kind geboren, da3 
nach den 8$ 1091 bis 1599 ein eheliches Kind ſowohl 
des erſten als des zweiten Mannes fein wiirde, jo 
gilt das Kind, wenn es innerhalb 270 Tagen nad 
der Auflöfung der früheren Ehe geboren wird, als 
Kind des erſten Mannes, wenn es |päter geboren 
wird, als Kind des zweiten Mannes. 

Dritter Titel. Unterhaltspflicht. 
1601 Berwandte in gerader Linie find verpflich- 
tet, einander Unterhalt zu gewähren. 160% 

Unterhaltsberechtigt ift num, wer außerjtande ijt, 
fich felbjt zu unterhalten. | Ein minderjähriges uns 
verheiratetes Kind kann von feinen Eltern, auch 
wenn ed Vermögen Hat, die Gewährung des Unter— 
halts injoweit verlangen, als die Ei te jeines 
Vermögens und der Ertrag feiner Arbeit zum 
Unterhalte nicht ausreichen. 1603 nterhalts- 
prince ijt nicht, wer bei Berildjichtigung feiner 
onjtigen Berpjlichtiingen außerjtande iſt, ohne 
Gefährdung jeines ftandesmäßigen Unterhalts den 
Unterhalt zu gewähren. | Befinden ſich Eltern in 
diejer Rage, jo ind fie ihren minderjährigen unver- 
heirateten Kindern gegenüber verpflichtet, alle ver- 
fügbaren Mittel zu ihrem und der Kinder Unter- 
halte gleichmäßig zu vertvenden. Dieje Verpflichtung 
tritt nicht ein, wenn ein anderer unterhalt2pflichti- 
ger Verwandter vorhanden tft; fie tritt auch nicht 
ein gegeniiber einem Kinde, defien Unterhalt aus 
dent Stanıme feines Vermögens bejtritten werden 
tan. 1604 Soweit die Mnterhaltspflicht einer 
Frau ihren Verwandten gegenilber davon —— 
daß fie zur Gewährung des Unterhalts imſtande tft, 
tommt die dem Manne an dem eingebrachten Gute 
auftehende Verwaltung und Nubniegung nicht in 
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Betracht. | Beiteht allgemeine Giltergemeinfchaft, 
Errungenfchaftgemein m oder Ta —— 
—5* ſo beſtimmt ſich die Unterhaltspflicht des 

annes oder der Frau Verwandten über ſo, 
wie wenn das Geſamtgut dem — 
Ehegatten gehörte. Sind — VBerwandte 
beider Ehegatten vorhanden, ſo iſt der Unterhalt 
aus dem Geſamtgute ſo zu gewähren, wie wenn die 
Bedürftigen zu beiden Ehegatten in dem Verwandt— 
ſchaftsverhältniſſe jtänden, auf dem die interhalts 
pflicht des verpflichteten Ehegatten beruft. 1605 
Soweit die Unterhaltspflicht eines minderjährigen 
Kindes feinen Verwandten gegenüber davon ab= 
ER Daß e8 zur Gewährung des Unterhalt im- 
ftande ijt, kommt die elterliheNugnießung an dem 
— des Kindes nicht in Betracht. 1606 
Die Abkömmlinge find vor den Verwandten derauf- 
fteigenden Linie RUN: Die Unter: 
Haftspfliht der Abkömmlinge beſtimmt fich nad 
der gejeglichen Erbfolgeordnung und dem Berhält- 
nifje der Erbteile. | Unter den Verwandten der auf- 
fteigenden Linie haften die näheren vor den ent- 
fernteren, mehrere gleich nahe zu gleichen Teilen. 
Der Bater haftet jedoch vor der Mutter; fteht die 
Nutznießung an dem Vermögen des Kindes der 
Mutter zu, jo Haftet die Mutter vor dem Bater. 
1607 Soweit ein Verwandter auf Grund des 
8 1603 nicht —— iſt, hat der nach 
ihm haftende Verwandte den Unterhalt zu gewäh— 
ren. | Da3 Gleiche gilt, wenn die Rechtsverfolgung 
gegen einen Verwandten im Inland ausgeſchloſſen 
oder erheblich erjchwert ift. Der Anfpruch gegen 
einen ſolchen Verwandten gebt ‚ foweit ein anderer 
Berivandter den Unterhalt gewährt, auf diejen 
über. Der Mebergang kann nicht zum Nachteile des 
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Unterhaltsberehtigten geltend gemacht werden. 
1608 Der Ehegatte de3 Bedirttigen haftet vor 
deilen Verwandten. Soweit — der Ehegatte 
bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen 
außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandes— 
mäßigen Unterhalts den Unterhalt zu gewähren, 
haften die Verwandten vor dem Ehegatten. Die 
Borichriften des $ 1607 Abſ. 2 finden entjprechende 
Anwendung. | Das Gleiche gilt von einem gejchie= 
denen unterhaltspflichtigen Ehegatten jowie von 
einem Ehegatten, der * $ 1351 unterhaltspflichtig 
iſt. 1609 Sind mehrere Bedürftige vorhanden 
und iſt der Unterhaltspflichtige außerjtande, allen 
Unterhalt zu gewähren, jo gehen unter ihnen die 
Abkömmlinge den Verwandten der aufjteigenden 
Linie, unter den Abkömmlingen diejenigen, welche 
im alle der gejeglichen Erbfolge als Erben berufen 
jein würden, den librigen Abkömmlingen, unter 
den Verwandten der aufjteigenden Linie die näheren 
den entfernteren u Der Ehegatte }teht den 
minderjährigen unverheirateten Kindern gleich; er 
geht anderen Kindern und den Übrigen Verwandten 
por. Ein gejchiedener Ehegatte ſowie ein Ehegatte, 
der nach $ 1351 — ol iſt, geht den 
volljährigen oder verheirateten Kindern und den 
übrigen Verwandten vor. LGLO Das Maß des 
zu gewährenden Unterhalt bejtimmt fich nach der 
Lebenzjtellung des Bebürftigen (jtandesmäßiger 
Unterhalt). | Der Unterhalt umfaßt den gefamten 
Lebensbedarf, bei einer der Erziehung bedürftigen 
Perjon auch die Koften der ee tee der Bor: 
bildung zu einem Berufe. 1611 Wer durd) fein 
ſittliches Verſchulden bedirftig geworden tft, ann 
nur den notd tftigen Unterhalt verlangen. | Der 
gleichen Beſchränkuͤng unterliegt der Unterhalts: 
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anjpruch der Abkömmlinge, der Eltern und des 
Ehegatten, wenn fie fich einer Verfehlung ſchuldig 
—— die den Unterhaltspflichtigen berechtigt, 
ihnen den Pflichtteil zu entziehen, ſowie der Unter— 
haltsanſpruch der Großeltern und der weiteren Vor— 
eltern, wenn ihnen gegenüber die Vorausſetzungen 
vorliegen, unter denen Kinder berechtigt ſind, ihren 
Eltern den Pflichtteil zu entziehen. Der Bedürf— 
tige kann wegen einer nach dieſen Vorſchriften ein— 
tretenden — ſeines Anſpruchs nicht an— 
dere Unterhaltspflichtige in Anſpruch nehmen. 
16 12 Der Unterhalt iſt durch Entrichtung einer 
Geldrente gewähren. Der RO: fann 
verlangen, daß ihm die Gewährung des Unterhalt 
in anderer Art gejtattet wird, wenn bejoitdere 
Gründe es rechtfertigen. | Haben Eltern einem un— 
verheirateten Kinde Unterhalt zu gewähren, jo 
tönnen ſie bejtimmen, in weicher Art und für welche 
Zeit im voraus der Unterhalt gewährt werden joll. 
Aus bejonderen Gründen kann das Vormundſchafts— 
— auf Antrag des Kindes die Beſtimmung der 

(term ändern. | Sm übrigen finden die Vorſchriften 
des $ 760 Anwendung. 1613 Für die Bergangen= 
heit fann der Berechtigte Erfüllung oder Schaden3= 
erjaß wegen Nichterfüllung nur von der Zeit an 
fordern, zu welcher der Verpflichtete in Verzug ge— 
fommten oder der Ilnterhaltsanipruch rechtshängig 
—— iſt. 1614 Für die Zukunft kann auf 

en Unterhalt nicht verzichtet werden. | Durch eine 
Vorausleiſtung wird der VBerpflichtete bei erneuter 
Bedürftigfeit des Berechtiaten nur für den im 
8 760 Abi. 2 are Beitabjchnitt oder, wenn 
er ſelbſt den Beitabjchnitt zu beitimmen Hatte, fir 
einen den Umständen nach angemejjenen Zeitab— 
ichnitt befreit. 1615 Der Unterhaltsanjprucd er— 
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liſcht mit dem Tode des Berechtigten oder des Ver⸗ 
pflichteten, ſoweit er nicht au Erfüllung oder 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung für die Ver— 

angenheit oder auf ſolche im voraus zu bewirfende 

eiftungen gerichtet ift, die zur Zeit des Todes des 
Berechtigten oder des Verpflichteten fällig find. | 
Am Falle des Todes Des Berechtigten hat der 
Berpflichtete die Kojten der Beerdigung zu tragen, 
ſoweit ihre Bezahlung nit von dem Erben zu 
erlangen tt. 

Vierter Titel. Rechtliche Stellung 
der ehelichen Kinder. I. Rechtsverhältnis 
zwischen den Eltern und dem Kinde im allgemei- 
nen. L616 Das Kind erhält den Familiennamen 
des Vaterd. 1617 Das Kind ift, folange es dem 
elterlichen Hausjtand angehört und von den Eltern 
erzogen oder en wird, verpflichtet, in einer 
feinen Kräften und jeiner Rebenzjtellung entſpre⸗ 
chenden Weife den Eltern in ihrem Hauswejen und 
Geſchäfte Dienfte zu Ieiften. 16 18 Macht eindem 
elterlihen Hausjtand angehörendes volljähriges 
Kind Beitreitung der Koften des Haushalts 
aus feinem Vermögen eine Aufwendung oder übers 
(äßt es den Eltern zu diejem Bwede etwas aus 
feinem Vermögen, jo tjt im Zweifel anzunehmen, 
daß die Abficht fehlt, Erfah zu verlangen. 1619 
Ueberläßt ein dem elterlichen Hausſtan angehörens 
des volljähriges Kind fein Vermögen ganz oder teils 
weife der Verwaltung des Vaters, jo fann der Bater 
die Einkünfte, die er während feiner Verwaltung 
bezieht, nach freiem Ermefjen verwenden, joweit 
nicht ihre Verwendung zur Beftreitung der Koiten 
der ordnungsmäßigen Verwaltung und zur Erfül⸗ 
lung ſolcher nn des Kindes erforderlid) 


Üt, die bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus dei 
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Einkünften des Vermögens beftritten werden. Das 
Kind ann eine abweichende Beſtimmung treffen. | 
Das gleiche Hecht fteht der Mutter zu, wenn das 
Kind Ihr die Verwaltung feines Vermögens über: 
läßt. 1620 Der Bater ift verpflichtet, einer 
Tochter im Yale ihrer Berheiratung zur Einrich- 
tung des Haushalt eine angemefjene Ausſteuer zu 
gewähren, ſoweit er bei VBerüdfichtigung feiner 
Fonftigen Verpflichtungen ohne Gefährdung feines 
jtandesmäßigen Unterhalts dazu imstande iſt und 
nicht die Tochter ein zur Bejchaffung der Ausfteuer 
ausreichendes Vermögen hat. Die gleiche Verpflich- 
tung trifft die Mutter, wenn der Vater zur Gewäh⸗ 
rung der Ausfteuer ae reg oder wenn er ges 
jtorben ijt. | Die Vorjchriften des $ 1604 und des 
$ 1607 Abj. 2 finden entjprechende Anwendung. 
1621 Der Bater und die Mutter können die Aus— 
jteuer verweigern, wenn fid) die Tochter ohne die 
lade elterlihde Einwilligung verheiratet. | 
Da3 Gleiche gilt, wenn fich die Tochter einer Ver: 
fehlung ſchuldig gemacht Hat, die den Verpflichteten 
berechtigt, ihr den Pflichtteil zu entziehen. 1622 
Die Tochter kann eine Ausfteuer nicht verlangen, 
wenn jie für eine frühere Ehe von dem Vater oder 
der Mutter eine Ausfteuer erhalten Hat. 1623 
Der Anſpruch auf die Ausſteuer ift nicht übertrag— 
bar. Er verjährt in einem Jahre vonder Eingehung 
der Ehe an. 1624 Was einem Kinde mit Rück— 
fit auf feine Berheiratung oder aufdie ——— 
einer ſelbſtändigen Lebensſtellung zur Begründung 
oder zur Erhaltung der Wirtſchaft oder der Lebens⸗ 
ftelung von dem Vater oder der Mutter zugewendet 
wird (Ausstattung), gilt, auch wenn eine Verpflich- 
tung nicht bejteht, nur infoweit als Schenkung, als 
die Ausjtattung da3 den Umjtänden, insbeſondere 
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den Vermögensverhältniſſen des Vaters oder der 
Mutter, entiprehende Maß überjteigt. | Die Ver— 
pflichtung des Ausftattenden zur Gewährleijtung 
wegen eines Mangels im Rechte oder wegen eines 
Fehlers der Sade beſtimmt jich, auch ſoweit die 
Ausstattung nit als Schenkung gilt, nad) den für 
die Gemwährleiftungspflicht des Shenters geltenden 
Vorſchriften. 1625 Gemwährt der Vater einem 
Kinde, deifen Vermögen feiner elterlichen oder vor— 
mundjchaftlihen Berwaltung unterliegt, eine Aus 
ftattung, jo tft im Zweifel anzunehmen, daß er fie 
aus diejem Vermögen gewährt. Dieſe Vorjchrift 
findet auf die Mutter entjprechende Anwendung. 
II. Elterliche Gewalt. 1626 Da3 Kind fteht, ſo— 
lange es minderjährig ijt, unter elterlider Gewalt. 
1. Elterlide Gewalt des Baterd. 1627 
Der Bater Hat kraft der elterlichen Gewalt das Recht 
und die Pflicht, für die Berfon und dad Vermögen 
des Kindes zu jorgen. 1628 Das Recht und die 
Pflicht, für die Berjon und das Vermögen des Kin— 
des zu jorgen, erjtrect jich nicht auf Angelegenheiten 
des Kindes, für die ein Pfleger beftellt ift. 1629 
Steht die Sorge für die Perjon oder die Sorge für 
das Vermögen des Kindes einem Pfleger zu, jo ent— 
icheidet bei einer Meinungsverjchiedenheit zwiſchen 
dem Vater und dem Pfleger über die Vornahme 
einer jowohl die Perjon als das Bermögen des 
Kindes betreffenden Handlung das VBormundichafts- 
geridt. 1630 Die Sorge für die Berfon und das 
Bermögen umfaßt die Vertretung des Kindes. | Die 
Vertretung jteht dem Vater infoweit nicht zu, al 
nach $ 1795 ein Vormund von der Vertretung des 
Mündels ausgefchlofjen ift. Das Bormundicafts- 
gericht kann dem Vater nad) $ 1796 die Vertretung 
entziehen. 163 1 Die Sorge fiir die Perfon des 
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Kindes umfaßt das t und die Pflicht, das Kind 
zu erziehen, zu beauffihtigen und feinen Aufenthalt 
zu beſtimmen. Der Vater kann kraftdes Erziehungs 
rechts angemeſſene Zuchtmittel gegen das Kind an— 
wenden. Auf en Antrag hat da8 Vormund— 
ichaftsgeriht ihn durch Anwendung geeigneter 
Zuchtmittel zu unterftügen. 163% Die Sorge für 
die Perſon de3 Kindes umfaßt das Necht, die Her- 
ausgabe de3 Kindes von jedem zu verlangen, der 
es dem Water widerrechtlich vorenthält. 1633 
Sit eine Tochter verheiratet, jo beichränft fich die 
Sorge für ihre Berjon auf die Vertretung in den die 
Perſon betreffenden Angelegenheiten. 1634 Neben 
dem Bater hat während der Dauer der Ehe die 
Mutter das Recht und die Pflicht, für die Perſon des 
Kindes zu forgen; sur Vertretung des Kindes J ſie 
nicht berechtigt, unbeſchadet der Vorſchrift des 8 1685 
Abſ. 1. Bei einer Meinungsverjchiedenheit ir 
den Eltern geht die Meinung des Vaters vor. 1635 
Sit die Ehe aus einen: der in den $$ 1565 bis 1568 
bejtimmten Gründe gejchieden, jo jteht, folange die 
gejchiedenen Ehegatten leben, die Sorge für die 
Perſon des Kindes, wenn ein Ehegatte allein für 
Greg: erklärt ift, dem anderen Ehegatten zur ; find 
beide Ehegatten für jchuldig erklärt, je jteht die 
Sorge für einen Sohn unter 6 Jahren oder für eine 
Tochter der Mutter, für einen Sohn, der über 6 
Sabre alt ijt, dem Bater zu. Das Vormundſchafts— 
gericht kann eine abweichende Anordnung treffen, 
wenn eine joldhe aus bejonderen Gründen im Inter— 
ejje de3 Kindes geboten iſt; es Fann die Anordnung 
aufheben, wenn fie nicht mehr erforderlich iſt. a0 
Hecht des Baterd zur Vertretung des Kindes bleibt 
unberührt. 1636 Der Ehegatte, dem nach $1635 
die Sorge für die Perſon des Kindes nicht zufteht, 
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behält die Befugnis, mit dem Kinde perjönlich zu 
verkehren. Das Vormundichaftsgericht kann den 
Verkehr näher regeln. 1637 Sit die Ehe nad) 
$ 1348 Abf. 2 aufgelöft, fo gilt in Anfehung der 
Sorge x die Perſon des Kindes das Gleiche, wie 
wenn die Che Sn iſt und beide Ehegatten für 
ſchuldig erklärt find. 1638 Das Recht und bie 
Pflicht, für das Vermögen des Kindes zu —* 
(Vermögensverwaltung), erſtreckt ſich nicht auf das 
Vermögen, welches das Kind von Todeswegen er— 
wirbt oͤder welches ihm unter Lebenden von einem 
Dritten unentgeltlich zugewendet wird, wenn der 
Erblaſſer durch letztwillige Verfügung, der Dritte 
bei der Zuwendung bejtimmt Hat, dab der Erwerb 
der Verwaltung des Baters entzogen fein ſoll. Was 
das Kind auf Grund eines zu einem jolden Ber: 
mögen gehörenden Rechtes oder als Erjaß für die 
Berjtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines zu 
dem Vermögen gehörenden Gegenjtandes oder durch 
ein Rechtögeichäft erwirbt, das jich auf das Ver— 
mögen bezieht, ijt gleichfalls der Verwaltung des 
Vaters entzogen. 1639 Wa3 das Kind von Todes: 
wegen erivirbt oder was ihm unter Lebenden von 
einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, hat 
der Vater nach den Anordnungen des Erblaffers 
oder des Dritten zu verwalten, wenn die Anord- 
nungen von dem Erblafjer durch letztwillige Ber- 
fügung, von dem Dritten bei der Zuwendung ges 
troffen worden find. Kommt der Vater den Anord⸗ 
nungen nicht nad, fo Hat das Vormundſchaftsgericht 
die zu ihrer Durchführung erforderlichen Maßregeln 
gu treffen. J Der Vater darf von den Anordnungen 
njoweit abweichen, als e8 nach $ 1808 Abſ. 2,3 
einem Bormunde geftattet iſt. 21640 Der Vater 
hat das feiner Verwaltung unterliegende Vermögen 
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des Kindes, welches bei dem Tode der Mutter vor- 
Banden iſt oder dem Kinde fpäter zufällt, zu ver= 
zeichnen und das Verzeichnis, nachdem er eg mit der 
Berficherung der Richtigkeit und Bollftändigkeit vers 
jehen hat, dem Vormundſchaftsgericht einzureichen. 
Bei Haushaltögegenftänden genügt die Angabe des 
Geſamtwerts. — Sit das eingereichte Verzeichnis ums 
genügend, b ann das VBormundichaftsgericht ans 
ordnen, daß das Verzeichnis durch eine zuftändige 
Behörde oder durch einen zuftändigen Beamten oder 
Notar aufgenommen wird. Die Anordnung ijt für 
das infolge des Todes der Mutter dem Finde zus 
fallende Vermögen unzuläffig, wenn die Mutter fie 
duch Tegtwillige Verfügung ausgeichlofien Hat. 
1641 Der Vater kann nicht in Vertretung des 
Kindes Schenkungen machen. Husgenommen find 
— ——— durch die einer ſittlichen Pflicht oder 
einer auf den Anſtand nehmenden Rückſicht ent— 
ſprochen wird. 1642 Der Vater hat das feiner 
Fly ar erg Geld de3 Kindes, unbe— 
Ihadet der VBorjchrift des $ 1653, nach den für die 
et Miindelgeld geltenden Vorſchriften 
der 88 1807, 1808 verzinglich anzulegen, foweit e8 
nicht zur — von Ausgaben bereit zu halten 
tft. | Das Vormundſchaftsgericht kann dem Vater 
aus bejonderen Gründen eine andere Anlegung ge— 
ſtatten. 1643 zu Rechtsgeſchäften für das Kind 
bedarf der Vater der Genehmigung des Vormund— 
Ihaftögeriht3 in den Fällen, in denen nach $ 1821 
Abſ. 1Nr. 1513 3, Abſ. 2 und nach 81822 Nr. 1, 
3,5, 8 bis 11 ein VBormund der Genehmigung bes 
darf. | Das Gleiche gilt für die Ausfchlagung einer 
Erbſchaft vder eines Vermächtnijjes ſowie fiir den 
Verzicht auf einen Pflichtteil. Tritt der Anfall an 
das Kind erſt infolge der Ausichlagung des Vaters 
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ein, ſo iſt die Be une nur erforderlich, wenn 
der Vater neben dem Kinde berufen war.| Die Vor⸗ 
ber der $$ 1825, 1828 big 1831 finden entipre= 
chende Anwendung. 1644 Der Vater fann Gegen= 
ftände, zu deren Veräußerung die Genehmigung de3 
Bormundichaftsgerichts erforderlich it, dem Kinde 
nicht ohne diefe Genehmigung zur Erfüllung eines 
von dem Kinde geichloffenen Vertrags oder zu freier 
Berfiigung überlafjen. 1645 Der Bater joll nicht 
ohne Genehmigung de Bormundichaftsgerichts ein 
neues Erwerbögeihäft im Namen des Kindes bes 
innen. 1646 Erwirbt der Vater mit Mitteln 
e3 Kindes bewegliche Sachen, jo geht mit dem Er: 
werbe das Eigentum auf das Kind über, es fei dent, 
daß der Vater nicht filr Rechnung des Kindes er⸗ 
werben will. Dies gilt insbeſondere aud) von In⸗ 
haberpapieren und von Drderpapieren, die mit 
Blankoindoffament verjehen Io | DieVorjchriften 
des Adf. 1 finden entfprechende Anwendung, wenn 
der Vater mit Mitteln des Kindes ein Recht an 
Sachen der bezeichneten Art oder ein anderes Recht 
eriwirbt, zu deſſen Webertragung der Abtretungss 
vertraggenügt. 1647 Die ermögendverwaltung 
de3 Vaters endigt mit der Rechtskraft des Bes 
ichlufjes, Durch den der Konkurs iiber da3 nn 
des Vaters eröffnet wird. | a der Aufhebun 
Konkurjes kann das Vormundſchaftsgericht Die Ber- 
waltung dem Water wiederübertragen. 1648 
Macht der Vater bei der —— für die Perſon oder 
das Vermögen des Kindes Aufwendungen, bie er 
den Umständen nach für erforderlich Halten darf, fo 
fann er von dem Finde Erfah verlangen, fofern nicht 
die Aufwendungen ihm jelbft zur Laſt fallen. 1649 
Dem Bater fteht Eraft der elterlichen Gewalt die 
Nutznießung an dem Vermögen des Kindes zu. 
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1650 Von der Nutznießung ausgeſchloſſen (Freies 
Bermögen) find die ausfchließlich zum perjünlichen 
Gebrauche de3 Kindes beitimmten Sachen, insbe— 
fondere Kleider, Schmuckſachen und Arbeitägeräte. 
1651 Tsreies Vermögen ift: 1. was das Kind durch 
ſeine Arbeit oder durch den ihm nach $112 geitattes 
ten jelbjtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts er» 
wirbt; 2. wa3 da3 Kind von Todeswegen erwirbt 
oder wa3 ihm unter Lebenden von einem Dritten 
unentgeltlich zugewendet wird, wen der Erblajier 
duch Pe ——— der Dritte bei der Zu— 
wendung beſtimmt Hat, daß das Vermögen der 
nl entzogen fein fol. | Die Vorjchriften 
des 8 1638 Abi. 2 finden entjprechende Anwendung. 
16572 Der Bater erwirbt die Nutzungen des jeiner 
Nutznießung unterliegenden Vermögens in derjelben 
Weiſe und in demjelben Umfange wie ein Niehs 
braucher. 1653 Der Vater darf verbraudhbare 
Sachen, die zu dem feiner Nutznießung unterliegen 
den eg gehören, für fich veräußern oder vers 
brauchen, Geld jedoch nur mit rn des 
Vormundſchaftsgerichts. Machtder Vater von diefer 
Berugni3 Gebraud), jo Hat er den Wert der Sachen 
nach der Beendigung der Nutznießung zu erſetzen; 
der Erſatz iſt ſchon vorher zu leijten, wenn die ord— 
nungsmäßige Verwaltung des Vermögens es er: 
fordert. 1654 Der Bater Hat die Lajten des feiner 
Nutznießung unterliegenden Vermögen zu tragen. 
Seine Haftung beſtimmt fich nach den für den Güter- 
ftand der Verwaltung und an geltenden 
Borfchriften der $$ 1384 bis 1386, 1388. Bu den 
Laſten gehören auch die Kojten eines Rechtsſtreits, 
der für das Kind geführt wird, ſofern fie nicht dem 
freien Vermögen zur Laſt fallen, ſowie die Koſten 
der Verteidigung des Kindes im einen gegen Das 
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Kind gerichteten Strafverfahren, vorbehaltlich der 
Erjaßpflicht des Kindes in Falle feiner Verurteilung. 
1655 Gehört zu dem der en nung unterliegen= 
den Vermögen ein Eriwerbögejchäft, daS von dem 
Bater im Namen des Kindes betrieben wird, jo ge= 
bührt dem Vater nur der fi) aus dem Betrieb er: 
ebende jährliche Reingewinn. Ergiebt jich in einen: 
—**— ein Verluſt, ſo verbleibt der Gewinn ſpäterer 
Jahre bis zur Ausgleichung des Verluſtes dem Kinde. 
1656 Steht dem Vater die Verwaltung des ſeiner 
Nutznießung unterliegenden Vermögens nicht zu, 
kann er auch die Nutznießung nicht ausüben; er 
ann jedoch die Herausgabe der Nutzungen verlan— 
gen, joweit nicht ihre Beriwendung zur ordnungs— 
mäßigen Verwaltung des Vermögens und zur Be— 
ftreitung der Laſten der Nutznießung erforderlich ift.| 
Ruht die elterliche Gewalt des Vaters oder ijt dem 
Bater die Sorge für die Perſon und das Vermögen 
de3 Kindes durch dad Vormundichaftsgericht ent 
zogen, jo können die Koften des Unterhalt3 des 
Kindes aus den Nutzungen injoweit voriveg ent—⸗ 
nommen werden, als jie dem Vater zur Laſt fallen. 
1657 Sit der Vater von der Ausübung der Nußs 
—— ausgeſchloſſen, ſo hat er eine ihm dem Kinde 
ga er obliegende Verbindlichkeit, die infolge der 
usnießung erjt nach deren Beendigung zu erfüllen 
jein würde, jofort zu erfüllen. Diele Borjchrift fin 
det feine Anwendung, wenn die elterlihe Gewalt 
rubt. 1658 Das Recht, das dem Bater kraft jeiner 
Nutznießung an dem Vermögen des Kindes zujteht, 
ift nicht übertragbar. | Das Gleiche gilt von den 
nad) den $$ 1655, 1656 dem Vater zuftehenden Ans 
\prüchen, folange fie nicht fällig find. 1659 Die 
Gläubiger de3 Kindes können ohne Rückſicht auf die 
elterlihe Nutznießung Befriedigung aus den Vers 
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mögen des Kindes verlangen. | Hat der Vater ver- 
brauchbare Sachen nad) $ 1653 veräußert oder ver⸗ 
braucht, fo iſt er den Gläubigern — zum ſo⸗ 
fortigen Erſatze verpflichtet. 16 Sn Berhält- 
nijje des Vaters und des Kindes zu einander finden 
in Anjehung der Berbindlichleiten des Kindes die 
fürden Güterjtand der Verwaltung und Nutznießun 9 
geltenden Vorſchriften des $ 1415, des $ 1416 Abi. 

und des $ 1417 entfprechende Anwendung. 1661 
Die Nusnießung endigt, went fich das Kind verhei⸗ 
ratet. Die Nutznießung verbleibt jedoch den: Vater, 
wenn Die Ehe ohne die erforderliche elterliche Eins 
——— eſchloſſen wird. 1662 Der Vater kann 
auf die Nuhnießung — Der Verzicht erfolgt 
duch Erklärung gegenüber dem Vormundſchafts- 
gerichte; die Erklärung iſt in — — ter 
Form abzugeben. 1663 Hat der Vater kraft ſeiner 
Nutznießung ein zu dem Vermögen des Kindes ges 
hörendes Grundſtück vermietet oder verpachtet, jo 
finden, wenn da8 Miet: oder Rachtverhältnis bei 
der Beendigung der Nutznießung noch bejteht, Die 
Borichriften des $ 1056 entiprechende Anwendung. | 
Gehört zu dem der Nutznießung unterliegenden Ver— 
mögen ein Tandwirtichaftliches Grundſtück, fo findet 
die Vorſchrift des $ 592, gehört zu dem Vermögen 
ein Zandgut, jo finden die Borjchriften der $$ 592, 
598 lg nn 1664 Der Bater 
hat bei der Ausübung der elterlichen Geivalt dem 
Finde gegenüber nur für diejenige Sorgfalt einzu 
ftehen, welche er in eigenen Angelegenheiten anzu 
wenden pflegt. 1665 Sit der Bater verhindert, 
die elterliche Gewalt auszuüben, jo hat das Vor— 
mundſchaftsgericht, ſofern nicht die elterliche Gewalt 
nach $ 1685 von der Mutter ausgeübt wird, die im 
Sintereffe des Kindes erforderlihen Maßregeln zu 
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treffen. 1666 Wird da3 geiitige oder leibliche 
Wohl des Kindes dadurch gefährdet, daß der Vater 
das Recht der Sorge fiir die Berjon des Kindes miß— 
braucht, das Kind vernachläſſigt oder jich eines ehr: 
loſen oder unjittlichen Verhaltens ſchuldig macht, 
jo hat das Vormundjchaftsgeriht die zur Abwen— 
dung der Gefahr erforderlichen Maßregeln zu treffen. 
Das Vormundichaftsgericht kann insbefondere ans 
ordnen, daß das Kind zum Zwecke der Erziehung in 
einer geeigneten Familie oder in einer Erziehung3s 
anjtalt oder einer Bejlerungsanftalt untergebracht 
wird. | Hat der Bater das Recht des Kindes auf Ge— 
währung des Unterhalts verlegt und iſt für die Bus 
kunft eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu 
bejorgen, jo fanı dem Vater auch die Vermögens— 
verwaltung jowie die Nutznießung entzogen werden. 
1667 Wird das Vermögen des Kindes dadurch ges 
führdet, daß der Vater die mit der Vermögensver— 
waltung oder die mit der Nutznießung verbundenen 
Pflichten verlegt oder daß er in Vermögensverfall 
gerät, jo Hat das Vormundſchaſtsgericht die zur Ab— 
wendung der Gefahr erjorderlihen Maßregeln zu 
treffen. | Das Vormundſchaftsgericht kann insbes 
fondere anordnen, daß der Bater ein Verzeichnig des 
Bermögens einreicht und über jeine Berwaltung 
Rechnung legt. Der Vater Hat das Verzeichnis mit 
der Berficherung der Richtigkeit und Bolljtändigfeit 
zu a Sit das eingereichte Verzeichni3 unges 
nügend, jo findet die Vorjchrift des $ 1640 Abſ.2 
Sa 1 Anwendung. Das Bormundjchaftsgericht 
fanı auch, wenn XBertpapiere, Koſtbarkeiten oder 
Buchforderiumgen gegen das Neich oder einen Bundes: 
taat zu dem Vermögen des Kindes gehören, dem 
Bater die gleichen Verpflichtungen auferlegen, welche 
nach den $$ 1814 bi8 1816, 1818 einem Bormund 
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obliegen; die Vorſchriften der SS 1819, 1820 finden 
entiprechende Anwendung. | Die Koften der ange— 
ordneten Maßregeln fallen-dem Water zur Laft. 
1668 Sind die nad) $ 1667 Abj.2 zuläſſigen ne 
regeln nicht ausreichend, fo Fann da3 Rormunde 
Ichaftögericht dem Vater Sicherheitsleiftung für das 
jeiner Verwaltung unterliegende Vermögen aufer: 
legen. Die Art und den Umfang der Sicherheits: 
leiftung bejtimmt das Vormund chaftsgericht nach 
jeinem Ermefien. 1669 Will der Vater eine 
neue Ehe eingehen, jo Hat er feine Abficht dem 
Bormundihaftsgericht —— auf ſeine Koſten 
ein Verzeichnis des feiner erwaltung unter: 
liegenden Vermögens einzureichen und ‚ joweit 
in Anjehung dieſes Vermögens eine Gemein: 
Ihaft zwiſchen ihm und dem Kinde befteht, die 
Auseinanderjegung herbeizuführen. Das Bor: 
mundjchaftsgeriht kann gejtatten, daß die Aus- 
einanderſetzung erjt nach der Eheſchließung erfolgt. 
1670 Kommt der Vater den nach den 8 1667, 
1668 getroffenen Anordnungen nicht nach oder er: 
fült er die ihm nach den 8$ 1640, 1669 obliegendent 
Berpflihtungen nicht, jo kann ihm das Vormund— 
Ihaft3geriht die Vermö ensverwaltung entziehen. 
Zur Erzivingung der Sicherheitsleiftung find andere 
Maßregeln nicht zuläſſig. 167 1 Das Vormund: 
Ihaftögericht fann während der Dauer der elter: 
fihen Gewalt die von ihm —— Anordnungen 
jederzeit ändern, insbeſondere die —— Min⸗ 
derung oder Aufhebung der geleiſteten S cherheit 
anordnen. 1672 Bei der Beſtellung und Auf— 
hebung der Sicherheit wird die Mitwirkung des 
Kindes durch die Anordnung des Bormundichafts- 

erichts erjeßt.| Die Koften der Bejtellung und Auf— 
Debug der Sicherheit fallen dem Bater zur Laſt. 
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1673 Das Bormundfchaftsgericht fol vor einer 
Entjcheidung, durch weldye die Sorge für die Berjon 
oder das Bermögen des Kindes oder die Nupniekung 
dem Vater entzogen oder beichräntt wird, den Bater 
hören, es fei denn, daß die Anhörung unthunlich 
iſt. Vor der Entſcheidung follen auch Verwandte., 
insbejondere die Mutter, oder Berjchwägerte des 
Kindes gehört werden, wenn es ohne erhebliche Ver: 
ögerung und ohne unverhältnismäßige Koften ge 
— ann. Für den Erſatz der Auslagen gilt die 
Vorſchrift des 8 1847 Abſ. 2. 1674 Verletzt der 
Vormundſchaftsrichter vorjäglich oder fahrlällig die 
ihm obliegenden Pflichten, fo ijt er dem Rinde nad) 
g 839 Abt. 1, 3 verantwortlid. 1675 Der 
meindewaifenrat Hat dem Bormundichaftsgericht 
Anzeige zu machen, wenn ein Fall zu feiner Kennt⸗ 
ni3 gelangt, in welchem das Bormundichaft3gericht 
zum Einjchreiten berufen tft. 1676 Die elterli 
Gewalt de3 Vaters ruht, wenn er geſchäftsunfähig 
tit. | Das Gleiche gilt, wenn der Vater in der Ge 
ſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt oder wenn er nach 1910 
Abſ. 1 einen Pfleger für feine Perſon und fein Ver—⸗ 
mögen erhalten hat. Die Sorge fir die Berfon des 
Kindes jteht ihm neben den geſetzlichen Bertreter 
des Kindes zu; zur Vertretung des Kindes ift er nicht 
berechtigt. Bel einer Meinungsverjchiedenbeit zwi⸗ 
ſchen dem Bater und dem gejeßlichen Vertreter geht 
die Meinung des gejehlichen Vertreterg vor. 1677 
Die elterliche Gewalt ded Vaters ruht, wenn von 
dem Bormundjchaftögerichte ——— wird, daß 
der Vater auf längere Zeit an der Ausübung der 
elterlichen Gewalt khatſächlich verhindert ift. | Das 
Ruben endigt, wenn von dem VBormundicaftäges 
richte feitgefteltt wird, daß der Grund nicht mehr 
beiteßt. 1678 Solange die elterliche Gewalt des 
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Bater3 ruht, ift der Vater nicht berechtigt, fie aus⸗ 
zuüben; e3 verbleibt ihm jedoch die Nutznießung an 
den Vermögen des Kindes, unbejchadet der Yors 
ſchrift des 8 1685 Abj.2. 1679 Die elterliche Ges 
walt des Bater3 endigt, wenn er für tot erklärt wird, 
mit dem Beitpunfte, der als Zeitpunkt des Todes 
ilt. | Lebt der Vater noch, jo erlangt er die elters 
ide Gewalt dadurd) wieder, daß er dem Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte gegenüber feinen hierauf gerichteten 
Willen erklärt. 1680 Der Vater verwirkt die 
elterliche Gewalt, wenn er wegen eines an dem 
Kinde verübten Verbrechens oder vorjäßlich verübten 
Vergehens zu Zuchthausſtrafe oder zu einer Ge— 
fängni3itrafe von mindejtend 6 Monaten verurteilt 
wird. Wird wegen des Zuſammentreffens mit einer 
anderen jtrafbaren Handlung auf eine —— 
erkannt, ſo entſcheidet die Einzelſtrafe, welche für 
das an dem Kinde verübte Verbrechen oder Vergehen 
verwirkt iſt. Die Verwirkung der elterlichen Gewalt 
tritt mit der Rechtskraft des Urteils ein. 1681 
Endigt oder ruht die elterliche Gewalt des Vaters 
oder hört aus einem anderen Grunde ſeine Ver— 
mögensverwaltung auf, ſo hat er dem Kinde das 
Vermögen herauszugeben und über die Verwaltun 
Rechenjchaft abzulegen. 168% Der Bater ijt au 
nach der Beendigung feiner elterlichen Gewalt zur 
Fortführung der mit der Sorge für die Perſon und 
da3 Bermögen des Kindes verbundenen Geichäfte 
berechtigt, bis er von der Beendigung Kenntnis ers 
langt oder jie fennen muß. Ein Dritter kann ji 
auf dieje Berechtigung nicht berufen, wenn er bei 
der Bornahme eines Rechtsgeſchäfts die Beendigun 
der elterlichen Gewalt fennt oder kennen muß. ] 
Diefe Borjehriften finden entjprechende Anwens 
dung, wenn die elterliche Gewalt des Vaters ruht 
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oder aus einem anderen Grunde feine Vermögens— 
verwaltung aufhört. 1683 Endigt die elterliche 
Gewalt infolge des Todes des Kindes, jo hat Der 
Bater diejenigen Gejchäfte, mit deren Aufſchube Ge- 
fahr verbunden iſt, zu beforgen, bis der Erbe an 
derweit Fürforge treffen kann. 2. Elterlide 
Gewaltder Mutter. 1684 Der Mutter ſteht 
die ——— Gewalt zu: 1. wenn der Vater geitor- 
ben oder fiir tot erklärt ift; 2. wenn der Bater Die 
elterliche Gewalt verwirkt hat und die Ehe aufgelöjt 
ift.! Im Falle der Todeserklärung beginnt Die elter- 
liche Gewalt der Mutter mit dem Seitpuntte, der 
als Zeitpunkt de3 Todes des Vater gilt. 1685 
Iſt der Vater an der Ausübung der elterlichen Ge- 
walt thatfächlich verhindert oder ruht jeine elter- 
Yiche Gewalt, fo übt während der Dauer der Ehe bie 
Mutter die elterliche Gewalt mit Ausnahme der 
Nutznießung aus. | Sit die Ehe aufgelöft, jo Hat das 
Bormundichaftsgericht der Mutter auf ihren Ans 
trag die Ausübung zu übertragen, wenn die elters 
liche Gewalt des Vaters ruht und feine Ausſicht bes 
steht, daß der Grund des Nuhens wegfallen werde. 
Die Mutter erlangt in diefem Falle auch die Nußs 
nießung an dem Vermögen des Kindes. 1686 
Auf die elterliche Gewalt der Mutter finden die für 
die elterliche Gewalt des Vaters geltenden Bors 
Schriften Anwendung, foweit ſich nicht aus den 
8$ 1687 bis 1697 ein anderes ergiebt. 1687 Das 
Vormundſchaftsgericht Hat der Mutter einen Beis 
ftand zu beitellen: 1. wenn der Vater die Bejtellung 
nach Maßgabe des $ 1777 angeordnet Hat; 2. wenn 
bie Mutter die Bejtellung beantragt; 3. wenn das 
Bormundfchaftsgericht aus befonderen Gründen, 
insbejondere wegen des Umfanges oder der Schwie— 
tigteit der Vermögensverwaltung, oder in den 
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Fällen der 8$ 1666, 1667 die Beftellung im Inter⸗ 
elie des Kindes fiir nötig erachtet. 1688 Der Beis- 
jtand ann für alle Angelegenheiten, für gewiſſe 
Arten von Angelegenheiten oder für einzelne An 
elegenheiten beftellt werden. | Ueber den Umfang 
eines Wirkungskreiſes entjcheidet die Bejtellung. 
Iſt der Umfang nicht beitimmt, fo fallen alle An— 
gelegenheiten in feinen Wirkungsfreis. | Hat der 
Bater die Bejtellung angeordnet, jo hat das Vor— 
mundjchaftsgericht Beftimmungen, die er nach Maße 
* des 8 1777 über den Umfang des Wirkungs— 
reiſes getroffen Hat, bei der Beitellung zu befolgen. 
1689 Der Beiftand Hat innerhal Feines Mirs 
kungskreiſes die Mutter bei der Ausübung der elters 
lien Gewalt zu unterftügen und zu überwachen ; 
er hat dem Bormundichaftsgerichte jeden Fall, in 
welchem e3 zum Einfchreiten berufen ift, unverzüg⸗ 
lich anzuzeigen. 1690 Die Gen — des 
Beiſtandes iſt innerhalb ſeines Wirkungskreiſes zu 
jedem Rechtsgeſchäft erforderlich, zu dem ein Vor— 
mund der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
oder des Gegenvormundes bedarf. Ausgenommen 
ſind Rechtsgeſchäfte, welche die Mutter nicht ohne 
die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts vor— 
nehmen kann. Die Vorſchriften der $$ 1828 bis 1831 
finden entſprechende Anwendung. | Die Genehmi— 
gung des Beiltandes wird durch die Genehmigung 
e3 Bormundichaftsgericht3 erjegt.| Das Vormund— 
ſchaftsgericht joll vor der Entjcheidung über Die Ges 
nehmigung in allen Fällen, in denen das Rechtsge— 
ichäft zu dem Wirkungskreiſe des Beijtandes gehört, 
den Beijtand Hören, jofern ein ſolcher landen 
und die Anhörung thunlich tft. 1691 Soweit die 
Anlegung de3 zu dem Vermögen des Kindes ge— 
hörenden Geldes in den Wirkungsfreis des Beiſtan— 


378 4. Buch. Familienrecht. 2. Abſchn. Verwandtſch. 


bes fällt, finden die fiir die Anlegung von Mündel⸗ 
eld geltenden Borjchriften der 88 1 1810 ent⸗ 
prechende Anwendung. 169% Hat die Mutter 
ein Vermögensverzeichni3 einzureichen, jo ift bei 
der Aufnahme des Verzeichnifjes der Beljtand zuzu⸗ 
ziehen; das Verzeichnis ijt auch von dem Beiſtande 
mit der Berficherung der Richtigkeit und Vollſtän⸗ 
digkeit zu verjehen. Iſt das Verzeichnis ungenügend, 
fo finden, fofern nicht die Borausfegungen des $ 1667 
vorliegen, die Vorjchriften des $ 1640 Abſ. 2 ent- 
fprehende Anwendung. 1693 Das Bormunds 
ſchaftsgericht kann auf Antrag der Mutter dem Bei- 
tande die VBermögensverwaltung ganz oder teilweife 
bertragen; foweit dies gejchieht, hat der Beiſtand 
die Rechte und Pflichten eines Pfleged. 1694 
Für die Berufung, Beitelung und Beauflihtigung 
des Beiftandes, für feine Haftung und ſeine An ba die 
für die ihm zu bewilligende Vergütung und für die 
Beendigung feines Amtes gelten die gleichen Vor— 
fchriften wie bei dem Gegenvormunde. | Das Amt 
des Beiftandes endigt auch dann, wenn die elterli 
Gewalt der Mutter rubt. 1695 Das Borm 
ech kann in den Füllen des $ 1687 Nr.2,8 
ie Beſtellung des Beiftandes und im Falle des $ 1693 
die Uebertragung der Bermögendverwaltung auf 
dein Beiftand jede. it aufheben. | Sit die Beitellung 
de3 Beljtandes nach 8 1687 Nr. 2 erfolgt, fo ſoll fie 
nur mit Buftimmung der Mutter aufgehoben wer: 
den. Das Gleiche gilt für die on der 
Bermögensverwaltung aufden Beijltand. 1696 
Ruht die elterliche Gewalt der Mutter wegen Mins 
derjährigleit, fo Hat die Mutter das Recht und die 
Pflicht, für die Berjon des Kindes zu forgen; zur 
Vertretung des Kindes ift fie nicht berechtigt. Der 
Bormund des Kindes hat, foweit der Mutter die 
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Sorge zuſteht, die rechtliche Stellung eines Beiſtan—⸗ 
de. 1697 Die Mutter verliert die elterliche Ges 
walt, wenn jie eine neue Ehe eingeht. Sie behält 
jedody unter den im $ 1696 bejtimmten Bejchräns 
— das Recht und die Pflicht, für die Perſon des 
Kindes zu forgen. 16985 Wird für das Kind ein 
Bormund bejtellt, weil die elterlihe Gewalt des 
Vaters ruht oder verwirkt ift oder weil die Vertre= 
tung des Kindes dem Vater entzogen tft, oder wird 
für die Erziehung des Kindes anitelle des Vaters 
ein Pfleger bejtellt, jo jteht der Mutter die Sorge 
für die Berfon des Kindes neben dem Bormund oder 
dem Pfleger in gleicher Weije zu wie nach $ 1634 
neben dem Bater. 

Fünfter Titel. Rechtliche Stellung 
der Kinder ausnichtigen Ehen. 1699 
Ein Kind aus einer nichtigen Ehe, das im Falle der 
Giltigkeit der Ehe ehelich fein würde, pi als ehe⸗ 
Lich, ſofern nicht beide Ehegatten die Nichtigkeit der 
Ehe bei der EHejchließung gefannt Haben. | Dieje 
Vorſchrift findet feine Anwendung, wenn die Nich- 
tigfeit der Ehe auf einem Formmangel beruht und 
die Ehe nicht in das Heiratsregiſter eingetragen 
worden ijt. 1700 Das Rechtsverhältnis en 
den Eltern und einem Kinde, das nad) $ 1699 als 
ehelich gilt, beſtimmt jich, ſoweit fich nicht aus den 
ss 1701, 1702 ein anderes ergiebt, nach den Vor— 
ihriften, die für ein Kind aus einer gefchtedenen 
Ehe gelten, wenn beide Ehegatten filr jchuldig er— 
Härt find. 170 1 War dem Bater die Nichtigkeit 
der Ehe bei der Eheſchließung befannt, jo. hat er 
nicht die fich aus der Vaterſchaft ergebenden Rechte. 
Die elterliche Gewalt bin der Mutter zu. 1702 
War der Mutter die Nichtigkeit der Ehe bei der Ehe— 
ihliegung bekannt, jo Hat fie in Anjehung des 
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Kindes nur diejenigen Rechte, welche im Falle der 
Scheidung der allein für ſchuldig erklärten Frau 
zuftehen. | Stirbt der Vater oder endigt feine elter— 
liche Gewalt au3 einem anderen Grunde, jo Hat die 
Mutter nur das Recht und die Pflicht, für die Berion 
de3 Kindes zu forgen; zur Vertretung des Kindes 
ist fie nicht berechtigt. Der Vormund des Kindes 
dat, joweit der Mutter die Sorge zuſteht, die recht= 
ide Stellung eines Beiltandes. | Die Vorſchriften 
des Abſ. 2 finden auch dann Anwendung, wen 
die elterliche Gewalt de3 Vaters wegen feiner Ges 
Ihäftsunfühigfeit oder nach $ 1677 ruht. 1703 
Gilt das Kind nicht ald ehelich, weil beiden Ehe— 
gatten die len der Ehe bei der Eheſchließung 
befannt war, jo fann e3 gleichwohl von dem Bater, 
jolange er lebt, Unterhalt wie ein eheliches Kind 
verlangen. Das im $ 1612 Abſ. 2 beſtimmte Recht 
jteht dem Vater nicht zu. 1704 Sit die Ehe wegen 
Drohung anfechtbar und angefochten, fo fteht 
anfechtungsberechtigte Ehegatte einem Ehegatten 
(eih, dem die Nichtigkeit der Ehe bei der Ehe» 
N hliekung unbefannt iwar. 

Sechster Titel. Rechtliche Stellung 
der unehelichen Kinder 1705 Das 
uneheliche Kind Hat im Berhältniffe zu der Mutter 
und zu den Verwandten der Mutter die rechtliche 
Stellung eines ehelichen Kindes. 1706 Das une 
eheliche Kind erhält den Familiennamen der Mutter.] 
Führt die Mutter infolge ihrer Berheiratung einen 
anderen Namen, jo erhält das Kind den Samiliens 
namen, den die Deutter vor der VBerheiratung ges 
führt Hat. | Der Ehemann der Mutter kann durch 
Erklärung gegenüber der zuftändigen Behörde dem 
Kinde mit Einwilligung des Kindes und der Mutter 
leinen Namen erteilen; die Erklärung des Ehe 
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manns ſowie die Einwilligungserklärungen des 
Kindes und der Mutter ſind in öffentlich beglau— 
bigter Form abzugeben. 1707 Der Mutter ſteht 
nicht die elterliche Gewalt über das uneheliche Kind 
u. Sie hat das Recht und die Pflicht, für die Per— 
* des Kindes zu ſorgen; zur Vertretung des Kin—⸗ 
des iſt ſie nicht berechtigt. Der Vormund de3 
Kindes Hat, foweit der Mutter die Sorge zusteht, 
die rechtliche Stellung eines Beiftandes. 1708 
Der Vater de3 unehelichen Kindes ijt verpflichtet, 
dem Kinde bis zur Bollendung des 16. Lebensjahrs 
den der Lebensitellung der Mutter entfprechenden 
Unterhalt zu gewähren. Der Unterhalt umfaßt den 
gejamten Lebensbedarf jowie die Koſten der Er— 
ziehung und der Borbildung zu einem Berufe. | 
Sit Das Kind zur Zeit der Vollendung des 16. Lebens⸗ 
jahrs infolge körperlicher oder geijtiger Gebrechen 
außerjtande, Pi ſelbſt zu unterhalten, fo Hat ihm 
der Bater aud) über diefe Belt hinaus Unterhalt zu 
— die Vorſchrift des 8 1603 Abſ. 1 findet 

nwendung. 1709 Der Vater iſt vor der Mutter 
und den mütterlichen Verwandten des Kindes unter— 
balt3pflichtig. | Soweit die Mutter oder ein unters 
halt3pflichtiger miltterlicher Verwandter dem Kinde 
den Unterhaltgewährt, geht der Unterhaltsanſpruch 
des Kindes gegen den Vater auf die Mutter oder 
den Verwandten über. Der Uebergang kann nicht 
zum Nachteile des Kindes geltend gemacht werden. 
1710 Der Unterhalt ijt durch Entrichtung einer 
Geldrente zugewähren. | DieRenteijt fürs Monate 
vorauszuzahlen. Durch eine Vorausleiftung fir 
eine jpätere Beit wird -der Vater nicht befreit. | 
Hat das Kind den Beginn des Vierteljahrs erlebt, 
jo gebührt ihm der volle auf das Vierteljahr ent— 
fallende Betrag. 1711 Der Unterhalt kann auch 
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für die Vergangenheit verlangt werden. 1712 
Der Unterhaltanfpruch erliiht nicht mit dem 
Tode des Bater3; er jteht dem Kinde auch dann zu, 
wenn der Vater vor der Geburt des Kindes geſtor— 
ben ift. | Der Erbe des Vaters ift berechtigt, das 
Kind mit dem Betrag abzufinden, der dem Finde 
als Bflichtteil gebühren würde, wenn es ehelich wäre. 
Sind mehrere uneheliche Kinder vorhanden, fo 
wird die Abfindung jo berechnet wie wenn fie alle 
ehelich wären. 1713 Der Interhaltsanfpruch er— 
Tiicht mit dem Tode des Kindes, foweit er nicht auf 
Erfüllung oder Schadenserjag wegen Nichterfüllung 
für die Vergangenheit oder auf folde im voraus 
zu bewirkende Leiftungen gerichtet tft, Die zur Zeit 
des Todes des Kindes fällig find. | Die Koften der 
Beerdigung Hat der Vater zu tragen, joweit ihre 
Bezahlung nicht von dem Erben des Kindes zu er— 
langen ijt. 1714 Eine Vereinbarung zwijchen 
dem Vater und dem Kinde über den Unterhalt für 
die Zukunft oder über eine anjtelle des Unterhalts 
u gewährende Abfindung bedarf der Genehmigung 

es Vormundſchaftsgerichts. | Ein unentgeltlicher 
Verzicht auf den Unterhalt für die Zukunft ift nich 
tig. 1715 Der Vater ift verpflichtet, der Mutter 
die Koften der Entbindung ſowie die Kojten des 
Unterhalt3 für die erjten 6 Wochen nad) der Ent= 
bindung und, fall infolgeder Schwangerſchaft oder 
der nn weitere Aufwendungen notwendig 
werden, auch die dadurch entjtehenden Koften zu ers 
jegen. Den gewöhnlichen Betrag der zu erſetzenden 
Koſten kann die Mutter ohne Rückſicht auf den 
wirklichen Aufwand verlangen. | Der Anſpruch fteht 
der Mutter auch dann zu, wenn der Vater vor der 
Geburt des Kindes geftorben oder wenn das Kind 
tot geborenift. | Der Anſpruch vecjährt in 4AJahren. 
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Die Verjährung beginnt mit dem Ablaufe von 
6 Wochen nad) der Geburt des Kindes. 1716 
Schon vor der Geburt des Kindes kann auf Antrag 
der Mutter durch einjtweilige Verfügung angeordnet 
werden, daß der Bater den für die eriten 3 Monate 
dem Kinde zu gewährenden Unterhalt alsbald nad) 
der Geburt an die Mutter oder an den Vormund 
zu zahlen und den erforderlichen Betrag angemeſſene 
Zeit vor der Geburt zu hinterlegen hat. In gleicher 
Weije kann auf Antrag der Mutter die gehlung 
des gewöhnlichen pe der nach $ 1715 Abi. 
zu erjebenden Koften an die Mutter und die Hinter 
legung des erforderlichen Betragd angeordnet 
werden. | Zur Erlaffung der einjtweiligen Verfü— 
gung iſt nicht erforderlich, daß eine Gefährdung des 

nipruch8 glaubhaft gemacht wird. 1717 AL 
Beter des unehelihen Kindes im Sinne der 88 1708 
bis 1716 gilt, wer der Mutter innerhalb der Em— 
pfängniszeit beigewohnt hat, e8 jei denn, daß auch 
ein Anderer ihr innerhalb diejer Zeit beigewohnt 
Hat. Eine Re. bleibt jedoch außer Betracht, 
wenn es den Umjtänden nach offenbar unmöglich 
ift, Daß die Mutter das Kind aus diefer Beiwohnung 
empfangen hat. Als Empfängniszeit gilt die Zeit 
von dem 181. bi3 zu dem 302. Tage vor dem Tage 
der Geburt des Kindes, mit Einjchluß ſowohl des 
151. als des 302. Tages. 17 18 Wer feine Vater: 
ſchaft nach der Geburt des Kindes in einer öffent 
lihen Urkunde anerkennt, kann jich nicht darauf 
berufen, daß ein Anderer der Mutter innerhalb der 
Empfängniszeit beigewohnt habe. 

Siebenter Titel. Legitimation un- 
ehelicher Kinder. J. Legitimation durch 
nachfolgende Ehe. 1719 Ein uneheliches Kind 
erlangt dadurch, daß fich der Vater mit der Mutter 
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verheiratet, mit der Eheichliegung die rechtliche 
Stellung eines ehelichen Kindes. 1720 Der Ehe— 
mann der Mutter gilt ald Vater de3 Kindes, wenn 
er thr innerhalb der im $ 1717 Abj. 2 beftimmten 
Empfängniszeit beigeivohnt hat, es jei denn, daß 
e5 den Umſtänden nad) offenbar unmöglich ift, daß 
die Mutter das Kind aus diefer Beiwohnung em— 
pfungen Hat. | Erkennt der Ehemann feine Vater— 
Ichaft nach der Geburt des Kindes in einer öffent— 
then Urkunde an, jo wird vermutet, daß er der 
Mutter innerhalb der Empfüngniszeit beigewohnt 
habe. 1721 Sit die Ehe der Eltern nichtig, jo 
* die Vorſchriften der SS 1699 bi 1704 ent— 
preende Anwendung. 1722 Die Eheichließung 
zwilchen den Eltern Hat für die Ablümmlinge des 
unehelichen Kindes die Wirkungen der Legitimation 
auch danır, wenn da3 Kind vor der Eheſchließung 
geitorben ijt. II. Ehelichkeitserklärung. 1723 
Ein uneheliches Kind kann auf Antrag feines Baters 
durch eine Verfügung der Staatgewalt für ehelich 
erflärt werden. | Die Chelichfeitzertlärung fteht dem 
Bundesftaate zu, dem der Bater angehört; ijt der 
Vater ein Deutjcher, der feinem Bundezftaat ans 
gehört, jo jteht fie dem Reichskanzler zu. | Ueber 
die Erteilung der einem Bundesjtaate zujtehenden 
Ehelichkeitserklärung Hat die ———— zu 
beſtimmen. 1724 Die Ehelichkeit3erklärung kann 
nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtim— 
mung erfolgen. 1725 Der Antrag muß die Er— 
klärung des Vaters enthalten, daß er das Kind ala 
das jeinige anerfenne. 1726 Zur Ehelichkeits⸗ 
erklärung iſt die Einwilligung des Kindes und, wenn 
das Kind nicht das 21. Lebensjahrvollendet hat, die 
Einwill igun der Mutter erforderlich. Iſt der Vater 
verheiratet, jo bedarf er auch der Einwilligung feiner 
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Frau. | Die Einwilligung Hat dem Vater oder der 
Behörde gegenüber zu erfol en, bei welcher der An— 
trag einzureichen tft; fte tit unwiderruflich. | Die 
Einwilligung der Mutter ift nicht erforderlich, wenn 
die Mutter zur Abgabe einer Erklärung dauernd 
außerjtande oder ihr Aufenthaltdauernd unbekannt 
tft. Das Gleiche gilt von der Einwilligung der Frau 
des Vaters. 1727 Wird die Eınwilligung von 
der Mutter verweigert, o kann ſie auf Antrag des 
Kindes durch das Bormundihaftsgericht erjegt 
werden, wenn da3 Interbleiben der Ehelichkeiter- 
Härung dem Rinde zu unverhältnismäßigem Nach— 
teile gereichen würde. 1728 Der Antrag auf 
Chelichkeitserklärung ſowie die Einwilligung der im 
$ 1726 bezeichneten Berjonen kann nicht durch einen 
Vertreter erfolgen. | Sit das Rind geichäftsunfähig 
oder hat es nicht das 14. Lebensjahr vollendet, jo 
ann jein gejeßlicher Vertreter die Einwilligung mit 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erteilen. 
1729 Sit dir Vater in der Geſchäftsfähigkeit be- 
Ihräntt, jo bedarf er zu dem Antrag, außer der Zu— 
ſtimmung feines gejeßlichen Vertreters, der Geneh- 
migung des VBormundichaftsgerichts. | Iſt das Kind 
inder Geichäfesfähigtelt bejchränkt,jo gilt das Gleiche 
für die Erteilung feiner Einwilligung. | Sit die 
Mutter des Kindes oder die Frau des Raters in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, jo iſt zur Erteilung 
ihrer Einwilligung die Zuſtimmung des geſetzlichen 
Vertreters nicht erforderlich. 17360 Der Antrag 
jowie die Einwilligungserklärung der im 8 1726 be- 
zeichneten Perſonen bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. 1731 Sit der Antrag 
oder die Einwilligung einer der im $ 1726 bezeich- 
neten Perſonen anfechtbar, jo — für die Anfech— 
tung und für die Beſtätigung der anfechtbaren Er— | 

| 25 
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Klärung die Vorſchriften der 88 1728, 1729. 1732 
Die Ehelichkeitserkflärung ift nicht zuläfftg, wenn zur 
Zeit der Erzeugung des Kindes die Ehe zwiſchen den 
Eltern nad $ 1310 Abſ. 1 wegen Verwanpdtjchaft 
oder Schwägerichaft verboten war. 1733 Die Ehe- 
lichfeit3erflärung Tann nicht nach dem Tode des 
Kindes erfolgen. | Nach dem Tode Des Vaters ift die 
EHelichfeit3erflärung nur zuläffig, wenn der Vater 
den Antrag bei der zuftändigen Behörde eingereicht 
oder bei oder nach der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung des Antrags dad Gericht oder den 
Notar mit der ————— betraut hat. | Die nach 
dem Tode des Vaters erfolgte Ehelichkeitzerflärung 
hat die gleiche Wirkung, wie wenn jie vor dem Tode 
des Vater erfolgt wäre. 1734 Die Ehelichteits- 
erffärung kann verfagt werden, auch wenn ihr ein 
gejegliches Hindernis nicht entgegeniteht. 1735 
Auf die Wirkſamkeit der Ehelichkeit3erflärung ift es 
ohne Einfluß, wenn der Antragiteller nicht der Vater 
des Kindes ijt oder wenn mit Unrecht angenommen 
worden ift, daß die Mutter des Kindes oder die Frau 
des Vaters zur Abgabe einer Erklärung dauernd 
außerstande oder ihr Aufenthalt dauernd unbekannt 
fei. 1736 Durch die Ehelichkeitserflärung erlangt 
das Kind die ee eines ehelichen Kins 
des. 1737 Die Wirkungen der Ehelichkeitserklä— 
rung erſtrecken ſich auf die Abkömmlinge des Kindes; 
fie erjtrecfen fich nicht auf die Verwandten des Vaters. 
Die Frau des Vaters wird nicht mit dem Kinde, der 
Ehegatte des Kindes wird nicht mit dem Vater vers 
chwägert. | Die Nechte und Pflichten, die fich aus 
em Veriwandtichaftsverhältnifje zwischen dem Kinde 
und jeinen Verwandten ergeben, bleiben unberührt, 
joweit nicht das Gejeß ein anderes vorjchreibt. 
1738 Mit der Chelichfeit3erflärung verliert die 
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Mutter das Recht und die Pflicht, für die Berfon des 
Kindes zu jorgen. Hat fie dem Kinde Unterhalt zu 
gewähren, jo treten Recht und Pflicht wieder ein, 
wenn die elterliche Gewalt des Vaters endigt oder 
wenn jie wegen Gejchäftsunfähigfeit des Baters 
oder nach $ 1677 ruht. 1739 Der Bater ift dem 
Kinde und deſſen Ablümmlingen vor der tter 
und den mütterlien Verwandten zur Gewährung 
des Unterhalt3 verpflichtet. 1740 Will der Bater 
eine Ehe eingehen, während er die elterliche Gewalt 
über da3 Rind hat, jo finden die Vorjchriften der 
ss 1669 bis 1671 Anwendung. 

Achter Titel. Annahmean Kindes- 
statt. 1741 Wer keine ehelichen Abktönmlinge 
hat, fann durch Vertrag mit einem Anderen diejen 
an Kindesitatt annehmen. Der Bertrag bedarf der 
Beitätigung duch das zujtändige Gericht. 1742 
Die Annahme an Kindesſtatt kann nicht unter einer 
an) oder einer Zeitbeitimmung erfolgen. 
1743 Das VBorhandenjein eines angenommenen 
Kindes jteht einer weiteren Annahme an Kindesitatt 
nicht entgegen. 1744 Der Annehmende muß das 
50. Lebensjahr vollendet Haben und mindejtens 
18 Jahre älter fein al3 das Kind. 1745 Von den 
Erfordernifjen des $ 1744 kann Befreiung bewilligt 
werden, von der Vollendung des 50. Lebensjahre 
jedoch nur, wenn der Annehmende volljährig tft. | 
Die Bewilligung jteht dem Bundesjtaate zu, dem 
der Annehmende angehört ; ijt der Unnehmende ein 
Deuticher, der feinem Bundesitant angehört, jo jteht 
die Bewilligung dem Reichskanzler zu. | Ueber die 
Erteilung der einem Bun En zustehenden Bes 
willigung hat die Landesregierung zu beftimmen. 
1746 Wer verheiratet it, kann nur mit Ein— 
willigung feines Ehegatten an Kindesſtatt an— 
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nehmen oder angenommen werden. | Die Ein- 
willigung tft nicht erforderlih, wenn der Ehes 
atte zur Abgabe einer Erklärung dauernd außer 
tande oder fein Aufenthalt dauernd unbelannt tft. 
1747 Ein eheliches Kind kann bis zur®ollendung 
de3 21. Lebensjahrs nur mit Einwilligung der El⸗ 
tern, ein uneheliches Kind kann bis zum gleichen 
Lebensalter nur mit Einwilligung der Mutter an 
Kindesftatt angenommen werden. Die Vorſchrift 
des $ 1746 Ab. 2 findet entiprechende Anwendung. 
1748 Die Einwilligung der in den $$ 1746,1747 bes 
zeichneten Dune hatdem Annehmenden oder dent 
Kinde oder dem für die Beftätigung des Annahntevers 
trag3 zuftändigen Gerichte gegenüber Ei erfolgen; fte 
it unwiderruflid.|Die&inwilligung kann nichtdurch 
einen Vertreter erteilt werden. Sit der Einwilligende 
in der ——— beſchränkt, ſo bedarf er nicht 
der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters. D 
Einwilligungserklärung bedarf der ae oder 
notarielen Beurfundung. 1749 Als gemein- 
ichaftliches Kind kann ein Kind nur von einem Ehe- 
paar angenommen werden. | Ein angenonmenes 
Kind kann, jolange das durch die Annahme begrüns 
dete Rechtöverhältiis bejteht, nur von dem Ehe— 
gatten de3 Annehmenden an Kindesſtatt angenom- 
men werden. 1750 Der Annahmevertrag kann 
nicht durch einen Vertreter gefchloffen werden. Hat 
da Kind nicht das 14. Lebensjahr vollendet, fo kann 
fein gejeglicher Vertreter den Vertrag mit Genehmis 
aung des Vormundfchaftsgerichts fchließen. | Der 
Annahmevertrag muß bei gleichzeitiger Anweſen⸗ 
heit beider Teile vor Gericht oder vor einem Notar 
geichlofjen werden. 175 1 Iſt der Annehmende in 
der —— —— beſchrankt, jo bedarf er zur 
Eingegung des Vertrags, außer der Zuftimmung 
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feines gefeglichen Vertreters, der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts. | Das Gleiche gilt für dag 
Kind, wenn e3 in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt 
iſt. 1752 Will ein Vormund ſeinen Mündel an 
Kindesſtatt annehmen, ſo ſoll das Vormundſchafts⸗ 
—— die Genehmigung ni t erteilen, ſolange der 

ormund im Amte iſt. Will jemand feinen früheren 
Miündel an Kindesftatt annehmen, jo fol dag Vor⸗ 
mundjchaftsgericht die Genehmigung nicht erteilen, 
bevor er über feine Verwaltung Rechnung gelegt 
und das Vorhandenfeindeg Mündelvermögens nach 
gewieſen Hat. | Das Gleiche gilt, wenn ein zur Ver⸗ 
mögensverwaltung beftellter Pfleger feinen Pfleg- 
ling oder feinen früheren egling an Kindesſtatt 
annehmen will. 1753 Die Beitäatigung des An- 
nahmevertrag3 kann nicht nad) dem Tode deg Kindes 
erfolgen. | Nach dem Tode des Annehmenden ift die 
Beſtätigung nur zuläjjig, wenn der Annehmende 
oder das Kind den Antrag auf Bejtätigung bei dem 
en Gericht eingereicht oder bet oder nad) 

er gerichtlichen oder notariellen Beurkundung des 
Vertrags das Gericht oder den Notar mit der Ein- 
reihung betraut hat. | Die nach dem Tode des An= 
nehmenden erfolgte Beſtätigung Hat die gleiche Wir- 
al wie wenn fie vor dem Tode e olgt wäre. 
1754 Die Annahme an Kindesitatt tritt mit der 
Beltätigung in Kraft. Die Vertragſchließenden find 
ſchon vor der Beftätigung gebunden. | Die Bejtäti- 

ung ift nur zu verjagen, wenn ein gejegliches Er: 
—— der Annahme an Kindezftatt fehlt. Wird 
die Beftätigung en slip verfagt, fo verliert der 
Vertrag feine Kraft. 1755 Sit der Annahmever: 
frag oder die Einwilligung einer der in den 88 1746, 
1747 bezeichneten Perjonen anfechtbar, jo gelten für 
die Anfechtung und für die Beſtätigung des anfechts 
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baren Rechtsgeſchäfts die Vorjchriften des S 1748 
Abj. 2, des 8 1750 Abf. 1 und des $ 1751. 1756 
Auf die Wirkjamkeit der Annahme an Kindesſtatt 
iſt es ohne Einfluß, wenn bei der Betätigung des 
Annahmevertrag3 mit Unrecht angenommen wor: 
den ift, daß eine der in hen $$ 1746, 1747 bezeich- 
neten Berjonen zur Abgabe einer Erklärung dauernd 
außerjtande oder ihr Aufenthalt dauernd unbekannt 
fei. 1757 Durch die Annahme an Rindezftatt ers 
Bun das Kind die rechtliche Stellung eines ehelichen 
Kindes des Annehmenden. | Wird von einem Ehe 
paare gemeinjchaftlich ein Kind angenommen oder 
nimmt ein Ehegatte ein Kind des anderen Ehegatten 
an, jo erlangt das Kind die rechtliche Stellung eines 
gemeinjchaftlichen ehelichen Kindes der Ehegatten. 
1758 Das Kind erhält den Familiennamen des 
Annehmenden. Wird das Kind von einer Frau ans 
genommen, die infolge ihrer Verheiratung einen 
anderen Namen führt, jo erhält es den Familien— 
namen, den die rau vor der Verheiratung geführt 
hat. In den Füllen des $ 1757 Ab. 2 erhält das 
Kind den Familiennamen des Mannes. | Das Kind 
darf den: neuen Namen feinen früheren Familien 
namen hinzufügen, jofern nicht in dem Annahmes 
vertrag ein anderes beftimmt if. 1759 Durd) 
die Annahme an Kindesitatt wird ein Erbrecht für 
den Annehmenden nicht begründet. 1760 Der 
Unnehmende hat Über das Vermögen des Kindes, 
joweit es auf Grund der elterliden Gewalt feiner 
Berwaltung unterliegt, auf feine Kojten ein Bers 
zeichnis aufzunehmen und dem VBormundfchaftsges 
richt einzureichen; er hat das Verzeichnis mit der 
Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändigkeit zu 
verjehen. Sit das eingereichte Verzeichnis unge 
nügend, jo findet die Norfchrift des $ 1640 Abi. 2 
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Sat 1 Anivendung. | Erfüllt der Annehmende die 
{Hm nad) Abi. 1 obliegende Verpflichtung nicht, fo 
kann ihm das Bormundichaftsgericht die Vermögens⸗ 
verwaltung entziehen. Die Entziehnng kann jeder: 
zeit hen gl ange werden. 2761 Wil der 
Annehmende eine Ehe eingehen, während er die 
eiterliche Gewalt iiber das Kind Hat, jo finden die 
Borichriften der 88 1669 bis 1671 Anwendung. 
1762 Die Wirkungen der Annahme an Kindes 
jtatt erftreden ſich auf Die Ablömmlinge des Kindes. 
Auf einen zur Seit des Vertragsabſchluſſes ſchon 
vorhandenen Ablömmling und dejien fpäter gebore- 
ne Ablömmlinge erjtreden ich die Wirkungen nur, 
wenn der Vertrag aucd mit dem ſchon vorhandenen 
Abkömmlinge geichloffen wird. 1763 Die Wir: 
tungen der Annahme an Kindesjtatt erjtreden ſich 
nicht auf die Berwandten des Annehmenden. Der 
Ehegatte des Annchmenden wird nicht mit dem 
Kinde, der Ehegatte des Kindes wird nicht mit dem 
Annehmenden verichwägert. 1764 Die Rechte 
und Pflichten, die jtch au3 dem Verwandtſchaftsver— 
hältniſſe zwiichen dem Kinde und jeinen Verwandten 
ergeben, werden durch die Annahme an Kindesitatt 
nicht berührt, joweit nicht das Gejeb ein anderes 
vorjchreibt. 1765 Mit der Annahme an indes 
ftatt verlieren die leiblichen Eltern die elterliche Ge— 
walt iiber das Kind, die uneheliche Mukter das Recht 
und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu jorgen.| 
Hat der Bater oder die Mutter dem Kinde Unter: 
halt zu gewähren, jo treten das Recht und die Pflicht, 
für die Perſon des Kindes zu forgen, wieder ein, 
wenn die elterliche Gewalt des Annehmenden endigt 
oder wenn fie wegen Gejchäftdunfühigkeit des An— 
nehmenden oder nach $ 1677 ruht. Das Recht zur 
Bertretung des Kindestritt nicht wiederein. 1766 
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Der Annehmende ijt dem Kinde und denjenigen Abs 
tömmlingen des Kindes, auf welche ſich die Wirs 
Hungen der Annahme erjtreden, vor den leiblichen 
Berwandten des Kindes zur Gewährung des Unters 
halt3 verpflichtet. | Der Annehmende fteht im Falle 
des 81611 Abſ. 2 den Ieiblichen Verwandten der aufs 
fteigenden Linie glei). 1767 In dem Annahmes 
vertrage kann die Nubnießung ded Annehmenden 
an dem Vermögen des Kindes ſowie dad Erbrecht 
de3 Kindes dem Annehmenden gegenüber ausge— 
ichlofjen werden. | Im übrigen können die Wir 
fungen der Annahme an Kindesjtatt in dem Anz 
nahmevertrage nicht geändert werden. 1768 
Das durch die Annahme an Kindezitatt begründete 
Rechtsverhältnis kann wiederaufgehoben werden. 
Die Aufhebung kann nicht unter einer Bedingung 
oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen. Die Aufhebung 
— durch Vertrag zwiſchen dem Annehmenden, 
dem Kinde und een Abkömmlingen des Kin— 
des, auf welche ſich die Wirkungen der Annahme ers 
ftreden.| Hat ein Ehepaar gemeinjchaftlich ein Kind 
angenommen oder hat ein Ehegatte ein Kind des 
anderen Ehegatten angenommen, jo ift zu der Auf» 
hebung die Mitwirkung beider Ehegatten erforders 
lich. 1769 Nach dem Tode des Kindes können die 
übrigen Beteiligten das zwijchen ihnen bejtehende 
— — durch Vertrag aufheben. Das 
Gleiche gilt in den Fällen des 8 1757 Abſ. 2 nad) 
dem Tode eines der Ehegatten. 17 70 Die für die 
Annahme an Kindesſtatt geltenden Vorſchriften des 
s 1741 Sat 2 und der 88 1750, 1751, 1753 bis 1755 

elten auch für die Aufgebung. 177 1 Schließen 

erjonen, die durch Annahme an Kindesſtatt ver: 
bunden find, der Vorjchrift des $ 1311 zuwider eine 
Ehe, jo tritt mit der Eheſchließung die Aufhebung 
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des Durch die Annahme zwiſchen ihnen begründeten 
Rechtsverhältniſſes ein. | Iſt die Ehe nichtig, fo 
wird, wenn dem einen Ehegatten die elterliche Ge— 
walt über den anderen zufteht, dieje mit der Ehe— 
ſchließung verwirkt. Die Verwirkung tritt nicht ein, 
wenn die a der Ehe auf einem Formmangel 
beruht und die Ehe nicht in das ag ⸗ 
getragen worden if. 1772 Mit der Aufhebung 
der Annahme an Kindesſtatt verlieren das Kind und 
diejenigen Abkömmlinge des Kindes, auf welche ſich 
die Aurbebung eritredt, da3 Recht, den Familien⸗ 
namen ded Annehmenden zu führen. Diefe Bor: 
Schrift findet in den Fällen des $ 1757 Abf. 2 keine 
Anwendung, wenn die Aufhebung nad) dem Tode 
eines Der Ehegatten erfolgt. 


Dritter Abſchnitt. Bormundfhaft. 


Erster Titel. Vormundschaft über 
Minderjährige. I. Anordnung der Vormund- 
schaft. 1773 Ein Dinderjähriger erhält einen 
Vormund, wenn er nicht unter elterlicher Gewalt 
fteht oder wenn die Elterit weder in den die Berfon 
noch in den da3 Vermögen betreffenden Angelegen= 
heiten zur Vertretung des Minderjährigen berechtigt 
find. Bea Minderjähriger erhält einen Bormund 
auch dann, wenn fein Familienſtand nicht zu er- 
mitteln ift. 1774Da3 Bormundiaftgeriät bat 
die Vormundſchaft von Amtswegen anzuordnen. 
1775 Das Bormundichaftsgerichtjoll, — nicht 
beſondere Gründe für die Beſtellung mehrerer Bor: 
miünbder vorliegen, für den Mündel und, wenn 
— Geſchwiſter zu bevormunden ſind, für alle 

ndel nur einen Vormund beſtellen. 1776 Als 
Vormünder ſind in nachſtehender Reihenfolge be— 
rufen: 1. wer von dem Vater des Mündels als 
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Bormund benannt ijt; 2. wer von der ehelichen 
Mutter des Mündels als Bormund benannt ijt; 3. der 
Großvater des Mündels von väterlicher Seite; 4. der 
Großvater des Miindel3 von mütterlicher Seite. | 
Die Großväter find nicht berufen, wenn der Mündel 
von einem Anderen als dem Ehegatten feines Baters 
oder jeiner Mutter an Kindesitatt angenommen iſt. 
Das Gleiche gilt, wenn derjenige, von welchen: der 
Mündel abjtammt, von einem Anderen als dem 
Ehegatten jeined® Vaters oder feiner Mutter an 
Kindesjtatt angenommen ijt und Die — der 
Annahme ſich auf den Mündel erſtrecken. 1777 
Der Vater kann einen Vormund nur benennen, 
wenn ihm zur Zeit ſeines Todes die elterliche Ge- 
walt über das Kind zusteht; echat dieſes Recht nicht, 
wenn er in den die Berjon oder in den das Ber: 
mögen betreffenden re nicht zur Ver⸗ 
tretung des Kindes berechtigt ift. Das Gleiche gilt 
fiir die Mutter. | Der Vater kann für ein Kind, das 
erſt nad) feinem Tode geboren wird, einen Bormund 
benennen, wenn er dazu berechtigt ſein würde, falls 
das Kind vor feinem Tode geboren wäre. | Die Bes 
nennung des Bormundes erfolgt durch letztwillige 
Berfügung. 1778 Wer nad) 81776 als Bormund 
berufen ijt, Darf ohne jeine Sy ee nur über: 
gangen werden, wenn er nach den $S 1780 bis 1784 
nicht zum Vormunde bejtellt werden kann oder joll 
oder wenn er’an der Uebernahme der Vormund— 
Ihaft verhindert ift oder die Nebernahme verzögert 
oder wenn jeine Bejtellung das Intereſſe des Min: 
dels gefährden würde. | Sit der Berufene nur vor- 
übergehend verhindert, jo hat ihn das Vormund—⸗ 
Ihaftsgericht nach dem Wegfalle des Hindernifjes 
auf feinen Antrag anftelle des bisherigen Vormuns 
des zum Vormunde zu beitellen. | Für eine Ehefrau 
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darf der Mann vor den nad) $ 1776 Berufenen, für 
ein uneheliches Kind darf die Mutter vor dem Groß- 
vater zum Bormunde beftellt werden. | Neben dem 
Berufenen darf nur mit deſſen Zuftimmung ein Mit- 
vormund bejtellt werden. 1779 Sit die Vor— 
mundſchaft nicht einem nad) $ 1776 Berufenen zu 
übertragen, jo hat da3 Bormundichaftsgericht nad) 
Anhörung des Gemeindeweifenrat3 den Vormund 
auszuwählen. | Das Vormundichaftsgericht ſoll eine 
Berjon auswählen, die nad) ihren perſönlichen Ver— 
bältnifjfen und ihrer Bermögenslage ſowie nad) den 
jonftigen Umjtänden zur Führung der Vormund— 
ſchaft geeignet ift. Bei der Auswahl ift auf das 
religiöje Belenntnis des Miindel3 NRüdjicht zu 
nehmen. Berwandte und Verſchwägerte des Mün— 
dels jind zunächft zu berüdfichtigen. 1780 Zum 
Vormunde kann nicht bejtellt werden, wer gejchäfts- 
unfähig oder wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung 
oder Trunkſucht entmündigt ist. I788 1 Zum Vor: 
munde ſoll nicht beftellt werden: 1. wer minder- 
jährig oder nad) $ 1906 unter vorläufige Vormund— 
ſchaft gejtellt ift; 2. wer nach $S1910 zur Beſorgung 
feiner Vermögensangelegenheiten einen Pfleger er— 
halten hat; 3. wer in Konkurs geraten ijt, während 
der Dauer de3 Konkurſes; 4. wer'der bürgerlichen 
Ehrenrechte für verluſtig erklärt iſt, ſoweit ſich nicht 
aus den Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs ein an— 
deres ergiebt. 1782 Zum Vormunde ſoll nicht 
beſtellt werden, wer durch Anordnung des Vaters 
oder der ehelichen Mutter des Mündels von der 
Vormundſchaft ausgeſchloſſen iſt. Die Mutter kann 
den von dem Vater als Vormund Benannten nicht 
ausſchließen. Auf die Ausſchließung finden die Vor— 
ſchriften des 31777 Anwendung. 1783 Eine Frau, 
die mit einem Anderen als dem Vater des Mündels 
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verheiratet ift, joll nur mit Bujtimmung ihres 
Mannes zum Bormunde bejtellt werden. 17894 
Ein Beamter oder Religiongdiener, der nad) den 
Zandesgejegen einer bejonderen Erlaubnis zur 
Vebernahme einer Vormundſchaft bedarf, ſoll nicht 
ohne die vorgejchriebene Erlaubnis zum Bormunde 
beitellt werden. 1785 Jeder Deutihe Hat die 
Vormundſchaft, für die er von dem Bormunds 
—— t ausgewählt wird, zu Übernehmen, ſo⸗ 
ern nicht feiner a zum VBormund einer der 
in den $$ 1780 bis 1784 bejtimmten Gründe ents 
— 1786 Die Uebernahme der Bors 
mundichaft kann ablehnen: 1. eine Frau; 2. wer 
das 60. Lebensjahr vollendet Hat; 3. wer mehr als 
4 minderjährige eheliche Kinder hat; ein von einem 
Anderen an Kindesitatt angenommened Kind wird 
nicht gerechnet; 4. wer durch Krankheit oder dur 
Gebrechen verhindert ift, die Bormundichaft ord⸗ 
nungsmäßtg zu führen; 5. wer wegen Entfernung 
feines Wohnfige von dem Sitze des VBormunds 
ſchaftsgerichts die Vormundſchaft nit ohne be= 
jondere Beläjtigung führen kann ; 6. wer na 8 1844 
zur Sicherheitäleiftung angehalten wird; 7. wer 
mit einem Anderen zur gemeinjchaftlihen Führung 
der Vormundſchaft beitellt werden joll ; 8. wer mehr 
als eine Bormundihaft oder Pflegichaft führt; die 
Bormundichaft oder an ichaft iiber mehrere Ges 
ſchwiſter gilt nur als eine; ie Füͤhrung von 2Gegen⸗ 
pormundichaften ſteht der Führung einer Vormund⸗ 
ichaft gleich. | Das Ablehnungsrecht erlicht, wenn 
es nicht vor der Beftellung bei dem Vormundſchafts⸗ 
— Ar gemacht wird. 1787 Wer bie 

ebernahme der Bormundichaft ohne Grund ab— 
lehnt, ift, wenn ihm ein Verſchulden zur Laft fällt, 
für den Schaden verantwortlich, der dem Mündel 
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dadurch entjteht, daß fich die Beftellung des Vor—⸗ 
mundes — JErklärt das Vormundſchafts⸗ 

ericht die Ablehnung für unbegründet, fo hat der 

blehnende, unbeſchadet der ihm zuftehenden 
Rechtsmittel, die Bormundichaft auf Erfordern des 
Vormundſchaftsgerichts vorläufig zu Übernehmen. 
1788 Das VBormundjchaftsgericht kann den zum 
Vormund Ausgewählten Ab Ordnungsſtrafen zur 
Uebernahme der Vormundichaft anhalten. | Die 
einzelne Strafe darf den Betrag von 300 Mark nicht 
überjteigen. Die Strafen dürfen nur in Zwiſchen⸗ 
räumen von mindejtend 1 Woche eh werden. 
Mehr als 3 Strafen dürfen nicht verhängt werden. 
1789 Der Vormund wird von dem Vormund— 
ſchaftsgerichte durch Verpflichtung zu treuer und ge- 
wifjenhafter Führung der Vormundſchaft beitellt. 
Die Verpflihtung ſoll mitteljit Handſchlags an 
Eidesjtatt erfolgen. 17 90 Bei der Beitellung des 
Bormundes kann die Entlafjung für den Fall vor: 
behalten werden, daß ein beſtimmtes Ereignis ein= 
tritt oder nicht eintritt 17091 Der Bormund er— 
hält eine Bejtallung.! Die Bejtalluirg jol enthalten 
den Namen und die Zeit der Geburt des Miindels, 
die Namen des Vormundes, des Gegenvormundes 
und der Mitvormünder jowie im Falle der Teilung 
der Bormundjchaft die Art der Teilung. Sit ein 

amilienrat eingejegt, jo ijt auch dies anzugeben. 

792 Neben dem VBormunde fann ein Gegenvor= 
mund bejtellt werden. | Ein Gegenvormund joll be= 
jtellt werden, wenn mit der Bormundichaft eine 
Bermögensverwaltung verbunden ijt, es jei denn, 
daß die Verwaltung nicht erheblid) oder daß die 
Bormundihaft von mehreren VBormündern ges 
meinjchaftlich zu führen ift. | Sit die Vormund— 
ihaft von mehreren Bormündern nicht gemein: 
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Ihaftlich zu führen, jo ann der eine Bormund zum 
Gegenvormunde de3 anderen beftellt werden. | Auf 
die Berufung und Beitellung des Gegenvormundes 
finden die für die Berufung und Beftellung des Bor- 
mundes geltenden Borjchriften Anwendung. II. 
Führung der Vormundschaft. 1793 Der Bor: 
mund hat das Recht und die Pflicht, für die Perſon 
und da3 Vermögen des Miindel3 zu forgen, in&be- 
jondere den ndel zu vertreten. 1794 Das 
Recht und die Pflicht des Vormundes, für die Per: 
jon und das Vermögen des Mündels zu jorgen, er: 
jtreckt fih nicht auf Angelegenheiten des Miindels, 
für die ein Pfleger beftellt if. 1795 Der Bor- 
mund kann den Miindel nicht vertreten: 1. bei 
einem Rechtsgeſchäfte zmwijchen feinem Ehegatten 
oder einem jeiner Verwandten in gerader Linie 
einerjeit3 und dem Miindel andererjeits, es jet 
denn, daß das Rechtsgeſchäft ausschließlich in der 
Erfüllung einer Verbindlichkeit beiteht; 2. bei einem 
Rechtsgeſchäfte, das die Uebertragung oder Be- 
laftung einer dur) Pfandrecht, Hypothek oder Bürg— 
ſchaft geficherten Forderung des Mündels gegen den 
Bormund oderdie Aufhebung oder Minderung diejer 
Eicherheit zum Gegenjtande hat oder die Verpflich- 
tung des Mündels zu einer jolchen Nebertragung, 
Belajtung, Aufhebung oder Minderung begründet ; 
3. bei einem Recht3jtreite zwijchen den in Nr. 1 be> 
zeichneten Perjonen fowie bei einem Rechtsſtreit 
über eine Angelegenheit der in Nr. 2 bezeichneten 
Art. | Die Koriorift des $ 181 bleibt unberührt. 
1796 Das Vormundichaftsgericht kann dem Vor— 
munde die Vertretung für einzelne Angelegenheiten 
oder für einen beftimmten Kreis von Angelegen» 
heiten entziehen. Die Entziehung jollnur erfolgen, 
wenn das Intereſſe des Diiindels zu dem Intereffe 
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des Bormundes oder eines von diefem vertretenen 
Dritten oder einer der im 81795 Nr. 1 bezeichneten 
Berjonen in erheblichem Gegenjage jteht. 1797 
Mehrere Bormünder führen die VBormundichaft ge- 
meinjchaftlid. Bei einer Meinungsverjchiedenheit 
entjcheidet das Vormundſchaftsgericht, jofern nicht 
bei der Beitellung ein anderes bejtimmt wird.| Das 
Bormundichaftsgericht kann die Führung der Vor— 
mundichaft unter mehrere Vormünder nad be— 
ftimmten Wirkungsfreifen verteilen. Innerhalb 
des ihm iiberwiejenen Wirkungsfreijes fiihrt jeder 
Bormund die Bormundichaft jelbjtändig. | Beitim- 
mungen, die der Bater oder die Mutter Hr die Ent⸗ 
iheidung von Meinungsverjchiedenheiten zwijchen 
den von ihnen benannten Bormündern und für die 
Berteilung der Gejchäfte unter diejfe nach Maßgabe 
des $ 1777 getroffen Hat, find von dem Vormund—⸗ 
(haftögerichte zu befolgen, jofern nicht ihre Be— 
migung das Intereſſe des Mündels geführden würde. 
1798 Steht die Sorge für die Perſon und Die 
Sorge für dad Bermögen des Mündels verjchtedenen 
Bormündern zu, fo entjcheidet bei einer — 
verſchiedenheit über die Vornahme einer ſowohl die 
Perſon als das Vermögen des Mündels betreffen— 
den Handlung dad Vormundſchaftsgericht. 1799 
Der Gegenvormund hat darauf zu achten, daß der 
Bormund die Vormundſchaft pflichtmäßig führt. Er 
hat dem VBormundichaftögerichte Pflichtwi — 
des Vormundes ſowie jeden Fall unverzüglich ans 
zuzeigen, in welchem das Vormundſchaftsgericht zum 
Einſchreiten berufen iſt, insbeſondere den Tod des 
Vormundes oder den Eintritt eines anderen Um— 
ſtandes, infolge deſſen das Amt des Vormundes 
endigt oder die Entlaſſung des Vormundes erforder⸗ 
lih wird. | Der Vormund hat dem Gegenwormund 
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auf Verlangen über die Führung der Bormundf 
Auskunft zu erteilen und die Einficht der ſich aufd 
Bormundihaft beziehenden Papiere zu geftatten. 
1800 Das Recht und die Pflicht des Bormundes, 
für die Berfon des Mündels zu jorgen, bejtimmt 
ſich nach den für die elterlihe Gewalt geltenden Bor: 
Ichriften der $$ 1631 bis 1633. 180 1 Die Sorge 
für die religiöjfe Erziehung des Mündels kann dem 
Bormunde vondem Vormundſchaftsgericht entzogen 
werden, wenn der Vormund nicht dem Bekenntnis 
angehört, in dem der Mündelzuerziehenift. 1302 
Der Vormund hat das Vermögen, das bei der An— 
ordnung der Vormundſchaft vorhanden ift oder 
jpäter dem Mündel zufällt, zu verzeihnen und das 
Verzeichnis, nachdem er es mit der Verficherung der 
Richtigkeit und Bollitändigkeit verjehen hat, dem 
Bormundichaftsgericht einzureichen. Sit ein Gegen 
vormund vorhanden, jo hat cr der Vormund bei 
der Aufnahme des Verzeichnifjes zuzuziehen; das 
Verzeichnis ijt au) von dem Gegenvormunde mit 
der Berjicherung der Richtigkeit und Volljtändigkeit 
zu verjehen. | Der Vormund kann fich bei der Aufs 
nahme des Verzeichnifjes der Hilfe eines Beamten, 
eines Notars oder eines anderen Sachverftändigen 
bedienen. | Sit das eingereichte Verzeichnis unge⸗ 
nügend, jo kann das Vormundſchaftsgericht anords 
nen, daB das Verzeichnis durch eine zuftändige 
Behörde oder durd einen zuftändigen Beamten 
oder Notar aufgenonmen wird. 1803 Was der 
Mündel von Todeöwegen erwirbt oder was ihm 
unter Lebenden von einem Dritten unentgeltlich 
sugewendet wird, hat der Vormund nach den Ans _ 
orbnungen des Erblafjerd oder des Dritten zu 
verwalten, wenn die Anordnungen von dem Erb⸗ 
tafjer durch Tegtwillige Verfügung, von dem Drit⸗ 
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ten bei der Zuwendung getroffen worden find. | 
Der Bormunddarfmit Genehmigung de VBormunds 
fhaftsgericht3 von den Anordnungen abweichen, 
wenn ihre Befolgung das Intereſſe des Mündels _ 
geführden würde. | Zu einer Abweichung von den 
Anordnungen, die ein Dritter beieiner Zuwendung 
unter Lebenden getroffen hat, ift, jolange er Iebt, 
feine — und genügend. Die 
Zuſtimmung des Dritten kann durch dad Vormund⸗ 
ſchaftsgericht erſetzt werden, wenn der Dritte zur 
Abgabe einer Erklärung dauernd außerſtande oder 
fein Aufenthalt dauernd unbekannt tft. 1804 
Der Vormund Ffann nicht in Vertretung des Min 
del3 Schenkungen machen. Ausgenommen find 
Schenkungen, durch die einer Kittlihen Pflicht oder 
einer auf den Anſtand zu nehmenden Rüdjicht ent» 
jprodden wird. 1805 Der VBormund darf Vers 
mögen des Mimdels nicht für fich verwenden. 
1806 Der Bormund Hat das zum Vermögen des 
Mündels gehörende Geld verzinslich anzulegen, jo= 
weit es nicht zur Beitreitung von Ausgaben bereit 
zu halten ijt. 1807 Dieim 81806 vorgejchriebene 
egung von Mündelgeld joll nur erfolgen: 1. in 
Forderungen, für die eine fichere Hypothefan einem 
inländiſchen Grundftücde bejteht, oder in ficheren 
Grundichulden oder Rentenſchulden an inländijchen 
Grundjtüden; 2. in verbrieften Forderungen gegen 
das Reich oder einen Bundesjtaat jowie in Fordes 
rungen , die in das Reichsſchuldbuch oder in das 
Staatsſchuldbuch eines Bundesftaat3 eingetragen 
find; 3. in verbrieften Forderungen, deren Vers 
zinfung von dem Reiche oder einem Bundesftaate 
ewährleiſtet ift; 4. in Wertpapieren, in3bejondere 
andbriefen, jowie in verbrieften Forderungen 
jeder Art gegen eine inländiiche lommunaleKKörpers 
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ichaft oder die Kreditanftalt einer jolden Körper: 
ſchaft, folern die Wertpapiere oder die Forderungen 
von dem Bundesrate zur Anlegung von Mündels 
geld für geeignet erklärt find; 5. bei einer inländi=- 
ihen öffentlichen Sparlafje, wenn fie von der zu— 
jändigen Behörde des Bundesjtaats, in welchem jie 
ihren Sit hat, zur Anlegung von Miündelgeld fiir 
geeignet erklärt iſt. Die Landesgejege können für 
die innerhalb ihres Geltungsbereich! belegenen 
Grundjtiüde die Grundfäße beitimmen, nad) denen 
die Sicherheit einer Hypothek, einer Grundſchuld 
oder einer Rentenſchuld feitzujtellen it. 1808 
Kann die Anlegung den Umjtänden nad nicht in 
der im 81807 bezeichneten Weife erfolgen, jo iſt das 
Geld bei der Reichsbank, bei einer Staatsbanf oder 
bei einer anderen durch Landesgejek dazu für geeignet 
erklärten inländiichen Bank oder bei einer Hinter 
legung3itelle anzulegen. 1809 Der Bormumd 
ſoll Mündelgeld nad) $ 1807 Abſ. 1 Nr. 5 oder nad) 
$ 1508 nur mit der Beitimmung anlegen, daß zur 
Erhebung des Geldes die Genehmigung des Gegen 
vormundes oder des Vormundſchaftsgerichts er— 
forderlich iſt. AS1O Der Vormund ſoll die in den 
s$ 1806 bis 1808 vorgejchriebene Anlegung nur mit 
Genehmigung des Gegenvormundes bewirken; die 
Genehmigung des Gegenvormundes wird durch die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erjegt. 
Iſt ein Gegenvormund nicht vorhanden, jo jo die 
Anlegung nur mit Genehmigung des Bormund- 
ſchaftsgerichts erfolgen, jofern nicht die Vormund⸗ 
ihaft von mehreren Bormündern gemeinjchaftlich 
gefüinrt wird. 1811 Das Bormundihaftsgericht 
kann au& bejonderen Gründen dem Vormund eine 
andere Anlegung als die in den $$ 1807, 1808 vor⸗ 
geichriebene geitatten. ASALZ Der Bormund kann 
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über eine Forderung oder über ein anderes Mecht, 
fraft defjen der Miindel eine Leiftung verlangen 
kann, ſowie iiber ein Wertpapier des Mündels nın 
mit Genehmigung des Gegenvormundes verfügen, 
jofern nicht nach den SS 1819 bis 1822 die Genehmir 
gung des Bormundichaftsgericht3 erforderlich tft. 

a3 Gleiche gilt von der Eingehung der Verpflich- 
tung zu einer ſolchen Verfügung. | Die Genehnti- 
gung des Gegenvormundes wird durch die Genehmi— 
gung des Bormundjchaftsgerichts erjeht. | Sft ein 
Gegenvormund nicht vorhanden, jo tritt an die 
Stelle der Genehmigung des Gegenvpormundes die 
Genehmigung des Vormundichaftsgerichts, fofern 
nicht die Bormundfchaft von mehreren Vormündern 
gemeinschaftlich geführt wird. 1813 Der Bor: 
mund bedarf nicht der Genehmigung des Gegen- 
vormundes zur Annahme einer gefchuldeten 
Leiftung: 1. wenn der Gegenftand der Leiftung 
nicht in Geld oder Wertpapieren befteht; 2. wenn 
der Anjprud nicht mehr ais 300 Marf beträgt; 3. 
wenn Geld zurüdgezahlt wird, das der Vormund 
angelegt hat; 4. wenn der Anfpruch zu den Nutzun— 
ge des Mündelvermögens gehört; 5. wenn der 

nſpruch auf Erftattung von Koften der Kündigung 
oder der Rechtsverfolgung oder auf fonjtige Reben 
leiſtungen gerichtet ift. | Die Befreiung nach Abſ. 1 
Nr. 2, 3 erjtrecdt ſich nicht auf die nl von 
Geld, bei dejjen Anlegung ein anderes beftimmt 
worden ijt. Die Befreiung nach Ab. 1 Nr. 3 gilt 
auch nicht für die Erhebung von Geld, das nad 
$ 1807 Abſ. 1Nr.1 5i8 4 angelegt it. IS14 Der 
Vormund hat die zu dem Vermögen des Mündels 
gehörenden Inhaberpapiere nebjt den Erneuerungs— 
Iheinen bei einer — — oder bei der 
Reichsbank mit der Beſtimmung zu hinterlegen, daß 
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die Herausgabe der Papiere nur mit Genehmigung 
de3 Vormundjchaftsgerichts verlangt werden kann. 
Die Hinterlegung von Inhaberpapieren, die nad) 
z 92 zu den verbrauchbaren Sachen gehören, ſowie 
von Zind-, Renten= oder Gewinnanteiljcheinen ijt 
nicht erforderlid. Den Snhaberpapieren ftehen 
Drderpapiere gleich), die mit Blantoindofjament ver: 
Ka jind. 1815 Der Vormund kann die In— 
erpapiere, ftatt fie nach $ 1814 zu Binterlegen, 
auf den Namen des Mündels mit der Beftimmung 
umjchreiben lafjen, daß er über fie nur mit Ge- 
———— des MEDION verfügen 
kann. Sind diePapiere von dem Reiche oder einem 
Bundesjtant auögeftellt, jo kann er fie mit der 
Bere Beitimmung in Buchforderungen gegen das 
eich oder den Bundesftaat umwandeln lajjen. | 
Sind Anhaberpapiere zu hinterlegen, die in Buch— 
forderungen gegen das Neich oder einen Bundes» 
jtaat umgewandelt werden können, jo kann da3 
Bormundichaftsgerihtanordnen, daß ſie nach Abſ. 1 
in Buchforderungen umgewandelt werden. I816 
Gehören Buchforderungen gegen da8 Reich oder 
gegen einen Bundesftaat bei der Anordnung der 
ormundjchaft zu dem tar des Miindel3 oder 
erwirbt der Mündel Br jolhe Forderungen, jo 
hat der Bormund in das Schuldbuch den Vermerk 
eintragen zu laſſen, daß er über die Forderungen 
nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
verfiigen kann. 1817 Das Bormundichaftäge- 
richt kann aus befonderen Gründen den Bormund 
bon den ihm nach den SS 1814, 1816 obliegenden 
Verpflichtungen entbinden. ASLS Das Vormund⸗ 
IHaftsgericht fann aus befonderen Gründen ans 
ordnen, dab der Vormund auch folche zu dem Ver⸗ 
mögen des Mündels gehörende Wertpapiere, zu 
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deren Hinterlegung er nach $ 1814 nicht verpflichtet 
ift, jowie Kojtbarleiten des Mündels a on im 
6 1814 bezeichneten Weife zu Hinterlegen hat; auf 
Antrag des Bormundes kann die Hinterlegung von 
Bind-, Renten- und Gewinnanteilicheinen ange— 
ordnet werden, auch wenn ein bejonderer Grund 
nicht vorliegt. 1819 Solange die nach $ 1814 
oder nad) $1818 Hinterlegten Wertpapiere oder Koſt⸗ 
barteiten nicht zurüdgenommen find, bedarf der 
Vormund zu einer Verfügung Über fie und, wenn 
— ara Grundſchuld⸗ oder Rentenfchuldbriefe 
interlegt find, zu einer Verfügung über die Hy— 
pothelenforderung, die Grundſchuld oder die Renten⸗ 
ſchuld der Genehm ung des Bormundjchaftöges 
t3. Das Gleiche gilt von der Eingehung der Ver⸗ 
pflihtung zu einer jolcden Verfügung. 1820 Sind 
Snhaberpapiere nad) $ 1815 auf den Namen des 
Mündels umgeſchrieben oder in Buchforderungen 
umgewandelt, jo bedarf der Bormund aud) zur Ein 
ehung der Verpflitung zu einer Verfügung über 
ie fich aus der Umjchreibung oder der Umwandlung 
ergebenden Stammforderungen der Genehmigung 
de3 Bormundichaftögericht3. | Dad Gleiche gilt, 
wenn bei einer Buchforderung des Mündels der im 
8 1816 bezeichnete Vermerk eingetragen ijt. I821 
Der Bormund bedarf der Genehmigung des Vor— 
mundjchaftsgericht3: 1. zur Verfügung über ein 
Grundftüd oder über ein Recht an einem Grund: 
ftüde; 2. zur —— über eine Forderung, die 
auf Uebertragung des Eigentums an einem Grund— 
ſtück oder auf Begründung oder Uebertragung eines 
Rechtes an einem Grundſtück oder auf Befreiung 
eines Grundſtücks von einem ſolchen Rechte gerichtet 
iſt; 3. zur Eingehung der Verpflichtung zu einer der 
in Nr. 1, 2 bezeichneten Verfügungen; 4. zu einen 
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Vertrage, der auf den entgeltlichen Erwerb eines 
Grundſtücks oder eines Rechtes an einem Grundſtücke 

erichtet ijt. | Zu den Rechten an einem Grundſtück 
m Sinne diejer Vorjchriften gehören nicht Hypo— 
thefen, Grundjchulden und Rentenjchulden. 1922 
Der Bormund bedarf der Genehmigung des Vor: 
mundichaftögericht3: 1. zu einem ehtägeihäfte, 
durch da3 der Mündel zu einer Verfügung Über fein 
Vermögen im ganzen oder über eineihmangefallene 
Erbſchaft oder über feinen fünftigen gejeglichen Erb- 
teil oder feinen künftigen Pflichtteil verpflichtet 
wird, ſowie zu einer Verfügung über den Anteil 
des Miindel3 an einer Erbichaft; 2. zur Ausſchla— 
gung einer Erbichaft oder eines Vermächtniſſes, zum 
Verzicht auf einen Pflichtteil jowie zu einem Erb- 
teilungsvertrage; 3. zu einem Bertrage, deraufden 
entgeltlichen erb oder die Veräußerung eines 
Erwerbsgeſchäfts gerichtet iſt, ſowie zu einem Ge— 
ſellſchaftsvertrage, der zum Betrieb eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts eingegangen wird; 4. zu einem Pachtver⸗ 
trag über ein Landgut oder einen gewerblichen Be— 
trieb; 5. zu einem Miet- oder Pachtvertrag oder 
einem anderen Vertrage, durch den der Mündel zu 
wiederkehrenden Leiſtungen verpflichtet wird, wenn 
das Vertragsverhältnis länger als ein Jahr nach 
der Vollendung des 21. Lebensjahrs des Mündels 
fortdauern ſoll; 6. zu einem Lehrvertrage, der für 
längere Zeit als ein Jahr geſchloſſen wird; 7. zu 
einem auf die Eingehung eines Dienſt-oder Arbeits⸗ 
verhältnifjes gerichteten Bertrage, wenn der Mündel 
& perjönlichen Leiftungen fir längere Beit als ein 

ahr verpflichtet werden fol; 8. zur Aufnahme 
bon Geld auf den Kredit bes Mündels; 9. zur Aus— 
ftellung einer Schuldverfchreibung auf den Inhaber 
oder zur Eingehung einer Verbindlichkeit aus einem 
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Wechjel: oder einem anderen Papiere, das durch 
Sndofjament. übertragen werden kann; 10. zur 
Uebernahme einer fremden Verbindlichkeit, insbe— 
fondere zur Eingehung einer Bürgicdhaft; 11. zur 
Erteilung einer Brofura; 12. zu einem Vergleich 
oder einem Schiedövertrag, es jei denn, daß der 
Gegenjtand des GStreited oder der Ungewißheit in 
Geld ſchätzbar ijt und den Wert von 300 Mark nicht 
überjteigt; 13. zu einem Rechtsgeſchäfte, durch das 
die für eine Forderung des Mündels bejtehende 
Sicherheit aufgehoben oder gemindert oder die Ver» 
aus dazu begründet wird. 18233 Der Vor: 
mund joll nicht ohne Genehmigung des Vormund— 
Ihaftzgerihts ein neues Erwerbsgeſchäft im Namen 
des Mündels beginnen oder ein bejtehendes Erwerbs⸗ 
geichäft des Mündels auflöfen. 1524 Der Vor⸗ 
mund kann Gegenjtände, zu deren Veräußerung die 
Genehmigung des Gegenvormundes oder des Vor— 
mundjchaftsgericht3 erforderlich it, dem Miindel 
nicht ohne dieſe Genehmigung zur Erfilllung eines 
von diejem gejchlofjenen Vertrags oder zu freier 

Verfügung überlafien. 1825 Das Bormund- 
ſchaftsgericht kann dem Vormunde zu Rechtsge— 
ſchäüften, zu denen nach $1812 die Genehmigung des 
Gegenvormundes erforderlich it, ſowie zu den im 
$ 1822 Nr. 8 bi3 10 bezeichneten Rechtögeichäften 
eine allgemeine Ermächtigung erteilen. | Die Er- 
mächtigung ſoll nur erteilt werden, wenn fie zum 
Zwecke der Bermögensverwaltung, insbeſondere 
zum Betrieb eines Erwerbögeichäfts, erforderlich iſt. 
1826 Das Bormundjchaftsgericht joll vor der 
Entjcheidung über die zu einer Handlung des Vor— 
mundes erforderliche Genehmigung den Gegenvor- 
mund hören, jofern ein folcher vorhanden und die 
Anhörung thunlih ist. 1827 Da Vormund— 
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ſchaftsgericht fol den Miündel Hören vor der Ent⸗ 
—— über die Genehmigung eines Lehrvertrags 
oder eines auf die Eingehung eines Dienſt- oder 
Arbeitöverhältnifjes gerichteten Vertrag und, wenn 
der Mindel das 14. Lebensjahr vollendet hat, iiber 
die Entlafjung aus dem Staatsverbande. | Hat der 
Mündel das 18. Lebenzjahr vollendet, jo fol ihn 
das Vormundfchaftsgericht, foweit thunlich, auch 
hören vor der Entſcheidung über die Genehmigung 
eines der im $ 1821 und im $ 1822 Nr. 3 bezeichne= 
ten Rechtögejchäfte ſowie vor der Enticheidung über 
die Genehmigung des Beginns oder der Auflöfung 
eines Erwerbsgeſchäfts. 1828 Das Vormunds 
Sache ann die Genehmigung zu einem 
echtsgejchäfte nur dem Vormunde gegenüber er= 
Hären. 1539 Schließt der Bormund einen Vers 
trag ohne die erforderliche Genehmigung des Vor⸗ 
mundichaftsgerichts, fo hängt die Wirkjamfeit des 
Bertrags von der nachträglichen Genehmigung des 
Bormundjchaftsgerichtsab. Die Genehmigung ß owie 
deren Verweigerung wird dem anderen Teile gegen⸗ 
über erſt wirffam, wenn fie ihm durch den Bormund 
mitgeteilt wird. | Yordert der andere Teil den Vor⸗ 
mund zurMitteilung darüber auf, ob die Genehmi⸗ 
gung erteilt fei, jo fann die Mitteilung der Ges 
nehmigung nur bis zum Ablaufe von 2 Wochen 
nach dem fange der Aufforderung erfolgen ; ere 
folgt fie nicht, jo Ri die Genehmigung als vers 
neigt. | Sit der Mündel volljährig geworden, jo 
tritt jeine Genehmigung an die Stelle der Genehmi⸗ 
gung des Vormundichaftsgerichts. 1S3O Hat der 
ormund dem anderen Teile gegenüber der Wahre 
heit zuwider die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
— behauptet, ſo iſt der andere Teil bis zur 
eilung der nachträglichen Genehmigung des 
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Vormundſchaftsgerichts zum Widerrufe beredhtigt, 
e3 jet denn, daß ihm das Fehlen der Genehmigung 
bei dem Abjchluffe de Vertrag befannt war. 
1S31 Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, da3 der 
Bormund ohne die erforderlihde Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts vornimmt, ijt uns 
wirkfam. Nimmt der Vormund mit diejer Ges 
nehmigung ein folches NRechtögejchäft einem Ans 
deren gegenüber vor, jo ijt dad Rechtägejchäft uns 
wirtjam, wenn der Bormund die®enehmigung nicht 
in ſchriftlicher Form vorlegt und der Andere das 
Rechtsgejchäft aus diefem Grunde unverzüglich zus 
rüdweljt. 153% Soweit der Bormund zu einem 
Rechtögeichäfte der Genehmigung des Gegenvor— 
mundes bedarf, finden die Borjchriften der $$ 1828 
bis 1831 entjprechende Anwendung. AS33 Der 
Bormund ift dem Mündel für den aus einer Pflicht» 
verlegung entjtehenden Schaden verantwortlich, 
wenn ihm ein Verſchulden zur Laft füllt. Das 
Gleiche gilt von dem Gegenvormunde. | Sind für 
den Schaden Mehrere neben einander verantworte 
lich, jo Haften fie als Gefamtjchuldner. Sit neben 
dem Bormunde für den von dieſem verurjachten 
Schaden der Gegenvormund oder ein Mitvormund 
nur wegen Berlekung jeiner Auflichtspflicht vers 
antwortlidh, jo ijt in ihrem Verhältnifje zu einander 
der Bormund allein verpflichtet. 1834 Berwens 
bet der Bormund Geld des Mündels für fich, jo hat 
er es von der Zeit der Verwendung an zu verzinjen. 
1S35 Madt der VBormund zum Bmwede der Füh— 
rung der Bormundichaft Aufwendungen, jo fann 
er nad) den für den Auftrag geltenden Vorichriften 
der $$ 669, 670 von dem Miindel Vorſchuß oder Er⸗ 
faß verlangen. Das gleiche Recht jteht dem Gegen⸗ 
vormunde zu.| ALS Aufwendungen gelten auch ſolche 
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Dienſte des Vormundes oder des Gegenvormundes, 
die zu ſeinem Gewerbe oder ſeinem Berufe gehören. 
1836 Die Vormundſchaſt wird unentgeltlich ge— 
führt. Das Vormundſchaftsgericht Tan jedoch dem 
Vormund und aus befonderen Gründen auc ‚dem 
Gegenvormund eine angemejjerre Vergütung bes 
willigen. Die Bewilligung fol nur erfolgen, wenn 
das Vermögen des Mündels jowie der Umfang und 
die Bedeutung der vormundjchaftlichen Geſchäfte es 
rechtfertigen. Die Vergütung fan jederzeit für Die 
Zuiunft geändert oder entzogen werden. | Bor der 
Bewilligung, Aenderung oder Entziehung jolf der 
Bormund und, wenn ein Gegendormund vorhanden 
oder zu beftellen ijt, auch dieſer gehört werden. III. 
Fürsorge und Aufsicht des Vormundschaftsge- 
zichts. 1837 Das Bormundichaftsgericht Hat 
über die gefamte Thätigteit des Vormundes und 
des Genenvormundes die Aufjicht zu führen und 
gegen Pflichtwidrigkeiten duxch geeignete Gebote 
und Verbote einzufchreiten. | Das Vormundſchafts⸗ 
gericht kann den Vormund und den Gegenvormund 
zur Befolgung feiner Anordnungen durch Ordnungs⸗ 
Strafen anhalten. Die einzelne Strafe darf den Bes 
trag von 300 Mark nicht überfteigen. 1838 Das 
Bormundihaftsgericht kann anordnen, daß der 
Mindel zum Zwecke der Erziehung in einer geeig- 
neten Familie oder in einer Erziehungsanftalt oder 
einer Befjerungsanftalt ge wird. Steht 
dem Water oder der Mutter die Sorge für die Per: 
ion des Mündels zu, jo ift eine ſolche Unordnung 
nur unter den Vorausfegungen des $ 1666 zuläſſig. 
1839 Der Bormund fowie der Gegenvormund 
hat dem Bormundfchaftsgericht auf erlangen jeders 
zeit über die Führung der Vormundſchaft und über 
die perjünlichen Verhältnifje des Mündels Auskunft 
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zu erteilen. 1840 Der VBormund Hat über feine 
Bermögendverwaltung dem Bormundichaftsgerichte 
ie | zu legen. | Die Rechnung iſt jährlich zu 
legen. Das NRechnungsjahr wird von dem Bors 
mundſchaftsgerichte bejtimmt. | Sit die Verwaltung 
von geringent MINEN: jo kann da8 Vormund— 
Ichaftsgericht, nachdent die en fürdas1. Jahr 
elegt worden ift, anordnen, daß die Rechnung für 
ängere, höchitens 3 jährige Beitabichnitte zu legen 
tft. 1S41 Die Rechnung joll eine geordnete Zu— 
jammenftellung der Einnahmen und Ausgaben ents 
halten, über den Ab= und Zugang des Vermögens 
Auskunft geben und, jomweit Belege erteilt zu wer 
den pflegen, mir Belegen verjehen fein. | Wird ein 
Erwerbsgejhäft mit kaufmänniſcher Buchführung 
betrieben, jo genügt als Rechnung eine aus den 
Büchern gezogene Bilanz. Das Vormundſchafts⸗ 
eriht lann jedoch die un) der Bücher und 
onftigen Belege verlangen. 1842 Iſt ein Gegen⸗ 
vormund vorhanden oder zu bejtellen, jo hat ihm 
der Vormund die Rechnung unter Nachweiſung des 
Vermögensbeſtandes vorzulegen. Der Gegenvors 
mund hat die Rechnung mit den Bemerkungen zu 
verjehen, zu denen die Prüfung ihm Anlaß giebt. 
1843 Das Bormundichaftsgerihht Hat die Rech: 
nung rechnungsmäßig und fachlich zu prüfen und, 
joweit erforderlich, ihre Berichtigung und Ergäns 
zung herbeizuführen. | Anjprüche, die zwijchen dem 
Vormund und dem Mündel ftreitig bleiben, können 
ihon vor der Beendigung des Bormundichaftöver: 
hältnijjes im Nechtswege geltend gemacht werden. 
1544 Das Bormundichaftsgericht kann aus bes 
fonderen Gründen den Bormund anhalten, für das 
feiner Verwaltung unterliegende Vermögen Sicher» 
heit zu leiften. DieArt und den Umfang der Sicher- 
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heitsleiſtung beſtimmt das eh rs 
nach feinem Ermefjen. Das Vormundichaftsgericht 
kann, folange da3 Amt des Vormundes dauert, 
— die Erhöhung, Minderung oder Aufhebung 
er Sicherheit anordnen. | Bei der Beſtellung, Aen= 
derung oder Aufhebung der Sicherheit wird die Mit⸗ 
wirkung des Mündels durch die Anordnung des 
Vormundſchaftsgerichts erjegt. | Die Koſten der 
Sicherheitsleiſtung ſowie der Aenderung oder der 
Aufhebung fallen dem Mündel zur Laft. 1845 
WIN der zum Bormunde beitellte Vater oder die 
en Bormunde beftellte eheliche Mutter des Mine 
el3 eine Ehe eingehen, fo liegen ihnen die im $ 1669 
bejtimmten Zerpflihtungen od. 1846 Sit ein 
Bormund noch nicht bejtellt oder ift der Bormund 
an der Erfüllung feiner Pflichten verhindert, jo hat 
das Vormundſ ker eh die im Intereſſe des Mün⸗ 
dels erforderlichen Maßregeln zu treffen. 1847 
Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor einer von ihm 
zu treffenden Entſcheidung auf Antrag des Vor— 
munde3 oder des Gegenvormundes Verwandte oder 
Verjchwägerte de3 Mündels hören, wenn es ohne 
erhebliche Verzögerung und ohne unverhältnid- 
mäßige Koſten eichehent kann. In wichtigen Anges 
le enheiten jol die Anhörung auch ohne Antrag ers 
folgen; man Angelegenheiten find insbeſondere 
die VBolljährigkeitserklärung, die Erjegung der Eins 
willigung zur Eheſchließung im Falle des 8 1304, 
die Erjegung der Genehmigung im Falle des 8 1337, 
die Entlafjung aus dem Staatsverband und die 
Todeserklärung. | Die Verwandten und Verſchwä⸗ 
ng fönnen von dem Mündel Erjag ihrer Aus: 
agen verlangen; der Betrag der Auslagen wird 
von dem Bormundjchaftsgerichte feftgejegt. 1848 
Verlegt der Vormundſchaftsrichter vorjätlich oder 


1.Tit. Vormundſch.über Minderj. 88 1845-1852. 413 


fahrläffig die ihm obltegenden Pflichten, fo ift er 
dem Miündel nad $ 839 Abſ. 1, 3 verantwortlich. 
IV. Mitwirkung des Gemeindewaisenrats. 1849 
Der Gemeindewatfernrat Hat dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte die Perſonen vorzuschlagen, die fich im ein 
elnen alle zum Vormunde, Gegenvormund oder 
itglied eines Samilienrats eignen. 1850 Der 
Gemeindewaifenrat hat in Unterjtügung des Vor: 
mundidhaftsgericht3 darüber zu wachen, daß die 
Bormünder der fich in feinem Bezirk aufhaltenden 
Mindel für die Berfon der Mündel, insbejondere 
fürihre Erziehung und ihre för a 
mäßig Sorge tragen. Er Hat dem Vormundſchafts⸗ 
ir Mängel und Pflichtwidrigfeiten, die er in 
iefer Hinfiht wahrnimmt, anzuzeigen und auf 
Erfordern über das perfünliche Ergehen und das 
Verhalten eines Mündels Auskunft zu erteilen. | 
Erlangt der Gemeindewaijenrat Kenntni3 von einer 
Gefährdung des Vermögens eines Miindel3, jo hat 
er dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu machen. 
1S51 Das Vormundichaftsgeriht Hat dem Ge— 
meindewaijenrate die Anordnung der Vormund—⸗ 
Ihaft über einen fich in deffen Bezirk aufhaltenden 
Miündel unter Bezeihmung des VBormundes und 
de3 Gegenvormundes jowie einen in der Berjon des 
Bormundes oder des Gegenvormundes eintreten- 
den Wechjel mitzuteilen. | Wird der Aufenthalt 
eine Mündels in den Bezirk eines anderen Ges 
meindewaijenrat3 verlegt, ‘ hat der Bormund dem 
Gemeindewaijenrate des bisherigen Aufenthalts 
ort3 und diejer dem Bemeinbewvaifenrate des neuen 
Aufenthalt3ort3 die Verlegung mitzuteilen. V. Be- 
freite Vormundschaft. 185% Der Bater kann, 
wenn er einen Vormund benennt, die Beftellung 
eines Gegenvormundes ausjchließen. | Der Vater 
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fann anordnen, daß der von ihm benannte Bor= 
mund bei der Anlegung von Geld den in den SS 1809, 
1810 eg Beihränfungen nicht unterliegen 
und zu den im $ 1812 bezeichneten Rechtsgeſchäften 
der Genehmigung des Gegenvormundes oder des 
Vormundſchaftsgerichts nicht bedürfen ſoll. Dieje 
Anordnungen find als getroffen anzufehen, wenn 
der Bater die Beitellung eine3 Gegenvormundes 
ausgeichlojjen Hat. 1853 Der Vater kann den 
von ihm benannten Bormund von der Berpflichtung 
entbinden, Inhaber- und Orderpapiere zu Hinter 
legen und den im $ 1816 bezeichneten Vermerk in 
das Reichsichuldbuch oder das Staatsſchuldbuch ein- 
tragen zu lajien. 1854 Der Vater kann den von 
ihm benannten Bormund von der Verpflichtung ent 
binden, während der Dauer jeines Amtes Rechnung 
zu legen.| Der Yormund Hat in einem jolchen Falle 
nach dem Ablaufe von je 2 Sahren eine Meberjicht 
überden Beitand des jeiner Verwaltung unterliegen= 
den Vermögens dem VBormundjchaftsgericht einzu 
reihen. Das rg fann anord- 
nen, daß die Weberjicht in längeren, höchſtens 
5jährigen Zwiſchenräumen einzureichen ijt. | Sit 
ein Gegenvormund vorhanden oder zu bejtellen, jo 
hat ihm der VBormund die Ueberſicht unter Nach— 
weifung des Bermögensbejtandes vorzulegen. Der 
Gegenvormund Hat die Ueberſicht mit den Bemer- 
tungen zu verjehen, zu denen die Prüfung ihm An— 
laß giebt. 1855 Benennt die eheliche Mutter 
einen Bormund, jo kann fie die gleihen Anord—⸗ 
nungen treffen wie nad) den $$ 1852 bis 1854 der 
Vater. 1856 Auf die nach den $$ 1852 bis 1855 
äuläffigen Anordnungen finden die VBorfchriften des 
5 1777 Anwendung. 185% Die Anordnungen des 
Vaters oder der Mutter können von dem Bormurnds 
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Ichaftsgericht außer Kraft gejegt werden, wenn ihre 
Befolgung das Anterejje des Mündels geführden 
würde. VI. Familienrat, 1858 Ein Tamilien- 
rat fol von dem Bormumndjchaftsgericht eingefegt 
weıden, wenn der Bater oder die eheliche Mutter 
de3 Miindel3 die Einjeßung angeordnet hat. | Der 
Bater oder die Mutter Kann die Einſetzung des Fa— 
milienrat3 von dem Eintritt oderNlichteintritt eines 
bejtimmten Ereignifjes abhängig madjen.| Die Ein- 
ſetzung unterbleibt, wenn die erforderliche Zahl * 
eigneter Perſonen nicht vorhanden iſt. 1859 Ein 
Yarnilienrat joll von dem Vormundichaftsgericht 
eingejegt werden, wenn ein Verwandter oder Ber: 
ichwägerter de3 Mündel3 oder der VBormund oder 
der Gegenvormund die Einjegung beantragt und 
das Bormundichaftsgericht fie im Intereſſe des 
Mündels fiir angemefjen erachtet. | Die Einſetzung 
unterbleibt, wenn der Vater oder die eheliche 
Mutter des Mündels fie unterfagt Hat. 1860 
Der Familienrat befteht aus dem Vormundſchafts— 
rihter als Borfigendem und aus mindeitens 2, 
höchſtens 6 Mitgliedern. 1861 Al Mitglied 
des Familienrats ift berufen, wer von dem 
Bater oder der ehelihen Mutter de3 Mündels 
al3 Mitglied benannt ift. Die Vorjchriften des 
8 1778 Abj. 1, 2 finden ze ige: Anwendung. 
15672 Someit eine Berufung nad) $ 1861 nicht 
vorliegt oder die Berufenen die Uebernahme des 
Amtes ablehnen, Hat das Bormundjchaftsgericht Die 
zur Beichlußfähigfeit des Familienrats erforder: 
lihen Mitglieder auszuwählen. Bor der Auswahl 
follen der Gemeindewaijenrat und nad) Maßgabe 
des 81847 Verwandte oder Verfchwägerte des Mün— 
dels gehört werden. | Die Bejtimmung der Zahl 
weiterer Mitglieder und ihre Auswahl jteht dem 
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Familienrate zu. 1863 Sind neben dem Bor 

genden nur die zur Beſchlußfähigkeit des Jamilien⸗ 
rats erforderlichen Mitglieder vorhauthert, o findlein 
oder zwei Erjagmitglieder zu beſtellen. Der Fa⸗ 
miltenrat wählt die Erjfagmitglieder aus und bes 
ſtimmt die Reihenfolge, in der ſie bei der Berhindes 
rung oder dem Wegfall eines Mitglieds in den 
Samilienrat einzutreten haben. Hat der Bater oder 
die eheliche Mutter Erjagmitglieder benannt und 
die Reihenfolge ihres Eintritt3 beitimmt, jo tft dieſe 
Anordnung zu befolgen. 1864 Wird der Fa⸗ 
milienrat duch — Verhinderung eines 
Mitglieds beſchlußunfählg und iſt ein Erſatzm tglied 
nicht vorhanden, fo iſt für die Dauer der Verhinde⸗ 
rung ein Erſa ng zu beftellen. Die Auswahl 
teht dem Vorfigenden zu. 1865 Zum Mitgliede 

es Familienxats kann nicht beſtellt werden, wer 

eſchaͤtsunfähig oder wegen Geiſtesſchwäche, Ver— 
chwendung oder Trunkſucht na, it. 1866 
Zum Mitgliede des Samilienrat3 jo nicht beite.lt 
werden: 1.der Vormund des Mündels; 2. wer nad 
$ 1781 oder nach $ 1782 nicht zum Bormunde be= 
stellt werden foll; 3. wer durch Anordnung des 
Pater oder der ehelichen Mutter des Miindel von 
der Mitgliedſchaft ausgeſchloſſen tit. 1867 Bum 
Mitgliede des Familienrats ſoll nicht bejtellt wer: 
den, wer mit dem Mindel weder verwandt nod) 
verjchwägert tft, e8 jei denn, daß er von dem Bater 
oder der ehelichen Mutter des Mündels benannt oder 
von dem Familienrat oder nad) $ 1864 von dem 
Vorfigenden ausgewählt worden tft. 1568 Für 
die nach den $$ 1858, 1859, 1861, 1868, 1866 zu⸗ 
läjftgen Anordnungen des Vaters oder der Mutter 
gelten die Vorfchriften des $ 1777. | Die Anord⸗ 
nungen de3 Baterd gehen den Anordnungen ber 
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Mutter vor. 1869 Niemand ift verpflichtet, das 
Amt eines Mitglied des Yamilienrat3 zu übers 
nehmen. 1870 Die Mitglieder des Familienrats 
werden von dem Borfigenden durch Verpflichtung 
zu treuer und gewiſſenhafter Führung des Amtes 
bejtellt. Die Verpflichtung ſoll mitteljt Handſchlags 
an Eideditatt erfolgen. 187 1Bei der Beitellung 
eines Mitglieds des Familienrats kann die Ent: 
lafjung für den Fall vorbehalten werden, daß ein 
beſtimmtes — eintritt oder nicht eintritt. 
1872 Der Familienrat hat die Rechte undpPflichten 
des Vormundſchaftsgerichts. Die Leitung der Ge— 
ſchäfte liegt dem Vorſitzenden ob. | Die Mitglieder 
des TFamilienrat3 können ihr Amt nur verfönli 
ausüben. Sie find in gleicher Weife verantiwortli 
wie der Vormundichartsrichter. 1873 Der Tas 
milierrat wird von dem Vorſitzenden einberufen. 
Die Einberufung Hat zu erfolgen, wenn zwei Mit- 
lieder, der Vormund oder der Gegenvormund fie 
eantragen oder wenn da3 csnterefte des Mündels 
ſie erfordert. Die Mitglieder können mündlich oder 
ſchriftlich eingeladen werden. 1874 Zur Bes 
ſchlußfähigkeit des Familienrats iſt die Anweſenheit 
des Vorſitzenden und mindeſtens zweier Mitplieder 
erforderlich. Der Familienrat faßt ſeine Beſchlüſſe 
nach der Mehrheit der Stimmen der Anweſenden. 
Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des 
Borfigenden. | Steht in einer Angelegenheit das 
Intereſſe des Mündels zu dem Intereſſe eines Mit- 
glieds in a See jo iſt das Mitglied 
von der Teilnahme an der Beichlußfafjung ausge: 
ihloffen. Weber die Ausfchließung entjcheidet der 
Vorſitzende. 1875 Ein Mitglied des Kantiliens 
rats, das ohne genügende Entihuldigung der Ein— 
berufung nicht Folge leiftet oder Die rechtzeitige An— 
27 
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zeige feiner Verhinderung unterläßt oder fich der 
Teilnahme ander Beichlußfaffung enthält, ift von 
dem Borfigenden in die dadurch verurjadhten Koſten 
zu verurteilen. | Der Vorfigende kann gegen das 
Mitglied eine Ordnungsſtrafe bis zu 100 Mark ver- 
bängen.| Erfolgt nachträglich genügende Entjchuldi=- 

ung, jo jind die A enen Verfügungen aufzus 
me 1876 Wird ein ſofortiges Einfchreiten 
nötig, jo Hat der Vorfjitende die erforderlichen An— 
ordnungen zutreffen, den Familienrat einzuberufen, 
ihn von den Anordnungen in Kenntnis zu jeßen und 
einen zone iiber die etwa weiter erforderlichen 
Maßregeln herbeizuführen. 1877 Die Mitglieder 
des Familienrats können von dem Mündel Erjat 
ihrer Auslagen verlangen ; der Betrag der Auslagen 
wird von dem Vorſitzenden fejtgefegt. 1878 Das 
Amt eine! Mitglieds des Familienrats endigt aus 
denjelben Gründen, au3 denen nad) den SS 1885, 
1886, 1889 da8 Amt eined Bormundes endigt.| Ein 
Mitglied kann gegen feinen Willen nur dur) das 
dem Bormundicaftsgericht im Inſtanzenzuge vor: 
— Gericht entlaſſen werden. 1879 Das 

ormundſchaftsgericht hat den Familienrat aufzu— 
heben, wenn es an der zur Beſchlußfähigkeit erforder— 
lichen Zahl von Mitgliedern fehlt und geeignete 
Perſonen zur Ergänzung nicht vorhanden ſind. 
1880 Der Vater des Mündels kann die Auf— 
hebung des von ihm angeordneten Familienrats 
für den Fall des Eintritts oder Nichteintritts eines 
künftigen Ereigniſſes nach Maßgabe des 8 1777 ans 
ordnen. Das gleiche Recht ſteht der ehelichen Mutter 
des Mündels für den von ihr angeordneten Fa— 
milienrat zur. | Tritt der San ein, jo Hat das Vor⸗ 
mundjchaftsgericht den Familienrat aufzuheben. 
1SS1 Von der Aufhebung des Familienrats hat 


| 


1.Tit. Bormundi über Minderj. 88 1876-1886. 419 


das Vormundſchaftsgericht die bisherigen Mitglies 
der, den Bormund und den Gegenvormund in 
Kenntnis zu jeßen. | Der Vormund und der Gegen- 
vormund erhalten neue Bejtallungen. Die früheren 
Beitallungen find dem Bormundichaftsgerichte zu= 
rüdzugeben. VII. Beendigung der Vormundschaft. 
183% Die Bormundidaft endigt mit dem Weg: 
falle der im $ 1773 für die Anordnung der Bormund- 
—— beſtimmten Vorausſetzungen. 1883 Wird 
er Mündel durch ee Ehe legitimiert, jo 
endigtdie Bormundichafterjtdann, wenn die Bater- 
[Hit des Ehemanns duch ein zwijchen ihm und 

em Miündel ergangenes Urteil rechtäfräftig [ehoe 

ellt ijt oder die Aufhebung der Bormundichaft von 

em Bormundichaftsgericht — wird. | Das 
Vormundſchaftsgericht Hat die Aufhebung anzuord- 
nen, wenn ed dieBorausjegungen der Legitimation 
* vorhanden erachtet. Solange der Ehemann lebt, 
oll die Aufhebung nur angeordnet werden, wenn 
er die Vaterſchaft anerkannt hat oder wenn er an 
der Abgabe einer Erklärung dauernd verhindert oder 
ſein Aufenthalt dauernd unbekannt iſt. 1884 
Iſt der Mündel verſchollen, ſo endigt die Vormund— 
5 erſt mit der Aufhebung durch das Vormund—⸗ 
chaftsgericht. Das Vormundſchaftsgericht hat die 
Vormundſchaft aufzuheben, wenn ihm der Tod des 
Mündels bekannt wird. | Wird der Mündel für tot 
erklärt, jo endigt die Bormundichaft mit der Er— 
Loflung de3 die Todederklärung ausjprechenden Urs 
teils. 1885 Das Amt des Bormundes endigt mit 
feiner Entmündigung. | Wird derBormund für tot 
erklärt, jo endigt fein Amt mit der eng des 
die Todeserklärung ausfprechenden Urteils. 1886 
Das Bormundichaftsgeriht Hat den Vormund zu 
entlafjen, wenn die Fortführung des Amtes, ins- 

27 “ 
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bejondere wegen pflichtwidrigen Verhaltens des Vor⸗ 
mundes, das Intereſſe des Mündels gefährden würde 
oder wenn in der Berfon des Vormundes einer der 
im $ 1781 bejtimmten Gründe vorliegt. 1887 
Das Vormundichaftsgeriht kann eine Frau, die 
zum Bormunde bejtellt iſt, entlaffen, wenn fie ſich 
verheiratet. | Das Vormundichaftsgeriht Hat eine 
verheiratete Frau, die zum Vormunde beſtellt iſt, 
zu entlafjen, wenn der Manır feine Zujtimmung 
zur Uebernahme oder zur Fortführung der Vor: 
mundichaft verjagt oder die Zuftimmung widerruft. 
Dieje Vorſchrift findet feine Anwendung, wenn der 
Mann der Vater des Miindels if. 1888 Sit ein 
Beamter oder ein Religionsdiener zum Vormunde 
bejtelft, jo Hat ihn das Vormundfchaftägericht zu 
entlafjen, wenn die Erlaubnis, dienach den Landes: 
gejegen zur Uebernahme der Bormundfchaft oder 
zur Fortführung der vor dem Eintritt in das Amts⸗ 
oder Dienjtverhältni3 übernommenen Vormund— 
ſchaft erforderlich ift, verfagt oder zurüdgenommen 
wird oder wenn dienach den Landesgeſetzen zuläffige 
Unterfagung der Fortführung der Vormundſchaft 
erfolgt. 1889 Das Bormundichaftsgericht Hat 
den Vormund auf feinen Antrag zu entlajjen, wen 
ein wichtiger Grund vorliegt; ein wichtiger Grund 
iſt insbeſondere der Eintritt eined Umftandes, der 
den Bormund nad) 81786 Abf.1 Nr. 2 bis 7 bes 
rechtigen würde, die Uebernahme der Vormund— 
Ihaft abzulehnen. 1890 Der Vormund hat nad 
der Beendigung feines Amtes dem Mündel das ver: 
waltete Vermögen herauszugeben und über die Ber: 
waltung Rechenschaft abzulegen. Soweit er dem 
VBormundfchaftsgerichte Rechnung gelegt Hat, ges 
nigt die Bezugnahme auf diefe Rechnung. 1881 
Sit ein Gegenvormund vorhanden, fo hat ihm der 
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Bormund die Rechnung vorzulegen. Der Gegen» 
vormund hat die an en Bemerkungen 
zu verjehen, zu denen die Priifung ihm nr t.| 
Der Gegenvormund hat über diegährung der Gegen⸗ 
vormundſchaft und, ſoweit er dazu imftande tft, 
über das von dem Bormunde verwaltete Vermögen 
auf Verlangen Auskunft zu erteilen. 1892 Der 
Bormund Hat die Hechnung, nachdem er fie dem 
Gegenvormunde vorgelegt hat, demBormundichaft3- 
cht einzureichen. | Das en 
at die Rehnung rehnungsmäßig und fachlich zu 
Pal und deren Abnahme durch Verhandlung mit 
en Beteiligten unter Susiehung des Gegenvor= 
munde3 zu vermitteln. Soweit die Rechnung als 
rihtig anerkannt wird, hat das Bormundichafts- 
gericht da3 Anerfenntni3 zu beurkunden. 1893 
Sm Falle der Beendigung der Bormundfchaft oder 
des vormundichaftlichen Amtes finden die Vor— 
chriften der $$ 1682, 1683 entjprechende Anmwen= 
ung. | Der Vormund Hat nach der Beendigung 
feines Amtes die Bejtallung den Vormundſchafts— 
gerichte zurüdzugeben. 1894 Den Tod des Vor: 
mundes hat deſſen Erbe dem VBormundjchaftsgericht 
unverzüglich anzuzeigen. | Den Tod des Gegenvor= 
mundes oder eines Diitvormundes hat der Vormund 
unverzüglich anzuzeigen. 1895 Die Vorjchriften 
der $$ 1385 dis 1889, 1893, 1894 finden auf den 
—— entſprechende Anwendung. 
weiter Titel. Vormundschaft über 
Volljährige. 1896 Ein Tolljähriger erhält 
einen Bormund, wenn er entmündigt iſt. 1897 
Auf die Vormundſchaft über einen Volljährigen fin— 
den dte für die Bormundichaft über einen Minder- 
jährigen geltenden Borjchriften Anwendung, jomweit 
fih nicht aus den $$ 1898 bis 1908 ein anderes er⸗ 
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eg 1598 Der Bater und die Mutter des Miüns 
el3 find nicht berechtigt, einen Vormund zu bes 
nennen oder jemand von der Vormundſchaft aus⸗ 
Kane 1899 Vor den Großpätern iſt der 

ater und nad ihm die ehelihe Mutter des Mün—⸗ 
dels als Vormund berufen. | Die Eltern find nicht 
berufen, wenn der Miindel von einem Anderen als 
dem Ehegatten feines Vater oder feiner Mutteran 
Kindezjtatt angenommen it. | Stammt der Mün- 
del aus einer nichtigen Ehe, Jo ift der Baterim Falle 
des $ 1701, die Mutter im Falle des $ 1702 nicht 
berufen. 1900 Eine Ehefrau darf zum Vormund 
ihres Mannes auch ohne dejjen Zujtimmung beftellt 
werden. | Der Ehegatte des Miündels darf vor den 
Eltern und den Großvätern, die ehelihde Mutter 
darf im Falle des $ 1702 vor den Großpätern zum 
Vormunde bejtellt werden. | Die uneheliche Mutter 
darf vor dem Großvater zum Bormunde bejtellt 
werden. 1901 Der Bormund hat für die Perſon 
des Mündels nur injoweit zu jorgen, als der Zweck 
der Bormundichaft es erfordert. | Steht eine Ehe— 
frau unter VBormundichaft, jo tritt die im $ 1633 be⸗ 
ftimmte Beichränkung nicht ein. 19002 Der Bor: 
mund kann eine Ausftattung aus dem Vermögen 
des Mündels nur eg ei, des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts verfprechen oder * hren. Zu einem 
Miet⸗ oder Pachtvertrage ſowie zu einem anderen 
Bertrage, durch den der Miündel zu wiederkehren— 
den geiftingen verpflichtet wird, bedarf der Vor⸗ 
mund der Genehmigung des Vormundichaftäges 
richts, wenn das Vertragsverhältnis länger als 4 
Jahre dauern ſoll. Die Vorjchrift des $ 1 Nr. 4 
bleibt unberührt. 19023 Wird der Bater des Mine 
dels zum Qormunde beftellt, fo unterbleibt die Be⸗ 
ftellung eines Gegenvormundes. Dem Vater ftehen 
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die Befreiungen zu, die nach den 8$ 1862 bis 1854 
angeordnet werden können. Das Vormundſchafts⸗ 
geriht kann die Befreiungen außer Kraft jegen, 
wenn fie das Intereſſe des Mündels geführden. | 
Dieje Vorſchriften finden feine Anwendung, wenn 
der Bater im Falle der Minderjährigfeit des Mün— 
dels zur Vermögensverwaltung nicht Dre: je 
würde. 1904 Sit die eheliche Mutter des Miindels 
zum VBormunde bejtellt, jo gilt für fie das Gleiche 
wie nad) $ 1903 fir den Vater. Der Mutter ift e 
doch ein Gegenvormund zu beftellen, wenn jie Die 
Beitellung beantragt oder wenn die m... 
gen vorliegen, unter denen ihr nach $ 1687 Nr. 3 
ein Beiftand zu beſtellen ſein würde. Wird ein 
Gegenvormund beſtellt, ſo ſtehen der Mutter die im 
$ 1852 bezeichneten Befreiungen nicht zu. 1905 
Ein Familienrat lann nur nach $ 1859 a 1 eine 
gejegt werden. | Der Vater und die Mutter des 
Mündels find nicht berehtigt, Anordnungen über 
die Einjegung und Aufhebung eines Samilienrats 
oder über die Mitgliedjchaft zu treffen. 1906 Ein 
VBolljähriger, d jet Entmündigung beantragt ift, 
fann unter vorläufige Bormundfcaft geſtellt wer: 
den, wenn dad Vormundichaftsgeriht es zur Ab— 
wendung einer erheblichen Gefährdung der — 
oder des Vermögens des vr en für erforder» 
lich eraddtet. 1907 Die Vorſ titten liber die Be- 
rufung zur Vormundſchaft gelten nicht für die vor— 
läufigeBormundichaft. 1908 Dievorläufige Bor 
mundjchaft endigt mit der Rücknahme oder der 
recht3fräftigen Abweiſung des Antrags auf Ent» 
milndigung. | Erfolgt die Entmündigung, jo endigt 
die vorläunge Bormundichaft, wenn auf Grund der 
Entmündigung ein Vormund bejtellt wird. | Die 
vorläufige Bormundfchaft ift von dem Vormund— 
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Ihaftsgeriht aufzuheben, wenn der Miündel des 
vorläufigen vormundſchaftlichen Schuges nicht mehr 
bedürftig ift. 

Dritter Titel. Pflegschaft. 1909 %er 
unter elterlicher Gewalt oder unter Bormundichaft 
fteht, erhält für — — an deren Beſor— 
gung der Gewalthaber oder der Vormund verhin— 

ert tft, einen Pfleger. Er erhält insbeſondere einen 
Pfleger zur Verwa ya des Vermögens, dad er von 
Todeswegen erwirbt oder dag ihn unter Lebenden 
don einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, 
wenn der Erblafjer durch Legtivillige Verfügung, der 
Dritte bei der Zuwendung beftimmt Hat, daß dem 
Gewalthaber oder dem Vormunde die Verwaltung 
nicht zustehen ſoll. Tritt daS Bedürfnis einer Pfleg— 
ſchaft ein, jo Hat der Gewalthaber oder der Bormund 
dem VBormundichaftsgericht unverzüglich Anzeige zu 
macden.| DiePflegichaft ijt auch dann anzuordnen, 
wenn dieBorausjegungen für die Anordnung einer 
Bormundichaft vorliegen, ein Vormund aber noch 
nicht beftellt ift. _APLO Ein Bolljähriger, der . 
unter Vormundſchaft fteht, kann einen Pfleger für 
ne Perſon und jein Vermögen erhalten, wenn er 

folge körperlicher Gebrechen, in&bejondere weil er 
taub, blind oder jtumm tft, feine Angelegenheiten 
nicht zu bejorgen — Vermag ein Vo lähriger, 
der nicht unter Vormundſchaft jteht, infolge geiftiger 
oder Lörperlicher Gebrechen einzelne ... Ange 
legenheiten oder einen beſtimmten Kreis feiner An» 

elegenheiten, insbejondere feine Vermögensange— 
egenheiten, nicht zu beforgen, jo kann er für dieje 
— — einen Pfleger erhalten. Die Pfleg— 
ſchaft darf nur mit Einwilligung des Gebrechlichen 
angeordnet werden, es ſei denn, daß eine Berftän- 
digung mit ihm nicht möglich it. LOLA Ein ab» 
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wejender Bolljähriger, deſſen Aufenthalt unbekannt 
tjt, erhält für feine Vermö ensangelegenheiten, ſo— 
weit jie der Fürjorge bedürfen, einen Mbrme enheit3- 
prleger. Ein joldher Pfleger tt ihm insbeſondere auch 
dann zu bejtellen, wenn er durch Erteilung eines 
Auftrags oder einer Vollmacht Fürſorge getroffen 
Hat, aber Umftände eingetreten find, die zum Wider⸗ 
rufe des Auftrags oder der Vollmacht Anlaß geben. | 
Da3 Gleiche gilt von einem Abwejenden, deſſen Auf: 
enthalt befannt, der aber an der Rückkehr und der 
Bejorgung feiner Vermögensangelegenheiten ver: 
hindert ift. 1912 Eine Leibesfrucht erhält zur 
Wahrung ihrer künftigen Rechte, joweit dieje einer 
Fürſorge bedürfen, einen Pfleger. Die Fürſorge 
ſteht jedoch dem Vater oder der Mutter zu, wenn 
das Kind, falls es bereits geboren wäre, unter elter—⸗ 
licher Gewalt ſtehen würde. 19 13 Iſt unbekannt 
oder ungewiß, wer bei einer Angelegenheit der Be— 
teiligte iſt, jo kann dem Beteiligten Hr dieſe Ange- 
legenheit, ie: eine — erforderlich iſt, ein 
Pfleger beſtellt werden. Insbeſondere kann einent 
Nacherben, der noch nicht erzeugt iſt oder deſſen 
Perſönlichkeit erſt durch ein künftiges Ereignis be— 
ſtimmt wird, für die Zeit bis zum Eintritte der 
Nacherbfolge ein Pfleger bejtellt werden. LY14 Iſt 
durch öffentliche Sammlung Vermögen für einen 
vorübergehenden Zweck zufammengebracht worden, 
jo kann zum Zwecke der Verwaltung und Verwen: 
dung des Vermögens ein Pfleger beitelft werden, 
wenn die zu der Verwaltung und Verwendung be: 
rufenen Berjonen weggefallen find. 19 15 Auf die 
Pflegſchaft finden die für die Vormundfchaft gelten= 
den Borfhriften entjprechende Anwendung, ſoweit 
ſich nicht aus dem Geſetz ein anderes ergiebt. | Die 
Beitellung eines Gegenvormundes iſt nicht erforder 
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id. 1916 Für die nach $ 1909 anzuordnende 
——— gelten die Vorſchriften über die Berufung 
zur Vormundſchaft nit. 1917 Wird die Anord⸗ 
nung einer Pflegichaft nach $ 1909 Abj.1 Satz 2 ers 
forderlich, jo tjt als Pfleger DEE De als jolcher 
von dem Erblaffer durch letztwillige Verfügung, von 
dem Dritten bei der Zuwendung benanıt worden 
tft ; die Vorjchriften des $ 1778 finden entjprechende 
Anwendung. | Für den benannten Pfleger kann der 
Erblafjer durch Iegtwillige Verfügung, der Dritte 
bet der Zuwendung die in den $$ 1852 bis 1854 be= 
— Befreiungen anordnen. Das Vormund— 
Ion tögericht fann die Anordnungen außer Kraft 
en, wenn fie das Intereſſe des ilegebefohleiten 
gefährden. | Zu einer Abweichung von den Anords 
nungen des Dritten tit, — er lebt, ſeine Bus 
ſtimmung erforderlich und genügend. Die Zuſtim— 
mung des Dritten kann durch das Vormundſchafts— 
gericht erſetzt werden, wenn der Dritte zur Abgabe 
einer Erklärung dauernd außerjtande oder fein Auf- 
enthalt dauernd unbefannt ist. 1918 Die Pfleg- 
nat für eine unter elterlicder Gewalt oder unter 
ormundichaft jtehende Perſon endigt mit der Be— 
endigung der elterlichen Gewalt oder der Vormund⸗ 
ſchaft. Die Pflegichaft für eine Leibesfrucht endigt 
mit der Geburt des Kindes. | Die Pflegichaft zur Be— 
jorgung einer einzelnen Angelegenheit endigt mit 
eren Erledigung. 1919 Die Pflegichaft ijt von 
dem Bormundichaftögericht aufzuheben, wenn der 
Grund für die Anordnung der Pflegſchaft weg— 
ejallen tft. 1920 Eine nad) $ 1910 angeordnete 
regihaft ift von dem Vormundſchaftsgericht auf— 
äuheben, wenn der Pflegebefohlene die Aufhebung 
beantragt. 1921 Die Pflegſchaft für einen Ab- 
werenden ift von dem Bormundfchaftsgericht aufzus 
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Heben, wenn der Abwejende an der Beforgung feiner 
Bermö —— eiten nicht mehr —— 
tft. | Stirbt der Abweſende, I endigt Die Pfl 5* 
erſt mit der hai durch das oemuirbjgaft 

eriht. Das Vormundſchaftsgericht = bie ⸗ 
(daft aufzuheben, wenn ihm der Tod des Abweſen⸗ 

en bekannt wird. | Wird der Abweſende für tot er⸗ 


klärt, jo endigt die Pflegfchaft mit der Erlafjung des 
die Todeserklärung ausſprechenden Urteils. 


Jünftes Burh. Erbrecht. 


Erſter Abſchnitt. Erdfolge. 

1922 Mit dem Tode einer Perſon (Erbfall) 
geht deren Vermögen (Erbiche r) ald Ganzes auf 
eine oder mehrere andere Perſonen (Erben) über. | 
Auf den Anteil eines Miterben (Erbteil) finden die 
fi auf die Erbichaft beziehenden Vorjchriften Ans 
wendung. 1923 Erbe kann nur werden, wer zur 
Beit des Erbfalls lebt. | Wer zur Zeit des Erbfalls 
noch nicht lebte, aber bereit3 erzeugt war, gilt al 
por dem Erbfalle geboren. 1924 Geſetzliche Erben 
der 1. Drdnung find die Abkömmlinge des Erb= 
lIafjerg. | Ein zur Beit des Erbfalld lebender Abs 
tömmling jchließt die durch ihn mit dem Erblaſſer 
verwandten Abkömmlinge von der ——— aus. 
An die Stelle eines zur Zeit des Erbfalls nicht mehr 
lebenden Abkömmlinges treten die durch ihn mit 
dem Erblaſſer verwandten Abkömmlinge (Erbfolge 
nach Stänmen). | Kinder erben zu Bee en Teilen. 
1925 Geſetzliche Erben der 2. Ordnung find die 
Eltern des Erblafjerd und deren Abkömmtlinge. | 
Leben zur Beit des Erbfalls die Eltern, jo erben fie 
allein und zu gleichen Teilen. | Lebt zur Zeit des 
Erbfalls der Vater oder die Mutter nicht mehr, fo 
treten an die Stelle des Berftorbenen dejjen Ab— 
kömmlinge nad) den für die Beerbung in der 1. Ord⸗ 
nung geltenden Vorſchriften. Sind Abkömmlinge 
nit vorhanden, jo erbt der überlebende Teil allein. 
1926 Geſetzliche Erben der 3. Ordnung find die 
Großeltern des Erblafjers und deren Berg e 
Leben * Zeit des Erbfalls die Großeltern, ſo erben 
fie allein und zu gleichen Teilen.| Lebt zur Zeit des 
Erbfalls von den väterlichen oder von den mütters 
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fichen Großeltern der Großvater oder die Großmuts 
ter nicht mehr, fo treten an die Stelle des Verftor- 
benen dejjen Abkömmlinge. Sind Ablümmlinge 
nicht vorhanden, jo fällt der Anteil des Verftorbenen 
dem anderen Teile des Großelternpaars und, wenn 
diejer nicht mehr lebt, deſſen Abtömmlingen zu. | 
Reben zur Beit des Erbfalls die väterlichen oder die 
mütterlihen Großeltern nicht mehr und find Ab- 
kömmlinge der Berjtorbenen nicht vorhanden, jo 
erben die anderen Großeltern oder ihre Ablömm- 
linge allein. | Soweit Ablönımlinge an die Stelle 
ihrer Eltern oder ihrer Boreltern treten, finden die 
* die Beerbung in der 1. Ordnung geltenden Bor=- 
hriften Anwendung. 1937 Wer in ber 1., der 
2. oder der 3. Ordnung verjchiedenen Stämmen an⸗ 

ehört, erhält den in jedem diejer Stämme ihm zu— 
allenden Anteil. Jeder Anteil gilt als befonderer 
Erbteil. 1928 Gejegliche Erben der 4. Ordnung 
find die Urgroßeltern des Erblafjerd und deren Ab: 
fömmlinge. | Leben zur Beit des Erbfalls Urgroß— 
eltern, jo erben jie allein ; Mehrere erben zu gleichen 
Teilen, ohne Unterjchied, ob fie derjelben Linie oder 
verjchiedenen Linien angehören. | Leben zur Zeit 
de3 Erbfall3 Urgroßeltern nicht mehr, jo erbt von 
ihren Abkömmlingen derjenige, welcher mit dem 
Erblafjer dem Grade nad) am nächſten verivandt it; 
mehrere gleich nahe Verwandte erben zu gleichen 
Teilen. 1929 Geſetzliche Erben der 5. Ordnung 
und der ferneren Drdnungen jind die entfernteren 
Boreltern de3 Erblajjers und deren Abkönmlinge. | 
Die VBorjchriften des $ 1928 Abf. 2, 3 finden ent— 
fprechende Anwendung. 1930 Ein Verwandter 
ijt nicht zur Erbfolge berufen, jolange ein Ver— 
wandter einer vorhergehenden Ordnung vorhanden 
it. 1931 Der iiberlebende Ehegatte des Erb— 
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laſſers tft neben Verwandten der 1. Ordnung zu 
einem Bierteile, neben Verwandten der 2. Ordnung 
oder neben Großeltern zur Hälfte der Erbichaft als 
geiestioer Erbe berufen. Treffen mit Großeltern 
tümmlinge von Großeltern zufammen, fo erhält 
der Ehegatte auch von der anderen Hälfte den An⸗ 
teil, der nach $ 1926 den Abkömmlingen zufallen 
witrde. | Sind weder Verwandte der 1. oder ber 
2. Ordnung noch Großeltern vorhanden, fo erhält 
der überlebende Ehegattedie ganze Erbſchaft. 19323 
Iſt der liberlebende Ehegatte neben Verwandten der 
2. Ordnung oder neben Großeltern rg la Erbe, 
fo gebühren ihm außer dem Erbteile die zum ehes 
lihen Haushalte gehörenden ne: joweit 
fie nicht Zubehör eines Grundftüds find, und Die 
Hochzeitsgeichente al3 Voraus. Auf den Voraus 
finden die für Vermächtniſſe geltenden Vorſchriften 
Anwendung. 1933 Das Erbrecht des überleben- 
den Ehegatten fowie das Recht auf den Voraus ift 
ausgejchlofjen, wenn der Erblaffer zur Zeit feines 
Todes auf Scheidung wegen Verſchuldens des Ehe⸗ 
— zu klagen berechtigt war und die Klage auf 
cheidung oder auf Aufhebung ber ehelichen Ges 
une erhoben Hatte. 1934 Gehört der über- 
Iebende Ehegatte zu den erbberechtigten Verwand⸗ 
ten, fo erbt er zugleich al3 Verwandter. Der Erb- 
teil, der ihm auf Grund der Verwandtſchaft zufällt, 
ilt als befonderer Erdteil. 1935 Fällt ein geſetz⸗ 
icher Erbe vor oder nad) dem Erbfalle * und er⸗ 
höht ſich infolge deſſen der Erbteil eines anderen ge⸗ 
etzlichen Erben, ſo gilt der Teil, um — 
er Erbteil erhöht, in ag ng Bermäcdtnifie 
und Auflagen, mit denen diefer Erbe oder der weg⸗ 
fallende Erbe beſchwert ift, ſowie in —— der 
Ausgleichungspflicht als beſonderer Erbteil. 1936 
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Sit zur Beit des Erbfalls weder ein Verwandter noch 
ein Ehegatte des Erblafjerd vorhanden, fo ift der 
Fiskus des Bundesſtaats, dem der Erblafjer zur Zeit 
des Todes angehört hat, gejehlicher Erbe. Hat der 
Erblafjer mehreren Bundesjtaaten angehört, fo ift 
der Fiskus eines jeden diejer Staaten zu gleichem 
Anteile zur Erbfolge berufen. | War der Erblaffer 
ein — der feinem Bundesſtaat angehörte, 
jo ift der Reichsfiskus gejeglicher Erbe. 1937 Der 
Erblajjer kann durch einjeitige Verfügung von To— 
deswegen (Teſtament, letztwillige ———— den 
Erben beſtimmen. 1938 Der Erblaſſer kann durch 
Teſtament einen Verwandten oder den Ehegatten 
vonder gejeglichen Erbfolge ausſchließen, ohne einen 
Erben einzujegen. 1939 Der Erblafjer kann durch 
Zejtament einem Anderen, ohne ihn ala Erben ein: 
en einen Vermögensvorteil zuwenden (Ver: 
mädtnis). 1940 Der Erblafjer kann durch Teita= 
ment den Erben oder einen Vermächtnisnehmer zu 
einer Zeiftung verpflichten, ohne einem Anderen ein 
Recht aufdie — lage). 1041 
Der Erblaſſer kann durch Vertrag einen Erben ein— 
jegen ſowie Vermächtniſſe und Auflagen anordnen 
— JAls Erbe (Vertragserbe) oder als 
Bermächtnisnehmer kann ſowohl der andere Ver— 
tragjchließende als ein Dritter bedacht werden. 


weiter Abſchnitt. Rechtliche Stellung 
des Erden. 

Erster Titel. Annahme und Aus- 
schlagung der Erbschaft. Fürsorge 
des Nachlassgerichts. 1942 Die Erb: 
ihaft geht auf den berufenen Erben unbeſchadet des 
Rechtes Über, fie auszuſchlagen (Anfall der Erb— 
Ihaft). | Der Fiskus kann die ihm als gejeglichem 
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Erben angefallene Erbſchaft nicht ausſchlagen. 
1943 Der Erbe kann die Erbſchaft nicht mehr 
ausſchlagen, wenn er fie angenommen Hat oder 
wenn die für —— — ——— 
verſtrichen iſt; mit dem Ablaufe der Seit gilt die 
Erbſchaft al3 angenommen. 1944 Die a 

ung kann nur binnen 6 Wochen erfolgen. | Die 
Fit beginnt mit dem Beitpunkt, in welchem der 
Erbe von dem Anfall und dem Grunde der Berufung 
Kenntnis erlangt. Iſt der Erbe durch Verfügung 
von Todeöwegen berufen, jo beginnt die Friſt nicht 
vor der Verkündung der —— Auf den Lauf 
der Ba finden die für die Verjährung geltenden 
Vorſchriften der 88 203, 206 entiprechende Anwen⸗ 
dung. | Die Frijt beträgt 6 Monate, wenn der Erb= 
Kanes jeinen legten Wohnfig nur im Auslande ge- 
habt Hat oder weni fich der Erbe bei dem Beginne 
der Frift im Ausland aufhält. 1945 Die Auss 
Ihlagung erfolgt durch Erklärung — dem 
Nachlaßgerichte; die Erklärung iſt in een 
ee abzugeben. | Ein Bevollmäch 
edarf einer öffentlich beglaubigten Vollmacht. 
Vollmacht muß der Erklärung beigefügt oderinner- 
bald der Ausichlagungsfrift nachgebracht werden. 
1946 Der Erbe kann die Erbihat annehmen oder 
ausjchlagen, fobald der Erbfall eingetreten iſt. 
1947 Die Annahme und die Ausſchlagung können 
nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtim— 
mung erfolgen. 1948 Wer durch Verfügung von 
Todeswegen al3 Erbe berufen ik, fann, wenn er 
ohne die Verfügung als geſetzlicher Erbe berufen 
len würde, die Erbichaft als eingejehter Erbe aus— 
— und als geſetzlicher Erbe annehmen. Wer 
durch Teſta ment und durch Erbvertrag als Erbe bes 
rufen iſt, kann die Erbſchaft aus dem einen Bes 


te 
Die 
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rufungsgrund annehmen und aus dem anderen 
außfchlagen. 1949 Die Annahme gilt ala nicht 
erfolgt, wenn der Erbe über den Berufungsgrund 
im Irrtume war. | Die Ausihhlagung erjtredt ſich 
im Biveifel auf alle Berufungsgründe, die dem 
Erben zur Zeit der Erflärung befannt find. 1950 
Die Annahme und die Ausichlagung können nicht 
auf einen Teil der Erbichaft beichränft werden. Die 
Annahme oder Ausſchlagung eines Teiles iſt uns 
wirkſam. 1951 Wer zu mehreren Erbteilen be= 
rufen ijt, kann, wenn die Berufung auf verjchiedes 
nen Gründen beruht, den einen Erbteil annehmen 
und den anderen außjchlagen.| Beruht die Berufung 
auf demjelben Grunde, jo gilt die Annahme oder 
Ausſchlagung des einen Erbteils auch filr den andes 
ren, eiott wenn der andere erjt jpäter anfällt. Die 
Berufung beruht auf demfelben Grunde auch dann, 
wenn fie in verjchiedenen Tejtamenten oder vers 
tragsmäßig in verjchiedenen zwifchen denjelben Bers 
jonen gej sl Erbverträgen angeordnet fit. | 
Seßt der Erblafjer einen Erben auf mehrere Erb= 
teile ein, jo kann er ihm durch Verfügung von 
— — geſtatten, den einen Erbteil anzuneh— 
men und den anderen auszuſchlagen. 1952 Das 
Recht des Erben, die Erbichaft auszuſchlagen, ift ver 
erblich. | Stirbt der Erbe vor dem Ablaufe der Aus⸗ 
ihlagungsfrift, jo endigt die Friſt nicht vor dem 
Ablaufe der fir die Erbichaft des Erben vorgejchrie= 
benen Ausſchlagungsfriſt. Won mehreren Erben 
des Erben kann jeder den feinem Erbteil entjprechen= 
den Teil der Erbichaft ausjchlagen. 1953 Wird 
die Erbichaft ausgeſchlagen, fo gilt der Anfall an 
den Ausſchlagenden aldnichterfolgt. | Die Erbichaft 
fällt demjenigen an, welcher berufen fein würde, 
wenn der Ausjchlagende zur Zeit des Erbfalls nicht 
28 
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gelebt hätte; der Anfall gilt als mit dem Erbfall 
erjolgt. | Das Nacjlaßgericht fol die Ausichlagung 
demjenigen mitteilen, welchem die Erbſchaft infolge 
der Ausichlagung angefallen ift. Es hat die Einficht 
der Erklärung jedem zu gejtatten, der ein rechtliches 
Intereſſe glaubhaft mad. 1954 Sit die Annahme 
oder die Ausfchlagung anfechtbar ” tann die Ans 
fechtung nur binnen 6 Wochen erfolgen. | Die Frijt 
beginnt im Falle der Anfechtbarteit wegen Drohung 
mit dem. Zeitpunkt, in welchem die Zwangslage 
aufhört, in den übrigen Fällen mit dem Beitpunkt, 
in welchem der 9infechtungsbereditigte von dem Ans 
echtungsgrunde Kenntnis erlangt. Auf den Lauf 

er Bu finden die für die Verjährung geltenden 
Vorſchriften der $$ 203, 206, 207 entjprechende Ans 
wendung. | Die Frift beträgt 6 Monate, wenn der 
Erblafjer jeinen legten Wohnfig nur im Auslande 
gehabt Hat oder wenn ſich der Erbe bet dem Beginne 
der Friſt im Ausland aufhält. | Die Anfechtung ijt 
ausgeichloffen, wenn feit der Annahme oder ber 
Musihlagung 30 Zahre verjtrichen find. 21955 
Die Anfechtung der Annahme oder der Ausſchlagung 
erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßge⸗ 
richte. Fir die Erflärung gelten die Vorſchriften 
des 8 1945. 1956 Die Verjäumung der Aus- 
ichlagungsfrift kann in gleicher Weile wie die An— 
nahmeangefochtenwerden. 1957 Die Anfechtung 
der Annahme gilt als Ausſchlagung, die Anfechtung 
der Ausichlagung gilt als Annahme.|Das Nachlaß⸗ 
gericht joll die Anfechtung der dene fanıl em⸗ 
jenigen mitteilen, welchem die Erbſchaft infolge der 
eg angefallen war. Die Vorſchrift des 
$ 19538 Abf. 3 Sa 2 findet Anwendung. 1958 
Bor der Annahme der Erbichaft kann ein Anſpruch. 
der fich gegen den Nachlaß richtet, nicht gegen den 
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sc gerichtlich geltend — t werden. 1959 
h ber Erbe vor der Ausſch —* ee 
e, ſo iſt er demjenigen 

Erbe wie ein —— a ohne Yluftrng 
— t und verpflichtet. | Verfügt der Erbe vor 
er Ausſchlagung über einen rag a arg ‚jo 
ai die Wirkſamkeit der —— ng durch Die Aus⸗ 
—— nicht berührt, wenn die Verfügung nicht 
ne Nachteil für den Nachlaß verſchoben Werde 
fonnte. | Rechtsgeſchäft, das gegenüber dem 
Erben als joldem vorgenommen werden muß, 
bleibt, wenn e8 vor der Ausjchlagung dem Aus⸗ 
ichlagenden gegenüber vorgenommen wird, aud 
nad der Ausichlagung wirkſam. 1960 Bis zur 
Annahme der ebichn t Hat das Nachlaßgericht om 
die Sicherun bea Nachlaſſes zu jorgen, joweit ein 
Bedürfnis b — Das Gleiche gilt, wenn der Erbe 
unbekannt oder wenn ungewiß iſt, ob er die Erb⸗ 
ſchaft — Hat. | Das Nachlaßgericht kann 
insbeſondere die Anlegung von Siegeln, die Hinter⸗ 
legung von Geld, Wertpapieren und Koſtbarkeiten 
ſowie die Yufnahme eines Nachlafverzeichnifjes an⸗ 
ordnen und für denjenigen, welcher Erbe wird, 
einen Pfleger Rataßpfieger er) beftellen. | Die Vor⸗ 
ſchrift des 1958 findet aufd en N eu feine 
Anwendung. 10961 Das ae t hat in 
a Fällen Ges 8 1960 Abf. 1 einen $ ——— 
beſtellen, wenn die Beſtellung — wecke der 
26 Geltendmachung eines Anſpruchs, der 
A & gegen den Nachlaß richtet, von dem Lerechtig ten 
ang wird. 1962 Für bie Ra — — 
tritt an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts das 
Nachlaßgericht. 1963 Sit zur Zeit de Erbfalls 
die Geburt eines Erben zu erwarten, jo kann die 
Mutter, falls fie außerftande iſt, ſich felbſt zu unter⸗ 

28* 
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halten, bis zur Entbindung jtandesmäßigen Unter 
halt aus dem Nachlaß oder, wenn noch andere Ber: 
ionen als Erben berufen find, aus dem Erbteile des 
Kindes verlangen. Bei der Bemeflung ded Erbteils 
ift anzunehmen, daß nur ein Kind geboren wird. 
1964 Wird der Erbe nicht innerhalb einer den 
Umftänden entiprechenden Friſt ermittelt, jo bat 
das Nachlaßgericht feltzuitellen, daß ein anderer 
Erbe als der Fiskus nicht vorhanden tft. | Die Feſt⸗ 
ſtellung begründet die Vermutung, daß der Fiskus 
gejeglicher Erbe fei. 1965 Der Feitjtellung hat 
eine öffentliche Aufforderung zur Anıneldung der 
Erbrechte unter Beitimmung einer Anmeldungsfriit 
vorauszugehen; die Art der Belanntmahung und 
die Dauer der Anmeldungsfriſt beftimmen ſich nad) 
den für da3 Yufgebotsverfa ren geltenden Vorſchrif⸗ 
ten. Die Aufforderung darf unterbleiben, wenn die 
Koften dem Beitande des Nachlafjed gegenüber uns 
verhältnismäßig groß find.| Ein Erbrecht bleibt uns 
berücjichtigt, wenn nicht dem Nachlaßgerichte binnen 
8 Monaten nad) dem Ablaufe der Anmeldungzfrift 
nachgewiejen wird, daß das Erbrecht befteht oder daß 
es gegen den Fiskus im Wege der Klage geltend ges 
macht ift. Sit eine öffentliche Aufforderung nicht 
ergangen, jo beginnt die 3monatige Friſt mit der 
gerichtlichen eiufiorderung, das Erbrecht oder die 
Erhebung der Klage nachzuweiſen. 1966 Bon 
dem Fiskus als geieblichem Erben und gegen den 
Fiskus als gefeglichen Erben kann ein echt erit 
geltend gemacht werden, nachdem von dem Nach⸗ 
laßgerichte feſtgeſtellt worden iſt, daß ein anderer 
Erbe nicht vorhanden tt. 

Zweiter Titel. Haftung des Erben 
für die Nachlassverbindlichkeiten. 
I. Nachlassverbindlichkeiten. 1967 Der Erbe 
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haftet fiir die Nachlakverbindlichkeiten. | Zu den 
Nachlabverbindlichkeiten gehören außer den vom 
Erbiafjer Herrührenden Schulden die den Erben als 
ſolchen treffenden Verbindlichkeiten, insbejondere 
die Verbindlichkeiten aus Pflichtteildrechten, Vers 
mächtniffen und Auflagen. 1968 Der Erbe trägt 
die often der ftandesmäßigen Beerdigung des Erb—⸗ 
laſſers. 1969 Der Exbe iſt verpflichtet, Familien⸗ 
angehörigen des Erblafjers, die zur Zeit des Todes 
des Erblafjerd zu defjen Hausſtande gehört und von 
ihm Unterhalt bezogen haben, in den erjten 80 Tas 

en nach dem Eintritte des Erbfall3 in demjelben 
Imfange, wie der Erblaffer es gethan hat, Unter: 
Halt zu gewähren und die Benugung der Wohnung 
und der Haushaftsgegenftände zu gejtatten. Der 
Erblajjer kann durch legtwillige Ver ügung eine ab= 
weichende Anordnung treffen.| Die Vorſchriften über 
Vermächtniffe finden entiprechende Anwendung. II. 
Aufgebot der Nachlassgläubiger. 1970 Die Nach⸗ 
laßgläudiger können im Wege des Aufgebotsvers 
fahren zur Anmeldung ihrer Forderungen aufges 
fordert werden. LOFAL Pfandgläubiger und Gläus 
biger, die im Konkurje den Bfandgläubigern gleich» 
jtehen, jowie Gläubiger, die bei der Zwangsvoll— 
ſtreckung in das unbeivegliche Vermögen ein Necht 
auf —— aus en Bermögen haben, 
werden, ſoweit e3 ſich um die Befriedigung aus den 
ihnen Haftenden Gegenftänden handelt, durch das 
Aufgebot nicht betroffen. Das Gleiche gilt von 
Gläubigern, deren Anſprüche durch eine Vormers 
fung gelichert find oder denen im Konkurs ein Aue 
jonderungsrecht zufteht, in Anfehung des Gegens 
ftandes ihres Rechtes. 1972 Pflichtteilsrechte, 
Vermächtniſſe und ten werden durch das Auf⸗ 
gebot nicht betroffen, unbejchadet der Vorſchrift des 
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8 2060 Nr.1. 1973 Der Erbe kann die Befriedi- 
gut eines im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſenen 
— inſoweit verweigern, als der 
Rachlaß durch die Befriedigung der nicht ausge⸗ 
Ichlofjenen Gläubiger erfchöpft wird. Der Erbe Bat 
N och den ausgeſchloſſenen Gläubiger vor den Ver⸗ 
indlichleiten aus Pflichtteilsrechten, Vermãächt⸗ 
niſſen und Auflagen zu befriedigen, es ſei denn, daß 
der Gläubiger feine Forderung erſt nad) der Berich- 
tigung diejer Berbindlichkeiten geltend madt.|Einen 
Ueberihuß hat der Erbe zum Zwecke der Befriedi⸗ 
ung des Gläubiger im Wege der ———— 
Site ng nad) den Vorſchriften Über die Heraus: 
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung heraus 
ugeben. Er kann die Herausgabe der nod) vorhan= 
enen Nachlaßgegenjtände durch Zahlung des Wertes 
abwenden Dierechtöfräftige Verurteilung des Erben 
— eines ausgeſchloſſenen Gläubigers 
wirkt einem eren Gläubiger ge enüber wie die 
Befriedigung. 1974 Ein Rachlaßgläubiger, der 
ri Forderung jpäter als 5 Jahre nad) dem Erb» 
alle dem Erben — geltend macht, ſteht einem 
ausgeſchloſſenen Gläubiger gleich, es ſei denn, daß 
die Forderung dem Erben vor dem Ablaufe der 
5 Jahre bekannt geworden oder im Aufgebotävers 
fahren angemeldet worden ilt. Wird der Bann 
für tot erklärt, r beginnt die Friſt nicht vor der 
Erlaſſung des die Todeserklärun ausſprechenden 
Urteils. | Die dem Erben nach $ 1978 Abſ. 1 Sag 2 
obliegende Verpflichtung tritt im Verhältniſſe von 
Berbindlichkeiten aus Rilichttetlßrechten, Vermächt⸗ 
niſſen und Auflagen zu einander nur inſoweit ein, 
als der Gläubiger im Falle des Nachlaßkonkurſes im 
Range vorgehen würde. | Soweit ein Gläubiger 
nach $1971 von dem Aufgebote nicht betroffen wird, 
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finden die Vorſchriften des Abſ. 1 auf ihn keine An 
wendung. III. Beschränkung der . des 
Erben. 1975 Die Haftung des Erben für die 
Nachlaßverbindlichkeiten beſchränkt ſich auf den 
Nachlaß, wenn eine Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke 
der Befriedigung der Nachlaßgläuübiger (Nachlaßver⸗ 
waltung) angeordnet oder der Nachlaßkonkurs er— 
öffnet iſt. 1976 Sit die Nachlakverwaltung an— 
geordnet oder der Nachlaßkonkurs eröffnet, fo gelten 
dieinfolge des Erbfalls Durch Bereinigung von Recht 
und Verbindlichkeit oder von Recht und Belaftung 
erlojhenen Rechtsverhältniſſe als nicht erlojchen. 
1977 Hat ein Nachlaßgläubiger vor der Anorde 
nung der Nachlaßverwaltung oder vor der Eröff: 
nung des Nachlaßkonkurſes jeine Forderung gegen 
eine nicht zum Nachlafje gehörende Forderung des 
Erben ohne deſſen Zuftimmung aufgerechnet, fo ift 
nach der Anordnung der Nachlaßverwaltung oder 
der&röffnung des Nachlaßkonkurſes die Aufrechnung 
als nicht erfolgt anzujehen. | Das Gleiche gilt, wenn 
ein Gläubiger, der nicht Nachlaßgläubiger tft, die 
ihm gegen den Erben zujtehende Forderung gegen 
eine zum Nachlaſſe gehörende Forderung aufgerecs 
net hat. 1978 Sit die Nachlaßverwaltung ange— 
ordnet oder der Nachlaßkonkurs eröffnet, fo ift der 
Erbe den Nachlaßgläubigern für die bisherige Ver— 
waltung des Nachlajjes jo verantwortlich, wie wenn 
er von der Annahme der Erbjchaft an die Verwals 
tung für fie als Beauftragter zu führen gehabt hätte. 
Auf die vor der Annahme der Erbichaft von dem Er— 
ben beforgten erbichaftlihen®ejchäfte finden die Vor— 
ſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Die den Nachlaßgläubigern 
nach Abſ. 1 zuſtehenden Anſprüche gelten als zum 
Nachlaſſe gehörend. Aufwendungen ſind dem Erben 
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aus dem Nachlaſſe zu erſetzen, ſoweit er nach den Vor⸗ 
Schriften über den Auftrag oder über die Geſchäfts— 
führung ohne Auftrag Erjag verlangen könnte. 
1979 Die Berichtigung einer Nachlaßverbind— 
lichkeit durch den Erben müſſen die Nachlaßgläu— 
biger al3 für Rechnung des Nachlaſſes erfolgt gel: 
ten lajjen, wenn der Erbe den Umjtänden nad) 
annehmen durfte, daB der Nachlaß zur Berich: 
tigung aller Nachlaßverbindfichkeiten ausreiche. 
1980 Beantragt der Erbe nicht unverzüglid, 
nachdem er von der Ueberſchuldung des Nachlafies 
Kenntnis erlangt Hat, die Eröffnung des Nachlaß: 
konkurſes, fo ijt er den Gläubigern Ahr den daraus 
entjtehenden Schaden verantivortlih. Bei der Bes 
mejjung der Zulänglichkeit de3 Nachlaſſes bleiben 
die Verbindlichkeiten aus Vermächtniffen und Auf: 
lagen außer Betracht. | Der Kenntnis der Ueber— 
—— ſteht die auf Fahrläſſigkeit beruhende 

nkenntnis gleich. Als Fahrläſſigkeit gilt es ins— 
et weunn der Erbe das Aufgebot der Nach— 
laßgläubiger nicht beantragt, obwohler rund hat, 
das Vorhandenjein unbekannter Nachlaßverbind— 
lichkeiten anzunehmen; das Aufgebot ıft nicht er» 
forderlich, wenn die Koſten des Verfahrens dent Bes 
jtande des le — unverhältnismäßig 
prob iind. 1981 Die — ——— von 

em Bean) anzuordnen, wenn der Erbe die 
Anordnung beantragt. | 1 Antrag eines Nach— 
laßgläubigers ift die Nachlaßverwaltung anzuord: 
nen, wenn Grund zu der Annahme beiteht, daß die 
olgung der Nachlaßgläubiger aus dem Nach» 
laſſe durch das Verhalten oder die Vermögenslage 
de3 Erben — wird. Der Antrag kann nicht 
mehr geſtellt werden, wenn ſeit der Annahme der 
Erbſchaft 2 Jahre verſtrichen find. | Die Borjchriften 
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des $ 1785 finden feine Anwendung. 198% Die 
Anordnung der Nachlaßverwaltung kann abgelehnt 
werden, wenn eine den Koſten entiprechende Maſſe 
nicht vorhanden if. 1983 Das Nachlaßgericht 
hat die Anordnung der Nacjlakverwaltung durch 
da3 für feine Bekanntmachungen beftimmte Blatt 
zu veröffentlihen. 1984 Mit der Anordnung der 
Nachlaßverwaltung verliert der Erbe die Befugnis, 
den Nachlaß zu verwalten und über ihn zu verfügen. 
Die Vorichriften der $$ 6, 7 der Konkurdordnung 
finden entjprechende Anwendung. Ein Anfprud, 
der ſich gegen den Nachlaß richtet, Fann nur gegen 
den Nachlaßverivalter geltend gemacht werden. | 
Zwangsvollſtreckungen und Arrejte in den Nachla 

zu Gunſten eine Släubiger3, der nicht Nachlaß— 
gläubiger ift, find ausgeichlofien. 1985 Der Nach⸗ 
labverwalter hat den Nachlaß zu verwalten und die 
Nachlaßverbindlichkeiten aus den Nachlaſſe zu bes 
richtigen. | Der Nachlaßverwalter ijt für die Ver— 
waltung des Nachlafjes auch den Nachlaßgläubigern 
verantwortlid. Die Vorjchriften des $ 1978 Abj. 2 
und der $$1979, 1980 finden J—— Anwen—⸗ 
dung. 1986 Der Nachlaßverwalter darf den Nach— 
laß dem Erben erſt ausantworten, wenn die be— 
kannten Nachlaßverbindlichkeiten berichtigt find. | 
Sit die Berihtigung einer Verbindlichkeit zur Zeit 
nicht ausführbar oder ist eine Verbindlichkeit ftreitig, 
I darf die Ausantwortung des une nur ers 
olgen, wenn dem Gläubiger Sicherheit geleijtet 
wird. Für eine bedingte Forderung iſt Sicherheits 
leiftung nicht erforderlich, wenn die Möglichkeit des 
Eintritt3 der Bedingung eine fo entfernte ift, daß 
die Forderung einen gegenwärtigen Vermögenswert 
nicht Hat. 1987 Der Nachlaßverwalter kann für 
die Führung feines Amtes eine angemeijene Vers 
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gütung verlangen. 1988 Die Nachlaßverwaltung 
endigt mit der Eröffnung des Nachlaklonkurfes. | 
Die Nachlaßverwaltung kann aufgehoben werden, 
wenn fich ergiebt, daß eine den Koſten entiprechende 
Maſſe nicht vorhanden tft. 1989 Sft der Nach— 
laßkonkurs durch Verteilung der Mafie oder durch 
Zar fung beendigt, jo finden aufdie Haftung 
de3 Erben die Vorichriften des 81973 entjprechende 
Anwendung. 1990 Sit die Anordnung der Nach— 
laßvermwaltung oder die Eröffnung des Nachlaßkon⸗ 
kurſes wegen Mangel3 einer den Koften entſpre— 
chenden Mafje nicht thunlich oder wird aus diejem 
Grunde die Nachlaßverwaltung aufgehoben oder 
das Konfursverfahren eingeftellt, fo kann der Erbe 
die Befriedigung eines Nachlafgläubigerd inſoweit 
verweigern, als der Nachlaß nicht ausreicht. Der 
Erbe tit in diefem Falle verpflichtet, den Nachlaß 
zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers im 
Wege der Zwangsvollſtreckung herauszugeben.| Das 
Recht des Erben wird nicht ———— 
daß der Gläubiger nach dem Eintritte des Erbfalls 
im Wege der Zivangsvollitredung oder der Arrejt- 
a ein Pfandrecht oder eine Hypothek oder 
im Wege der einjtweiligen Verfiigung eine Vor— 
merfung erlangt Hat. 1991 Macht der Erbe von 
dem ihm nach $ 1990 auftehenden Rechte Gebrauch, 
finden car jeine Verantwortlichkeit und den Ers 
at feiner Aufwendungen die Borjchriften der 
8 1978, 1979 Anwendung. | Die — es Erb⸗ 
falls durch Vereinigung von Recht und Verbindlich— 
feit oder von Recht und Belajtung erlojchenen 
Nechtöverhältniije gelten im Verhältniſſe zwiſchen 
dem Gläubiger und dem Erben als nicht erlojchen.| 
Die rechtöfräftige Verurteilung des Erben zur Be 
friedigung eines Gläubiger wirkt einem anderen 
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nun gegenüber wie die Befriedigung. | Die 
Berbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächts 
niffen und Auflagen Hat der Erbe fo zu berichtigen, 
wie fie im Falle des Konkurfes zur Berichtigun 
fommen würden. 1992 Beruht die Heberjchuls 
dung des Nachlafjeg auf Bermächtnijjen und Aufs 
lagen, fo tft der Erbe, auch wenn die Vorausſetzun⸗ 
gen des $ 1990 nicht vorliegen, berechtigt, die Bes 
richtigung dieſer Werbindlichkeiten nad den 
Vorſchriften der SS 1990, 1991 zu bewirken. Er 
kann die Herausgabe der noch vorhandenen Nach» 
sODBERERFLND durch gahlung des Wertes abwen⸗ 
den. IV. Inventarerrichtung. Unbeschränkte Haf- 
tung des Erben. 1993 Der Erbe ift berechtigt, 
ein Verzeichnis des Nachlafjes (Snventar) bei dem 
Nachlaßgeriht einzureichen (Inventarerrichtung). 
1994 Das Nachlaßgericht Hat dem Erben auf Ans 
trag eines Nachlaßgläubigers zur Errichtung des 
Inventars eine Frijt — zu beſtimmen. 
Nach dem Ablaufe der Friſt haftet der Erbe für die 
Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt, wenn nicht 
vorher das Inventar errichtet wird. | Der Antrags 
fteller Hat feine Forderung glaubhaft zu macen. 
Auf die Wirkſamkeit der Friſtbeſtimmung iſt es 
ohne Einfluß, wenn die Forderung nicht beſteht. 
1995 Die Inventarfriſt ſoll mindeſtens 1Monat, 
höchſtens 3 Monate betragen. Sie beginnt mit der 
uſtellung des Beſchluſſes, durch den die Friſt be— 
timmt wird. | Wird die Friſt vor der Annahme 
der Erbichaft bejtimmt, jo beginnt fie erft mit der 
Annahme der Erbichaft. | Auf Antrag des Erben 
kann da3 Nachlaßgericht die Frijt nad) feinem Er— 
mejjen verlängern. 1996 Sit der Erbe durch Höhere 
Gewalt verhindert worden, das Inventar rechtzeitig 
zu errichten oder die nach den Umftänden gerecht» 
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fertigte Verlängerung der Inventarfriſt zu bean= 
tragen, fo hat ihm auf feinen Antrag das Nachlaß—⸗ 
ericht eine neue Snventarfrift zu bejtinmen. Das 
leiche gilt, wenn der Erbe von der Zujtellung des 
Beichluffes, durch den die Snventarfrift bejtinmt 
worden iſt, ohne jein Berjchulden Kenntnis nicht 
erlangt Bat. | Der — muß binnen 2 Wochen 
nad) der Befeitigung des Hindernifjes und jpätejtens 
vor dem Ablauf eines Sahres nad) dem Ende der 
uerst bejtimmten Friſt gejtellt werden. | Vor der 
tſcheidung foll der Nachlaßgläubiger, auf defjen 
Antrag die erfte Frift beſtimmt worden ift, wenn 
thunlich gehört werden. 1997 Auf den Lauf der 
Snventarfrift und der im $ 1996 Ab. 2 beſtimmten 
Friſt von 2 en finden die für Die Verjährung 
eltenden VBorjchriften des $ 203 Abſ. 1 und des 
S 206 entiprechende Anwendung. 1998 Stirbt 
der Erbe dor dem Ablaufe der Snventarfrift oder 


teilung der Maſſe oder durch Zwangsvergleich be— 
endigt, ſo bedarf es zur Abwendung der unbe— 
Ihränften Haftung der Inventarerrichtung nicht. 
Z001 In dem Inventar jollen die bei dem Ein= 
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tritte des Erbfall8 vorhandenen — — 
und die Nachlaßverbindlichkeiten vollſtandig ange— 
geben werden. | Das Inventar ſoll außerdem eine 
Beichreibung der Nachlaßgegenſtände, joweit eine 
ſolche zur Beitimmung des Wertes erforderlich it, 
und die Angabe des Wertes enthalten. 2002 Der 
Erbe muß zu der Aufnahme des Inventars eine zus 
ftändige Behörde oder einen zujtändigen Beamten 
oder Notar zuziefen. 2003 Auf Antrag de3 
Erben Hat das Nachlaßgericht entweder das In— 
ventar felbft aufzunehmen oder die Aufnahme einer 
——— Behörde oder einem zuſtändigen Be— 
amten oder Notar zu Übertragen. Durch die Stel— 
Yung de3 Antrags wird die Snventarfrift gewahrt. | 
Der Erbe tft verpflichtet, die zur Aufnahme des In— 
ventar erforderliche Auskunft zu erteilen. | Das 
Inventar ift von der Behörde, dem Beamten oder 
dem Notar bei dem Nachlaßgericht einzureichen. 
2004 Befindet fich bei dem Nachlaßgerichte ſchon 
ein den Vorſchriften der SS 2002, 2003 entiprechen= 
des Inventar, jo genügt ed, wenn der Erbe vor dent 
Ablaufe der nventarfrift dem Nachlaßgerichte 
gegenüber erflärt, daß dag Inventar als von ihnt 
eingereicht gelten fol. 2005 Führt der Erbe ab» 
fichtlich eine erhebliche Unvollſtändigkeit der im In— 
bentar enthaltenen Angabe der Nachlaßgegenjtände 
herbei oder bewirkt er in der Abficht, die Nachlaß— 
gläubiger zu benachteiligen, die Aufnahme einer 
nicht beitehenden Kachlahverbindlichteit, jo haftet 
er für die Nachlaßverbindlichkeiten unbejchränft. 
Das Gleiche gilt, wenn er im Falle des $ 2003 die 
Erteilung der Auskunft verweigert oder abfichtlich 
in erheblihyem Maße verzögert. | Sit die Angabe 
der Nachlaßgegenſtände — ohne daß ein 
Tal des Abſ. 1 vorliegt, jo kann dem Erben zur 
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er. eine neue $nventarfrift beitimmt wer⸗ 
ben. 6 Der Erbe Hat auf Berlangen eines 
Nachlaßgläubigers vor dem Nachlaßgerichte den 
Dffenbarungseid dahin zu leiften: daB er nad 
bejtem Wiffen dDieNachlaßgegenftände jo volljtändig 
—— habe, als er dazu imſtande ſei. | Der 
Erbe fann vor der Leiftung des Eides das Inventar 
vervolljtändigen. | Bermweigert der Erbe die Leiftung 
de3 — eg 2 * — en ae berg 
trag gejtellt Hat, unbeſchränkt. iche gilt, 
wenn er weder in dem Termine noch in einen auf 
Antrag des Släubigers bejtimmten neuen Termin 
ericheint, e8 jei denn, daß ein Grund vorliegt, durch 
den das Nichterjcheinen in diefem Termine genügend 
entihuldigt wird. | Eine wiederholte Leijtung des 
Eides kann derjelbe Gläubiger oder ein anderer 
Gläubiger nur en, wenn Grund zu der Ans 
nahme befteht, daß dem Erben nad) der Eides- 
leiftung weitere Nachlaßgegenftände befannt ges 
worden find. 2007 Sit ein Erbe zu mehreren Erb 
teilen berufen, jo bejtimmt fich jeine Haftung für 
die Nachlafverbindlichkeiten in Anjehung eines jeden 
der Erbteile jo, wie wenn die Erbteile verjchiedenen 
Erben gehörten. In den Füllen der Anwachſung und 
dc3 $ 1935 gilt dies nur dann, wenn die Erbteile 
verichieden bejchwert find. ZOOS Sit eine Ehefrau 
die Erbin und gehört die Erbichaft zum eingebrachten 
Gute oder zum Gejfamtgute, jo tft die Beitimmung 
der Snventarfrift nur wirkſam, wenn fie auch dem 
Manne gegenüber erfolgt. Solange nicht die Friſt 
dem Manne gegenüber verjtrihenift, endigt fie auch 
nicht der Frau gegenüber. Die Errichtung des In— 
ventar3 durch den Mann kommt der rau zuftatten.| 
Gehört die Erbichaft zum Gefamtgute, jo gelten 
dieje Vorfchriften auch nad) der Beendigung der 
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Gütergemeinichaft. 2009 Sit das Inventar recht⸗ 
zeitig errichtet worden, jo wird im Verhältnifie 
zwiſchen dem Erben und den Nachlaßgläubigern 
vermutet, daß zur Beit des Erbfalls weitere Nach⸗ 
Iaßgegenftände als dieangegebenen nicht vorhanden 
ewejen jeien. ZOLO Das Nachlaßgericht hat die 
inficht de Inventar jedem zu gejtatten, der ein 
rechtliches SSntereffe glaubhaft macht. BOLL Dem 
Fiskus als gejeglihem Erben kann eine Inventar 
frift nicht beitimmt werden. Der Fiskus ift den 
Nachlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, iiber den 
Beitand des Nachlaſſes Auskunft zu erteilen. 20 12 
Einem nad) den $$ 1960, 1961 bejtellten Nachlaß— 
pfteger kann eine Inventarfrift nicht beftimmt wer 
en. Der Nachlaßpfleger ijt den Nachlaßgläubigern 
i enüber verpflichtet, über den Beitand des Nach» 
ntteB Auskunft zu erteilen. DerNtachlaßpfleger kann 
nicht aufdie Beſchränkung derHaftung des Erben ver- 
zichten. | Dieje Borjchriften gelten auch fiir den Nach» 
laßverwalter. 20 13 Haftet der Erbe für die Nach— 
laßverbindlichkeiten unbeichräntt, fo finden die Vor— 
fchriften der $$ 1973 bis 1975, 1977 bis 1980, 1989 
bi3 1992 feine Anwendung; der Erbe ijt nicht be= 
rechtigt, die Anordnung einer Nachlaßverwaltun 
zu beantragen. Auf eine nad) 8 1973 oder na 
8 1974 eingetretene Beſchränkung der Haftung kann 
fi der Erbe jedoch berufen, wenn ſpäter der Fall 
des 8 1994 Abi. 1 Sab 2 oder des $ 2005 Abj.1 ein= 
tritt. | Die Vorjchriften der 88 1977 bis 1980 und 
das Recht des Erben, die Anordnung einer Nach— 
laßverwaltung zu beantragen, werden nicht dadurch 
auagel&tofien, daß der Erbe einzelnen Nachlaß 
gläubigern —— unbeſchränkt haftet. V. Auf- 
schiebende Einreden. 2014 Der Erbe iſt berech⸗ 
tigt, die Berichtigung einer Nachlaßverbindlichkeit 
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bis zum Ablaufe der erſten 3 Monate nad) der Ans 
nahmeder Erbichaft, jedoch) nicht über die Errichtung 
des Inventars hinaus, zu verweigert. 2015 Hat 
der Erbe den Antrag auf Erlafjung des Aufgebot3 
der Nachlaßgläubiger Innerhalb eines Sahres nad) 
der Annahme der Erbichaft ale und ift der Ans 
trag zugelafjen, fo ijt der rbe berechtigt, die Bes 
richtigung einer Nachlaßverbindlichkeit bis zur Bes 
endigung des Aufgebotöverfahrens zu verweigern.] 
Der Beendigung des Aufgebotsverfahrens fteht es 
gleich, wenn der Erbe in dem Aufgebot3termine 
nicht erſchienen ift und nicht binnen 2 Wochen die 
Bejtimmung eines neuen Termins beantragt oder 
wenn er auch indent neuen Termine nicht erſcheint. 
Mird das Ausichlußurteil erlaſſen oder der Antrag 
auf Erlafjung des Urteils zurückgewieſen, jo tt das 
Verfahren nicht vor dem Ablauf einer mit der Ber: 
tündung der Entſcheidung beginnenden Friſt von 
2 Wochen und nicht vor der Erledigung einer recht⸗ 

eitig eingelegten Beichwerde als beendigt anzu: 
beten. 2016 Die Vorichriften der $$ 2014, 2015 
finden feine Anwendung, wein der Erbe unbe 
ſchränkt haftet. | Das Gleiche gilt, foweit ein Glaͤu⸗ 
biger nach $ 1971 von dem Aufgebote der Nachlaß⸗ 
gläubiger nicht betroffen wird, mit der Maßgabe, 
das ein erjt nach dem Eintritte des Erbfall im 
Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvoll⸗ 
ziehung erlangtes Recht ſowie eine erjt nach dieiem 
Beitpuntt im Wege ber einjtweiligen Verfügung 
erlangte Vormerkung außer Betracht bleibt. 2017 
Wird vor der Annahme der Erbichaft zur Verwal⸗ 
tung des Nachlaſſes ein Nachlaßpfleger beſtellt, ſo 
beginnen die im $ 2014 und im $ 2015 Abſ. 1 des 
ſtimmten Friſten mit der Bejtellung. 
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Dritter Titel. Erbschaftsanspruch. 
2018 Der Erbe kann von jedem, der auf Grund 
eines ihm in Wirklichkeit nicht zuftehenden Erbrechts 
etwas aus der Erbſchaft erlangt Hat (Erbſchafts— 
bejiger), die Herausgabe des Erlangten verlangen. 
2019 Als aus der Erbſchaft erlangt gilt auch, 
was der Erbichaftäbefiger durch —— mit 
Mitteln der Erbſchaft erwirbt. | Die Zugehörigkeit 
einer in jolcher Weije erworbenen Forderung zur 
Erbichaft Hat der Schuldner erjt dann gegen ER gel⸗ 
ten zu laſſen, wenn er von der Zugehörigkeit Kennt— 
nis erlangt; die Vorjchriften der $$ 406 bis 408 
finden entjprechende Anwendung. 2020 Der 
Erbichaftsbeliger Hat dem Erben die gezogenen 
Nupungen herauszugeben; die Verp pe zur 
Herausgabe erſtreckt Sc auch aufFgrüchte, an denen 
er da3 Eigentum erworben hat. O1 Soweit der 
—— zur Herausgabe außerſtande iſt, 
beſtimmt ſich ſeine Verpflichtung nach den Vorſchrif— 
ten über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung. 2022 Der Erbſchaftsbeſitzer iſt zur 
Herausgabe der zur Erbſchaft gehörenden Sachen 
nur gegen Erſatz aller Verwendungen verpflichtet, 
ſoweit nicht die Verwendungen durch Anrechnung 
auf die nach $ 2021 herauszugebende Bereicherung 
gedecdt werden. Die für den Eigentumsanſpruch gel— 
tenden Borjchriften der SS 1000 Bis 1003 finden An— 
ai | gu den er ie gehören auch die 
Aufwendungen, die der Erbichaftsbefiger zur Be— 
ftreitung von Laſten der Erbichaft oder zur Berich- 
tigung von Nachlaßverbindlichkeiten macht. | So— 
weit der Erbe fir Aufwendungen, die nicht auf eins 
zelne Sachen gemacht worden find, insbefondere für 
die im Abj.2 bezeichneten Aufwendungen, nach den 
allgemeinen Vorjchriften in weiterem Umfang Erſatz 
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zu leiſten hat, bleibt der Anſpruch des —8 — 
beſitzers unberührt. 2023 Hat der ci afts⸗ 
bejiger zur Erbſchaft gehörende Sachen herauszus 
geben, jo beſtimmt ſich von dem Eintritte der Rechts— 
hängigfeit an der Anſpruch des Erben auf Schaden?- 
erſatz wegen Berjchlechterung, Unterganges oder 
einer aus einem anderen Grunde eintretenden Un— 
möglichkeit der Herausgabe nad den Borjchriften, 
die für das Verhältni3 zwiſchen dem Eigentümer 
und dem Beſitzer von dem Eintritteder Rechtshängig- 
feit des Eigentumsanſpruchs an gelten.| Das leide 
gilt von dem Anjpruche des Erben auf Herausgabe 
oder eu von Nußungen und von dem Anz 
ſpruche des Erbſchaftsbeſitzers auf Erjag von Vers 
wendungen. 2024 Sit der Erbichaftöbefiger bei 
dem Beginne des Erbichaftsbefiges nicht in gutem 
Glauben, jo a er jo, wie wenn der Anſpruch 
des Erben zu dieſer Beit rechtshängig geworden 
wäre. Erführt der Erbichaftöbefiger ſpäter, daß er 
u Erbe ijt, jo Haftet er in gleicher Weiſe von der 
Erlangung der Kenntnis an. Eine weitergehende 
Haftung wegen Verzugs bleibt unberührt. 20235 
Hat der Erb — einen Erbſchaftsgegenſtand 
durch eine ſtrafbare Handlung oder eine zur Erb— 
ichaft gehörende Sache durch verbotene Eigenmadt 
erlangt, jo Haftet er nach den Vorſchriften über den 
Schadenserjag wegen unerlaubter Handlungen. Ein 
—— Erbſchaftsbeſitzer haftet jedoch wegen 
verbotener Eigenmacht nach dieſen Vorſchriften nur, 
wenn der Erbe den Beſitz der Sache bereits thatſäch—⸗ 
lich ergriffen Hatte. 3026 Der Erbichaftsbejiger 
fann jich dem Erben gegenüber, jolange nicht der 
Erbſchaftsanſpruch verjährt ift, nicht auf die Er— 
ligung einerSache berufen, die er als zur Erbſchaft 
gehörend im Bejige Hat. 2O27 Der Erbſchafts⸗ 
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befiter ift verpflichtet, dem Erben über den Bejtand 
der Erbichaft und über den Verbleib der Erbichafts- 
gegenftände Auskunft zu erteilen. | Die gleiche Ver- 
pflichtung Hat, wer, ohne Erbichaftöbefiger zu ſein, 
eine Sade aus dem Nachlaß in Beji nimmt, bes 
vor der Erbe den Belit thatſächlich —— hat. 
2028 Wer ſich zur Zeit des Erbfalls mit dem Erb⸗ 
laſſer in häuslicher Gemeinſchaft befunden hat, iſt 
verpflichtet, dem Erben auf Verlangen Auskunft 
darüber zu erteilen, welche erbſchaftliche Geſchäfte 
er —— hat und was ihm über den Verbleib der 
Erbſchaftsgegenſtände bekannt iſt. Beſteht Grund 
zu der Annahme, daß die Auskunft nicht mit der 
erforderlichen Sorgfalt erteilt worden iſt, ſo hat der 
Verpflichtete auf Verlangen des Erben den Offen— 
barungseid on zu leiften: daß er feine Angaben 
nach beſtem Wifjen jo vollftändig gemacht Habe, als 
er dazu imjtande jet. | Die Borfehriften des $ 259 
Abſ. 3 und des $ 261 finden Anwendung. 2029 
Die Saftung de Erbichaftsbeliters beſtimmt jich 
auch gegenüber den Anſprüchen, die dem Erben in 
Anjehung der einzelnen Erbſchaftsgegenſtände zu= 
ei nad) den Vorſchriften liber den Erbſchafts— 
aniprud. 2030 Wer die Erbfchaft durch Vertrag 
von einem Erbſchaftsbeſitzer erwirbt, jteht im Ver— 
un zu dem Erben einen: —— — 
— O NVUeberlebt eine für tot erklärte Perſon 
en Zeitpunkt, der als Zeitpunkt ihres Todes gilt, 
ſo kann ſie die Herausgabe ihres ———— nach 
den für den Erbſchaftsanſpruch geltenden Vorſchrif⸗ 
ten verlangen. Solange der ehr tot Erflärte noch 
lebt, wird die Verjährung ſeines Anſpruchs nicht 
vor dem Ablauf eines Jahres nad) dem Zeitpunkte 
vollendet, in welchem er von der — 
Kenntnis erlangt. Das Gleiche gilt, wenn der To 
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einer Perſon ohne Todeserflärung mit Unrecht arts 
genommen worden iſt. 

Vierter Titel. Mehrheit von Erben. 
T. Rechtsverhältnis der Erben unter einander. 
2032 Hinterläßt der Erblaffer mehrere Erbert, jo 
wird der Nachlaß gemeinfchaftliched Vermögen der 
Erben.| Bt3 zur Auseinanderjegung gelten die Bor- 
ichriften der $$ 2033 bis 2041. 2033 Jeder Mit- 
erbe kann über feinen Anteil an dem Nachlafje ver- 
fügen. Der Vertrag, Durch den ein Miterbe über 
feinen Anteil verfügt, bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. | Ueber jeinen Anteil an 
den einzelnen Nacjlaßgegenjtänden kann ein Mit- 
erbe nicht verfügen. 2034 Verkauft ein Miterbe 
jeinen Anteil an einen Dritten, jo find die Übrigen 
Miterben zum Vorkaufe berechtigt. | Die Friſt für 
die Ausübung des Vorkaufsrecht3 beträgt 2 Monate. 
Das Vorkaufsrecht iſt vererblid. 2035 Iſt der 
verkaufte Anteil auf den Käufer übertragen, ſo 
können die Miterben das ihnen nach $ 2034 dem 
Verkäufer gegenüber zuſtehende Vorkaufsrecht dem 
Käufer gegenüber ausüben. Dem Verkäufer gegen— 
iiber erli) St das VBorkaufsrecht mit der Hebertragung 
de3 Anteils. | Der Verkäufer Hat die Miterben von 
der Uebertragung unverzüglich zu benachrichtigen. 
2036 Mit der Mebertragung des Anteil auf die 
Miterben wird der Küufer von der Haftung für die 
Nachlaßverbindlichkeiten frei. Seine Haftung bleibt 
jedoch beſtehen, ſoweit er den Nachlaßgläubigern 
nach den 88 1978 bis 1980 verantwortlich iſt; die 
Vorſchriften der SS 1990, 1991 finden entjprechende 
Anwendung. 2037 Ueberträgt der Käufer den 
Anteil auf einen Anderen, jo finden die Vorſchriften 
— $$ 2033, 2035, 2036 entſprechende Anwendung. 

038 Die Verwaltung des Nachlafjes fteht dem 
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Erben gemeinjchaftlich zu: Jeder Miterbe iſt den 
anderen gegenü er verpflichtet, zu Maßregeln mit 
zuwirfen, die zur ordnungsmäßigen Verwaltung er= 
torderlich find ; die zur Erhaltung notwendigen Maß— 
vegeln kann jeder Miterbe ohne Mitwirkung der 
anderen treffen. | Die Borfchriften der 88 743, 745, 
46,748 finden Anwendung. Die Teilung der Früchte 
erfolgt erjt bei der Auseinanderjegung. Sit bie Aus⸗ 
einanderſetzung auf längere Zeit als ein Jahr aus— 

eſchloſſen, ſo kann jeder Miterbe am Schlufje jedes 
Sanres die Teilung des Neinertrag3 verlangen. 
2039 Sehört ein Anjprud zum Nachlaffe, fo kann 
der Verpflichtete nur an alle Erben gemeinjchaftlich 
leijten und jeder Miterbe nur die Leiftung an alle 
Erben fordern. Jeder Miterbe kann verlangen, daß 
der Verpflichtete die zu leiftende Sache für alle Erben 
hinterlegt oder, wenn fte fich nicht zur Hinterlegung 
eignet, an einen gerichtlich zu beftellenden Verwah— 
rer abliefert. 2O4LO Die Erben fünnen über einen 
VNachlaßgegenſtand nur gemeinfchaftlich verfügen. | 
Gegen eine zum Nachlaffe gehörende Forderung 
kann der Schuldner nichi eine ihm gegen einen ein 
zelnen Miterben zuftehende Forderung aufrechnen. 
2041 Was auf Grund eines zum Nachlaffe ges 
. hörenden Rechtes oder als Erſatz für die Zeritörung, 

Beihädigung oder Entziehung eines Nachlaßgegen— 
jtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft erworben wird, 
das ſich auf den Nachlaß bezieht, gehört zum Nach— 
lafje. Auf eine durch ein ſolches Rechtsgeſchäft er— 
mworbene Forderung findet die Vorjchrift des $ 2019 
Abſ. 2 Anwendung. 2042 Jeder Miterbe kann 
jederzeit die Auseinanderſetzung verlangen, ſoweit 
ſich nicht aus den 8 2043 bis 2045 ein anderes er- 
giebt. | Die Vorjchriften des 5749 Abſ. 2,3 und der 
53 700 bi3 758 finden Anwendung. 2043 Soweit 
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die Erbteile wegen der zu erwartenden Geburt eines 
Miterben noch unbestimmt find, iſt die Auseinander⸗ 
ſetzung bis zur Hebung der Unbeſtimmtheit ausge— 
ſchloſſen. Das Gleiche gilt, ſoweit die Erbteile des⸗ 
halb noch unbeſtimmt ſind, weil die Entſcheidung 
über eine Ehelichkeitserklärung, über die Beſtätigung 
einer Annahme an Kindesſtatt oder über die Geneh— 
migung einer vom Erblafjer errichteten Stiftun 

noch ausſteht. 2044 Der Erblafjfer fann dur 

a die Außeinanderjebung in An 
jehung des Nachlafjes oder einzelner Nacjlapgegen= 
ftände augjchließen oder von der Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt abhängig machen. Die Vorjchriften 
des 8 749 Abj. 2, 3, der 83 760, 751 und des $ 1010 
Abſ. 1 finden entjpredhende Anwendung. | Die Ber: 
fügung wird unwirkſam, wenn 30 Jahre jeit dem 
Eintritte des Erbfalls verftrichen find. Der Erblafier 
fann jedoch anordnen, daß die Verfügung bi zum 
Eintritt eines bejtimmten Ereignifies in der Perſon 
eines Miterben oder, fall3 er eineNtacherbfolge oder 
ein Vermächtnis anordnet, bis zum Eintritte der 
Nacherbfolge oder bis zum Anfalle des Vermächt— 
nifjes gelten ſoll. Iſt der Miterbe, in deſſen Perſon 
das re eintreten fol, eine juriſtiſche Perſon, 
jo bewendet e3 bei der Dreißigjährigen Friſt. 045 
Seder Miterbe kann verlangen, dat die Außeinander: 
ſetzung bi3 zur Beendigung des nach $1970 zuläfftgen 
Aufgebotsverfahrenz oder bis zum Ablaufe der im 
$ 2061 bejtimmten Anmeldungsfrijt aufgeſchoben 
wird. St das Aufgebot noch nicht beantragt oder die 
öffentliche Aufforderung nad) $ 2061 noch nicht er= 
laſſen, jo kann der Aufſchub nur verlangt werden, 
wenn unverziiglich der sans oder die Auf 
forderung erlafien wird. 2046 Aus dem Nad- 
lafje find zunächft die Nachlaßverbindlichkeiten zu 
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berichtigen. Iſt eine Nachlaßverbindlichkeit noch nicht 
fällig oder tjt fie ftreitig, ſo iſt das zur Berichtigung 
Erforderliche zurüdzubehalten.! Fällt eine Nachlaß⸗ 
verbindlichkeit nur einigen Miterben zur Lajt, jo 
fönnen dieje die Berichtigung nur aus dem verlan= 
en, wa3 ihnen bei der ae zus 
ommt. | Zur Berichtigung ijt der Nachlaß, joweit 
erforderlich, in Geld umzujeßen. 2047 Der nad 
der Berichtigung der Nachlakverbindlichkeiten ver- 
bleibende Ueberſchuß gebührt den Erben nach dem 
Berhältnifje der Erbteile. | Schriftjtüde, die ſich auf 
die perſönlichen Verhältniſſe des Erblafjerd, auf 
defien Familie oder auf den ganzen Nachlaß bes 
ziehen, bleiben gemeinjchaftlih. 2048 Der Erb: 
lafjer kann durch Iegtwillige Verfügung Anord— 
nungen für die Auseinanderjeßung treffen. Er kann 
in3bejondere anordnen, daß die Auseinanderjegung 
nach dem billigen Ermefjen eines Dritten erfolgen 
fol. Die von dem Dritten auf Grumd der Anord— 
nung getroffene Bejtimmung ijt für die Erben nicht 
verbindlich, wenn jie offenbar unbillig ijt; die Bes 
ftimmung erfolgt in diefem alle durch Urteil. 
2049 Hat der Erblafjer angeordnet, daß einer 
der Miterben das Recht Haben fol, ein zum 
Nachlaſſe gehüörendes Landgut zu übernehmen, fo 
iſt im Zweifel anzunehmen, daß das Landgut zu 
dem Ertragswert angejegt werden joll. | Der 
Ertragswert beftimmt ſich nad) dem Heiner 
trage, den das Landgut nach feiner —— 
gen Beitimmung bei ordnungsmäßi— 
er Bewirtihaftung nachhaltig gewähren kann. 
050 Abtömmlinge, die als gejegliche Erben zur 
Erbfolge gelangen, jind verp idtet, dasjenige, was 
fie von dem Erblafjer bei deijen Lebzeiten als Aus— 
ftattung erhalten haben, bei der Auseinanderjegung 
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unter einander zur Ausgleichung zu bringen, ſoweit 
nicht der Erblatfer bei der Zuwendung ein anderes 
angeordnet Hat. | Zufchüffe, die zu dem Zwecke ges 
geben worden find, als Einkünfte verwendet zu 
werden, jowie Aufwendungen für die Borbildung 
zu einem Berufe find inſoweit zur Ausgleihung zu 
bringen, als fie da8 den Vermögensverhältnifjen des 
Erblaſſers entiprechende Maß überftiegen haben. | 
Andere Zuwendungen unter Zebenden And zur Aus 
gleihung zu bringen, wenn der Erblafjer bei der Zu— 
wendung die Ausgleichung angeordnet Hat. R051 
Fällt ein Ablömmling, der als Erbe zur Aus— 
— verpflichtet ſein würde, vor oder nach dem 
bfalle weg, ſo iſt wegen der ihm gemachten Zu— 
wendungen der an feine Stelle tretende Abkömm— 
ling zur Außsgleichung verpflichtet. | Hat der Erbe 
lafjer für den wegfallenden Abkömmling einen Er: 
Jagerben eingejegt, fo ijt im HYweifel anzunehmen, 
daß diejer nicht mehr erhalten Joll, al3 der Abkömm— 
ling unter Berücdfichtigung der nn t 
erhalten wiirde. 2052 Hat der Erblafjer die Ab— 
kömmlinge auf dasjenige als Erben eingejegt, was 
fie als gejegliche Erben erhalten würden, oder hat 
er ihre Erbteile jo bejtimmt, daß fie zu einander in 
demjelben Werhältnifje ſtehen wie die gejeglichen 
Erbteile, jo ijt im Zweifel anzunehmen, daß die Ab- 
tömmlinge nach den $$ 2050, 2051 zur Ausgleichung 
verpflichtet jein follen. 2053 Eine Zuwendung, 
die ein entfernterer Ablönmling vor dem Wegfalle 
des ihn don der Erbfolge ausjchließenden näheren 
Abkömmlinges oder ein an die Stelle eines Ab- 
kömmlinges als Erfagerbe tretender Abtöümmling 
bon dem Erblafjer erhalten Hat, ift nicht zur Aus— 
gieihung zu bringen, es ſei denn, daß der Erblafjer 
ei der Zuwendung die Ausgleihung angeordnet 
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hat. | Das Gleiche gilt, wenn ein Abkömmling, bes 
por er die rechtliche Stellung eines ſolchen erlangt 
hatte, eine Zuwendung von dem Erblaſſer erhalten 
hat. 2054 Eine Zuwendung, die aus dem Ge— 
jamtgute der allgemeinen Gütergemeinjchaft, der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft oder der Fahrnisge— 
—— erfolgt, gilt als von jedem der Ehegatten 
zur Hälfte gemacht. Die Zuwendung gilt jedoch, 
wenn ſie an einen Abkömmling erfolgt, der nur von 
einem der Ehegatten abſtammt, oder wenn einer der 
Ehegatten wegen der Zuwendung zu dem Geſamt— 
gut Erſatz zu leiſten hat, als von dieſem Ehegatten 
gemacht. Dieſe Vorſchriften finden auf eine Zuwen— 
dung aus dem Geſamtgute der fortgeſetzten Güter— 
gemeinschaft entjprechende Anwendung. 2055 Bei 
der Auseinanderjegung wird jedem Miterben der 
Wert der Zuwendung, die er zur Ausgleihung zu 
bringen hat, auf feinen Erbieil angerechnet. Der 
Wert der jümtlihen Zumendungen, die zur Aus 
gleichung zu bringen find, wird dem Nachlafje hin— 
zugerechnet, joweit diejer den Miterben zufommt, 
unter denen die Ausgleichung ftattfindet.| Der Wert 
bejtimmt jich nach der Zeit, zu der die Zuwendung 
erfolgt it. 2056 Hat ein Miterbe durch die Zus 
wendung mehr erhalten, als ihm bei der Ausein— 
anderjegung zulommen wiirde, jo ijt er zur Her 
auszahlung des Mehrbetrags nicht verpflichtet. Der 
Nachlaß wird in einem ſolchen Falle unter die übrigen 
Erben in der Weije geteilt, Daß der Wert der Zus 
wendung und der Erbteil des Miterben außer An— 
jaß bleiben. 2057 Seder Miterbe ijt verpflichtet, 
den übrigen Erben auf Verlangen Auskunft über die 

umwendungen zu erteilen, die er nach den $$ 2050 

15 2053 zur Ausgleichung zu bringen hat. Die Vor— 
jchriften der $$ 260, 261 über die Verpflihtung zur 
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Leiſtung des ge ser finden entjprechende 
Anwendung. II. Rechisverhältnis zwischen den 
Erben und den Nachlassgläubigern. 2058 Die 
Erben haften für die gemeinſchaftlichen Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten ala Geſamtſchuldner. 2059 Bis zur 
Teilung des Nachlafjes kann jeder Miterbe Die Be- 
rihtigung der Nachlafverbindlichkeiten aus dem 
Vermögen, dad er außer feinem Anteil an dem 
Racjlafje Hat, verweigern. Haftet er für eine Nach⸗ 
laßverbindlichkeit unbeſchränkt, jo jteht ihm dieſes 
Recht in Anjehung des feinem Erbteil entſprechenden 
Zeiles der Verbindlichkeit nicht zu. | Das Hecht der 
Nachlaßgläubiger, die ———— aus dem unge⸗ 
teilten Rachlaſſe von ſämtlichen Miterben zu ver: 
langen, bleibt unberührt. 2060 Nach der Teilung 
des Nachlafies Haftet jeder Miterbe nur für den 
jeinem Erbteil entjprechenden Teil einer Nachlaß— 
verbindlichkeit: 1. wenn der Gläubiger im Aufge- 
botöverfahren ausgeſchloſſen tft; das Aufgebot er- 
ſtreckt fich injoweit auch auf die im $ 1972 bezeich⸗ 
neten Gläubiger fowie auf die Gläubiger, denen der 
Miterbe unbeiräntt haftet; 2. wenn der Gläubiger 
feine Forderung fpäter al$ 5 Sahre nad) dem im 
$ 1974 Abſ. 1 beitimmten Beitpunkte geltend macht, 
e3 ſei denn, daß die Forderung vor dem Ablaufe der 
5 Jahre dem Miterben befannt geworden oder im 
Aufgebotsverfahren angemeldet worden ift; die Bor» 
j rt findet feine Anwendung, joweit der Gläubi- 
ger nach $ 1971 von dem Aufgebot nicht betroffen 
wird; 3. wenn der Nachlaßkonkurs eröffnet und 
durch Verteilung der Mafje oder dur Zwangsver⸗ 
gleich beendigt worden ift. 2061 3 er Miterbe 
kann die Nächlaßgläubiger öffentlid auffordern, 
we Forderungen binnen 6 Monaten bei ihm oder 

ei dem Nachlaßgericht anzumelden. Iſt die Aufs 
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forderung erfolgt, jo Haftet nad) der Teilung jeder 
Miterbe nur für den feinem Exbteil entiprechenden 
Zeil einer Forderung, foweit nicht vor dem Ablaufe 
ber Frijt die Anmeldung erfolgt oder die Forderung 
ihm zur Beit der Teilung befannt ift. | Die Auf: 
forderung iſt durch den Deutihen Reichsanzeiger 
und dur) das für die Belanntinachungen des Nach— 
laßgerichtö beſtimmte Blatt zu veröffentlichen. Die 
Friſt beginnt mit der legten Einrüdung. DieKoften 
fallen dem Erben en Laſt, der die Aufforderung er: 
läßt. 2062 Die Anordnung einer Nachlakver- 
waltung fann von den Erben nur gemeinjchaftlich 
beantragt werden; fie it ausgeichlofjen, wenn der 
Nachlaß geteilt if. 2063 Die Errichtung des 

nventars durch einen Miterben kommt auch den 
— Erben zuſtatten, ſoweit nicht ihre Haftung 
für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt iſt. 
Ein Miterbe kann ſich den übrigen Erben gegenüber 
auf die Beſchränkung feiner Haftung auch dann be— 
rufen, wenn er den anderen Nachlaßgläubigern 
gegenüber unbeschränkt haftet. 


Dritter Abſchnitt. Feſtament. 


Erster Titel. Allgemeine Vorschrif- 
ten. 2064 Der Erblajjer kann ein Tejtament 
nur perſönlich errihten. 2065 Der Erblaſſer 
kann eine Iegtivillige Verfügung nicht in der Weife 
treffen, daß ein Anderer ne pelkineuien hat, od fie 
ag oder nicht gelten joll. - Erblafjer kann 

ie Beſtimmung der Perjon, die eine Zuwendung 
erhalten joll, jowie die Bejtimmung des Gegenjtan- 
des der Zuwendung nicht einem Anderen überlaſſen. 
2066 Hat der Erblafjer feine gefeglichen Erben 
ohne nähere Beſtimmung bedacht, n find Diejenigen, 
welche zur Zeit des Erbfalls feine gejeglichen Erben 
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fein würden, nach dem Verhältnis ihrer gejeglichen 
Erbteile bedacht. Sit die Zuwendung unter einer 
auffchiebenden Bedingung oder unter Beſtimmung 
eines Anfangsterming gemacht und tritt Die Be— 
dingung oder der Termin erjt nad) dem Erbfall ein, 
io find im Zweifel diejenigen als bedacht anzufehen, 
welche die gejeglichen Erben fein würden, wenn ber 
Erblaffer zur Zeit des Eintritt? der Bedingung oder 
des Termins gejtorben wäre. 2067 Hat der Erb⸗ 
laſſer feine Verwandten oder feine nädjten Ver— 
wandten ohne nähere Beſtimmung bedadıt, fo ar 
im Bmweifel diejenigen Verwandten, welche zur Beit 
des Erbfalls feine gejeglichen Erben jein würden, 
als nad) dem Verhältnis ihrer gefeglichen Erbteile 
bedacht anzufehen. Die — des $ 2066 Satz 2 
findet Anwendung. 2068 Hat der Erblafjer jeine 
Kinder ohne nähere Beitimmung bedacht und ift ein 
Kind vor der Errichtung des Tejtaments mit Hinter: 
lafjung von Abkömmlingen gejtorben, jo ijt im 
Zweifel anzunehmen, daß Die eg. inſo⸗ 
weit bedacht ſind, als ſie bei der geſetzlichen Erbfolge 
an die Stelle des Kindes treten würden. 2069 
Hat der Erblafjer einen feiner Abkömmlinge bedacht 
und fällt diefer nach der Errichtung des Tejtaments 
weg, jo ift im Zweifel anzunehmen, daß deſſen Ab- 
tömmlinge infoweit bedacht find, als fie bei der ge= 
ſetzlichen Erbfolge an defjen Stelle treten würden. 
2070 Hat der Erblafjer die Abkömmlinge eines 
Dritten ohne nähere re, bedacht, jo tjt im 
Bweifel anzunehmen, daß diejenigen Abkömmlinge 
nicht bedacht find, welche zur Zeit des Erbfalls oder, 
wenn die Zuwendung unter einer aufjchiebenden 
Bedingung oder unter Beftimmung eines —— 
— gemacht iſt und die Bedingung oder der 

ermin erſt nach dem Erbfall eintritt, zur Zeit des 
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Eintritt3 der a oder des Termins noch 
nicht erzeugt find. SOFAL Hat der Erblafjer ohne 
nähere Beftimmung eine Klaſſe von Berjonen oder 
Berjonen bedacht, die zu ihm in einem Dienjt= oder 
Geichäftsverhältnifje ftehen, fo ift im Bweifel anzus 
nehmen, daß diejenigen bedacht find, welche zur Beit 
des Erbfalld der bezeichneten Klafje angehören oder 
in dem bezeichneten Berhältnifie ſtehen. 2072 
Hat der Erblafjfer die Armen ohne nähere Beſtim— 
mung bedacht, fo ift im Zweifel anzunehmen, daß 
die öffentliche Armenkafje der Gemeinde, in deren 
Bezirk er jeinen lebten Wohnfig gehabt Hat, unter 
der Auflage bedacht iſt, das Zugemwendete unter Arme 
zu verteilen. 2073 Hat der Erblaſſer den Bedach— 
ten in einer Weije —I die auf mehrere Per— 
ſonen paßt, und läßt ſich nicht ermitteln, wer von 
ihnen bedacht werden ſollte, ſo gelten ſie als zu 
gleichen Teilen bedacht. 2074 Int der Erblafjer 
eine legtwillige Zuwendung unter einer aufjchieben= 
den Bedingung gemacht, "0 ift im Bweifel anzu— 
nehmen, daß die Zuwendung nur gelten joll, wenn 
der Bedachte den Eintritt der Bedingung erlebt. 
2075 Hat der Erblaffer eine legtwillige Zuwen— 
dung unter der Bedingung gemadt, daß der Bedadhte 
während eines Zeitraums von unbejtimmter Dauer 
etwas unterläßt oder fortgeſetzt thut, jo iſt, wenn 
das Unterlafjen oder das Thun lediglich in der Will- 
für des Bedachten Iiegt, im Zweifel anzunehmen, 
daß die Zuwendung von der auflöjenden Bedingung 
abhängig jein ſoll, daß der Bedachte die Handlung 
vornimmt oder das Thun unterläßt. 2076 Be: 
zweckt die Bedingung, unter der eine leptiwillige Zus 
wendung gemacht ijt, den Vorteil eines Dritten, jo 
gilt fie im Zweifel als eingetreten, wenn der Dritte 

ie zum Eintritte der Bedingung erforderliche Mit: 
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wirkung eg 2077 Eine legtwillige Ver⸗ 
fügung, durch die der Erblafjer feinen Ehegatten be— 
dacht hat, ift unwirkfam, wenn Lie Ehe nichtig oder 
wenn fie vor dem Tode des Erblafjerd aufgelö 
worden tft. Der Auflöjung der Ehe jteht es gleich, 
wenn der Erblafler zur Zeit feines Todes auf Schei: 
dung wegen Verſchuldens des Ehegatten zu Flagen 
berechtigt war und die Klage auf Scheidung oder 
anf Au — der ehelichen Gemeinſchaft erhoben 
hatte. Eine letztwillige Verfügung, durch die der 
Erblaſſer ſeinen Verlobten bedacht hat, iſt unwirk— 
ſam, wenn das Verlöbnis vor dem Tode des Erb— 
laſſers aufgelöſt worden iſt. Die a en nicht 
unwirkſam, wenn anzunehnten ift, daß der Erblafjer 
fie auch für einen ſolchen Fall getroffen Haben würde. 
2078 Eine letztwillige V ung kann angefoch⸗ 
ten werden, ſoweit der Erblaſſer über den Inhalt 
ſeiner Erklärung im Irrtume war oder eine Er- 
Härung dieſes Inhalts überhaupt nicht abgeben 
wollte und anzunehmen tft, daß er die Erflärung 
bei Kenntnis der Sachlage nicht abgegeben Haben 
würde. | Das Gleiche gilt, ſoweit der Erblafjer zu 
der Verfügung durch die irrige Annahme oder Er: 
wartung des Eintritt oder Nichteintritts eines Um⸗ 
ſtandes oder widerrechtlich durch Drohung beftimmt 
worden tft. | Die Vorſchriften des $ 122 finden feine 
Anwendung. 2079 Eine letztwillige Verfügung 
fann angefochten werden, wenn der Erblaffer einen 
zur Beit des Erbfall3 vorhandenen Pflichtteilähbe- 
rechtigten übergangen Hat, le Borhandenjein 
ihm bei der Errichtung der Verfügung nicht bekannt 
war oder der erjt nad) der Errichtung geboren oder 
pflitteilsberechtigt geworden iſt. Die Anfechtung 
ift ausgefchlofjen, joweit anzunehmen ift, daß der 
Erblafjer auch bei Kenntnis der Sachlage die Ver: 
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Tagen getroffen Haben würde. 2080 Zur An= 
fehtung iſt derjenige berechtigt, welchen die Auf- 
hebung der legtwilligen Verfügung unmittelbar zu 
jtatten kommen würde. | Bezieht fich in den Füllen 
des $ 2078 der Irrtum nur auf eine bejtimmte Per— 
fon und ijt diefe anfechtungdberechtigt oder würde 
fie anfehtungsberechtigt jein, wenn fie zur Zeit des 
Erbfall3 gelebt hätte, jo ift ein Anderer zur Anfech— 
tung nicht berechtigt. | Sm Falle des $ 2079 jteht 
das Anfechtungsrecht nur dem Pflichtteiläberech- 
tigten zu. ZOS1 Die Anfechtung einer Iegtwilligen 
Verfügung, durch die ein Erbe eingejegt, ein gejeß- 
licher Erbe von der Erbfolge ausgeſchloſſen, ein 
Tejtamentsvollitreder ernannt oder eine Verfügung 
folder Art aufgehoben wird, erfolgt durch Erklärung 
egenüber dem Nachlaßgerichte. | Das Nachlaßgericht 
ol die Anfehtungserklärung demjenigen mitteilen, 
welchem die angefochtene Verfügung unmittelbar zu 
ftatten fommt. Es hat die Einficht der Erklärung 
jedem zu gejtatten, der ein rechtliches Intereſſe 
glaubhaft macht. | Die Vorfährift des Abſ. 1 gilt 
auch für die Anfechtung einer legtwilligen Ver— 
fügung, durch die ein Recht für einen Anderen nicht 
begründet wird, insbejondere für die Anfechtung 
einer Auflage. 2082 Die ea fann nur 
binnen Sahresfrijt erfolgen. | Die Frijt beginnt mit 
dem Beitpunft, in welchem der Anfechtungsberech- 
tigte von dem Anfehhtungsgrunde Kenntnis erlangt. 
Auf den Lauf der Friſt finden die für die Verjährung 
geltenden Borjchriften der 88 203, 206, 207 ent 
jprechende Anwendung. | Die Anfechtung ift aus— 
eichlojjen, wenn jeit dem Erbfalle 30 Jahre ver— 
tridhen find. 2083 Sit eine lektwillige Verfügung, 
durch die eine Verpflichtung zu einer Leitung be= 
gründet wird, anfechtbar, jo kann der Beſchwerte die 
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Leiſtung er auch wenn die Anfechtung nad) 
$ 2082 ausgeſchloſſen tt. 2084 Läßt der Snhalt 
einer leßtwilligen Verfügung verſchiedene Aus- 
legungen zu, fo tft im Bweifel diejenige Auslegung 
vorzuziehen, bei welcher die Verfügung Erfolg haben 
farın. 2085 Die Unwirkſamkeit einer von meh⸗ 
reren in einem Teftament enthaltenen Verfügungen 
hat die Unwirkjamkeit der übrigen Verfügungen 
nur zur Folge, wenn anzunehmen iſt, Daß der Erb- 
Yaffer dieje ohne die unwirkſame Verfügung nicht 
getroffen Haben würde. 2086 Sit einer legt 
willigen Verfügung der Vorbehalt einer Ergänzung 
beigefügt, die Ergänzung aber unterblieben, jo ijt 
die Verfügung wirkſam, fofern nit anzunehmen 
iſt, daß die Wirkjamkeit von der Ergänzung ab» 
hängig ſein jollte. | 

Zweiter Titel. Erbeinsetzung. 3087 
Hat der Erblafjer fein Vermögen oder einen Bruc)- 
teil feines Vermögens dem Bedachten zugeivendet, 
io it die Verfügung als Erbeinſetzung anzujehen, 
auch wenn der Bedachte nicht als Erbe bezeichnet iſt. 
Sind dem Bedadten nur einzelne Gegenjtände zu— 
gewendet, jo ijt im Zweifel nicht anzunehmen, daß 
er Erbe fein ſoll, auch wenn er als Erbe bezeichnet 
it. 2088 Hat der Erblaſſer nur einen Erben ein⸗ 
geſetzt und die Einjegung auf einen Bruchteil der 
Erbſchaft beichräntt, jo trittin Anſehung des übrigen 
Teiles die gejegliche Erbfolge ein. | Das Gleiche gilt, 
wenn der Erblafjer mehrere Erben unter Beichräns 
fung eines jeden auf einen Bruchteil eingejeht hat 
und die Bruchteile das Ganze nicht erjchöpfen. 
2089 Sollen die eingefegten Erben nad dem 
Willen de3 Erblaſſers die alleinigen Erben fein, jo 
— wenn jeder von ihnen auf einen Bruchteil der 

bſchaft eingejegt ijt und die Bruchteile das Ganze 
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nit erihöpfen, eine verhältnismäßige Erhöhung 
der Bruchteile eiıt. 2ODO Ssit jeder der eingejegten 
Erben auf einen Bruchteil der Erbſchaft eingelegt 
und überjteigen die Bruchteile das Ganze, jo tritt 
eine verhältnismäßige Minderung der Bruchteile 
ein. 2091 Sind mehrere Erben eingefegt, ohne 
daß die Erbteile beſtimimt jind, jo find fie zu gleichen 
Teilen eingejeßt, joweit fich nicht aus den SS 2066 
bi3 2069 ein anderes ergiebt-2092 Sind von meh 
reren Erben die einen auf Bruchteile, die anderen 
ohne Bruchteile eingejegt, jo erhalten die leteren 
den freigebliebenen Teilder Erbichaft.| Erſchöpfen die 
bejtimmten Bruchteile die Erbichaft, jo tritt eine 
verhältnismäßige Minderung der Bruchteile in der 
Weije ein,daß jeder der ohne Bruchteile eingejekten 
Erben jo viel erhält wie der mit dem geringjten 
Bruchteile bedachte Erbe. 2093 Sind einige von 
mehreren Erben auf einen und denjelben Bruchteil 
der Erbjchaft eingejeßt (gemeinjchaftlicher Erbteil), 
jo finden in — des gemeinſchaftlichen Erb— 
teils die Vorſchriften der 88 2089 bis 2092 entſpre— 
chende Anwendung. 2094 Sind mehrere Erben 
in der Weiſe eingeſetzt, daß ſie die geſetzliche Erbfolge 
ausſchließen, und fällt einer der Erben vor oder nach 
dem Eintritte des Erbfalls weg, ſo wächſt deſſen Erb— 
teil den übrigen Erben nach dem Verhältnis ihrer 
Erbteile an. Sind einige der Erben auf einen ge— 
meinſchaftlichen Erbteil eingeſetzt, jo tritt die An— 
wachſung zunächſt unter ihnen ein. Iſt durch die 
Erbeinjegung nur über einen Teil der Erbichaft vers 
fügt und findet in Anjehung des übrigen Teiles die 
gefetliche Erbfolge jtatt, jo tritt die Anwachſung 
unter den ein en Erben nur ein, joweit fie au 
einen —— tlichen Erbteil eingeſetzt ſind. 

Der Erblaſſer kann die Anwachſung ausſchließen. 

30 
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2095 Der dur Anwadhfung einem Erben arts 
fallende Erbteil gilt in Anfehung der Vermächtnifie 
und Auflagen, mit denen diefer Erbe oder der weg— 
* fallende Erbe bejchwert ift, joiwie in Anjehung der 
Ausgleihungspflicht als befonderer Erbteil. 2096 
Der Erblafjer fann für den Fall, daß ein Erbe vor 
oder nach dem Eintritte des Erbfall$ wegfällt, einen 
Anderen als Erben einjegen (Erjagerbe). 2097 
Sit jemand für den Tall, daß der zunächit berufene 
Erbe nicht Erbe fein kann, oder für den Fall, daß er 
nicht Erbe fein will, als Erſatzerbe eingeſetzt, jo iſt 
im Zweifel anzunehmen, daß er für beide Fülle ein= 

ejegt ift. 2098 Sind die Erben gegenjeitig oder 
ind für einen von ihnen die übrigen als Erjagerben 
eingejeßt, jo ift im Zweifel anzunehmen, daß fie 
nad) dem Berhältnis ihrer Erbteile als Erjagerben 
eingefept find. | Sind die Erben gegenjeitig als Er— 
ſatzerben eingejegt, jo gehen Erben, die auf einen 
gemeinſchaftlichen Erbteil eingeſetzt find, im Zweifel 
als Erjagerben für diejen Erbteil den anderen vor. 
2099 Das Recht des Erjagerben geht dem Ans 
wachſungsrechte vor. 

Dritter Titel. Einsetzung eines 
Nacherben. 3100 Der Erblaſſer fann einen 
Erben in der Weije einjeßen, daß diejer erjt Erbe 
wird, nachdem zunächſt ein Anderer Erbe geworden 
ift Nacherbe). 2101 Sit eine zur Beit des Erb⸗ 
fans noch nicht erzeugte Perſon als Erbe eingejegt, 
fo ijt im Zweifel anzunehnten, daß fie als Nacherbe 
eingejegt ijt. Entſpricht es nicht dem Willen des 
Erblafjers, daß der Eingefegte Nacherbe werden 
ſoll, fo ift die Einfegung unwirkfam. | Das Gleiche 
gilt von der Einfegung einer jurijtifchen Perſon, die 
erjt nach dem Erbfalle zur Entftehung aelangt; die 
Vorjchrift des $ 84 bleibt unberührt. LOL Die 
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Einſetzung als Nacherbe enthält im Zweifel auch die 
Einſetzung als Erfatzerbe. | ft zweifelhaft, ob je- 
mand als Erjaherbe oder als Nacherbe eingeſetzt iſt, 
jo gilt er als Erſatzerbe. 2103 Hat der Erblaffer 
angeordnet, daß der Erbe mit dem Eintritt eines 
bejtimmten Zeitpunft3 oder Ereignifjesdie Erbſchaft 
einem Anderen herausgeben ſoll, jo iſt anzunehmen, 
daß der Andere al3 Nacherbe eingejegt ift. 2104 
Hat der Erblafjer angeordnet, daß der Erbe nur 
bi3 zu dem Eintritt eines bejtimmten Beitpuntts 
oder Ereignifjes Erbe fein fol, ohne zu beftimmen, 
wer alddann die Erbichaft erhalten ſoll, fo iſt an— 
unehmen, daß als Nacherben diejenigen eingeſetzt 
I, welde die gejeglichen Erben des Erblajjers 
ein wilrden, wenn er zur Zeit des Eintritts deg 
Zeitpunkt oder de3 Ereignifjes geftorben wäre. 
Der Fiskus gehört nicht zu den gejeglichen Erben 
im Sinne diefer Vorſchrift. 2105 Hat der Erb: 
laſſer angeordnet, daß der eingefegte Erbe die Erb- 
ſchaft erjt mit dem Eintritt eines beitimmten Zeit: 
punkts oder Ereignifjes erhalten foll, ohne zu be— 
jtimmen, wer bis dahin Erbe jein fol, jo find die 
gejeglichen Erben des Erblafjers dieBorerben.| Das 
Gleiche gilt, wenn die Berj önlichkeit de3 Erben duch 
ein erjt nad) dem Erbfall eintretendeg Ereignis be— 
ftinmt werden ol oder wenn die Einfeßung einer 
zur Beit des Erbfalls noch nicht erzeugten Berjon 
oder einer zu dieſer Zeit noch nicht entftandenen 
juriſtiſchen Perſon als Erbe = $ 2101 als Nach— 
erbeinjegung anzufehen if. 2106 Hat der Erb 
lafjer einen Nacherben eingef etzt, ohneden Beitpuntt 
oder Das Ereignis zu bejtinmen, mit dem die Nach 
erbfolge eintreten ſoll, jo füllt die Erbfchaft dem 
—— mit dem Tode des Vorerben an.| Sit die 
Einjegung einer noch nicht erzeugten Perſon als 
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Erbe nad) $ 2101 Ab. 1 als Nacherbeinjegung ans 
gujeden, fo fällt die Erbjchaft dem Nacherben mit 

eſſen Geburt an. Im alle des $ 2101 Abj.2 tritt 
der Anfall mit der Entjtehung der juriſtiſchen Pers 
fon ein. 107 Hat der Erb aſſer einem Abkömm⸗ 
linge, der zur Zeit der Errichtung der letztwilligen 
Verfügung feinen Ablömmling hat oder von dem 
der Erblafjer zu dieſer Zeit nicht weiß, daß er einen 
Abtömmling hat, für die Zeit nad) dejlen Tode 
einen Nacherben bejtimmt, fo ift anzunehmen, daß 
der Nacherbe nur für den all eingejegt üt, daß der 
Abkoömmling ohne Nachkommenſchaft jtirbt. 2108 
Die Vorſchriften des $ 1923 finden auf die Nacherb> 
folge entiprechende Anwendung. | Stirbt der eins 
geie te Nacherbe vor dem Eintritte des Falles der 

acherbfolge, aber nach dem Eintritte des Erbfalls, 
fo geht fein Recht auf feine Erben über, ſofern nicht 
ein anderer Wille des Erblafjerd anzunehmen iſt. 
Sit der Be unter einer auffchiebenden Bevdins 
gung eingejeßt, jo bewendet e& bei der Vorſchrift 

es 82074. 2109 Die Einjegung eines Nacherben 
wird mit dem Ablaufe von 30 Jahren nad) dem Erb⸗ 
fall unwirkſam, wenn nicht vorher der Fall der 
Nacherbfolge eingetreten iſt. Sie bleibt auch nach 
diefer Zeit wirkſamm: 1. wenn bie Nacherbfolge für 
den Fall angeordnet ift, daß in der Perſon des Bor 
erben oder des Nacherben ein bejtimmtes Ereignis 
eintritt, und derjenige, in deſſen Perſon das —— 
nis eintreten ſoll, zur Zeit des Erbfalls lebt; 2. 
wenn dem Vorerben oder einem Nacherben für den 
Ball, daß ihm ein Bruder oder eine Schweiter ge 

oren wird, der Bruder oder die Schweiter als Nach⸗ 
erbe beſtimmt tft. | Sft der Vorerbe oder der Nacherbe, 
in le: Perſon das Ereignis eintreten joll, eine 
juriſtiſche Perſon, fo bewendet es bei der dreißig 
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jährigen Friſt. 2110 Das Recht des Nacherben 
erſtreckt fi im Zweifel auf einen Erbteil, der dem 
Borerben infolge des Wegfalld eines Miterben an— 
fällt. | Das Recht des Nacherben erſtreckt fich im 
Zweifel nicht auf ein dem Borerben zugewendetes 
Vorausvermädtnid. 21LIL Zur Erbichaft gehört, 
wo3 der Vorerbe auf Grund eines zur Erbichait ge— 
hörenden Rechtes oder als Erfag für die Berftörung, 
Beihädigung oder Entziehung eines Erbichafts- 
rer oder durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln 
er Erbichaft erwirbt, jofern nicht der Erwerb ihm 
als Nugung gebührt. Die Zugehörigkeit einer durch 
Rechtsgeſchäft erworbenen Forderung zur Erbichaft 
hat der Schuldner erft dann ge en jich gelten zu 
lafjen, wenn er von der Zugehörigkeit Kenntnis er— 
langt; die Vorjchriften der 88 406 bi 408 finden 
entjprechende Anwendung. | Zur Erbichaft gehört 
auch, was der Borerbe dem Anventareines erbichafte 
lichen Grundftüds einverleibt. SL 12 Der Vorerbe 
Tann über die zur Erbichaft gehörenden Gegenftände 
verfügen, ſoweit fich nicht aus den Vorſchriften der 
ss 2113 bis 2115 ein anderes —— 2113 Die 
— des Vorerben über ein zur Erbſchaft ge— 
hörendes Grundſtück oder über ein zur Erbſchaft ge— 
hörendes Recht an einem Grundſtück iſt im Falle des 
Eintritts der Nacherbfolge inſoweit unwirkſam, als 
ſie das Recht des Nacherben vereiteln oder beein— 
trächtigen würde. | Das Gleiche gilt von der Ver— 
fügung über einen Erbichaftsgegenftand, die unent— 
eltlich oder zum — der Erfüllung eines von 
em Vorerben erteilten er⸗ 
folgt. Ausgenommen ſind Schenkungen, durch die 
einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand 
zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird. Die Vor— 
ſchriften zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von 
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einem Nichtberechtigten herleiten, finden entipre= 
ende Aırwendung. 2114 Gehört zur Erbichaft 
eine Hypothelenforderung, eine Grundjchuld oder 
eine Rentenjchuld, jo jteht die Kündigung und die 
Einziehung dem Borerben zu. Der Borerbe kann 
jedoch nur verlangen, daß da3 Kapital an ihn nad 
Beibringung der Einwilligung des Nacherben ges 
zahlt oder daß es für ihn und den Nacherben Hinter: 
legtwird. Auf andere Verfügungen über die Hypo— 
thefenforderung, die Grundſchuld oder die Renten: 
ſchuld finden die Borjchriften des 2113 Anwendung. 
2115 Eine Verfügung über einen Erbſchafts— 
gegenjtand, die im Wege der Zwangdvollitredung 
oder der Arreftvollziehung oder durch den Konkurs: 
verwalter erfolgt, ift im Falle des Eintritts der 
Nacherbfolge — t unwirkſam, als ſie das Recht 
des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen würde. 
Die Verfügung iſt unbeſchränkt wirkfam, wenn der 
Anfpruc eines Nachlaßgläubigers oder ein an einem 
Erbichaftsgegenftande beitehendes Recht geltend ge— 
macht wird, da3 im alle des Eintritt der Nach— 
erbjolge dem Nacherben gegenüber wirkſam ift. 
116 Der Borerbe hat auf Verlangen des Nach— 
erben die zur Erbichaft gehörenden Snhaberpapiere 
nebjt den Erneuerungsicheinen bei einer Hinter 
legung3itelle oder bei der Reichsbank mit der Be 
ftimmung zu hinterlegen, daß die Herausgabe nur 
mit Zujtimmung de3 Nacherben verlangt werden 
kann. Die Hinterlegung von Snhaberpapieren, die 
nad) 892 zu den verbrauchbaren Sachen gehören, 
jowievon Zins, Renten: oder Gewinnanteiljcheinen 
kann nicht verlangt werden. Den Inhaberpapieren 
ſtehen Orderpapiere gleich, die mit Blankoindoffa- 
ment verjehen ſind. Üeber die Hinterlegten Papiere 
fann der Vorerbe nur mit Buftimmung des Nach⸗ 
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erben verfügen. SLL”7 Der Vorerbe fann die In⸗ 
haberpapiere, jtatt jie nach $ 2116 zu Hinterlegen, 
auf jeinen Namen mit der DT nung umjchreiben 
laſſen, daß er über fie nur mit Bujtimmung des 
Nacherben verfügen kann. Sind die Bapiere von 
dem Reiche oder einem Bundesjtaat ausgeſtellt, jo 
fann er jie mit der gleichen Bejtimmung in Bud) 
forderungen gegen das Reich oder den Bundezftaat 
umwandeln lafjen. SLAS Gehören zur Erbſchaft 
Buchhforderungen gegen das Reich oder einen Bun— 
desſtaat, jo ijt der Borerbe auf Berlangen des Nach— 
erben verpflichtet, in da8 Schuldbuch den Vermerk 
eintragen zu lafjen, daß er über die Forderungen 
nur mit Zuſtimmung des Nacherben verfügen kann. 
Z119 Geld, das nach den Regeln einer ordnungs— 
„mäßigen Wirtſchaft dauernd anzulegen ijt, darf der 
Borerbe nur nach den für die Anlegungvon Mündel— 
geld geltenden Borjchriften anlegen. 2120 Sit 
zur ordnungsmäßigen —— insbeſondere 
zur Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten, eine 
Verfügung erforderlich, die der Vorerbe nicht mit 
Wirkung gegen den Nacherben vornehmen kann, ſo 
iſt der Nacherbe dem Vorerben — verpflich⸗ 
tet, ſeine Einwilligung zu der Verfügung zu erteilen. 
Die Einwilligung iſt auf Verlangen in öffentlich be— 
glaubigter Form zu erklären. Die Koſten der Be— 
glaubigung fallen dem Vorerben zur Laſt. Z1I21 
Der Borerbe hat dem Nacherben auf Verlangen ein 
Verzeichnis der zur Erbichaft gehörenden Gegen 
ftände mitzuteilen. Das Verzeichnis iſt mitder An— 
gar des Tages der Aufnahme zu verjehen und von 
em Borerben e unterzeichnen; der Vorerbe hat 
auf Verlangen die Unterzeichnung Öffentlich beglau= 
bigen zu laſſen. Der Nacherbe kann verlangen, daß 
er bei der Aufnahme des Verzeichnifjes zugezogen 
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wird. | Der Vorerbe iſt berechtigt und auf Verlan⸗ 
gen des Nacherben verpflichtet, daS Verzeichnis durch 
die zujtändige Behörde oder durch einen zuftändigen 
Beamten oder Notar aufnehmen zu lajjen. | Die 
Koften der Aufnahme und der Beglaubigung fallen 
der Erbichaft zur Laſt. S 122 Der Borerbe kann 
den Zujtand der zur Erbichaft gehörenden Saden 
auf jeine Koſten durch Sacdverjtändige feititellen 
laſſen. Das gleiche Recht ſteht dem Nacherben zu. 
23123 Gehört ein Wald zur Erbſchaft, jo kann jo: 
wohl der Borerbe als der Nacherbe verlangen, da 
da3 Maß der Nutzung und die Art der wirtjchaft- 
lichen Behandlung durch einen Wirtſchaftsplan feit- 
gejtellt werden. Tritt eineerhebliche Aenderung der 
Umjtände ein, jo kann jeder Teil eineentiprechende 
Aenderung des Wirtſchaftsplans verlangen. Die 
Kojten fallen der Erbſchaft zur Lait. | Das Gleiche 
gilt, wenn ein Bergwerk oder eine andere auf Ge— 
winnung von Bodenbejtandteilen gerichtete Anlage 
zur Erbichaft gehört. 2124 Der Borerbe trägt 
dem Nacherben gegenüber die gewöhnlichen Erhal- 
tungskojten. | Andere Aufwendungen, die Der Bor: 
erbe zum Zwecke der Erhaltung von Erbſchaftsgegen— 
jtänden den Umjtänden nach fiir erforderlich halten 
darf, kann erausder Erbſchaft beitreiten. Beitreitet 
er jie aus jeinem Vermögen, jo iſt der Racherbe im 
Falle des Eintritt der Nacherbfolge zum Erjage 
verpflihtet. 2125 Madt der Borerbe Verwen⸗ 
dungen auf die Erbichaft, die nit unter die Bors 
Ihrift des 52124 fallen, fo ijt der Nacherbe im Falle 
des EintrittS derNtacherbfolge nach den VBorjchriften 
über die Gejchäftsführung ohne Auftrag —— Er⸗ 
ſatze verpflichtet. | Der Vorerbe iſt berechtigt, eine 
Einrichtung, mit der er eine zur Erbſchaft ge örende 
Sache verſehen Hat, wegzunehmen. SIE Der 
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Borerbe hat im Verhältniffe zur dem Nacherben nicht 
die außerordentlichen Laſten zu tragen, die als auf 
den Stammmert der Erbſchaftsgegenſtände gelegt 
anzujehen find. Auf dieje Laften finden die Vor— 
ihriften des $ 2124 Ab. 2 Anwendung. 2127 
Der Nacherbe ijt berechtigt, von dem Borerben Aus— 
funft über den Beſtand der Erbichaft zu verlangen, 
wenn Grund zu der Annahme beiteht, daß der Vor— 
erbe durch jeine Berwaltung die Rechte des Nach— 
erben erheblich verlegt. ZA12S Wird durch das 
Berhalten des Vorerben oder durd) feine ungünitige 
Bermögenslage die Bejoranis einer erheblichen Ver 
legung der Rechte des Nacherben begründet, jo fann 
der Nacherbe Sicherheitäleiftung verlangen. | Die 
für die Verpflichtung des Nießbrauchers zur Sicher: 
—— geltenden Vorſchriften des $ 1052 fin 
den entjprechende Anwendung. 2129 Wird dem 
Borerben die Verwaltung nach den Borjchriften des 
81052 entzogen, jo verliert er das Recht, iiber Erb— 
Taftögegenttände zu verfügen. | Die Vorjchriften 
zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten, finden entiprechende An= 
wendung. Für die zur Erbichaft gehörenden Forde— 
rungen ijt die Entziehung der Verwaltung dem 
Schuldner gegenüber erſt wirkſam, wenn er von der 

etroffenen Anordnung Kenntnis erlangt oder wenn 

m eine Mitteilung von der Anordnung zugeitellt 
wird. Das Gleiche gilt von der Aufhebung der Ent— 
ziehung. 130 Der Borerbe ift nad) dem Ein— 
tritte der Nacherbfolge verpflichtet, dem Nacherben 
die Erbjchaft in dem Zustande herauszugeben, der 
fi bei einer bis zur Herausgabe fortgejegten ord— 
nungSmäßigen Verwaltung ergiebt. Auf die Her— 
ausgabe eines landwirtjchaftlichen Grundfiüdß fine 
det die Vorfchrift des $ 592, auf die Herausgabe 
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eines Landguts finden die Vorſchriften der $$ 592, 
593 entfprechende Anwendung. | Der Vorerbe hat 
auf Verlangen Redhenfchaftabzulegen. SAL3ZXK Der 
Borerbe Hat dem Nacherben gegenüber in Anjehung 
der Verwaltung nur für diejenige Sorgfalt einzus 
ftehen, welche er in eigenen Angelegenheiten anzu 
wenden pflegt. 132 Beränderungen oder Ber: 
ſchlechterungen von Erbſchaftsſachen, die durch ords 
nungsmäßige Benugung herbeigeführt werden, hat 
der Borerbe nicht zu vertreten. 133 Zieht der 
Borerbe Früchte den Regeln einer orönungsmäßigen 
Wirtichaft zuwider oder zieht er Früchte deshalb im 
Uebermaße, weil dies infolge eines bejonderen Er: 
eignifje® notwendig geworden tjt, jo gebührt ihm 
der Wert der Früchte nur injoweit, al3 durch den 
ordnungswidrigen oder den übermäßigen Fructs 
bezug die ihm gebührenden Nutzungen beeinträchtigt 
werden und nicht der Wert der Früchte nach den 
Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtichaft zur Wie— 
derheritellung der Sache zu verwenden ift. 134 
Hat der Vorerbe einen Erbichaftögegenjtand für ſich 
verwendet, jo ijt er nad) dem Eintritte der Nacherb: 
folge dem Nacherben gegenüber zum Erſatze des 
Wertes verpflichtet. Eine weitergehende Haftung 
wegen Berjchuldens bleibt unberührt. 2135 Hat 
der Borerbe ein zur Erbſchaft gehörendes Grund» 
ſtück vermietet oder verpachtet, jo finden, wenn da3 
Miet: oder Pachtverhältnis bei dem Eintritte der 
nen noch beiteht, dieBorichriften des $ 1056 
entiprechende Anwendung. 136 Der Erblafjer 
fann den Vorerben von den Beichränktungen und 
Verpflichtungen des $ 2113 Abf. 1 umd der $$ 2114, 
2116 bis 2119, 2123, 2127 bis 2131, 2183, 2134 bes 

eien. 2137 Hat der Erblafjerden Nacherben auf 

asjenige eingefegt, was von der Erbfchaft bei dem 
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Eintritte der Nacherbfolge —— wird, ſo gilt 
die Befreiung von allen im $ 2186 bezeichneten Be⸗ 
ſchränkungen und Verpflitungen al angeordnet. 
Das Gleiche tft im rag anzunehmen, wenn der 
Erblafjer bejtimmt hat, daß der Vorerbe zur freien 
—— über die Erbſchaft berechtigt ſein ſoll. 
213 ie Herausgabepflicht des Vorerben be— 
ſchrünkt ſich in den Füllen des 32187 auf die bei ihm 
noch vorhandenen Erbſchaftsgegenſtände. Fiir Ver— 
wendungen auf Gegenſtände, die er infolge dieſer 
Beſchränkung nicht herauszugeben hat, kann er nicht 
atz nen | Hat der Borerbe der Vorjchrift 
des $ 2113 Abſ. 2 zuwider über einen Erbichafts- 
gegenkanD verfügt oder hat er die Erbichaft in der 
jiht, den Nacherben zu benachteiligen, vermin— 
dert, fo iſt er dem Nacherben zum Schadenserjage 
verpflichtet. 139 Mit dem Eintritte des Falles 
der Nacherbfolge hört der Vorerbe auf, Erbe zu fein, 
und fällt die Erbichaft dem Nacherben an. 2140 
Der Borerbe ift auch nach dem Eintritte des Falles 
der Nacherbfolge zur Berfügung — — —— 
ſtände in dem gleichen Um * wie vorher berech⸗ 
tigt, bis er von dem Eintritte Kenntnis erlangt oder 
ihn kennen muß. Ein Dritter kann ſich auf dieſe 
eg ee nicht berufen, wenn er bei der Vor— 
nahme eines Rechtsgeſchäfts den Eintritt fennt oder 
fennen muß. 3141 Sit bei dem Eintritte des 
alles der Nacherbfolge die Geburt eines Nacherben 
zu erwarten, jo finden auf den Unterhaltsanipruch 
der Mutter die Vorſchriften des 81963 entjprechende 
Anwendung. 2142 Der Nacherbe kann die Erb— 
haft ausſchlagen, jobald der Erbfall eingetreten iſt. 
Schlägt der Nacherbe die Erbichaft aus, jo verbleibt 
e dem Borerben, joweit nicht der Erblajjer ein ans 
ere3 bejtimmt hat. 21438 Tritt die Nacherbfolge 
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ein, jo gelten die infolge des Erbfall3 durch Vereini⸗ 
gung von Recht und Verbindlichkeit oder von Recht 
und Belajtung erlofchenen NRehtöverhälinifie als 
nicht erlojhen. SL 44 Die VBorjchriften über die 
Beichränfung der Haftung des Erben für die Nach— 
laßverbindtichkeiten gelten auch für den Nacherben; 
an die Stelle des Nachlaſſes tritt dasjenige, was 
der Nacherbe aus der Erbichaft erlangt, mit Eins 
ſchluß der ihm gegen den Vorerben als ſolchen zus 
jtehenden Anſprüche. Das von dem Borerben er: 
richtete Inventar forımt auch dem Nacherben zu 
ftatten. | Der Nacherbe kann fih dem Borerben 
gegenüber auf die Beichränlung jeiner Haftung aud 
dann berufen, wenn er den übrigen Nachlaßgläubi— 

ern gegenüber unbejchränft haftet. 2145 Der 

orerbe haftet nach dem Eintritte der Nacherbfolge 
für die Rachlaßverbindlichfeiten noch injoweit, ala 
der Nacherbe nicht haftet. Die Haftung bleibt auch 
für diejenigen Nachlaßverbindlichkeiten beftehen, 
welche im Berhältnijje zwijchen dem Vorerben und 
dem Nacherben dem Vorerben zur Lajt fallen. | Der 
Vorerbe kann nach dem Eintritte der Nacherbfolge 
die Berichtigung derltachlaßverbindlichkeiten, jofern 
nicht jeine Haftung unbeſchränkt ift, inſoweit ver: 
weigern, al3 dasjenige nicht ausreicht, was ihm 
von der Erbichaft gebührt. Die Vorjchriften der 
z8 1990, 1991 finden entjprecdende Anwendung. 
2146 Der Borerbe iſt den Nachlaßgläubigern 
gegenüber verpflichtet, den Eintritt der Racherbfolge 
unverzüglich dem Nachlaßgericht anzuzeigen. Die 
Anzeige des Vorerben wird durch die Anzeige des 
Nacherben erjegt.| Das Nachlafgericht Hat die Ein 
hrR der Anzeige jedem zu geftatten, der ein recht» 
liche Intereſſe glaubhaft macht. 
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Vierter Titel. Vermächtnis. 23147 
Mit einem Vermächtniſſe kann der Erbe oder ein 
Bermächtnisnehmer bejchwert werden. Soweit nicht 
der Erblafjer ein anderes beitimmt hat, iſt der Erbe 
bejchwert. @148 Sind mehrere Erben oder meh⸗ 
rere Vermächtnisnehmer mit demfelben Vermächt— 
nifje bejchwert, fo find im Zweifel die Erben nad 
dem Berhältniffe der Erbteile, die VBermächtnisnehs 
mer nad) dem Berhältniffe des Wertes der Bermächte 
niſſe bejchivert. 149 Hat der Erblafjer beftimmt, 
daB dem eingejegten Erben ein Erbichaftsgegenftand 
nicht zufallen ſoll, jo gilt der — als den 
geſetzlichen Erben vermadjt. Der Fiskus gehört nicht 
zu den gejeglichen Erben im Sinne diejer Vorſchrift. 
2150 Das einem Erben zugewendete Vermächtnis 
(Borausvermächtnis) In al3 Vermächtnis auch in— 
ſoweit, als der Erbe ſelbſt beſchwert ift. A151 Der 
Erblaſſer kann Mehrere mit einem Vermächtnis in 
der Weiſe bedenken, daß der Beſchwerte oder ein 
Dritter zu beſtimmen hat, wer von den Mehreren 
das Vermächtnis erhalten fol. | Die Beſtimmung 
des Bejchwerten erfolgt durch Erklärung gegenüber 
demjenigen, welcher das Bermächtnis erhalten ſoll; 
die Bejtimmung des Dritten erfolgt durch Erklärung 
gegeniiber dem Befchwerten. | Kann der Bejchwerte 
oder der Dritte die Bejtimmung nicht treffen, de 
find die Bedachten Gejamtgläubiger. Das Gleiche 
gilt, wenn das Nachlaßgericht dem Beichwerten oder 
dem Dritten auf Antrag eines der Beteiligten eine 
Friſt zur Abgabe der Erklärung bejtinmt Hat und 
die Friſt verjtrichen tft, jofern nicht vorher die Ers 
Härung erfolgt. DerBedachte, der das Vermächtnis 
erhält, tjt im Zweifel nicht zur Teilung verpflichtet. 
2152 Hat der Erblajjer Mehrere mit einem Vers 
mächtnis inder Weife bedacht, daß nur der Eine oder 
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ber Andere das Vermächtnis erhalten joll, fo ift an— 
zunehmen, daß der Bejchiverte beitimmen joll, wer 
von Ihnen da3 Vermächtnis erhält. SL5S Der 
Erblajjer fann Mehrere mit einem Vermächtnis in 
der Weije bedenken, daß der Beichiverte oder ein 
Dritter zu bejtimmen hat, was jeder von dem ver: 
machten Gegenftand erhalten joll. Die Beitimmung 
erfolgt nach) $ 2151 Abi. 2. | Kann der Beichwerte 
oder der Dritte die Bejtimmung nicht treffen, jo 
find die Bedachten zu gleichen Teilen berechtigt. Die 
Borjchrift des $ 2151 Abi. 3 Sag 2 finder entipres 
chende Anwendung. 2154 Der Erblafier lann ein 
Vermächtnis in derArt anordnen, daß der Bedachte 
von mehreren Gegenjtänden nur den einen oder den 
anderen erhalten joll. Iſt in einen: Jolchen Falle die 
Wahl einem Dritten übertragen, jo erfolgt ſie durch 
Erklärung an. den Bejchwerten. | Kann der 
Dritte die Wahl nicht treffen, jo geht das Wahlrecht 
auf den Bejchwerten über. Die Vorſchrift des $ 2151 
a: 3 Sat 2 findet entjprechende Anwendung. 
2155 Hat der Erblaſſer die vermachte Sade nur 
der Gattung nad) beſtimmt, fo tft eine den Berhält- 
niffen des Bedachten entſprechende Sache zu leiſten. 
Sit die Bejtimmung der Sache dem Bedachten oder 
einen Dritten übertragen, jo finden die nach $ 2154 
für die Wahl des Dritten geltenden Vorſchriften Ans 
wendung. | Entfpricht die von dem Bedachten oder 
dem Dritten getroffene Beftimmung den Berhält- 
nifjen des Bedachten offenbar nicht, jo hat der Bes 
ſchwerte fo zu leijten, wie wenn der Erblafjer über 
die Beitimmung der Sache feine ag ge- 
troffen hätte. 2156 Der Erblafjer kann er 
Anordnung eines Vermächtniſſes, deffen Zweck er 
beitimmt hat, die Beftimmung der Zeiftung dem 
billigen Ermefjen des Beichwerten oder eines Drit⸗ 
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ten überlafien. Auf ein ſolches Vermächtnis finden 
die Vorſchriften der $$ 315 bis 319 entfprechende An= 
wendung. 2157 Sit Mehreren derjelbe Gegen— 
ſtand vermacht, jo finden die Borjchriften der $SS2039 
bis 2093 entjprechende Anwendung. 158 Sit 
Mehreren derjelbe Gegenjtand vermadt, jo wächſt, 
wenn einer von ihnen vor oder nach dem Erbfalle 
wegfällt, defien Anteil den übrigen Bedachten nach 
dem Verhältnis ihrer Anteile an. Dies gilt auch 
dann, wenn der Erblajjer die Anteile der Bedachten 
bejtimmt hat. Sind einige der Bedacdhten zu dem— 
jelben Anteile berufen, jo tritt die Anwachjung zus 
nächſt unter ihnen ein. Der Erblajjer kann die Ans 
wachſung ausjchließen. A159 Der durch Anwach— 
jung einem Bermächtnisnehmer anfallende Anteil 
gilt in Anjehung der Vermächtniſſe und Auflagen, 
mit denen diejer oder der wegfallende Vermächtnis— 
nehmer beſchwert ijt, als befonderes Vermächtnis. 
2 160 Ein Vermächtnis iſt unwirkſam, wenn der 
Bedachte zur Zeit des Erbfalls nicht mehr lebt. 
2161 Ein Vermächtnis bleibt, ſofern nicht ein 
anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen iſt, wirk— 
ſam, wenn der Beſchwerte nicht Erbe oder Vermächt— 
nisnehmer wird. Bejchwert ijt in diefem alle der— 
jenige, welchem der Wegfall des zunächſt Beichwerten 
unmittelbar zu jtatten fommt. 162 Ein Ber: 
mächtni3,da3 unter einer aufjchiebenden Bedingung 
oder unter Bejtimmung eines Anfangstermins ans 
geordnet iſt, wird mit dem Ablaufe von 30 Jahren 
nad) dem Erbjall unwirkjam, wen nicht vorher die 
Bedingung oder der Termin eingetreten iſt. Sit der 
Bedachte zur Zeit des Erbfall3 noch nicht erzeugt 
oder wird Seine Berfönlichteit durch ein erjt nach dem 
Erbfall eintretende3 Ereignis beftimmt, jo wird das 
Bermähtnis mit dem Ablaufe von 30 Jahren nad 
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dem Erbfall unwirkſam, wenn nicht vorher der Bes 
Dachte erzeugt oder das Ereignis eingetreten ift, durch 
dag feine Perſönlichkeit beftimm wird. 2163 Das 
Vermächtnis bleibt in den Fallen des $ 2162 auch 
nach dem Ablaufe von 30 Sahren wirkſam: 1. wenn 
e3 für den Fall angeordnet ist, daß in der Perſon 
des Beichwerten oder des Bedachten ein bejtimmtes 
Ereignis eintritt, und derjenige, in deſſen Berion das 
Ereignis eintreten fol, zur Zeit des Erbfalls lebt; 
2. wenn ein Erbe, ein Nacherbe oder ein Vermächt— 
nisnehmer für den Fall, daß ihn ein Bruder oder 
eine Schweſter geboren wird, mit einem Vermächt— 
nijje zu Gunjten des Bruders oder der Schmweiter be= 
chwert ijt.| Iſt der Bejchwerte oder der Bedachte, in 
eſſen Berjon das Ereignis eintreten joll, eine juriſti— 
Iche Berjon, jo bewendet es bei der 30jührigen Friſt. 
2164 Das Vermächtnis einer Sache erſtreckt fi 
im Bweifel auf das zur Zeit des Erbſalls vorhandene 
Bubehör. | Hat der Erblafier wegen einer nach der 
Anordnung des VBermächtnifies erfolgten Beſchädi— 
gung der Sache einen Anſpruch auf Erjaß der Mine 
erung des Wertes, jo erjtrect fich im Zweifel das 
Vermächtnis auf dieſen Anipruh. 2165 Sit ein 
zur Erbichaft gehörender Gegenjtand vermacht, jo 
fann der Bermächtnisnehmer im Zweifel nicht die 
Bejeitigung der Nechte verlangen, mit denen der 
Gegenjtand belaftet iſt. Steht dem Erblafjer ein 
Anjpruch auf die Befeitigung zu, jo erjtreckt jich im 
Soeiiet das Vermächtnis auf diefen Anfprud. | 
ubt auf einem vermachten Grundjtüd eine Hypo» 
thef, Grundjchuld oder Rentenichuld, die dem Erb— 
laſſer ſelbſt zuſteht, fo tft a8 den Umftänden zu ent— 
nehmen, ob die Hypothek, Grundſchuld oder Renten— 
ſchuld als mitvermacht zu gelten hat. 2166 Sit 
ein vermachtes Grundftüc, das zur Erbſchaft gehört, 
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mit einer Hypothek für eine Schuld des Erblafjers 
oder fir eine Schuld belaftet, zu deren Berichtigung 
der 35 dem Schuldner gegenüber verpflichtet 
iſt, ſo iſt der Vermächtnisnehmer im Zweifel dem 
Erben gegenüber zur rechtzeitigen Befriedigung des 
Gläubigers inſoweit verpflichtet, als die Schuld durch 
den Wert des Grundſtücks gedeckt wird. Der Wert 
beſtimmt ſich nach der Zeit, zu welcher das Eigen— 
tum auf den Vermächtnisnehmer übergeht; er wird 
unter Abzug der Belaftungen berechnet, die der Hy— 
pothef im Range vorgehen. Iſt dem Erblafjer gegen— 
über ein Dritter zur Berichtigung der Schuld ver— 
pflichtet, jo befteht die Verpflichtung des Bermädt- 
nisnehmers im Zweifel nur injoweit, al3 der Erbe 
die Berichtigung nicht von dem Dritten erlangen 
kann. Auf eine Hypothek der im $ 1190 bezeichneten 
Art finden dieſe Vorjchriften Feine Anwendung. 
2167 Sind neben dem vermachten Grundjtüc 
andere zur Erbichaft a Grundſtücke mit der 
Hypothek belajtet, jo beſchränkt jich die im $ 2166 be= 
jtimmte Berpflichtung des Vermächtnisnehmers im 
Zweifel auf den Teil der Schuld, der dem Berhält- 
niſſe des Wertes des vermachten Grundftüc zu dem 
Werte der jümtlihen Grundſtücke entſpricht. Der 
Wert wird nad $ 2166 Abj. 1 Sab 2 berechnet. 
2168 Beiteht an mehreren zur Erbichaft gehören= 
den Grundſtücken eine Geſamtgrundſchuld oder eine 
Geſamtrentenſchuld und ift eines dieſer Grundſtücke 
vermacht, jo iſt der Vermächtnisnehmer im Zweifel 
dem Erben gegenüber zur Befriedigung des Gläu— 
bigers in Höhe des Teiles der Grundſchuld oder der 
Rentenſchuld verpflichtet, der dem Verhältniſſe des 
Wertes des vermachten Grundſtücks zu dem Werte 
der fämtlihen Grundftüde entipricht. Der Wert 
wird nach $ 2166 Abſ. 1Satz 2 berechnet. | Sit neben 
31 
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dem vermachten Grundſtück ein nicht zur Erbſchaft 
gehörendes Grundſtück mit einer Geſamtgrundſchuld 
oder einer Geſamtrentenſchuld le: jo finden, 
wenn der Erblafjer zur Zeit des Erbfall3 gegenüber 
dem Eigentümer des anderen Grundjtüds oder einem 
Rechtsvorgänger des Eigentümers zur Befriedigung 
des Gläubigers verpflichtet tft, die Vorjchriften des 
$ 2166 Abſ. 1 und des $ 2167 entjprechende Anwen: 
dung. 2169 Das Vermächtnis eines bejtimmten 
Gegenstandes ijt unwirkſam, joweit der Gegenjtand 
zur Zeit des Erbfalls nicht zur Erbſchaft gehört, es 
jei denn, daß der Gegenſtand dem Bedachten aud) 
für den Fall zugewendet fein fol, daß er nicht zur 
Erbſchaft gehört. | Hat der Erblafjer nur den Bejik 
der vermachten Sache, jo gilt im Zweifel der Belig 
al3 vermacht, e3 fei denn, daß er dem Bedachten 
feinen rechtlichen Vorteil ——— Steht dem Erb⸗ 
laſſer ein Anſpruch auf Leiſtung des vermachten 
Gegenſtandes oder, falls der Gegenſtand nach der 
Anordnung des Vermächtniſſes untergegangen oder 
dem Erblaffer entzogen worden ijt, ein Anſpruch 
auf Erfah des Wertes zu, jo gilt im Zweifel der An⸗ 
jpruch als —— Erbſchaft gehört im Sinne 
des Abſ. 1 ein Gegenſſand nicht, wenn der Erblaſſer 
zu deſſen Veräußerung verpflichtet it. ALZ70 Iſt 
das Vermächtnis eines Gegenjtandes, der zur Zeit 
des Erbfalls nicht zur Erbichaft gehört, nach $ 2169 
Abj. 1 wirkjam, jo hatder Beſchwerte den Gegenjtand 
dem Bedachten zu verfchaffen. | Sit der Bejchwerte zur 
Berihaffung außerjtande, jo bat er den Wert zu ent- 
richten. Iſt die Verfhaffung nur mit unverhältniss 
mäßigen Aufwendungen mögli, jo kann ſich der 
Beichwerte durch Entrichtung des Wertes befreien. 
171 Ein Vermächtnis, das auf eine zur Zeit des 
Erbfalls unmögliche Leiftung gerichtet tjt oder gegen 
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ein zu dieſer Zeit beftehendes gejeuliches Verbot ver⸗ 
tößt, ift unwirkfam. Die Vorjchriften des $ 308 
nden entiprechende Anwendung. 2172 Die Lei- 
Kung einer vermachten Sache gilt aud) dann als 
unmöglid, went die Sache mit einer anderen Sade 
in jolcher Weije verbunden, vermijcht oder vermengt 
worden ijt, daß nach den $$ 946 bis 948 das Eigen- 
tum an der anderen Sache ſich auf fie erſtreckt oder 
Miteigentum eingetreten ift, oder wenn fie in folder 
Weije verarbeitet oder umgebildet worden ijt, daß 
nad) $ 950 — welcher die neue Sache herge— 
ſtellt hat, Eigentümer geworden iſt. | Sit die Ver— 
bindung, Vermiſchung oder Vermengung durch einen 
Anderen als den Erblaſſer erfolgt und hat der Erb⸗ 
lafjer dadurch Miteigentum erworben, jo gilt im 
Seller das Miteigentum als vermacht; fteht dem 
blafjer ein Recht zur oe der verbundenen 
Sade zu, fo gilt im Zweifel diefes Recht al3 ver 
macht. Sm alle der Re oder Umbilfung 
durch einen Anderen ald den Erblafjer bewer ie 
bei der Vorfchrift des $ 2169 Abſ. 3. Dr Hat 
der Erblafjer eine ihm zuftehende % ..ung vers 
— ſo iſt, wenn vor dem Erbfaue die Leiſtung 
erfolgt und der ner Gegenjtand noch in der 
Erbſchaft vorhanden ijt, im Zweifel anzunehmen, 
daß dem Bedachten diejer Gegenftand zugewendet 
fein jol. War die Forderung auf die Zahlung einer 
Geldjumme gerichtet, jo gilt im Zweifel die ent- 
fprechende Geldjumme als vermacht, auch wenn jich 
eine jolche in der Erbichaft nicht vorfindet. 2174 
Durch das Vermächtnis wird für den Bedachten das 
Recht begründet, von dem Bejchwerten die Er 
des vermachten Gegenstandes zu fordern. 217 
Hat der Erblaffer eine ihm gegen den Erben zu— 
itehende Forderung oder hat er ein Recht vermacht, 
81* 
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mit dem eine Sache oder ein Recht des Erben bes 
Yaftet tft, jo gelten die infolge des Erbfall3 durd) 
Bereinigung von Recht und Verbindlichkeit oder 
von Recht und Belaftung erloſchenen Rechtsverhält⸗ 
niffe in Anjehung des Vermächtniſſes als nicht ers 
loſchen. 3176 Die Forderung des Vermächtnis⸗ 
nehmers fommt, unbejchadet des Rechtes, das Vers 
mächtnis auszufhlagen, zur Entſtehung (Anfall 
des Bermächtnifjes) mit dem Erbfalle. 2177 Iſt 
das Vermächtnis unter einer aufjchiebenden Bes 
dingung oder unter Bejtimmung eines Anfangs 
termind angeordnet und tritt die Bedingung oder 
- der Termin erft nach den Erbfall ein, jo erfolgt der 
Anfall des Vermächtniſſes mit dem Eintritte der 
Bedingung oder des Termind. 2178 Sit der Bes 
dachte zur Zeit des Erbfall3 noch nicht erzeugt oder 
wird feine Berfünlichkeit durch ein erjt nach dem 
Erbfall eintretendes Ereignis bejtimmt, jo erfolgt 
der Anfall des Vermächtniſſes im erjteren Falle m 
der Geburt, im leßteren Falle mit dem Eintritte des 
Ereignijjeds. 2179 Für die Beit zwiichen dem 
Erbjall und dem Anfalle des Vermächtniſſes finden 
in den Fällen der $$ 2177, 2178 die Vorſchriften Ans 
wendung, die für den Fall gelten, daß eine Leiſtung 
unter einer aufichiebenden Bedingung gejchuldet 
wird. 2180 Der VBermädtnisnehmer kann das 
Vermächtnis nicht =. —— wenn er es 
angenommen hat. | Die Annahme ſowie die Aus—⸗ 
ſchlagung des Vermächtniſſes erfolgt durch Erflärung 
— dem Beſchwerten. Die Erklärung fann 
t nad) dem Eintritte des Erbfall3 abgegeben wer» 
ben; jie iſt unwirkſam, wenn fie unter einer Bedins 
gung oder einer Beitbeftimmung — wird. | 
Die für die Annahme und die Ausjchlagung einer 
Erbſchaft geltenden Vorfchriften des $ 1950, des 
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8 1952 Abſ. 1,3 und des $ 1958 Abſ. 1,2 finden 
entiprechende Anwendung. SALSA Sit die Zeit der 
Erfüllung eines Vermächtnifjes dem freien Belieben 
des Beichwerten überlafjen, jo wird die Leiſtung im 
de mit dem Tode des Beſchwerten fällig. 
182 Sit eine nur der Gattung nach bejtimmte 
Sache vermadt, jo Hat der Beſchwerte die gleichen 
Verpflichtungen wie ein Verkäufer nach den Bor: 
Ichriften de $ 433 Ab. 1, der $3 434 bis 437, des 
$ 440 Abi. 2 bis 4 und der 8$ A441 bis 444. | Dasſelbe 
ilt im Zweifel, wenn ein bejtimmter nicht zur Erb: 
art gehörender Gegenstand vermacht iſt, unbes 
Ihadet der jich aus dem $2170 ergebenden Bejchräns 
fung der Haftung. | Sit ein Grundftüct Gegenjtand 
des Vermächtniſſes, jo haftet der Beichwerte im 
zen nicht für die Freiheit des Grundftüds von 
runddienftbarkeiten , beſchränkten perſönlichen 
Dienftbarkeiten und Reallaften. 2183 Sit eine 
nur ber Gattung nach beitimmte Sache vermadt, 
jo fann der SED ERERREN, wenn diegeleijtete 
Sache mangelhaft ift, verlangen, daß ihm anitelle 
der mangelhaften Sache eine mangelfreie —— 
wird. Hat der Beſchwerte einen Fehler argliſtig ver— 
ſchwiegen, jo kann der Vermächtnisnehmer ſtait der 
Lieferung einer mangelfreien Sache Schadenserſatz 
De Nichterfüllung verlangen. Auf diefe An 
ſprüche finden die für die Gewährleiftung wegen 
Mängel einer verfauften Sache geltenden Vorſchrif— 
ten entjprechende Anwendung. 2184 Sit ein bes 
jtimmter zur Erbichaft gehörender Gegenjtand ver: 
madt, jo hat der Bejchwerte dem Vermächtnisneh— 
mer auch die jeit dem Anfalle des Vermächtniſſes 
gezogenen Früchte jowie das ſonſt auf Grund des 
vermachten Rechtes Erlangte herauszugeben. Für 
Nupungen, die nicht zu den Früchten gehören, hat 
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ber. Beſchwerte nicht Et zu leiften. 2185 Sit 
eine bejtimmte zur Erbſchaft gehörende Sache vers 
madt, jo kann der Beſchwerte flir die nach dem Erb- 
fall auf die Sache gemachten Verwendungen jowie 
- für Aufwendungen, die er nach dem Erbfalle zur 
Beitreitung von Laften der Sache gemacht Hat, Er— 
fa nach den Borjchriften verlangen, die für das 
Verhältnis zwijchen dem Befiter umd dem Eigens 
tümer gelten. 186 Sit ein Bermächtniänehmer 
mit einem Vermächtnis oder einer Auflage beichwert, 
fo ijt er zur Erfüllung erit dann verpflichtet, wenn 
er die Erfüllung des ihm zugewendeten VBermächt- 
nijjes zu verlangen berechtigt ijt. S1S7T Ein Ber: 
mäcdhtnisnehmer, der mit einem Vermächtnis oder 
einer Auflage bejchwert ift, kann die Erfüllung aud) 
nad) der Annahme des ihm zugeiwendeten Vermächt⸗ 
nifjes inſoweit verweigern, als dasjenige, was er 
aus dem Vermächtnis erhält, zur Erfüllung nicht 
ausreicht. | Tritt nach $ 2161 ein Anderer an die 
Stelledes beichwerten Vermächtnisnehmers, jo haftet 
er nicht weiter, al3 der Vermächtnisnehmer haften 
würde. | Die für die Haftung des Erben geltenden 
Borichriften des 8 1992 finden entjprechende Ans 
wendung. 2188 Wird die einem Vermächtnis⸗ 
nehmer gebührende Leiftung auf Grund der Be 
ſchränkung der Haftung des Erben, wegen eine 
Pflichtteilsanſpruchs oder in Gemäßheit des 8 2187 
gekürzt, jo kann der Bermächtnisnehmer, jofern 
nicht ein anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen 
üt, die ihm auferlegten Bejchiwerungen verhältnis 
mäßig kürzen. SLUSP Der Erblaffer kann für den 
Fall, daß die dem Erben oder einem Vermächtnis—⸗ 
nehmer auferlegten Vermächtniſſe und Auflagen 
auf Grund der Beſchränkung der Haftung des Erben, 
wegen eines Pflichtteilganfpruchs oder in Gemäßheit 
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der $$ 2187, 2188 gekürzt werden, durch Verfiigung 
von Todeöwegen anordnen, daß ein Vermächtnis 
oder eine Auflage den Vorrang vor den übrigen 
Beihwerungen haben gr 2190 Hat der Erb- 
lafjer für den Fall, daß der zunächſt Bedachte das 
Vermächtnis nicht erwirbt, den Gegenſtand des Ver: 
mächtnijje8 einem Anderen zugewendet, jo finden 
die für die Einjegung eines Erjaberben geltenden 
Borichriften der $} 2097 bis 2099 entſprechende An= 
wendung. LOL Hat der Erblafjer den vermachten 
Gegenjtand von einem nach dem Anfalle des Ber- 
mächtnijjes eintretenden bejtimmten Zeitpunkt oder 
Ereignis an einem Dritten zugewendet, jo gilt der 
erjte Vermächtnisnehmer al3 beichwert. | Auf das 
Vermächtnis finden die fir die Einſetzung eines 
Nacherben geltenden Vorſchriften des $ 2102, des 
$ 2106 Abf.1, des $ 2107 und des $ 2110 Ubj. 1 ent= 
jprechende Anwendung. 

Fünfter Titel. Auflage. 3192 Aufeine 
Auflage finden die fiir legtwillige Zuwendungen 
eltenden Borjchriften der 88 2065, 2147, 2148, 
154 bis 2156, 2161, 2171, 2181 entjprechende An- 
wendung. 193 Der Erblaſſer kann bei der An— 
ordnung einer Auflage, deren Zweck er beitimmt 
hat, die Bejtimmung der Perſon, an welde die 
Zeitung erfolgen joll, dem Bejchwerten oder einem 
Dritten überlafjen. | Steht die Beitimmung dem 
Beichwerten zu, jo kann ihm, wenn er zur Boll» 
iehung der Auflage rechtskräftig verurteilt ift, von 
em Kläger eine — Friſt zur Vollziehun 
beſtimmt werden; nach dem Ablaufe der Friſt iſt 
der Kläger berechtigt, die Beſtimmung zu treffen, 
wenn nicht die Voll ——— erfolgt.| Steht 
die Beitimmung einem Dritten zu, jo erfolgt ſie 
durch Erklärung gegenüber dem Beichwerten. Kann 


488 5. Buch. Erbrecht. 8. Abſchnitt. Teftament. 


der Dritte die Beſtimmung nicht treffen, ſo geht das 
Beſtimmungsrecht auf den Beſchwerten über. Die 
Vorſchrift des $ 2151 Abſ. 3 Satz 2 findet entſpre— 
chende Anwendung; zu den Beteiligten im Sinne 
diefer Vorjchrift gehören der Bejchwerte und die— 
jenigen, welche die Vollziehung der Auflage zu ver— 
langen berechtigt find. 2194 Die Vollziehung 
einer Auflage können der Erbe, der Miterbe und 
derjenige verlangen, welchen der Wegfall des mit 
der Auflage zunächjt Beichwerten unmittelbar zu 
ftatten fommen würde. Liegt die Vollziehung im 
öffentlichen Intereſſe, jo kann auch die zuſtändige 
Behörde die Vollziehung verlangen. 195 Die 
Unwirkſamkeit einer Auflage hat die Unwirkſamkeit 
der unter der Auflage gemachten Zuwendung nur 
zur a wenn anzunehmen ift, daß der Erblafjer 
die Zuwendung nicht ohne die Auflage gemadt 
haben würde. 2196 Wird die Vollziehung einer 
Auflage infolge eines von dem Bejchwerten zu ver: 
tretenden Umjtandes unmöglich, jo kann derjenige, 
welchem der Wegfall des zunächſt Bejchwerten un: 
mittelbar zu ftatten Eommen würde, Die Herausgabe 
der Zuwendung nad) den VBorjchriften iiber die Her— 
ausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung ins 
foweit fordern, alödie Zuwendung zur Bollziehuna 
der Auflage hätte verwendet werden müfjen. | Das 
Gleiche gilt, wenn der Beſchwerte zur Bollziehung 
einer Auflage, die nicht durch einen Dritten voll- 
sogen werden kann, rechtskräftig verurteilt ift und 
te zuläffigen Zwangsmittel erfolglos gegen ihn 
— worden ſind. 
echster Titel Testamentsvoll- 
strecker. 2197 Der Erblafjer fann durd) 
Teitament einen oder mehrere Teftamentsvoll: 
ſtrecker ernennen.| Der Erblafjer kann für den Fall, 
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daß der ernannte Tejtamentsvolljtreder vor oder 
nad der Annahme de3 Amtes wegfällt, einen ande= 
ren Tejtament3vollitreder ernennen. ®LPS Der 
Erblafjer fann die Bejtimmung der Perjon des 
Tejtament3vollitreder3 einem Dritten überlaffen. 
Die Beitimmung erfolgt durch Erklärung gegenüber 
dem Nachlaßgerichte ; die Erklärung iſt in öffentlich 
beglaubigter Form abzugeben.| Das Beſtimmungs— 
recht des Dritten erlifcht mit dem Ablauf einer ihm 
auf Antrag eines der Beteiligten von dem Nachlaß— 
—— beſtimmten Friſt. 2199 Der Erblaſſer 

ann den Teſtamentsvollſtrecker ermächtigen, einen 
oder mehrere Mitvollitreder zu ernennen. | Der 
Erblajjer fann den Tejtament3vollitreder ermächti— 
gen, einen Nachfolger zu ernennen. | Die Ernens 
nung erfolgt nach $ 2198 Abſ. 1 Sa 2. 2200 
Hat der Erblafjer in dem Tejtamente das Nachlaß— 
gericht erjucht, einen Tejtament3vollitreder zu er— 
nennen, jo kann das Nachlaßgericht die Ernennung 
vornehmen. | Dad Nachlaßgericht ſoll vor der Er: 
nenring die Beteiligten hören, wenn es ohne ers 
hebliche Verzögerung und ohne unverhältnismäßige 
Koſten geichehen fan. 220 1 Die Ernennung des 
Teſtamentsvollſtreckers iſt unwirkſam, wenn er zu 
der Zeit, zu welcher er das Amt anzutreten hat, ges 
ihäftsunfähig oder in der Gejchäftsfähigfeit be= 
ichränft ijt oder nach S1910 zur Bejorgung jeiner 
VBermönendangelegenheiten einen Pfleger erhalten 
hat. 2202 Da3 Amt des Teitamentsvollitrederz 
beginnt mit dem Beitpunkt, in welchem der Er- 
nannte das Amt annimmt. | Die Annahme jowie 
die Ablehnung des Amtes erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem Nachlaßgerichte. Die Erklärung 
kann erjt nach dem Eintritte des Erbfalls abgegeben 
werden ; fie ijt unwirkjam, wenn fie unter einer Be- 
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dingung oder einerZeitbeſtimmung abgegeben wird.] 
Das Nachlaßgeriht kann dem Ernannten auf Ans 
trag eines der Beteiligten eine Friſt zur Erklärung 
über die Annahme bejtimmen. Mit dem Ablaufe 
der Frift gilt das Amt als abgelehnt, wenn nicht 
die Innabıne vorher erklärt wird. 2203 Der 
Teitamentsvollftreder Hat Die —— Ver⸗ 
fügungen des Erblaſſers zur Ausführung zu brin⸗ 
gen. 2204 Der Tejtamentsvolljtreder hat, wenn 
mehrere Erben vorhanden find, die Auseinander- 
jegung unter ihnen nad) Maßgabe der SS 2042 Bis 
2056 zu bewirken. | Der Tejtament3vollitreder Hat 
die Erben iiber den Auseinanderjegungsplan vor 
der Ausführung zuhören. B205 Der Teſtaments⸗ 
volljtreder hat den Nachlaß zu verwalten. Er ijt 
insbejondere berechtigt, den Nachlaß in Befiß zu 
nehmen und über die Nachlaßgegenſtände zu ver: 
fügen. Bu unentgeltlichen Verfügungen ijt er nur 
berechtigt, ſoweit fie einer fittlihen Pflicht oder 
einer auf den Anjtand zu nehmenden Rüdficht ent- 
iprechen. 2206 Der Teftamentövollitreder 2 be= 
rechtigt, Verbindlichkeiten für den Nachlaß einzu: 
geben, joweit die Eingehung zur este dei 

erwaltung erforderlich ift. Die Verbindlichkeit zu 
einer Verfügung über einen Nachlaßgegenſtand kann 
der Tejtamentsvollitreder für den Nachlaß aud) dann 
eingehen, wenn er zu der Verfügung berechtigt ift.] 
Der Erbe ift verpflichtet, zur Eingehung ſolcher Ver 
bindlichkeiten feine Einwilligung zu erteilen, unbe= 
5— des Rechtes, die Beſchränkung feiner Haftung 
ür die Nachlaßverbindlichkeiten geltend zu machen. 
2207 Der Erblafjer kann anordnen, daß der 
Zeitamentsvollitreder in der Eingehung von Ver— 
bindlichkeiten für den Nachlaß nich beichräntt fein 
joll. Der Tejtament3volljtreder tjt auch in einem 
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ſolchen Falle zu einem Schenfungsverjprechen nur 
nah Maßgabe des $ 2205 Sa 3 beredhtigt. 2208 
Der Teitamentövolljtreder hat die in den $$ 2203 bis 
2206 bejtimmten Rechte nicht, Joweit anzunehmen 
ijt, daß fie ihm nach dem Willen des Erblafjers nicht 
zujtehen follen. Unterliegen der Verwaltung des 
Teftament3vollftreders nur einzelne Nachlaßgegen— 
jtände, ſo ftehen ihm die im $2205 Satz 2 bejtimmt= 
zen Befugnifje nur in Anjehung diefer Gegenjtände 
zu. | Hat der Teſtamentsvollſtrecker Verfügungen 
des Erblafjerd nicht ſelbſt zur Ausführung zu brine 
gen, jo kann er die Ausführung von dem Erben ver- 
langen, jofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers 
anzunehmen tft. 2209 Der Erblafjer kann einem 
Teitament3vollitreder die Verwaltung des Nache 
lajjes übertragen, ohne ihm andere Aufgaben als 
die Verwaltung zuzuweiſen; er kann auch anord- 
nen, daß der Teitament3vollitreder die Berivaltung 
nach der Erledigung der ihm ſonſt zugewiejenen 
Aufgaben per He hat. Sm Bweifel iſt anzu= 
nehmen, daß einem ſolchen Tejtamentsvollitreder 
die im $ 2207 bezeichnete Ermächtigung erteilt ift. 
2210 Eine nad) $ 2209 getroffene Anordnung 
wird unwirkſam, wenn jeit dem Erbfalle 30 Sabre 
verjtriden find. Der Erblafjer kann jedoch anord- 
nen, daß die Verwaltung bis zum Tode des Erben 
oder des Tejtamentövollitreder3 oder bis zum Ein— 
tritt eine anderen Ereignifjes in der Perſon des 
Einen oder des Anderen all VER joll. Die Vor: 
jchrift des $ 2163 Abi. 2 findet entiprechende An— 
wendung. 2211Ueber einen der Verwaltung des 
Teſtamentsvollſtreckers unterliegenden Nachlaß» 
gegenjtand kann der Erbe Ange | DieBor- 
Schriften zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von 
einem Nichtberechtigten herleiten, finden entjpre- 
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chende Anwendung. 2212 Ein der Verwaltung 
des Teitament3vollitrederd unterliegendes Recht 
fann nur von dem Teſtamentsvollſtrecker gerichtlich 
eltend gemachtwerden. 2 13 Ein Anjpruch, der 
— gegen den Nachlaß richtet, kann ſowohl gegen 
en Erben als gegen den Teitamentsvolljtredfer ges 
richtlich geltend gemacht werden. Steht dem Teita= 
ment3volitreder nicht die Verwaltung des Nach— 
laſſes zu, jo tjt die Geltendmadung nur gegen den 
Erben zuläjftg. Ein Pflichtteilsanſpruch kann, auch 
wenn dem Tejtamentsvollitreder die Verwaltung 
de3 Nachlajjes zusteht, nur gegen den Erben geltend 
gemacht werden. | Die Borkhrift des $ 1958 findet 
auf den Tejtamentsvollitreder feine Anwendung. | 
Ein Nachlaßgläubiger, der jeinen Anſpruch gegen 
den Erben geltend madt, kann den Anjpruch aud) 
gegen den Teſtamentsvollſtrecker dahin geltend 
maden, daß diejer die Zwangsvollitredung in die 
—* Verwaltung unterliegenden Nachlaßgegen— 
tände dulde. 2214 Gläubiger des Erben, die 
nicht zu den Nachlaßgläubigern gehören, können 
ſich nicht an die der Verwaltung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers unterliegenden Nachlaßgegenſtände 
halten. 2215 Der Teſtamentsvollſtrecker hat dem 
Erben unverzüglich nach der Annahme des Amtes 
ein Berzeichnis der jeiner Verwaltung unterliegen 
den Nachlaßgegenjtände und der befannten Nach— 
laßverbindlichkeiten mitzuteilen und ihm die zur 
Aufnahme des Inventars ſonſt erforderliche Bei— 
hilfe zu leiten. | Das Verzeichnis ift mit der Ans 
gabe des Tages der Aufnahme zu verjehen und von 
dem Tejtamentsvolljtreder zu unterzeichnen; der 
Zeitamentövollitreder hat auf erlangen die Untere 
zeichnung öffentlich beglaubigen zu 7 | Der 
Erbe kann verlangen, daß er bei der Aufnahme des 
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Berzeichnifjes zugezogen wird. | Der Teſtaments⸗ 
volljtreder ift berechtigt und auf Verlangen des 
Erben verpflichtet, das Verzeichnis durch die zuftän- 
dige Behörde oder durch einen zuftändigen Beamten 
oder Notar aufnehmen zu lafjen. Die Kojten der 
Aufnahme und der Beglaubigung fallen dem Nach— 
Iafje zur Laft. 216 Der Teitamentsvolljtretfer 
tft zur Ar a ja Verwaltung des Nachlafjes 
verpflichtet. | Anordnungen, die der Erblajjer 

die Verwaltung durch legtwillige Verfügung ges 
troffen Hat, find von dem Teſtamentsvollſtrecker zu 
befolgen. Sie fünnen jedoch auf Antrag des Teſta— 
mentövollitrederd oder eines anderen Beteiligten 
von dem Nachlaßgericht außer Kraft gejekt werden, 
wenn ihre Befolgung den Nachlaß erheblich gefähr— 
den würde. Das Gericht joN vor der et 
joweit thunlich die Beteiligten hören. 21 
Der Teitamentsvollitreder Hat Nachlaß —— 
deren er zur Erfüllung ſeiner Obliegenhe ten offen= 
bar nicht bedarf, dem Erben auf Verlangen zur 
freien Verfügung zu überlafjen. Mit der Ueber: 
lafjung erliiht jein Recht zur Verwaltung der 
Gegenjtände. | Wegen Nachlaßverbindlichkeiten, Die 
nicht auf einem Vermächtnis oder einer Auflage 
beruhen, jowie wegen bedingter und betagter Ver— 
mädhtnifje oder Auflagen kann der Teſtamentsvoll⸗ 
ftreder die Ueberlafjung der Gegenftände nicht ver— 
weigern, wenn der Erbe für die Berichtigung der 
Berbindlichkeiten oder für die Vollziehung der Ver— 
mächtnifje oder Auflagen Sicherheit leijtet. 2218 
Auf das Rechtöverhältnis zwijchen dem Teſtaments— 
volljtreder und dem Erben finden die für den Auf- 
trag geltenden Vorjchriften der SS 664, 666 bis 668, 
670, des $ 673 Sat 2 und des $ 674 entjprechende 
Anwendung. | Bei einer länger dauernden Verwal⸗ 
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tung kann der Erbe jührlih Rechnungslegung ver- 
langen. 2219 Verlegt der Tejtamentsvollitreder 
die ihm obliegenden Berpflichtun eu. ift er, wenn 
ihm ein Verſchulden zur Laſt fällt, für den daraus 
entjtehenden Schaden dem Erben und, joweit ein 
Vermächtnis zu vollziehen ift, auch dem Vermächt— 
nisnehmer verantiwortlich. | Mehrere Teſtaments— 
vollitreder, denen ein Verſchulden zur Laſt fällt, 
haften al3 Gejamtjchuldner. 2220 Der Erblafier 
fann den Tejtamentsvollitreder nicht von den ihm 
nach den $$ 2215, 2216, 2218, 2219 obliegenden 
Verpflichtungen befreien. D221 Der Tejtament3- 
volljtreder kann für die Führung feines Amtes eine 
—— — verlangen, ſofern nicht der 
Erblaſſer ein anderes beſtimmt hat. 2222 Der 
Erblatjer fann einen Tejtamentsvollitreder auch zu 
dent Ziwede ernennen, daß diejer bis zu dem Ein: 
tritt einer angeordneten Nacherbfolge die Rechte des 
Nacherben ausübt und deſſen Pflichten erfüllt. 
2223 Der Erblafjer kann einen Tejtamentsvoll- 
ftredler auch zu dem Zwecke ernennen, daß diejer für 
die Ausführung der einem Vermächtnisnehmer aufs 
erlegten Bejchwerungen ſorgt. 2224 Mehrere 
ee ek führen das Amt gemeinjchaft- 
li; bei einer Meinungsverjchiedenheit entjcheidet 
das Nachlaßgericht. Fällt einer von ihnen weg, 
jo führen die übrigen das Amtallein. Der Erblafjer 
fann abweichende Anordnungen treffen. | Seder 
Zejtament3volljtreder iſt berechtigt, ohne Zuſtim— 
mung der anderen Tejtamentspollitreder diejenigen 
Mabregeln zu treffen, welche zur Erhaltung eines 
der —— Verwaltung er 
Na nagegen fanden notwendig find. 2225 Das 
een des Teſtamentsvollſtreckers erlifcht, wenn er 
ftirht oder wenn ein Fall eintritt, in welchem: die 
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Ernennung nad $ 2201 unwirkſam fein würde. 
2226 Der Teſtamentsvollſtrecker kann das Amt 
jederzeit kündigen. Die Kiindigung erfolgt durch 
— er dem Rachlangerichte. Die Bor= 
Ichriften des 8 671 Ab}. 2, 3 finden entjprechende 
Anwendung. 2227 Das Nachlaßgericht kann den 
Tejtamentspollitreder auf Antrag eines der Bes 
teiligten entlafjen, wenn ein wichtiger Grund vor— 
liegt; ein folder Grund iſt insbeſondere grobe 
Bilich:verlepung oder ei zur ordnungs⸗ 
mäßigen Gejchäftsführung. | Der Tejtament2voll- 
ſtrecker jo vor der Entlafjung wenn thunlich ges 
hört werden. 2228 Das Nachlaßgericht hat die 
Einfiht der nach $ 2198 Abi. 1 Sat 2, $ 2199 
ut 3, $ 2202 Abſ. 2, $ 2226 Cab 2 abgegebenen 
Erklärungen jedem zu gejtatten, der ein rechtliches 
Intereſſe glaubhaft macht. 

Siebenter Titel. Errichtung und 
Aufhebung eines Testaments. 2229 
Wer in der Gejchäftsfähigkeit beſchränkt ift, bedarf 
zur Errichtung eines Teſtaments nicht der Zuftim= 
mung feines gejeglichen Vertreters. | Ein Minder- 
jähriger fann ein Teſtament erjt errichten, wenn er 
das 16. Lebenzjahr vollendet Hat. | Wer wegen 
Geiſtesſchwäche, Verichwendung oder Trunkſucht ent— 
mündigt iſt, kann ein Teſtament nicht errichten. Die 
Unfähigkeit tritt ſchon mit der Stellung des Antrags 
ein, auf Grund deſſen die Entmündigung erfolgt. 
2230 Hat ein Entmündigter ein Teſtament er— 
richtet, bevor der die Entmündigung ausjprechende 
Beihluß unanfehhtbar geworden tft, fo fteht die Ent— 
miündigung der ®iltigfeit des Tejtaments nicht ent— 
gegen, wenn der Entmündigte noch vor dem Ein 
tritte der Unanfechtbarfeit ftirbt. | Das Gleiche gilt, 
wenn der Entmündigte nach der Stellung des An— 
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trag3 auf Wiederaufhebung der Entmündigung ein 
Teitament errichtet und die Entmündigung dem Ans 
trage gemäß wiederaufgehoben wird. 231 Ein 
Teitament kann in ordeitlicher Form errichtet wer: 
den: 1. vor einem Richter oder vor einem Notar; 
2. durch eine von dem Erblafjer unter Angabe des 
Drte3 und Tages eigenhändig geichriebene und unters 
jhriebene Erklärung. 2232 Für die Errichtung 
eines Tejtament3 vor einem Richter oder vor einem 
Notar gelten die Vorſchriften der $$ 2233 bis 2246. 
2233 Zur Erridtung des Tejtament3 muß der 
Richter einen Gerichtöfchreiber oder zwei Zeugen, 
der Notar einen zweiten Notar oder zwei Zeugen 

uziehen. 2234 Al Richter, Notar, Gericht3s 
Ihreiber oder Zeuge fann bei der Errichtung des 
Teitaments nicht mitwirken: 1. der Ehegatte des 
Erblajjers, auch wenn die Ehe nicht mehr bejteht; 
2. wer mit dem Erblafjer in gerader Linie oder im 
zweiten Grade der Geitenlinie verwandt oder vers 
Kl ert ijt. 2235 AB Richter, Notar, Gerichtös 
jchreiber oder Zeuge kann bei der Errichtung des 
Teſtaments nicht mitwirken, wer indem Tejtamente 
bedacht wird oder wer zu einem Bedachten in einem 
Berhältnijje der im $ 2234 bezeichneten Art jteht. | 
Die Mitwirkung einer hiernach ausgejchlojjenen 
Perſon Hat nur zur Folge, daß die Zuwendung an 
den Bedachten nichtig iſt. 2236 Als Gerichts⸗ 
ſchreiber oder zweiter Notar oder Zeuge kann bei 
der Errichtung de3 Teſtaments nicht mitwirken, wer 
zu dem Richter oder dem beurkundenden Notar in 
einem Verdältnifje der im $ 2234 bezeichneten Art 
Iteht. 2237 ALS Zeuge joll bei der Errichtung des 
Teſtaments nicht mitwirken: 1. ein Minderjähriger; 
2. wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig ers 
Märt iſt, während der Zeit, fiir welche die Aberken⸗ 
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nung der Ehrenrechte erfolgt tft; 3. wer nad) den 
Vorſchriften der Strafgejege unfähig ijt, als Zeuge 
eidlich vertommen zu werden; 4. wer als Gejinde 
oder Gehilfe im Dienjte des Richters oder des beur— 
fundenden Rotars jteht. 2238 Die Errichtung des 
Teſtaments erfolgt in der Weije, daß der Erblaſſer 
Dein Richter oder dem Notar feinen legten Willen 
mündlich erklärt oder eine Schrift mit der münd— 
lihen Erklärung übergiebt, daß die Schrift jeinen 
legten Willen enthalte. Die Schrift fann offen oder 
verjchlojjen übergeben werden. Sie kann von dem 
Erblajjer oder von einer anderen Berjon gejchrieben 
jein.| Wer minderjährig iſt oder Gejchriebenes nicht 
zu lejen vermag, kann das Tejtament nur duch 
mündliche Erklärung errichten. 2239 Die bei der 
Errihtung des Tejtaments mitwirfenden Berjonen 
müjjen während der ganzen Berhandlung zugegen 
fein. 2240 Ueber die Errichtung des Tejtantents 
muß ein Protokoll in deuticher Sprache aufgenonts 
men werden. SAL Das Protokoll mus enthalten: 
1. Ort und Tag der Verhandlung ; 2. die Bezeiche 
nung des Erblafjerd und der bei der Berhandlung 
mitwirfenden Perſonen; 3. die nach $ 2238 erfor— 
derlihden Erklärungen des Erblafjers und im Falle 
der Mebergabe einer Schrift die Fejtjtellung der 
Uebergabe. 2242 Das Protokoll muß vorges 
lejen, von dem Erblaſſer genehmigt und von 
ihm eigenhändig unterjchrieben werden. Im Pros 
tofolle muB fejtgeitellt werden, daß dies geichehen 
iſt. Das Protokoll joll dem Erblafjer auf Vers 
langen auch zur Durchſicht vorgelegt werden. | 
Erklärt der Erblafjer, daß er nicht ſchreiben könne, 
jo wird feine Unterjchrift durch die Feſtſtellung dieſer 
Erklärung im Protokoll erjegt.| Das Protokoll muß 
von den mitwirkenden Berjonen unterjchrieben wer— 
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ben. 2243 Wer nach) der Ueberzeugung des Rich— 
ter3 oder des Notars ſtumm oder Son am Spreden 
verhindert ift, fann das Tejtament nur durch Uebers 
gabe einer Schrift errichten. Er muß die Erklärung, 
ß die Schrift feinen legten Willen enthalte, bei 
der Verhandlung eigenhändig in das Protokoll oder 
auf ein befonderes Blatt jchreiben, das dem Proto— 
toll al3 Anlage beigefügt werden muß. | Das eigen 
händige Niederjchreiben der Erklärung jowie die 
Heberzeugung des Richter3 oder des Notar, daß der 
Erblaſſer am Sprechen verhindert tjt, mu& im Pro— 
tofolle Eugen werden. Da3 Protokoll braudt 
von dem Erblafjer nicht bejonderd genehmigt zu 
werden. 2244 Erklärt der Erblajjer, daß er der 
deutichen Sprache nicht mächtig jet, Jo muß bei der Er— 
rihtung des Teſtaments ein vereideter Dolmetjcher 
zugezogen werden. Auf den Dolmeticher finden die 
nnach den $$ 2234 bis 2237 für einen Zeugen gelten 
den Borjchriften entiprechende I. | Da3 
Protololl muß in die Sprache, in der ſich der Erb— 
lafjer erklärt, überjegt werden. Die Ueberjegung 
muß von dem Dolmetjcher angefertigt oder beglau— 
bigt und vorgelejen werden; die Heberfegung muß 
den Protokoll al3 Anlage wer werden. | Da3 
Protofoll muß die Erklärung des Erblaffers, daß er 
der deutſchen Sprache nicht mächtig jet, ſowie den 
Namen des Dolmetjicherd und die Feitjtellung ent— 
halten, daß der Dolmetjcher die Meberjegung ange— 
fertigt oder beglaubigt und fie vorgelejen Hat. Der 
Dolmetiher muß das Protokoll unterjchreiben. 
2245 Sind fäntliche mitwirkende Berfonen ihrer 
Berjicherung nach der Sprache, in der ſich der Erb- 
laſſer erklärt, mächtig, jo iſt die Buziehung eines 
Dolmetjchers nicht erforderlich. Unterbleibt die Zus 
ziehung eines Dolmetfchers, jo muß das Prototoll 
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in ber fremden Sprache aufgenommen werden und 
die Erklärung des Erblafjerd, daß er der deutichen 
Sprade nicht mächtig jet, jowie die Verficherung der 
mitwirfenden Berjonen, daß fie der fremden Sprache 
mächtig jeien, enthalten. Eine deutjche Ueberſetzung 
fol al3 Anlage beigefülgt werden. 2246 Das über 
die Errichtung des Teftaments aufgenommene Bros 
tofoll ſoll nebjt Anlagen, insbejondere im alle der 
Erridtung durch Mebergabe einer Schrift nebſt diejer 
Schrift, von dem Richter oder dem Notar in Gegen= 
wart der übrigen mitwirfenden Berjonen und des 
Erblafjer mitdem Amtsſiegel verſchloſſen, mit einer 
das Tejtament näher bezeichnenden Aufichrift, die 
von dem Richter oder dem Notar zu unterjchreiben 
ist, verjehen und in bejondere amtliche Verwahrung 
gebracht werden. | Dem Erblafjer joll über das in 
amtliche Verwahrung genommene Teitament ein 
Hinterlegungsichein erteilt werden. 2247 Wer 
minderjährig iſt oder Gejchriebeites nicht zu Iefen 
vermag, fann ein Teſtament nicht nach 3 2231 Nr.2 
errichten. 248 Ein nad 8 2231 Nr. 2 errichtetes 
Teſtament ift auf Verlangen des Erblafjer3 in amt= 
liche Verwahrung zu nehmen. Die Borjchrift des 
8 2246 Abi. 2 findet Anwendung. 2249 Sit zu 
bejorgen, daß der Erblajjer früher jterben werde, 
als die Errihtung eines Tejtament3 vor einem 
Richter oder vor einem Notar möglich ijt, jo kann 
er da3 Teftament vor dem Vorſteher der Gemeinde, 
in der er fi} aufhält, oder, falls er fich in dem Bes 
reich eines Durch Landesgeje einer Gemeinde gleich 

eftellten Verbandes oder Gutsbezirkes aufhält, vor 
* Vorſteher dieſes Verbandes oder Bezirkes ers 
rihten. Der Vorjteher muß 2 Zeugen zuziehen. 
Die Vorſchriften der 88 2234 bis 2246 finden An 
wendung; der Vorjteher tritt an die Stelle des 
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Richters oder des Notars. | Die Beforgnis, daß die 
Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter oder 
vor einem Notar nicht mehr möglich fein werde, muß 
im Brototolle feitgejtellt werden. Der Giltigkeit des 
Teſtaments fteht nicht aigegen, daß die Bejorgnis 
nicht begründet war. 2250 Wer fih an einem 
Orte aufhält, der infolge des Ausbruchs einer Krank— 
heit oder infolge jonftiger außerordentlidher Um 
ftände dergeftalt abgejperrt tft, daß die Errichtung 
eines Tejtaments vor einem Richter oder vor einem 
Notar nicht möglich oder erheblich erjchwertift, kann 
das Tejtament in der durch den $ 2249 Abf. 1 be 
ftimmten Form oder durch mündliche Erklärung vor 
3 Beugen errichten. | Wird die mündliche Erklärung 
vor 3 Zeugen gewählt, jo muß über die Errichtung 
des Tejtament3 ein Brotofoll aufgenommen werden. 
Auf die Zeugen finden die Vorſchriften der SS 2234, 
2235 und des $ 2237 Nr.15i3 3, auf das Protokoll 
finden die Vorſchriften der SS 2240 bis 2242, 2245 
Anwendung. Unter Buziehung eines Dolmetſchers 
kann ein Tejtament in diefer Form nit errichtet 
werden. 2251 Wer fich während einer Seereije 
an Bord eines deutjchen, nicht zur Kaiſerlichen Ma— 
rine gehörenden Fahrzeugs außerhalb eines inlän- 
diſchen Hafens befindet, fann ein Teftament dur 
mündlide Erklärung vor 3 Beugen nad) $ 2250 
errihten. 225% Ein nad) 8 9, 8 2250 oder 
8 2251 errichtete ea pre als nicht errichtet, 
wenn jeit der Erridtung 3 Monate verftrichen find 
und der Erblafjer noch lebt. | Beginn und Lauf der 
Friſt find gehemmt, jolange der Erblafjer außer: 
ftande it, ein Teftament vor einem Richter oder 
vor einem Notar zu errichten. | Tritt im Falle des 
$ 2251 der Erblafjer vor dem Ablaufe der Frift eine 
neue Seereife an, fo wird die Friſt dergeftalt unters 
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brochen, daß nach der Beendigung der neuen Reife 
die volle Frift von neuem zu laufen beginnt.| Wird 
der Erblaſſer nad) dem Ablaufe der a fiir tot ere 
Härt, jo behält das Teſtament feine Kraft, wenn die 

riſt zu der Beit, zu welcher der Erblafjer den vor= 

andenen Nachrichten zufolge noch qelebt Hat, noch 
nicht verjtrihen war. 2253 Ein Teftament jowie 
eine einzelne in einem Tejtament enthaltene Ver— 
fügung kann von dem Erblafjer jederzeit widerrufen 
werden. | Die Entmündigung des Erblafjers wegen 
Geiſtesſchwäche, Berihwendung oder Trunkſucht 
fteht dem Widerruf eines vor der Entmündigung er— 
richteten Tejtaments nicht entgegen. 2254 Der 
Widerruf erfolgt durch Teſtament. 2255 Ein 
Teſtament kann auch dadurch widerrufen werden, 
daß der Erblaſſer in der Abjicht, e8 aufzuheben, die 
Tejtamentsurkunde vernichtet oder an ihr Verände— 
rungen vornimmt, durch die der Wille, eine jchrift- 
liche ee aufzuheben, ausgedrücdt zu 
werden pflegt. | Hat der Erblafjer die Teſtaments— 
urkunde vernichtet oder im der bezeichneten Weije 
verändert, jo wird vermutet, daß er die Aufhebung 
des Teſtaments beabfichtigt Habe. 2256 Ein vor 
einem Richter oder vor einem Notar oder nad) $ 2249 
errichtetes Teſtament gilt als widerrufen, wenn die 
in amtliche Verwahrung genommene Urkunde dem 
Erblafjer zurücdgegeben wird. | Der Erblafjer kann 
die Rüdgabe jederzeit verlangen. Die Rückgabe darf 
nur an den Erblafjer perjönlich erfolgen.| Die Vor— 
Schriften des Abſ. 2 gelten auch für ein nach $ 2248 
Hinterlegtes Tejtament; die Rückgabe ift auf die 
Wirkſamkeit des Teftaments ohne Einfluß. 2257 
Wird der durch Tejtament erfolgte Widerruf einer 
legtwilligen Verfügung widerrufen, jo ijt die Ver— 
fügung wirkſam, wie wenn fie nicht widerrufen 
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worden wäre. 2258 Durch die Errichtung eines 
Teſtaments wird ein früheres Tejtament injoweit 
auigehoben, al3 das jpätere Tejtament mit dem 
früheren in Widerſpruch fteht. | Wird das ipätere 
Zeitament widerrufen, jo ift das frühere Tejtament 
in gleicher Weije wirkjant, wie wenn e& nicht auf- 
gehoben worden wäre. 2259 Wer ein Tejtament, 
das nicht in amtliche Verwahrung gebracht iſt, im 
Beſitze Hat, iſt verpflichtet, es unverzug lich, nachdem 
er von dem Tode des Erblaſſers Kenntnis erlangt 
hat, an das Nachlaßgericht abzuliefern. | Befindet 
jic ein Teftament bei einer anderen Behörde al 
einem Gericht.oder befindet e3 fich bet einem Notar 
in amtlicher Verwahrung, fo iſt e& nad) dem Tode 
des Erblaſſers an das Nachlaßgericht abzuliefern. 
Das Nachlaßgericht Hat, wenn es von dem Teſta⸗ 
mente Kenntnis erlangt, die Ablieferung zu veran- 
laſſen. 2260 Das Nachlaßgericht hat, fobald es 
non dem Tode des Erblafjers Kenntnis erlangt, zur 
Eröffnung eines in feiner Verwahrung befindlichen 
Teſtaͤments einen Termin zu bejtimmen. Zu dem 
Termine follen die —— Erben des Erblaſſers 
und die ſonſtigen Beteiligten ſoweit thunlich geladen 
werden. | In dem Termin iſt das Teſtament zu 
öffnen, den Beteiligten zu verkünden und ihnen auf 
Berlangen vorzulegen. Die Verkündung darf im 
Halle der Vorlegung unterhleiber. | Ueber die Er⸗ 
öffnung iſt ein Protokoll aufzunehmen. War das 
Zeitament verichlofien, fo ift in dem Protokolle feſt⸗ 
zuftellen, ob der Verfchluß unverfehrt war. 2261 
Hat ein anderes Gericht als das Nachlaßgericht das 
Tejtament in amtlicher Verwahrung, jo liegt dem 
anderen Gerichte die Eröffnung des Tejtaments ob. 
Das Tejtament ijt nebjt einer beglaubigten Ab} 9 
des über die Eröffnung aufgenommenen Proto 
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dem Nachlaßgerichte zu liberfenden; eine beglaus 
bigte Abjchrift des Teitament3 ift zurüdzubehalten. 
2262 Da: Nachlaßgericht hat die Beteiligten, 
welche bei der Eröffnung de3 Teftaments nicht zu— 

egen geweſen jind, von dem jie betreffenden In— 
alte des Teſtaments in Kenntnis zu jegen. 2263 
Eine Anordnung des Erblafjerd, durch die er ver- 
bietet, da3 Teftament alsbald nach feinem Tode zu 
eröffnen, er nichtig. 2264 Wer ein redhtliches 
Intereſſe glaubhaft macht, ift berechtigt, von einem 
eröffneten Teſtament Einficht zu nehmen jowie eine 
Abichrift des Teſtaments oder einzelner Teile zu 
— die Abſchrift iſt auf Verlangen zu beglau— 

en. 


Achter Titel. Gemeinschaftliches 
Testament. 2265 Ein gemeinjchaftliches 
Teſtament kann nur von Ehegatten errichtet werden. 
2266 Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann nach 
82249 auch dann errichtet werden, wenn die Voraus— 
jegung des $ 2249 nur auf Seiten eines der Ehes 
gatten vorliegt. 2267 Zur Errichtung eined ge— 
meinjchaftlicden Tejtament3 nach $ 2231 Nr. 2 ges 
nügt e3, wenn einer der Ehegatten das Teſtament 
in der dort vorgejchriebenen Form errichtet und der 
andere Ehegatte die Erklärung beifügt, daB da3 
Teſtament auch als fein Tejtament gelten folle. Die 
Erklärung muß unter Angabe des Ortes und Tages 
eigenhändig gejchrieben und unterjchrieben werden. 
2268 Ein gemeinichaftliches Teſtament ift in den 
Füllen des $ 2077 feinem ganzen Inhalte nach uns 
wirkfam. | Wird die Ehe vor dem Tode eines der 
Ehegatten aufgelöjt oder liegen die Borausjeßungen 
des 8 2077 Ab. 1 Sab 2 vor, jo bleiben die Verfüs 

ungen infoweit wirkjam, als anzunehmen tft, daß 
ie auch für diefen Fall getroffen jein würden. 
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2269 Haben die Ehegatten in einem gemeinidhaft- 
lien Tejtamente, durch das fie ſich gegenjeitig als 
Erben einjegen, bejtimmt, daß nad) dem Tode des 
Ueberiebenden der beiderjeitige Nachlaß an einen 
Dritten fallen foll, jo ijt im Sweifel anzunehmen, 
daß der Dritte für den gejamten Nachlaß als Erbe 
de3 zulegt verjterbenden Ehegatten eingejegt tit. | 
Haben die Ehegatten in einem jolden Tejtament 
ein Vermächtnis angeordnet, das nad) dem Tode 
des Ueberiebenden erfüllt werden joll, jo ijt im Zwei— 
fel anzunehmen, daß da3 Vermächtnis dem Bedach— 
ten erſt mit dem Tode des Ueberlebenden anfallen 
joll. 2270 Haben die Ehegatten in einem gemein= 
Ichaftlicden Tejtamente Berfügungen getroffen, von 
denen anzunehmen ijt, daß die Verfügung des einen 
nicht ohne die Verfügung des anderen — ſein 
würde, ſo hat die Nichtigkeit oder der Widerruf der 
einen Verfügung die Unwirkſamkeit der anderen zur 
Folge. | Ein ſolches Verhältnis der Verfügungen zu 
einander ift im Zweifel anzunehmen, wenn jich die 
Ehegatten gegenjeitig bedenken oder wenn dem einen 
Ehegatten von dem anderen eine Zuwendung ges 
macht und für den Fall des Ueberlebens des Bes 
dachten eine Verfügung zu Gunſten einer Perſon 
getroffen wird, die mit dem anderen Ehegatten ver 
wandt ijt oder ihm jonjt nahe jteht. | Auf andere 
Verfügungen als Erbeinjegungen, Bermächtnifje 
oder Auflagen findet die Vorjchrift des Abſ. 1 feine 
Anwendung. 2271 Der Widerruf einer Berfüs 
gung, die mit einer Verfügung des anderen Ehe— 
gatten in dem im 3 2270 bezeichneten Berhältnijje 
iteht, on bei Lebzeiten der Ehegatten nach den 
für den Rücktritt von einem Erbvertrage geltenden 
Borfchriften des $2296. Durch eine neue Verfügung 
von Todeswegen kann ein Ehegatte bei Lebzeiten des 


88 2269-2276. 505 


anderen feine Verfügung nicht einfeitig aufheben. | 
Das Recht zum Widerruf erliicht mit dem Tode des 
anderen Ehegatten; der Meberlebende kann jedod) 
feine ————— aufheben, wenn er das ihm Zuge— 
wendete ausjchlägt. Auch nach) der Annahme der 
Bumendung ift der Meberlebende zur Aufhebung nad) 
Maßgabe des 82294 und des $2336 berechtigt. | Sit 
ein pflichtteiläberechtigter Abklömmling der Ehe— 
2 oder eines der Ehegatten bedadıt, jo findet 

ie Vorſchrift des $ 2289 Abſ. 2 entjprechende An— 
wendung. 2272 Ein gemeinjchaftlichesZTejtament 
fann nad) $ 2256 nur von beiden Ehegatten zurücde 
genommen werden. 2373 Bei der Eröffnung eines 
gemeinjchaftlichen Tejtaments find die Verfiigungen 
des iiberlebenden Ehegatten, ſoweit fie ſich jondern 
lafjen, weder zu verkiinden noch ſonſt zur Kenntnis 
der Beteiligten zu bringen. Bon den Verfügungen 
de3 verjtorbenen Ehegatten ijt eine auge Ab⸗ 
ſchrift anzufertigen. Das Teſtament iſt wieder zu 
verſchließen und in die beſondere amtliche Verwah— 
rung zurückzubringen. 


Vierter Abſchnitt. Erbvertrag. 


227 4 Der Erblaſſer kann einen Erbvertrag nur 
perjönlich jchließen. 2275 Einen Erbvertrag kann 
al Erblafjer nur Schließen, wer unbeichräntt ges 
ichäftsfähig iſt. Ein Ehegatte fanr als Exblafier 
mit jeinem Ehegatten einen Erbvertrag jchlieken, 
auch wenn er in der Gejchäftsfähigfeit beſchränkt 
ift. Er bedarf in diefem Falle der Zuftimmung 
feines geſetzlichen Vertreters ; iſt der geſetzliche Ver— 
treter ein Bormund, jo tft auch die Genehmigung 
des Vormundichaftögerichts erforderlich. | Die Vor— 
Schriften des Abſ. 2 gelten auch fiir VBerlobte. 2276 
Ein Erbvertrag kann nur vor einem Richter oder 
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dor einem Notar bei gleichzeitiger Anwejenheit bei⸗ 
der Teile geichloffen werden. Die VBorjchriften der 
zz 2233 bis 2245 finden Anwendung; was nad) 
diejen Vorichriften für den Erblaffer gilt, gilt für 
jeden der Vertragichliegenden. | Für einen Erbvers: 
trag zwiſchen Ehegatten oder zwiſchen Verlobten, 
der mit einem Ehevertrag in derjelben Urkunde ver: 
bunden wird, genügt die für den Ehevertrag vor: 
geſchriebene Form. 2277 Die über einen Erbver⸗ 
trag aufgenommene Urkunde fol nah Maßgabe 
de3 82246 verjchlofjen, mit einer Aufjchrift verfehen 
und in bejondere amtliche Verwahrung gebradt 
werden, fofern nicht Die Barteien das Gegenteil ver: 
langen. Das Gegenteil gilt im Zweifel als ver- 
langt, wenn der Erbvertrag mit einem anderen 
Vertrag in derjelben Urkunde verbunden wird. | 
Leber einen in bejondere anttliche Berwahrung ges 
nommenen Erbvertrag joN jedem der Vertragjchlies 
genden ein Hinterlegungsjchein erteilt werden. 
2278 J einem Erbvertrage kann jeder der Ver—⸗ 
tragſchließenden vertragsmäßige Verfügungen von 
Todeswegen treffen. | Andere Verfügungen als 
Erbeinjegungen, VBermächtniffe und Auflageır kön 
nen vertragsmäßig nicht getroffen werden. 2279 
Auf vertragsmäßige Zuwendungen und Auflagen 
finden die Mir en e Zuwendungen und Auf 
lagen geltenden Borjchriften entiprechende Anwen⸗ 
dung. | Die VBorjchriften des $2077 gelten füreinen 
Erbvertrag zwiſchen Ehegatten oder Berlobten auch 
injoweit, al3 ein Dritter bedacht tft. ®RSO Haben 
Ehegatten in einem Erbvertrage, durch den jte 12 
gegenjeitig als Erben —2* beſtimmt, daß na 

dem Tode des Ueberlebenden der beiderſeitige Nachs 
laß an einen Dritten fallen ſoll, oder ein Bermächts 
nis angeordnet, dag nach dem Tode des Ueberleben⸗ 
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den zu erfüllen iſt, fo finden die Vorſchriften des 
8 2269 entiprechende Unwendung. 228 1Der Erb: 
vertrag kann auf Grund der $$ 2078, 2079 auch von 
dem Erblaffer angefochten werden; zur Anfechtung 
auf Grund des $ 2079 ijt erforderlich, daß der 
Pflichtteilsberechtigte zur Zeit der Anfechtung vor: 
Handen ift. | Soll nach dem Tode des anderen Ber: 
tragichließenden eine zu Gunjten eines Dritten ges 
troffene Verfügung von dem Erblafler angefochten 
werden, jo ijt die Anfechtung dem Nachlaßgerichte 
egenrüber zu erklären. Das Nachlaßgericht ſoll die 
Härung dem Dritten mitteilen. 238% Die Ans 
fechtung fann nicht Durch einen Vertreter des Erbe 
laſſers erfolgen. Iſt der are in der Gejchäftd: 
fähigkeit beichräntt, jo bedarf er zur Anfechtun 
nicht der Zuſtimmung feines geſetzlichen Vertreters. | 
Für einen geihäftsunfähigen Erblafjer kann fein 
gejeglicher Vertreter mit Genehmigung des Vor— 
mundjchaftsaericht3 den Erbvertrag anfechten.| Die 
Anfehtungserklärung bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. 2283 Die Anfechtung 
durch den Erblafjer kann nur binnen Jahresfriſt 
erfolgen. | Die Friſt beginnt im Falle der Anfecht: 
barfeit wegen Drohung mit dem Zeitpunkt, in wel: 
chem die Zwangslage aufhört, inden übrigen Fällen 
mit dem Zeitpunkt, in welchem der Erblafjer von 
dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erlangt. Auf den 
Lauf der Friſt finden die für die Verjährung geltenz 
den Vorſchriften der $$ 203, 206 entiprechende Ans 
wendung. | Hat im alle des $ 2282 Abſ. 2 der ges 
jegliche Vertreter den ag Bar rechtzeitig 
angefochten, jo kann nad) dem Wegfalle der Ges 
sh äftsunfäßigteit der Erblafjer jelbjit den Erbver— 
trag in gleicher Weiſe anfechten, wie wenn er ohne 
gejeglichen Vertreter gewejen wäre. 2284 Die 
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Beitätigung eines anfechtbaren Erbvertrag3 kann 
nur durch den Erblafjer perſönlich erfolgen. Iſt der 
Erblaſſer in der Geſchäftsfähigteit beichrüntt, ſo iſt 
die Beſtätigung ausgeſchloſſen. 2285 Die im 
2080 bezeichneten Perſonen können den Erbvertrag 
auf Grund der 8 2078, 2079 nicht mehr anfechten, 
nenn das Anfechtungsrecht des Erblafjers zur Zeit 
des Erbfalls erlojchen iſt. 2286 Durch den Erb⸗ 
vertrag wird das Recht des Erblaſſers, über ſein 
Bermögen durch Rechtsgeichäft unter Lebenden zu 
verfiigen, nicjt bejchränt. 2287 Hat der Erb— 
lafjer in der Abjicht, den Vertragserben zu beein 
trächtigen, eine Schenkung gemacht, jo Tann der 
Vertragserbe, nachdem ihm die Erbſchaft an efallen 
iſt, von dem Beſchenkten die Herausgabe des Ges 
ſchenkes nach den Borfchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern.| Der 
Anſpruch verjährt in 3 Sahren von dem Anfalle der 
Erbichaft an. 2288 Hat der Erblafjerden Gegen- 
ftand eines vertra a rel Bermädts 
nifjes in der Abjicht, den edachten zu beeinträchti⸗ 
gen, zerjtört, bei Seite geichafft oder beſchädigt, io 
tritt, foweit der Erbe dadurch außerjtand gejegt ift, 
die Reiftung zu bewirken, an die Stelle des Gegen⸗ 
Standes der Wert. | Hat der Erblafjer den Gegen- 
stand in der Abjicht, den Bedachten zu beeintrücdhtis 
gen, veräußert oder belaitet, fo ijt der Erbe verpflich⸗ 
tet, dem Bedachten den Gegenjtand zu verjchaffen 
oder die Belajtung zu befeitigen; auf dieſe Ber: 
pflichtung finden die Vorjchriften des 8 2170 Abj. 2 
entſprechende Anwendung. Iſt die Veräußerung 
oder die Belaftung ſchenkweiſe erfolgt, jo fteht dem 
Bedachten, ſoweit er 393 nicht von dem Erben er⸗ 
langen kann, der im $ 2287 beſtimmte Anſpruch 
gegen den Beichenkten zu. D2289 Durd den Erb» 
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vertrag wird eine frühere lepivillige Verfügung des 
Erblafjerd aufgehoben, ſoweit fie das Recht des vers 
tragsmäßig Bedachten beeinträchtigen würde. In 
dem gleihen Umfang ift eine jpätere Verfiigung 
von Todeöwegen unwirkſam, unbejchadet der Vor— 
fchrift des $ 2297. | Sit der Bedadhte ein pflichtteilds 
berechtigter Ablümmling de3 Erblajjerd, jo kann 
der Erblafler durch eine jpätere legtwillige Ver— 
fügung die nad) $ 2338 zuläfligen Anordnungen 
treffen. 2290 Ein Erbvertrag jowie eine einzelne 
vertragmäßige Berfügung kann durch Vertrag von 
den Perjonen aufgehoben werden, die den Erbver— 
trag geſchloſſen Haben. Nach dem Tode einer diejer 
Berjonen kann die Aufhebung nicht mehr erfolgen.| 
Der Erblafjer kann den Vertrag nur perjöünlic) 
en Sit er n.ı igkeit bejchräntt, 
o bedarf er nicht der Zuſtimmung jeines gejeglichen 
Bertreterd.|Steht der andere Teil unter Bormunds 
ichaft, fo tjt die Genehmigung des Vormundſchafts— 
geriht3 erforderlih. Das Gleiche gilt, wenn er 
unter elterliher Gewalt jteht, es jei denn, daß der 
Vertrag unter Ehegatten oder unter Verlobten ge= 
ichlofjen wird. | Der Vertrag bedarf der im $ 2276 
fir den Erbvertrag vorgeichriebenen Form. 2291 
Eine vertragsmäßige Verfügung, durch die ein Vers 
mächtnis oder eine Auflage angeordnet iſt, kann 
von dem Erblafjer durch Tejtament aufgehoben 
werden. Zur Wirkſamkeit derAufhebung ijtdie Bus 
eg des anderen Bertragjchließenden erfor: 
derlich ; die VBorichriften des $ 2290 Abi. 3 finden 
ge | Die Zuftimmungserflärung bedarf 
der — chen oder notariellen Beurkundung; die 

uſtimmung tft unwiderruflich. 2292 Ein zwi—⸗ 
chen Ehegatten geſchloſſener Erbvertrag kann auch 
urch ein gemeinſchaftliches Teſtament der Ehegatten 
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aufgehoben werden; die Vorſchriften des $ 2290 
Abi. 3 finden Anwendung. 2293 Der Erblajjer 
lann von dem Erbvertrage zurüdtreten, wenn er 
fih den Rüdtritt im Bertrage vorbehalten hat. 
2294 Der Erblafjer kann von einer vertraggmäßis 
gen Verfügung zurüdtreten, wenn fid) der Bedachte 
einer — ſchuldig macht, die den Erblaſſer 
zur —— es Pflichtteils berechtigt oder, falls 
der Bedachte nicht zu Den Pflichtteilsberechtigten ges 
hört, zu der Entziehung berechtigen würde, wenn 
der Bedachte ein Abkömmling des Erblafjer3 wäre. 
2295 Der Erblafjer fann von einer vertragd: 
mäßigen Verfügung zuriüdtreten, wenn die Ber: 
fügung mit Rückſicht auf eine rechtsgeſchäftliche Ver: 
pflihtung des Bedachten, dem Erblafjer für defjen 
Lebenszeit wiederkehrende Leiftungen zu entrichten, 
insbejondere Unterhalt zu gewähren, getroffen iſt 
und die Verpflichtung vor dem Tode des Erblafjers 
aufgehoben wird. 2296 Der Ridtritt kann nicht 
durch einen Vertreter erfolgen. Sit der Erblafjer 
in der Gejchäftsfähigfeit bejchräntt, jo bedarf er 
nicht der Zuftimmung feines gejeglichen Bertreter®.| 
Der Riücdtritt erfolgt dur lärung ee 
dem anderen Bertragjchließenden. Die Erklärung 
bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkun⸗ 
dung. 2297 Soweit der Erblafjer zum Rüdtritte 
berechtigt ijt, fanın er nad) dent Tode des anderen 
Bertragichließenden die vertraggmäßige Verfügung 
durch Teſtament aufheben. Sn den Fällen des 
$ 2294 finden die Vorjchriften des $2336 Abi. 2 bis 
4 entiprechende Anwendung. 298 Sind in einem 
Erbvertrage von beiden Teilen vertraggmäßige Ver⸗ 
fügungen getroffen, jo hat die Nichtigkeit einer dieſer 
Berfügungen die Unwirkſamkeit des ganzen Ber: 
trags zur Folge. Iſt in einem folchen Vertrage 
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der Rücktritt vorbehalten, jo wird durch den Rilds 
tritt eines der Vertragichließenden der ganze Vers 
trag aufgehoben. Das Ridtrittsrecht erlijcht mit 
dem Tode des anderen Vertragichließenden. Der 
Ueberlebende kann jedoch, wenn er das ihm durch 
den Vertrag Zugewendete ausjchlägt, feine Verfü— 
gung duch Tejtament aufheben. | Die Vorjchriften 

e3 Abj. 1 und des Abſ. 2 Sah 1,2 finden feine 
Anwendung, wenn ein anderer Wille der Vertrag— 
Ichliegenden anzunehmen iſt. 2399 Seder der 
—— kann in dem Erbvertrag ein— 
ſeitig jede Verfügung treffen, die durch Teſtament 
getroffen werden kann. | Für eine Verfügung dieſer 
Art gilt da3 Gleiche, wie wenn fie durch Tejtament 

etroffen worden wäre. Die Verfügung kann auch 
in einem — — werden, durch den eine 
a case erfügung aufgehoben wird.| Wird 
der Erbvertrag durch Ausübung des Rücktrittsrecht 
oder Durch Vertrag aufgehoben, jo tritt die Verfü 
gung außer Kraft, jofern nicht ein anderer Wille 
des Erblafjer8 anzunehmen tft. 2300 Die fir die 
Eröffnung eines Teſtaments geltenden Borjchriften 
der $$ 2259 bis 2263, 2273 finden auf den Erbver- 
ges Anwendung, dieVBoriehriften des 
8 2273 Sat 2,3 jedoch nur dann, wenn fich der Erbe 
vertrag in bejonderer amtlicher Verwahrung befin- 
det. 2301 Auf ein Schenfungsverjprechen, wels 
che3 unter der Bedingung erteilt wird, daß der Be— 
ſchenkte den Schenker überlebt, finden die Vorſchrif— 
ten über Verfügungen von Todeswegen Anwen— 
dung. Das Gleiche gilt für ein fchenkweije unter 
diefer Bedingung erteilte3 Schuldverjprechen oder 
Schuldanerkenntnis der in den $$ 780, 781 bezeich— 
neten Art. | Bollzieht der Schenker die Schentung . 
durch Leiftung des zugewendeten Gegenjtandes, jo 
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finden die Vorichriften über Schenkungen ımter 
Lebenden Anwendung. 230% Ein Vertrag, durd) 
den Sich jemand verpflichtet, eine Verfügung von 
Fodeswegen zu errichten oder nicht zu errichten, 
aufzuheben oder nicht aufzuheben, ijı nichtig. 


Fünfter Abſchnitt. Fflihtteif. 

2303 Sit ein Ablömmling des Erblafjer3 durch 
Verfiigung von Todeswegen von der Erbfolge aus— 
geichlofien, jo fann er von dem Erben den Bilicht- 
teil verlangen. Der Pflichtteil bejteht in der Hälfte 
des Wertes des gejeplichen Erbteil. | Das gleiche 
Recht jteht den Eltern und dem Ehegatten des Erb: 
Iajjers zu, wenn fie durch Verfügung von Todes: 
wegen von der Erbfolge ausgeichloffen find. 2304 
Die Zuwendung des Pflichtteils ift Im Zweifel nicht 
als Erbeinfetung anzufehen. 2305 Sit einem 
Pflichtteilsberechtigten ein Erbteil hinterlafjen, der 

eringer ift als die Hälfte des gejeglichen Erbteils, 

o kann der Pflichtteilsberechtigte von den Miterben 
als Pflichtteil den Wert des an der Hälfte fehlenden 
Teiles verlangen. 2306 Sit ein al3 Erbe beru— 
fener Pflichtteilberechtigter dur die Einſetzung 
eines Nacherben, die Ernennung eines Teſtaments— 
pollitreders oder eine Teilingsanordnung beſchränkt 
oder ijt er mit einem Vermächtnis oder einer Auf: 
lage bejchtvert, fo gilt die Beſchränkung oder die Be- 
ſchwerung als nicht angeordnet, wenn der ihm 
hinterlafjfene Erbteil die Hälfte des gejeglichen Erb— 
teils nicht itberfteigt. Iſt der hinterlaſſene Erbteil 
größer, jo kann der Pflichtteilsberechtigte den Pflicht» 
teil verlangen, wenn er den Erbteil ausjchlägt ; Die 
Ausschlagungsfrift beginnt erjt, wenn der Bflicht- 
teilsberechtigte von der Beſchränkung oder der Be- 
ſchwerung Kenntnis erlangt. | Einer Bejchräntung 
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der Erbeinfegung jteht e8 gleich, wenn der Pflicht⸗ 
teilsberechtigte als Nacherbe eingejett ift. 2307 
Iſt ein PBilichtteilsberechtigter mit einem Vermächt⸗ 
niſſe bedacht, jo kann er den Pflichtteil verlangen, 
wenn er da3 Vermächtnis ausſchlägt. Schlägt er 
nicht aus, fo jteht ihm ein Recht auf den Pflichtteil 
nicht zu, joweit der Wert des Vermächtniſſes reicht ; 
bei der Berehnung des Wertes bleiben Beichrän- 
tungen und Bejchwerungen der im $ 2306 bezeich- 
neten Art außer Betradt. | Der mit dem VBermädt- 
niſſe beſchwerte Erbe kann den Pflichtteildherechtig- 
ten unter Beſtimmung einer angemefjenen Friſt zur 
Erklärung über die Annahme des Vermächtniffes 
auffordern. Mit dem Ablaufe der Frift gilt das Ver— 
mächtni3 al3 ausgefchlagen, wenn nicht vorher die 
Annahme erklärt wird. 3308 Hat ein Pflichtteils— 
berechtigter, der al3 Erbe oder als Vermächtnisneh— 
mer in der im $ 2306 bezeichneten Art bejchränft 
oder bejchwert ijt, die Erbichaft oder da3 Vermäcdht- 
nis außgejchlagen, jo kann er die Ausjchlagung an— 
echten, wenn die Beſchränkung oder die Beſchwe— 
zu Beit der Ausfchlagung weggefallen und 
der Wegfall ihm nicht bekannt war. | Auf die An— 
fechtung der Ausſchlagung eines Vermächtniſſes fin— 
den die für die Anfechtung der Ausſchlagung einer 
Erbichaft geltenden Vorjchriften entiprechende An= 
wendung. Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung 
egenüber dem — 2309 Entferntere 

bkömmlinge und die Eltern des Erblaſſers ſind in— 
oweit nicht pflichtteilsberechtigt, als ein Abkömm— 
Ing, der jie alle der gejeglichen Erbfolge aus— 
* eßen würde, den Pflichtteil verlangen kann oder 
as ihm Hinterlaſſene annimmt. 2310 Bei der 
Feſtſtellung des für die Berechnung des Pflichtteils 
maßgebenden Erbteils werden diejenigen mitgezählt, 
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welche durch Iektwillige Verfügung von der Erbfolge 
ausgeſchloſſen find oder die Erbichaft —— 
haben oder für erbunwürdig erklärt ſind. Wer durch 
Erbverzicht von der geſetzlichen Erbfolge ausge— 
ſchloſſen iſt, wird nicht mit — 2311 Der 
rechnung des Pflichtteil8 wird der Beitand und der 
Wert des Nachlafjes zur Zeit des Erbfalls zu Grunde 
gelegt. Bei der Berechnung des Pflichtteils der El— 
tern des Erblafjers bleibt der dem überlebenden Ehe: 
gatten gebührende Voraus außer Anſatz. Der Wert 
iſt, [oweit erforderlich, dur Schäßung zu ermittelt. 
Eine vom Erblafjer getroffene Wertbeſtimmung ijt 
nicht maßgebend. 2312 Hat der Erblajjer ange 
orditet oder ift nach 8 2049 anzunehmen, daß einer 
bon mehreren Erben da3 Recht haben fol, ein zum 
Nachlaſſe gehörendes Landgut zu dem Ertranswerte 
zu Übernehmen, jo ift, wenn von dem Rechte Ge- 
brauch gemacht wird, der Ertragswert auch für die 
Berechnung Des ——— maßgebend. Hat der 
Erblaſſer einen anderen Uebernahmepreis beſtimmt, 
jo iſt dieſer maßgebend, wenn er den Ertragswert 
erreicht und den Schätzungswert nicht überjteigt. | 
Hinterläßt der Erblaſſer nur einen Erben, jo fann 
er anordnen, daß der Berehnung des Pflichtteils 
der —— oder ein nah Abſ. 1 Satz 2 he 
ſtimmter Wert zu Grunde gelegt werden joll. | Diefe 
Borjchriften finden nur Anwendung, wenn der 
Erbe, der da3 Landgut erivirbt, zu den im $ 2308 
bezeichneten pflichtteilsberechtigten Berfonen gehört. 
2313 Bei der Feitftellung des Wertes des Nach⸗ 
laſſes bleiben Rechte und Verbindlichkeiten, die von 
einer aufjichiebenden Bedingun — jind, 
außer Anſatz. ee und Berbindlichkeiten, die von 
einer auflöfenden Bedingung abhän gig — fommen 
als unbedingtein Anfah. Tritt die 8 ingung ein, 
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ſo hat die der veränderten TrectBlnge entiprechende 
ROLE hung zu erfolgen. | Für ungewifje oder un— 
fihere Rechte jowie für zweifelhafte Berbindlich- 
feiten gilt das Gleiche wie fiir Nechte und Verbind— 
lichkeiten, die von einer aufichtebenden Bedingung 
abhängig find. Der Erbe ift dem Pflichtteilsberech 
tigten gegenüber verpflichtet, für die Feititellung 
eines Bupeio len und für die Verfolgung eines un- 
jicheren Rechtes zu forgen, joweit e3 einer ordnungs- 
re Verwaltung eallprit, 2314 Sit der 
Pflichtteilsberechtigte nicht Erbe, fo Hat ihm der Erbe 
aufBerlangen über den Beitand des Nachlafjes Aus- 
funjt zu erteilen. Der Pflichttetlsherechtigte kann 
verlangen, daß er bei der Aufnahme des ihm nach 
$ 260 vorzulegenden Verzeichniſſes der Nachlaf- 
egenjtände zugezogen und dab der Wert der 
achlafgegenttünde ermittelt wird. Er kann auch 
verlangen, dab das Verzeichnis durch die zu— 
ſtändige Behörde oder durch einen zuftändigen 
Beamten oder Notar aufgenommen wird. | 
Die Koften fallen dem Nachlaffe zur Lat. 
2315 Der Pilichtteilsherechtigte Hat fich auf den 
Pflichtteil anrechnen zu lafjen, was ihm von dem 
Erblafjer durch Rechtsgejchäft unter Kebenden mit 
der Beltimmung zugewendet worden iſt, daß e3 auf 
den Pflichtteil angerechnet werden fol. | Der Wert 
der Zuwendung wird beider Beſtimmung des Pflicht- 
teild dem Nachlafje Hinzugerechnet. Der Wert be- 
ſtimmt fich nad) der Zeit, zu welcher die Zuwendung 
erfolgt ijt. | Sit der Pflichtteilsherechtigte ein Ab- 
tömmtling des Erblaſſers, jo findet die Borfchrift des 
205190). 1 ent rechende Anwendung. 23 16 Der 
ihtteil eines Abkömmlinges beftimint fich, wenn 
mehrere Abkömmlinge vorhanden find umd unter 
ihnen im alle der gejeglichen Erbfolge eine Zu- 
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wendung des Erblafjers zur Ausgleichun gu bein en 
fein würde, nach demjenigen, was an en gie 
lichen Erbteil unter Berüdjichtigung der Ausglei— 
chungspflicht bei der Teilung entfallen wiirde. Ein 
Abkömmling, der durch Erbverzicht von der gejeß- 
lichen Erbfolge ausgejchlofjen iſt, bleibt bei der Be— 
rechnung außer Betracht.| Sit der Pflichtteilsberech⸗ 
tigte Erbe und beträgt der Pflichtteil nad) Abi. 1 
mehr al3 der Wert de3 Hinterlafjenen Erbteil3, fo 
kann der Pflichtteil3berechtigte von den Miterben 
den Mehrbetrag als Pflichtteilverlangen, auch wenn 
der hinterlaſſene Erbteil die Hälfte des gejeglichen 
Erbteil3 erreicht oder überjteigt. | Eine Zuwendung 
der im $ 2050 Ab). 1 bezeichneten Art fann der Erb» 
lafjer nicht zum Nachteil eines Pflichtteilsberechtig— 
ten von der Berüdjichtigung ausjchließen. | Sit eine 
nach Abſ. 1 zu berücjichtigende Zuwendung zugleich 
nahs2315aufden Pflichtteil anzurechnen, jo kommt 
ſie auf diefen nur mit der Hälfte des Wertes zur An— 
rechnung. 2317 Der Anſpruch auf den Pflichtteil 
entjteht mit dem Erbfalle. | Der Anſpruch ijt ver- 
erblich und übertragbar. S31S Der Erbe kann 
die Erfüllung eines ihm auferlegten Vermächtniſſes 
joweit verweigern, daß die Pflichtteilslaſt von ihm 
und dem Vermächtnisnehmer verhältnismäßig ge= 
tragen wird. Das Gleiche gilt von einer Auflage. | 
Einem pflichtteilsberehtigten Vermächtnisnehmer 
gegen ber ijt die Kürzung nur joweit zuläfjig, daß 
hm der Pflichtteil verbleibt. | Sit der Erbe felbft 
pflichtteilsberechtigt, jo kann er wegen der Pflicht: 
teilslaft das Vermächtnis und die Auflage ſoweit 
fürzen, daß ihn fein eigener Pflichtteil verbleibt. 
2319 Dit einer von mehreren Erben jelbft pflicht» 
teil8berechtigt, jo fann er nach der Teilung die Bes 
friedigung eines anderen Plichttetlsberecht gten jos 
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weit verweigern, daß ihm fein eigener Pflichtteil 
verbleibt. Für den Ausfall haften dieübrigen Erben. 
2320 er anitelle des Bflichtteiläberechtigten ge= 
— Erbe wird, hat im Verhältniſſe zu Miterben 

ie Pflichtteilslaſt und, wenn der Pflichtteiläberech- 
tigte ein ihm zugewendeted Vermächtnis annimmt, 
das Vermächtnis in Höhe des erlangten Vorteil zu 
tragen. Das Gleiche gilt im Zweiſel von demjenigen, 
welchem der Erblafjer den Erbteil des Pflichtteild- 
berechtigten durch Berfügung von Todeswegen zu— 
gewendet hat. 2321 Schlägt der Pflichtteiläbe- 
rechtigte ein ihm zugewendetes Vermächtnis aus, 
fo Hat im Berhältnifje der Erben und der Vermächt— 
nisnehmer zu einander —— welchem die Aus⸗ 
ſchlagung zu ſtatten kommt, die Pflichtteilslaſt in 
Höhe des erlangten Vorteils zu tragen. 2322 
Iſt eine von dem su — ausge⸗ 
ſchlagene Erbſchaft oder ein von ihm ausgeſchlage— 
nes Vermächtnis mit einem Vermächtnis oder einer 
Auflage bejchwert, jo kann derjenige, welchen: die 
Ausſchlagung zu ftatten lommt, das Vermächtnis 
oder die Auflage joweit kürzen, daß ihm der zur 
Dedung der Pflichtteilslaſt erforderliche Betrag ver⸗ 
bleibt. 2323 Der Erbe kann die Erfüllung eines 
Bermächtnifjes oder einer Auflage auf Grund des 
$ 2318 Abſ. 1 infoweit nicht verweigern, als er die 
Pflichtteilglaft nach den $$ 2320 bis 2322 nicht zu 
tragen hat. 2324 Der Erblafjer kann durch Ver— 
figung von Todeswegen die Pflichtteilslaft im Ver: 
hältnifje der Erben zu einander einzelnen Erben 
auferlegen und ‘von den Vorjchriften des $ 2318 
Abſ. 1 und der 8$ 2320 bis 2323 abweichende An: 
ordnungen treffen. 2325 Hat der Erblaſſer einem 
Dritten eine Schenkung gemadt, fo fann der Pflicht- 
teilöberechtigte als Ergänzung des Pflichtteild den 
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Betrag verlangen, um den fich der Pflichtteil erhöht, 
wert der verfchentte Gegenjtand dem Nachlaſſe hin⸗ 
zugerechnet wird.|Eine ver rauchbare Sache fommt 
mit dem Werte in Anſatz, den fie zur Beit der 
Schenkung Hatte. Ein anderer Gegenjtand fommt 
mit dem Werte in Anſatz, den er zur Beit des Erb» 
falls Hat; hatte er zur Beit der Schenkung einen 

eringeren Wert, jo wird nur dieſer in Anja ges 

racht. Die Schenkung bleibt unberücdfichtigt, wenn 
zur Zeit des Erbfalls 10 Jahre jeit der Leijtung des 
verfchenften Gegenjtandes verſtrichen — iſt die 
Schenkung an den Ehegatten des Erblaſſfers erfolat, 
ſo beginnt die Friſt nicht vor der Auflöfung der Ehe. 
2326 Der Pflichtteilsberechtigte kann Die Ergän- 
zung des Pflichtteils auch dann verlangen, wenn 
ihm die en des gejeglichen Erbteils Hinterlafjen 
iſt. Iſt dem Pflichttetlöberechtigten mehr als die 
Hälfte Hinterlaffen, jo tft der —— ausgeſchloſſen, 
ſoweit der Wert des mehr Hinterlaſſenen cht. 
2327 Hat der Pflichtteilsberechtigte ſelbſt ein Ge⸗ 
ichent von dem Erblaſſer erhalten, io ift das Geſchenk 
in gleicher Weiſe wie das dem Dritten gemachte Ges 
ichen? dem Nachlaſſe hinzuzurechnen und zugleich 
dem Pflichtteilsberechtigten auf die —— an⸗ 
zurechnen. Ein nach $2315 anzurechnendes Ge cent 
ift auf den Gejamtbetrag des Pflichtteils der 
Ergänzung anzurechnen.| Sit der Pflichtteilſsberech⸗ 
tigte ein Abkömmling des Erblaſſers, jo findet die 
Borjchrift des $ 2051 Abſ. 1 ent prechende Anwen⸗ 
dung. 23238 Sit der Erbe ſelbſt pflichtteils berech⸗ 
tigt, jo kann er die Ergänzung des Pflichtteils ſo— 
weit verweigern, daß ihm fein eigener Pflichtteil 
mit Einfchluß defjen verbleibt, was ihm zur Ergän⸗ 
zung des Pflichtteils gebühren würde. 2329 So⸗ 
weit der Erbe zur Ergänzung des Pilichtteils nicht 
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verpflichtet ijt, kann der — heran von 
dem Beſchenkten die Herausgabe des Geſchenkes zum 
Bwede der Befriedigung wegen des fehlenden Be— 
tragd nad den Borjchriften ilber die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern. Sit 
der Pflichtteiläberechtigte der alleinige Erbe, fo ſteht 
ihm das gleiche . u. | Der Beichentte kann die 
Heraudgabe durch alu des fehlenden Betrags 
abwenden. | Unter mehreren Beichenkten haftet der 
früher yes nur — als der ſpäter Be— 
ſchenlte nicht verpflichtet ift. 23230 Die Vorſchrif⸗ 
ten der 8$ 2325 bis nden feine Anwendung 
auf Schenkungen, durch die einer fittlidyen Pflicht 
oder einer auf den Anftand zu nehmenden Rüdjicht 
entjprohen wird. 3331 Eine Zuwendung, die 
au3 dem Gejantgute der allgemeinen Gütergemein= 
ſchaft, der Errungenfchaftsgemeinjchaft oder der 
hrnisgemeinſchaft erfolgt, gilt al3 von jedem der 
hegatten zur Hälfte gemacht. Die Zuwendung gilt 
jedoch, wenn fie an einen Ablönımling, der nur von 
einem der Ehegatten abſtammt, oder an eine Perſon, 
von der nur einer der Ehegatten abjtammt, erfolgt 
oder wenn einer der Ehegatten wegen der — 
— zu dem Geſamtgut Erſatz zu leiſten hat, als 
von dieſem Ehegatten gemacht. | Dieje Vorſchriften 
Be auf eine Zuwendung aus dem Gejamtgute 
er fortgejegten Gütergemeinfchaft entjprechende 
Anwendung. 2332 Der Pflichtteilganjpruch ver— 
jährt in 3 Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem 
der Pflichtteildberechtigte von dem Eintritte Des Erb⸗ 
fall3 und von der ihn beeinträcdhtigenden Verfügung 
Kenntnis erlangt, ohne Rückſicht auf dieſe Kenntnis 
in 30 Jahren von dem Eintritte des Erbfall3 an. | 
Der nach $ 2329 dem Pflichtteilsberechtigten gegen 
den Beichenkten zujtehende Anfpruch verjährt in 
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3 Jahren von dem Eintritte des Erbfalls an. — 
Verjährung wird nicht dadurch gehemmt, daß die 
Anſprüche erſt nach der Ausſchlagung der Erbſchaft 

oder eines Vermächtniſſes geltend gemacht werden 

fönnen. 2333 Der Erblaſſer kann einem Abkömm⸗ 

linge den Pflichtteil entziehen: 1. wein der Ab— 

fümmling dem Erblaffer, dem Ehegatten oder einem 

anderen Ablömmlinge des Erblafjers nad dem 

Leben trachtet; 2. wenn der Abkömmling fich einer 
— körperlichen Mißhandlung des Erb— 
laſſers oder des Ehegatten des Erblaſſers ſchuldig 
macht, im Falle der Mißhandlung des Ehegatten 
jedoch nur, wenn der Abkömmling von dieſem ab— 
ſtammt; 3. wenn der Abkömmling ſich eines Ber: 
brechens oder eines ſchweren vorjäglichen Vergehens 
gegen den Erblafjer oder defjen Ehegatten ſchuldig 
macht; 4. wenn der Abkömmling die ihm dem Erb= 
ae egenüber gefeglich obliegende Unterhalts— 
pflicht böswillig verlegt; 5. wenn der Abkömmling 
einen ehrlojen oder unfittlichen Rebenswandel wider 
den Willen des Erblafjers führt. 2334 Der Erb: 
laſſer kann dem Vater den Pflichtteil entziehen, 
wenn diejer jich einer der im $ 2333 Nr.1, 3,4 bes 
zeichneten Verfehlungen fchuldig macht. Das gleiche 
Recht jteht dem Erblafjer der Mutter gegenüber zur, 
wenn dieſe jich einer jolchen Verfehlung fchuldig 
madt. 2335 Der Erblaffer kann dem Ehegatten 
den Pflichtteil entziehen, wenn der Ehegatte ſich 
einer Verfehlung fchuldig macht, auf Grund deren 
der u nach den $$ 1665 bis 1568 auf Schei= 
dung zu Elagen berechtigt ift. | Das Recht zur Ent- 
ziehung ertiicht nicht durch den Ablauf der für die 
— des Scheidungsgrundes im $ 1571 
beitimmten Friit. 2336 Die Entziehung des 
Pflichtteils erfolgt durch letztwillige Verfügung. | 
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Der Grund der Entziehung muß zur Beit der Er— 
richtung beitehen und in der Verfügung angegeben 
werden. | Der Beweis des Grundes liegt demjenigen 
ob, welder die Entziehung geltend madt. | Im 
le des 52333 Nr. 5 ift die Entziehung unwirk— 
am, wenn fich der Ablömmling zur Zeit des Erb: 
fal3 von dem ehrlojen oder unjittlichen Lebens: 
wandel dauernd abgewendet hat. 2337 Das Recht 
zur Entziehung des Pflichtteil3 erliicht Durch Ver— 
zeihung. Eine Verfügung, durch die der Erblajjer 
die Entziehung angeordnet hat, wird durch die Ver— 
zeihung unwirkſam. 2338 Hat fi ein Ablömm— 
ling in ſolchem Maße der Den tg ergeben 
oder iſt er in ſolchem Maße überjchuldet, daß fein 
ipäterer Erwerb erheblich gefährdet wird, jo fann 
der Erblafjer das Pflichtteilörecht des Abkömmlinges 
durch die Anordnung bejchränfen, dab nach dent 
Tode des Ablömmlinges dejien geleßliche Erben das 
ihm Hinterlafjene oder den ihm gebührenden Pflicht- 
teil als Nacherben oder als Nachvermächtnisnehmer 
nach dem Verhältnis ihrer geſetzlichen Erbteile er— 
halten ſollen. Der Erblaſſer kann auch für die 
Lebenszeit des Ablömmlinges die Verwaltung einem 
Teitamentspolljtreder übertragen ; der Abkömmling 
Hat in einem joldden Falle Anſpruch auf den jähr— 
liden Reinertrag. | Auf Anordnungen diefer Art 
nden die Vorjchriften des $ 2336 Abi. 1 bi3 3 ent= 
prechende Anwendung. Die Anordnungen find uns 
wirkſam, wenn zur Zeit des Erbfalls der Ablömm— 
ling jich dauernd von dem verſchwenderiſchen Leben 
abgewendet hat oder die den Grund der Anordnung 
bildende Ueberſchuldung nicht mehr beiteht. 
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echſter Abſchnitt. Erbunmwürdigkeit. 

283% Erbunmwiürdig tft: 1. wer den Erblafier 
vorſätzlich und widerrechtlich en oder zu töten 
verjucht oder in einen Zuftand verjekt Hat, infolges 
defjen der Erblafjer bi3 zu jeinem Tode unfähig 
war, eine Verfiigung von Todeswegen zu errichten 
oder aufzuheben; 2. wer den Erblafjer vorfüglich 
und widerrechtlich verhindert hat, eine Verfügung 
von Todeswegen zu errichten oder aufzuheben; 
3. wer den Erblajjer durch arglijtige Täuſchung oder 
widerrechtlich durch Drohung bejtimmt Hat, eine 
Berfügung von Todeswegen zu errichten oder auf: 
zubeben ; 4. wer fich in Anſehung einer Verfügung 
des Erblafjers von Todeswegen einer nad) den Bor= 
ichriften der $$ 267 bis 274 des Strafgejegbuchs ftraf- 
baren ung ſchuldig gemadt hat. | Die Erb: 
unwiürdigfeit tritt in den Fällen des Abj.1 Nr.3,4 
nicht ein, wenn vor dem Eintritte des Erbfalls die 
Berfügung, zu deren se der Erblafjer be: 
jtimmt oder in Anjehung deren die ftrafbare Hand— 
[ung begangen worden ijt, unwirkffam geworden iſt, 
oder die Lund: zu deren Aufhebung er be: 
jtimmt worden tft, sehn geworden fein würde. 
2340 Die Erbunmiürdigfeit wird durch Anfechtung 
des Erbichaftserwerbes geltend gemacht. | Die An 
fechtung iſt erſt nad) den Anfalle der Erbjchaft zu— 
läſſig. Einem Nacherben gegenüber kann die Ans 
fehtung erfolgen, ſobald die al dem Borerben 
angefallen ijt.| Die Anfechtung kann nur innerhalb 
der im 82082 beſtimmten Friften erfolgen. 341 
Anfehtungsberechtigt tjt jeder, dem der Wegfall des 
Erbunmwürdigen, jei es auch nur bei dem Wegfall 
eines Anderen, zu ftatten kommt. SB42 Die An: 
lehtun erfolgt durch —— der Anfechtungs⸗ 
age. Die Klage ift darauf zu richten, daß der Erbe 
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für erbunwürdig erklärt wird. | Die Wirkung der 
Anfechtung tritt erjt mit der Rechtskraft des Urteils 
ein. 2343 Die Anfechtung ift ausgejchlofjen, wenn 
der Erblafjer dem Erbunwürdigen verziehen Hat. 
2344 Sit ein Erbe für erbunmiürdig erklärt, fo 
‚gilt der Anfall an ihn als nicht erfolgt. | Die Erb- 
ſchaft fällt demjenigen an, welcher berufen jein wür— 
de, wenn der Erbunwiürdige zur Zeit des Erbfalls 
nicht —— hätte; der Anfall gilt als mit dem Ein— 
tritte des Erbfalld erfolgt. 2345 Hat jich ein Ver- 
mädtnisnehmer einer der im $ 2339 Abj. 1 bezeich- 
neten Berfehlungen ſchuldig gemacht, jo ijt der An— 
ſpruch aus dem Vermächtnis anfechtbar. Die Bor: 
Ichriften der $$ 2082, 2083, Des $ 2839 Abi. 2 und 
der $$ 2341, 2343 finden Anwendung. | Das Gleiche 
‚gilt für einen Pflichtteilsanſpruch, wenn der Pflicht- 
teil$berechtigte fich einer folhen Verfehlung ſchul— 
dig gemacht Hat. 


Sießenter Abſchnitt. Erbverzicht. 


2346 Verwandte ſowie der Ehegatte des Erb— 
laſſers können durch Vertrag mit dem Erblaſſer auf 
ihr geſetzliches Erbrecht verzichten. Der Verzichtende 
iſt von der geſetzlichen Grbio ge ausgeſchloſſen, wie 
wenn er zur Beit des Erbfalls nicht mehr lebte; er 
hat fein Pilichtteilsrecht. | Der Verzicht kann auf 
das Pflichtteilörecht bejchränkt werden. 347 Zu 
dem Erbverzicht ift, wenn der Verzichtende unter 
Bormundichaft jteht, die Genehmigung des Vor— 
mundſchaftsgerichts erforderlich; ſteht er unter elter— 
licher Gewalt, ſo gilt das Gleiche, ſofern nicht der 
Vertrag unter Ehegatten oder unter Verlobten ge— 
ec wird. | Der Erblafjer kann den — nur 
perſönlich ſchließen; iſt er in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchrünkt, jo bedarf er nicht der Zuftimmtung feines . 
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gejeglichen Vertreters. Iſt der Erblafjer gejchäfts- 
unfähig, jo kann der Vertrag durch den gejeglichen 
Vertreter gejchlofjen werden; die Genehmigung des 
Bormundichaftägerichts ift in en Umfange wie 
nach Abſ. 1 erforderlih. 2348 Der Erbverzichtds 
vertrag bedarf der Ey rer oder notariellen Bes 
urtundung. 2349 Verzichtet ein Abkömmling 
oder ein Seitenvermwandter des Erblafjer8 auf da3 
geſetzliche Erbrecht, jo erjtreckt jich die Wirkung des 
Berziht3 auf feine Abkömmlinge, fofern nicht ein 
anderes beitimmt wird. 2350 Berzichtet jemand 
zu Gunſten eined Anderen auf das gejegliche Erb» 
recht, fo tft im Zweifel anzunehmen, daß der Vers 
zicht nur für den Fall gelten joll, daß der Andere 
Erbe wird. | Verzichtet ein Ablömmling des Erb- 
laſſers auf das gejegliche Erbrecht, fo ift im Zweifel 
anzunehmen, daß der Verzicht nur zu Gunjten der 
anderen Abtömmlinge und des Ehegatten des Erb» 
laſſers gelten joll. 2351 Auf einen Vertrag, dur 
den ein Erbverzicht aufgehoben wird, findet Die Bors 
ichrift des S 2348 und in Anfehung des Erblaffers 
auch die Vorfjchrift des $ 2347 Ab). 2 Anwendung. 
2352 Wer durch Teftament al Erbe eingejekt 
oder mit einem Bermächtnifje bedacht ift, kann durch 
Bertrag mit dem Erblafjer auf die Zuwendung ver 
zichten. Das Gleiche gilt für eine Zuwendung, die 
in einem Erbvertrag einem Dritten gemacht fit. 
Die Vorſchriften der 85 2347, 2348 finden Ans 
wendung. 


Achter Abſchnitt. Erbſchein. 


2353 Das Nachlaßgericht hat dem Erben auf 
Antrag ein Zeugnis über fein Erbrecht und, wenn 
er nur zu einem Teile der Erbjchaft berufen tft, iiber 
die Größe des Erbteils zu erteilen (Erbſchein). 
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2354 Wer die Erteilung des Erbicheins als geſetz⸗ 
licher Erbe beantragt, hat anzugeben: 1. die Zeit 
des Todes des Erblafjers; 2. das Verhältnis, auf 
dem jein Erbrecht beruht; 3. ob und welche Perſo— 
nen vorhanden find oder vorhanden waren, durch 
die er von der Erbfolge außgefchloffen oder fein Erb— 
teil gemindert werden würde; 4. ob und welche Ver- 
Fgungen des Erblafjerd von Todeswegen vorhanden 
jind; 5. ob ein Rechtsſtreit Über fein Erbrecht an— 
hängig ijt. | Sit eine Berfon weggefallen, durch die 
der Antragjteller von der Erbfolge ausgejchloffen 
oder jein Erbteil gemindert werden würde, fo hat der 
Antragjieller — in welcher Weiſe die Perſon 
weggefallen iſt. 2355 Wer die Erteilung des Erb— 
ſcheins auf Grund einer Verfiigung von Todeswegen 
beantragt, hat bie Verfügung zu bezeichnen, auf der 
jein Erbrecht beruft, anzugeben, ob und welche ſon— 
jtigen Verfügungen de3 Erblaffers von Todeswegen 
vorhanden jind, und die im $ 28354 Abf.1 Nr. 1,5, 
Ab. Zvorgeichriebenen Angaben zu mahen. 2356 
Der Antragiteller Hat die Richtigkeit der in Gemäß: 
heit des 5 2354 Abſ. 1 Nr. 1,2, Abſ. 2 gemachten 
Angaben durch öffentliche Urkunden nachzuweiſen 
und im alle des $ 2355 die Urkunde vorzulegen, 
auf der jein Erbrecht beruft. Sind die Urkunden 
nicht oder nur mit unverhältnismäßigen Schwierig- 
feiten zu bejchaffen, jo genügt die Angabe anderer 
Beweismittel. | In Anjehung der übrigen nad) den 
85 2354, 2355 erforderlichen Angaben hat der An= 
tragiteller vor Gericht oder vor einem Notar an 
Eidesjtatt zu verfichern, daß ihm nichts befannt fet, 
was der Nichtigkeit feiner Angaben entgegenjteht. 
Das Nachlaßgericht kann die Verficherung erlaſſen, 
wenn es jie filr nicht erforderlich erachtet. | Dieje 
Vorſchriften finden feine Anwendung, foweit die, 
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atſachen bei dem Nachlaßgericht offenkundig find. 
37 Sind A ai vorhanden, fo tft auf 
Antrag ein a eg Erbſchein zu erteilen. 
Der Antrag kann von jedem der Erben gejtellt wer: 
den. | In dem a find die Erben und ihre Erb: 
teile anzugeben. | Wird der enteo nicht von allen 
Erben geitellt, jo hat er die Angabe zu enthalten, 
daß die Übrigen Erben die —— angenommen 
haben. Die Vorſchriften des $ 2356 gelten auch für 
die fi auf die Ührigen Erben beziehenden Angaben 
des Antragjtellerg. P Die Verſicherung an Eidezitatt 
ift von allen Erben abzugeben, jofern nicht das Nach⸗ 
laßgericht die Verfiherung eines oder einiger von 
ihnen filr ausreichend erachtet. 2358 Das Nach— 
Lakgericht hat unter ge! der von dem Antrag: 
fteller angegebenen Beweismittel von Amtswegen 
die zur Feſtſtellung der Thatſachen erforderlichen 
Ermittelungen zu veranftalten und die geeignet er- 
ſcheinenden Beweiſe —— Das Nachlaß⸗ 
gericht kann eine öffentliche Aufforderung zur An— 
meldung der anderen Berjonen zufjtehenden Erb: 
rechte erlaffen; die Art der Bekanntmachung und 
die Dauer der Anmeldungsfriſt beftimmen ſich nach 
den für das Aufgebotsverfahren geltenden Borjchrif- 
ten. 2359 Der Erbſchein tft nur zu erteilen, wenn 
das Nachlaßgericht die zur Begründung des Antrags 
erforderlihen Thatfachen für feſtgeſtellt erachtet. 
2360 Sit ein Rechtsſtreit über das Erbredt an⸗ 
hängig, jo joll vor der Erteilung des Erbicheins der 
Gegner des Antragſtellers gehört werden. | Sft die 
— auf der das Erbrecht beruht, nicht in 
einer dem Nachlaßgerichte vorliegenden tl * 
Urkunde enthalten, fo ſoll vor der Ertetlum 
Erdicheing derjenige liber bie Giltigkeit der Verfü: 
gung gehört werden, welcher im Falle der Unwirk— 
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ſamkeit der Verfügung Erbe ſein würde. | Die An- 
hörung iſt nicht erforderlich, wenn ſie unthunlich tft. 
2361 Ergiebt fi, daß der erteilte Erbichein uns 
richtig ift, fo Hat ihn das Nachlaß side einzuziehen. 
t der Einziehung wird der — ein kraftlos. 
Kann der Erbſchein nicht ſofort erlangt werden, ſo 
hat ihn das Nachlaßgericht durch Beſchluß für kraft⸗ 
los zu erklären. Der Beſchluß iſt nach den für die 
öffentliche Zuſtellung einer —— geltenden Vor⸗ 
ſchriften der Civilprozeßordnung bekannt zu machen. 
dem Ablauf eines Monats nach der letzten Ein— 
rüdung des Beſchluſſes in die öffentlichen Blätter 
wird die Kraftloserflärung wirkſam. Das Nadlap- 
geriht fann von Amtswegen über die Richtigkeit 
eine erteilten Erbjcheind Ermittelungen veran= 
ftalten. 2362 Der wirkliche Erbe kann von dem 
Beliger eines unrichtigen Erbſcheins die Herausgabe 
an das Nachlaßgericht — | Derjenige, wel⸗ 
chem ein unrichtiger Erbſchein erteilt worden fit, 
hat dem. wirklichen Erben Über den Beitand der Erb- 
ichaft und über den Verbleib der ek 
jtände Auskunft zu erteilen. 2363 In dem Erb— 
icheine, der einem Vorerben erteilt wird, tjt anzu— 
geben, daß eine Nacherbfolge angeordnet ift unter 
welchen Vorausſetzungen fie eintritt und wer der 
Nacherbe ift. re der Erblafjer den Nacherben auf 
dasjenige eingejeßt, was von der Erbjchaft bei dem 
Eintritte der Nacherbfolge übrig jein wird, oder hat 
er beſtimmt, daß der Borerbe zur freien Verfügung 
über die Erbſchaft berechtigt jein fol, fo tft auch dies 
anzugeben. | Dem Nacherben jteht das im $ 2362 
Abſ. 1 bejtimmte Recht zu. 364 Hat der Erb- 
lafjer einen — erh ernannt, jo tit 
die Ernennung in dem Erbichein anzugeben. | Dem 
Teftamentövolljtreder jteht das im $ 2362 Abi. 1 
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beſtimmte Recht zu. 2365 Es wird vermutet, daß 
demjenigen, welcher in dem Erbſchein als Erbe be— 
zeichnet ijt, da8 in dem Erbichein angegebene Erb- 
recht zujtehe und daß er nr durch andere als die 
angegebenen Anordnungen bejchrünkt jei. 2366 
Erwirbt jemand von demjenigen, welcher in einem 
Erbichein ald Erbe bezeichnet il, durch Rechtsgeſchäft 
einen Erbſchaftsgegenſtand, ein Recht an einem ſol— 
chen Gegenſtand oder die Befreiung von einem zur 
Erbſchaft gehörenden Rechte, ſo gilt zu ſeinen Gun— 
ſten der Inhalt des Erbſcheins, ſoweit die Bermutung 
des $ 2365 reicht, als richtig, es ſei denn, daß er die 
Unrichtigkeit fennt oder Dei daß das Nachlaßgericht 
die Rückgabe des Erbſcheins wegen Unrichtigkeit ver: 
langt hat. 2367 Die Vorjchriften des $ 2366 fins 
den entjprechende Anwendung, wenn an denjenigen, 
welcher in einem Erbſchein ald Erbe bezeichnet ift, 
auf Grund eines zur Erbſchaft gehörenden Rechtes 
eine Leiſtung bewirkt oder wenn zwiſchen ihm und 
einem Anderen in Anjehung eines joldden Rechtes 
ein nicht unter die Vorjchrift des $ 2366 fallendes 
Rechtsgeſchäft vorgenommen wird, dad eine Ber: 
fügung über das Recht enthält. 2368 Einem 
Zejtamentsvollitreder hat dad Nachlaßgericht auf 
Antrag ein Zeugnis über die Ernennung zu er: 
teilen. Sit der Tejtament3vollitreder in der Ber: 
waltung des Nachlaſſes beſchränkt oder hat der Erb» 
lajjer angeordnet, daf der Teſtamentsvollſtrecker in 
der Eingehung von Berbindlichkeiten für den Nach— 
laß nicht befchränkt fein ſoll, fo tft dies in dem Zeug⸗ 
nis anzugeben. | Sit die Ernennung nicht in einer 
dem Nachlafgerichte vorliegenden dffentlihen Ur: 
tunde enthalten, fo ſoll vor der agree ep eug⸗ 
ieh der Erbe wenn tHunlich iiber die Giltigkeit der 
-enennung gehört werden. | Die Vorfchriften über 
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den Erbſchein finden auf das Zeugnis entfprechende 
Anwendung; mit der Beendigung des Amtes des 
Zejtamentöpolljtreders wird das Zeugnis Eraftlos. 
2369 Gehören zu einer Exrbichaft, für die es an 
einen zur Erteilung des Erbicheins zuſtändigen 
deutihen Nachlaßgerichte fehlt, Gegenftände, die jich 
im Snlaude befinden, jo kann die Erteilung eines 
Erbſcheins für dieje Gegenftände verlangt werden. 
Ein Gegenjtand, fürdenvon einer deutjchen Behörde 
ein zur Eintragung des Berechtigten beſtimmtes 
Buch oder Kegijter geführt wird, gilt als im In— 
lande ——— Ein Anſpruch gilt als im Inlande 
befindlich, wenn für die Klage ein deutſches Gericht 
zuſtändig iſt. 237O Hat eine für tot erklärte Per— 
jon den Beitbunkt überlebt, der al3 Zeitpunkt ihres 
Todes gilt, oder ijt fie vor diefem Zeitpuntte geſtor— 
ben, jo gilt derjenige, welcher auf Grund der Todes: 
erklärung Erbe jein würde, in Anjehung der in den 
$$ 2366, 2367 bezeichneten Rechtsgejchäfte zu Gunſten 
ded Dritten auch ohne Erteilung eines Erbſcheins 
als Erbe, es jei denn, daß der Dritte die Unrichtig— 
feit der Todeserklärung kennt oder weiß, daß die 
Todeserklärung infolge einer Anfechtungsklage auf: 
gehoben worden iſt. St ein Erbichein erteilt wor— 
den, jo jtehen dem für tot Erklärten, wenn er nod) 
lebt, die im $ 2362 bejtimmten Rechte zu. Die 

leihen Rechte Hat eine Perſon, deren Tod ohne 
i — mit Unrecht angenommen wor—⸗ 

en iſt. 


Reunter Abſchnitt. Erbſchaftskauf. 
2371 Ein Vertrag, durch den der Erbe die ihm 
angefallene Erbichaft verkauft, bedarf der gericht- 
lihen oder notariellen Beurfundung. 2372 Die 
Borteile, welche jih aus dem Wegfall eines Vers 
3 
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müchtniſſes oder einer Auflage oder aus der Aus⸗ 
gleichungspflicht eines Diiterben ergeben, gebühren 
dent Rüujer. 2373 Ein Erbteil, der dem Ver—⸗ 
täuſer nad) dem Abſchluſſe des Kaufes durch Nach— 
erbioige oder infolge des Wegfalls eines Miterben 
anjällt, jowie ein dem Bertäufer zugewendetes Bor: 
ausvermächtnis iſt in Zweifel nicht als mitverkauft 
anzuſehen. Das Gleiche gilt von Familienpapieren 
und Familiendildern. 2374 Der Verkäufer ijt 
verpflichtet, dem Käufer die zur Beit des Verlaufs 
vorhandenen Erbichaftsgegenjtände mit Einfluß 
defien herauszugeben, was er vor dem Verkauf auf 
Grund eines zur Erbjchaft gehörenden Rechtes oder 
als Erſatz für die Zeritörung, Beihädigung oder 
Entziehung eines Erbichaftsgegenftandes oder durch 
ein Rechtsgejchäft erlangt hat, das ſich auf die Erb- 
ichaft bezog. 2375 Hat der Verkäufer vor dem 
Bertauf einen Erbichaftsgegenftand verbraucht, un: 
entgeltlich veräußert oder unentgeltlich belaftet, jo 
ift er verpflichtet, dem Käufer den Wert des ver- 
brauchten oder veräußerten Gegenjtandes, im Falle 
der Belaftung die Wertminderung zu erjeßen. Die 
Grjagpflicht tritt nicht ein, wenn der Käufer den 
Berbrauch oder die unentgeltlihe Berfüigung bei 
dem Abſchluſſe des Kaufes Fennt.| Sm Übrigen kann 
der Käufer wegen Verjchlechterung, Unterganges 
oder einer aus einen anderen Grunde eingetretenen 
Unmöglichleit der Herausgabe eines Erbichafts- 
gegenjtandes nicht Erjaß verlangen. 2376 Die 
Verpflichtung des Verkäufers zur Gewührleiftung 
wegen eines Mangels im Nechte beſchränkt fich auf 
die Haftung dafür, daß ihm das Erbrecht zujteht, 
daß e3 nicht durch das Recht eines Nacherben oder 
durch die Ernennung eines Tejtamentspollitreders 
beſchränkt ift, daß nicht VWermächtniffe, Auflagen, 
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Pflichtteilslaſten, Ausgleichungspflichten oder Tei- 
—— — beſtehen und daß nicht unbe— 
ſchränkte Haftung gegenüber den Nachlaßgläubigern 
oder einzelnen von ihnen eingetreten it. | Fehler 
einer zur Erbfchaft gehörenden Sache Hat der Vers 
fäufer nicht zu vertreten. 2377 Die infolge des 
Erbfall3 durch Bereinigung von Recht und Verbind- 
lichkeit oder von Hecht und Belaftung erlojchenen 
Nechtöverhältniffe gelten im Verhältniſſe zwiſchen 
Dem Käufer und dem Verfäufer ala nicht erlojchen. 
Erforderlihen Falles ift ein folches Rechtsverhält— 
nis wiederherzuftellen. 2378 Der Käufer ijt dem 
Berfäufer gegenüber verpflichtet, die Nachlaßver- 
bindlichkeiten zu erfüllen, joweit nicht der Verküufer 
nad) 8 2376 dafür haftet, daß Y nicht — Hat 
der Verläufer vor dem Verkauf eine Nachlaßverbind— 
lichkeit erfüllt, ſo kann er von dem Käufer ga 
verlangen. 2379 DemBerküäufer verbleiben die au 
die Beit por dem Verkaufe fallenden Nutungen. Er 
für dieſe Zeit die Lafteır, mit Einjchluß der Zin— 
fen ver Nachlaßverbindlichkeiten. Den Käufer treffen 
jedoch die von der Erbſchaft zu entrichtenden nn 
ſowie die außerordentlichen Laſten, welche als auf 
den Stammwert der Erbſchaftsgegenſtände gelegt 
anzuſehen find. ®3SO Der Käufer trägt von dem 
Abſchluſſe des Kaufes an die Gefahr des „ älfigen 
Unterganges und einer zufälligen Verſchlechterung 
der Erbichaftsgegenftände. Von diefem Beitpunft 
an gebühren ihm Die a en und trägt er bie 
Laſten. 2381 Der Käufer Hat dem Verkäufer die 
notwendigen Verwendungen zu erjeken, die ber 
at han vor dem Verkauf auf die Erbſchaft ge- 
macht Hat. | Für andere vor dem Verkaufe gemachte 
Aufwendungen Hat der Käufer infoweit Erfah zu 
leiten, al3 durch fie der Wert der Erbichaft zur 
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eit des Verlaufs erhöht if. A382 Der Käufer 
aftet von dem Abſchluſſe des Kaufes an den Nach— 
laßgläubigern, unbejchadet der Fortdauer der Hafs 
tung des Verfäuferd. Dies gilt auch von den Ber: 
bindiichfeiten, zu deren Erfüllung der Käuier dem 
- Berfäufer gegenüber nad) den $$ 2378, 2379 nicht 
verpflichtet ijt.| Die Haftung des Käufers den Gläu— 
bigern gegenüber kann nicht durch Vereinbarung 
wiihen dem Käufer und dem Berfäufer ausge— 
Gugen oder beſchränkt werden. 2383 Für die 
Haftung des Käufers gelten die Vorſchriften über die 
Beſchränkung der Haftung des Erben. Er haftet 
unbeichräntt, ſoweit der Verläufer zur Zeit des Ver— 
kaufs unbejchräntt haftet. Beichränkt jich die Haf— 
tung des Käufers auf die Erbichaft, jo gelten jeine 
Aniprühe aus dem Kaufe al zur Erbſchaft ge 
hörend. | Die Errihtung des Inventar durch den 
Verkäufer oder den Käufer fommt auch dem anderen 
Teile zu ftatten, e8 jet denn, daß diejer unbejchräntt 
haftet. 2384 Der Verkäufer ift den Nachlaßgläu— 
bigern gegenüber verpflichtet, den Berfauf der Erb= 
ihaft und den Namen des Käufers — dem 
Nachlaßgericht anzuzeigen. Die Anzeige des Ber: 
fäufer3 wird durch die Anzeige des Käufers erjest. | 
Das Nachlaßgericht Hat die Einficht der Anzeige 
jedem zu gejtatten, der ein rechtliche Intereſſe 
— macht. 2385 Die Vorſchriften über den 
bſchaftskauf finden entſprechende Anwendung auf 
ben Kauf einer von dem Verkäufer durch Vertrag ers 
worbenen Erbichaft ſowie auf andere Verträge, die 
auf die Veräußerung einer dem Veräußerer anges 
fallenen oder andermweit von ihm erworbenen Erbs 
IHaft erichtet find. | Sm Falle einer Schenkung iſt 
ee enter nicht verpflichtet, filr Die vor der Schen= 
ung verbrauchten oder unentgeltlich veräußerten 
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Erbichaftsgegenftände oder für eine vor der Schen= 
fung unentgeltlich vorgenommene Belaftung diejer 
Gegenftände Erjah zu leijten. Die im $ 2376 be= 
ftimmte Verpflichtung zur Gewährleiſtung wegen 
eines Mangels im Rechte trifft den Schenter nicht : 
hat der Schenker den Mangel argliftig verichwiegen, 
jo ift er verpflichtet, dem Beichentten den daraus 
entjtehenden Schaden zu erjegen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchftelgenhändigen 
Unterſchrift und beigedrudtem Kaiferlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 18. Auguſt 1896. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe, 


Einführungsgefeh 


zum 


Bürgerlichen Geſetzbuche. 


Vom 18. Auguſt 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
Deutſcher Kaiſer, König von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erſolgter 
Zuſtimmung des Bundesrats und des Reichstags, 
wa3 folgt: 


Erſter Abſchnitt. Allgemeine Borfhriften. 

1 Das BGB. ”) tritt am 1. Januar 1900 gleid- 
eitia mit einem Gejege, betreffend Aenderungen 
es Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Civilprozeßord⸗ 

nıına und der Konkursordnung, einem Geſetz über 
die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwal⸗ 
tung, einer Grundbuchordnung und einem Gejek 
iiber die Angelegenheiten der freimilligen Gerichts⸗ 
barkeit in Kraft. 3 Geſetz im Sinne des BOB. 
und dieſes Gejehes iſt jede Rechtsnorm. 3 Soweit 
in dem BGB. oder in diefem Gejete die Regelung 
den Landesgeſetzen vorbehalten oder bejtimmt iſt, 
daß Iandesgejegliche Vorſchriften unberührt bleiben 
oder erlafjen werden können, bleiben bie beſtehen⸗ 
den landesgeſetzlichen Vorſchriften in Kraft und 
tönnen neue landesgejeglihe Vorſchriften erlaſſen 
werden. 4 Soweit in Reichsgeſetzen oder in Landes⸗ 


*) Von hier ab ist statt „Bürgerliches Gesetzbuch‘ 
stets „BGB,“ gesetzt. ER ei 
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geſetzen auf Borjchriften veriwiejen tft, welche durch 
das BGB. oder durch dieſes Geſetz außer Kraft 
gejebt werden, treten an deren Stelle die entipres 
chenden Borjchriften des BGB. oder dieſes Geſetzes. 
5 Als Bundezftaat im Sinne des BGB. und dieſes 
Gejeges gilt auch das Reichsland Elſaß-Lothringen. 
6 In bürgerlichen Rechtsjtreitigfeiten, in welchen 
durch Klage oder Widerklage ein Anfpruh auf 
Grund de BGB. geltend gemacht tjt, wird Die 
Verhandlung und Enticheidung Tester Inftanz im 
Sinne des $8 des Einführungsgejeges zum Gerichts— 
verfafjung&gefege dem NReichdgerichte zugewieſen. 
7 Die Gejchäftsfähigkeit einer Perſon wird nad) den 
Geſetzen des Staates beurteilt, dem die Berfon ans 
gehört. | Erwirbt ein Ausländer, der volljährig tft 
oder die rechtliche Stellung eines Volljährigen hat, 
die Reichsangehörigkeit, jo behält er die rechtliche 
Stellung eines Bolljährigen, auch wenn er nad) den 
deutichen Gejegen nicht volljährig ift. | Nimmt ein 
Ausländer im Inland ein Rechtsgeſchäft vor, für 
das er geichäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähig— 
feit beſchränkt iſt, jo gilt er für dieſes Rechtsgeſchäft 
injomweit als geichäftsfähig, als er nach dei deutſchen 
Geſetzen geihäftsfähig fein würde. Auf familien 
rechtliche und erbrechtliche Rechtsgeſchäfte ſowie auf 
Rechtsgeichäfte, durch die Über ein ausländijches 
Srunditild verfügt wird, findet diefe Borjchrift feine 
Anwendung. 8 Ein Ausländer kann im Inlande 
nach den deutichen Geſetzen entmindigt werden, 
wenn er feinen Wohnſitz oder, falls er feinen Wohn— 
fiß Hat, jeinen Aufenthalt im Snlande Hat. 9 Ein 
Verſchollener kann im Inlande nach den deutjchen 
Gejeten für tot erklärt werden, wenn er bei dem 
Beginne der Verfchollenheit ein Deutjcher var. | 
Gehörte der Berjchollene bei den: Beginne der Vers 
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—— einem fremden Staate an, ſo kann er 
m Inlande nach den deutſchen Geſetzen mit Wirt 
für diejenigen Rechtsverhältniſſe. welche ſichen 
den deutſchen Geſetzen beſtimmen, ſowie mit Wirkung 
für das im Inlande befindliche Vermögen für tot 
erklärt werden; die Vorſchriften des S 2369 Abſ. 2 
des BGB. finden entiprechende Anwendung. | Hatte 
ein verjchoffener ausländijgder Ehemann feinen 
legten Wohniig im Snland und ijt die im In— 
lande zurücdgebliebene oder dahin zurüdgefehrte 
Ehefrau Deutiche oder bis zu ihrer Verheiratung 
mit dem Verſchollenen Deutſche gewejen, fo kann 
auf ihren Antrag der Verſchollene im Julande 
nach den deutichen Gejeken ohne die im Abf. 2 
bejtimmte Bejchränfung jür tot erllärt werden. 
10 Ein einen fremden Staate angehörender und 
nach deſſen Gejegen rechtsfähiger Verein, der bie 
Nechtsfähigteit im Snlande nur nad den or: 
ichriften der $$ 21, 22 des BOB. erlangen könnte, 
gilt als rechtsiähig, wenn jeine Rechtsfähigkeit 
durch Beichluß des Bundesrats anerlannt iſt. Auf 
nicht anerkannte ausländiſche Vereine der bezeich— 
neten Art finden die Vorſchriften über die Ge— 
jellichaft jorwie die Vorſchrift des $54 Ga 2 des 
BOB. Anwendung. MA Die Form eines Rechtd- 
eihäfts beftimmt fih nach den Gejegen, welde 
ir das den Gegenjtand des Nechtögeichäfts bil- 
dende Necht3verhältnis maßgebend find. Es ge 
nügt jedoch die Beobachtung der Geſetze des Drteg, 
an dem das Mechtögeichäft vorgenommen wird. | 
Die Vorſchrift des Abſ. 1 Cab 2 findet feine 
Anwendung auf ein Rechtsgeſchäft, durch das ein 
Necht an einer Sache begründet oder über ein fols 
ches Necht verfügt wird. 12 Aus einer im Auss 
lande begangenen unerlaubten Handlung können 
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gegen einen Deutjchen — rgelende Anſprüche 
eltend gemacht werden, als nach den deutſchen Ge— 
ehen begründet ſind. 13 Die Eingehung der Ehe 
wird, ſoſern auch nur einer der Verlobten ein Deuts 
ſcher tft, in Anjehung eines jeden der Verlobten nad 
den Gelegen des Staates beurteilt, dem er angehört. 
Das Gleiche gilt für Ausländer, die im Inland eine 
Ehe eingehen. In Anjehung der Ehefrau eines nach 
Artikel 9 Ab. 3 für tor erflärten Auständers wird 
die Eingehung der Ehe nach den deutjchen Geſetzen 
beurreilt.| Die Bach einer Ehe, die im Inlande ges 
ſchloſſen wird, beſtimmt ſich ausſchließlich nach den 
deutſchen Geſetzen. 14 Die perſönlichen Rechts— 
beziehungen deutſcher Ehegatten zu einander wer— 
den nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, auch wenn 
die Ehegatten ihren Wohnſitz im Auslande haben. 
Die deutſchen Geſetze finden Anwendung, wenn 
der Mann die Reichsangehörigkeit verloren, die Frau 
ſie aber behalten hat. 15 Das eheliche Güter— 
recht wird nach den deutſchen hen beurteilt, 
wenn der Ehemann er Beit der Eheſchließung ein 
Deutjcher war. Erwirbt der Ehemann nach der Ein— 
gehung der Ehe die Reichsangehörigkeit oder haben 
ausländische Ehegatten ihren Wohnſitz im Inlande, 
jo find filr da3 eheliche Güterrecht die Gefehe des 
Staate3 maßgebend, dem der Mann zur Beit der 
Eingehung der Ehe angehörte; die Ehegatten können 
jedoch einen Ehevertrag jchließen, auc wenn er nach 
dieſen Geſetzen unzuläjlig fein wiirde. 16 Haben 
ausländijche Ehegatten oder Ehegatten, die nad) der 
Eingehung der Ehe die Reichsangehörigkeit erwer— 
ben, den Wohnfig im Inlande, fo finden die Vor— 
une des $1435 des BGB. entiprecdende Anwen— 
ung; der ausländiſche gefepliche Güterjtand ſteht 
einem vertragsmäßigen gleich. | Die Vorſchriften 
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der $$ 1357, 1362, 1405 des BOB. finden Anwerts 
dung, ſoweit fie Dritten günftiger find als die aus— 
ländijchen Gejete. 17 Für die Scheidung der Ehe 
find die Geſetze des Staates mafgebend, dem der 
Ehemann zur Beit der Erhebung der Klage ange— 
hört. | Eine Thatfache, die fi ereignet Hat, wäh- 
rend der Mann einem anderen Staate angehörte, 
kann als Scheidungsgrund nur geltend gemacht 
werden, wenn die Thatjache aud) nad) den Geſetzen 
dieſes Staates ein Scheidungsgrund oder ein Tren- 
nungsgrund iſt. | Sit zur Beit der Erhebung der 
Klage die Reihsangehürigkeit des Mannes erlojchen, 
die Frau Aber Deutiche, jo finden die deutſchen Ge— 
jeße mau | Auf Scheidung fowie auf Auf— 
hebung der ehelichen Gemeinjhaft kann auf Grund 
eine ausländischen Gejeges im Inlande nur er- 
kannt werden, wenn ſowohl nad) dem ausländifchen 
Geſetze als nach den deutjchen Gejegen die Scheidung 
zuläflig fein würde. 18 Die eheliche Abjtammung 
eine Kindes wird nach den deutjchen Geſetzen be— 
urteilt, wenn der&hemann der Mutter zur Zeit der 
Geburt des Kindes Deutjcher ift oder, falls er vor 
der Geburt des Kindes gejtorben ift, zulegt Deut: 
icher war. 19 Das Rechtsverhältnis zwiſchen dem 
Eltern und einem ehelichen Kinde wird nach dem 
deutfchen Gejegen beurteilt, wenn der Vater und, 
falls der Vater geftorben ift, die Mutter die ala 16 
— — Das Gleiche gilt, wenn die 
Reichsangehörigkeit des Vaters oder der Mutter er⸗ 
loſchen, die Reichsangehörigkeit des Kindes aber be= 
jtehen geblieben ift. 2O Das Rechtsverhältnis 
zwijchen einem unehelichen Kinde und deſſen 
Mutter wird nach den deutjchen Gejeßen beurteilt, 
wenn die Mutter eine le ER Das Gleiche 
gilt, wenn die Reichsangehörigfeit der Mutter 
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erloſchen, die aeg at rg des Kindes aber 
bejtehen geblieben ift. 21 Die Unterhaltspflicht 
des Baterd gegenüber dem unehelichen Kinde 
und jeine er der Mutter die Kojten 
der Schwangerichaft, der Entbindung und des 
Unterhalts zu erjegen, wird nad) den Gejegen des 
Staates beurteilt, dem die Mutter zur Beit der Ge= 
burt des Kindes — es können jedoch nicht 
weitergehende Anſprüche geltend gemacht werden, 
als nach den deutſchen Geſetzen begründet ſind. 22 
Die Legitimation eines unehelichen Kindes ſowie 
die Annahme an Kindesſtatt beſtimmt ſich, wenn 
der Vater zur Zeit der Legitimation oder der An— 
nehmende zur Beit der Annahme die Reichsange— 
—— beſitzt, nach den deutſchen Geſetzen. Gehört 
der Vater oder der Annehmende einem fremden 
Staate an, während das Kind die Reichsangehörig— 
feit beſitzt, jo ift die Legitimation oder Die Annahme 
unwirkſam, wenn die nach den deutichen Gejeken 
erforderlide Einwilligung des Kindes oder eines 
Dritten, zu dem das Kind in einem familienrecht- 
lichen Berhältniffe fteht, nicht erfolgt ift. A8 Eine 
Bormundichaft oder eine Pflegichaft kann im ns 
land auch über einen Ausländer, fofern der Staat, 
dem er angehört, die Fürſorge nicht übernimmt, 
angeordnet werden, wenn der Ausländer nad) den 
Geſetzen diejed Staates der Fürjorge bedarf oder im 
Inland entmindigt ift. | Das deutihe Vormund— 
ſchaftsgericht kann vorläufige Maßregeln treffeit, 
ſolange eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft nicht 
angeordnet iſt. 24 Ein Deutſcher wird, auch wenn 
er ſeinen Wohnſitz im Auslande hatte, nach den 
deutſchen Geſetzen beerbt. Hat ein Deutſcher zur 
Zeit ſeines Todes feinen Wohnſitz im Auslande ges 
habt, ſo können die Erben ſich in Anſehung der Haf⸗ 
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tung für die Nachlaßverbindlichleiten auch auf die 
an dem Wohnfite des Erblafierd geltenden Geſetze 
berufen. | Erwirbt ein Ausländer, der eine Vers 
fügung von Todeswegen errichtet oder aufgehoben 
hat, die Reichsangehörigkeit, jo wird die Giltigleit 
der Errichtung oder der Aufhebung nad den Ge 
jeben des Staates beurteilt, dem er zur Zeit der 
Errichtung oder der Aufhebung angehörte; auch 
behält er die Fähigkeit zur Erridtung einer Vers 
fügung von Todeöwegen, jelbjt wenn er das nad 
den deutſchen Geſetzen erforderliche Alter noch nicht 
erreicht hat. Die Vorſchrift des Artikel 11 Abj.1 
Saß 2 bleibt unberührt. 25 Ein Ausländer, ber 
zur Beit feines Todes feinen Wohnfig Im Inlande 
hatte, wird nach den Gejeken des Staates beerbt, 
dem er zur Beit jeined Todes angehörte. Ein Deuts 
icher kann jedoch erbrechtliche Anſprüche auch dann 
geltend machen, wenn ſie nur nach den deutſchen 
Geſetzen begründet ſind, es ſei denn, daß nach dem 
Rechte des Staates, dem der Erblaſſer angehörte, 
für die Beerbung eines Deutſchen, welcher ſeinen 
Wohnſitz in dieſem Staate Hatte, die deutſchen Ge— 
ſetze ausſchließlich maßgebend ſind. 26 aan 
aus einem im Ausland eröffneten Nachlajfe für die 
nach den dortigen Gejehen berechtigten Erben oder 
Vermächtnisnehmer durch Vermittelung deutjcher 
Behörden Vermögen ins Snland, jo kann ein Ans 
derer der Herausgabe nicht aus dem Grunde wider 
jprechen, daß er ald Erbe oder Bermädtnisnehmer 
einen Anſpruch auf das Vermögen habe. 27 Sind 
nad den Rechte eines fremden Staates, defjen Ge— 
jebe in dem Artikel 7 Abf. 1, dem Artikel 13 Abf.1, 

em Artikel 15 Abſ. 2, dem Artikel 17 Abf. 1 und 
dem Artikel 25 fir maßgebend erklärt find, die deut: 
ſchen Gefege anzuwenden, fo finden diefe Gefege 
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Anwendung. 38 Die Vorjchriften der Artikel 15, 
19, de3 Artifel 24 Abſ. 1 und der Artilel 25, 27 
finden feine Anwendung auf Gegenitände, die ſich 
nicht in dem Gebiete des Staates befinden, defien 
Geſetze nad) jenen Vorſchriften maßgebend find, und 
die nach den Geſetzen des Staates, in deſſen Gebiete 
fie fich befinden, bejonderen Vorjchriften unterliegen. 
29 Gehört eine Perjon keinem Staate an, fo wer: 
den ihre Rechtsverhältniſſe, ſoweit die Geſetze des 
Staates, dem eine Perſon angehört, für maßgebend 
erklärt ſind, nach den Geſetzen des Staates beurteilt, 
dem die Perſon zuletzt angehört hat, und, wenn ſie 
auch früher einem Staate nicht angehört hat, nach 
den a. des Staates, in welchem fieihren Wohnte 
fig und in Ermangelung eines Wohnſitzes ihren 
Aufenthalt hat oder zu der maßgebenden Zeit ges 
habt Hat. 30 Die Anwendung eines ausländiichen 
Geſetzes iſt ausgejchlofjfen, wenn die Anwendung 
gegen die guten Sitten oder gegen den Zweck eines 
deutſchen Geſetzes verſtoßen würde. BL Unter Bus 
ee des Bundesrat3 kann durch Anordnung 

es Reichskanzlers bejtimmt werden, Daß gegen einen 
ausländiichen Staat ſowie dejjen Angehörige und 
ihre Rechtsnachfolger ein Vergeltungsrecht zur An— 
wendung gebracht wird. 


Zweiter Adfdnitl. Berhältnis des Würger- 
fihen Geſetzbuchs zu den Beihsgefegen. 
32 Die Borichriften der Reichsgeſetze bleiben 

in Kraft. Sie treten jedoch injoweit außer Kraft, 

als ich aus dem BGB. oder aus dieſem Geſetze 
die Aufhebung ergiebt. 33 Soweit in dem Gerichts— 
verfafjungsgejeke, der Civilprozeßordnung, der 

Strafprozeßordnnung, der Konkurdordnung und in 

dem Gejebe, betreffend die Anfechtung von Rechts⸗ 
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Handlungen eines Schuldners außerhalb des Kon⸗ 
furöverfahrens, vom 21. Juli 1879 GReichs⸗Ge⸗ 
jebbl. ©. 277) an die Verwandtichaft oder die 
—— rechtliche Folgen — üpft ſind, 
finden die Vorſchriften des BGB. Über Ver— 
wandtfchaft oder Schwägerjchaft Anwendung. 34 
Das Sirgigeegouc wird dahin geändert: J. Im 
F84 Nr. 6 werden die Worte: „Vormund, Neben⸗ 
vormund, Kurator, — Beiſtand oder 
Mitglied eines Famillenräts“ erſetzt durch die 
Worte: „Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Bei- 
ſtand der Mutter, Mitglied eines Familienrats oder 
Kurator“. II. An die Stelle des $55 treten folgende 
Auen Wer bei Begehung der Handlung das 
12. Lebensjahr nicht vollendet hat, kann wegen der= 
ſelben nicht jtrafrechtlich verfolgt werden. Gegen den⸗ 
jelben können jedoch nach) Maßgabe der landesgeſet⸗ 
lien Vorſchriften die zur Beljerung und Beauffidy- 
tigung geeigneten Maßregeln getroffen werben. Die 
Unterbringung in eine — e, Erziehungsanſtalt 
oder Beſſerungsanſtalt kann nur erfolgen, nachdem 
durch vg: de3 Vormundſchaftsgerichtes die Be- 
gen er Handlung jelgejel und die Unter: 

ringung file zuläffig erklärt ift. III. An die Stelle 
des 865 treten folgende Vorſchriften: Der Verlegte, 
welcher das 18. Lebenzjahr vollendet Hat, ijt jelb- 
ftändig zu dem Antrage auf — berechtigt. 
Solange er minderjährig tft, Hat unabhängig von 
feiner eigenen Befugnis auch jein gejeglicher Ver- 
treter das Necht, den Antrag zu ftellen. | Sit der 
Verletzte geichäftsunfähig oder hat er dag 18. Lebens⸗ 
jahr noch nicht vollendet, fo tft jein gejeglicher Ver— 
treterderzur Stellung des ra year te. IV. 
Als 3 145a wird folgende Vorjchrift eingejtellt: Wer 
Im Inlande Cchuldverfchreibungen aufden Inhaber, 
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in denen die Zahlung einer beitimmten Geldfunme 
verſprochen wird , ohne die erforderliche ſtaatliche 
Genehmigung audftellt und in den Verkehr bringt, 
wird mit einer Geldftrafe beftraft, die dem 5. Teile 
des Nennwerts der ausgegebenen Schuldverjchreis 
bungen gleihfommen kann, mindejtend aber 300 
Mark beträgt. V. Im $171 Abj.1 und Abſ. 3 wer: 
den die Worte: „aufgelöft, für amgiitig oder nichtig 
erklärt worden ift“, erſetzt Durch Die Worte: „aufs 
gelöſt oder für nichtig erklärt worden iſt“. VI. An 
die Stelle des $ 195 tritt folgende Vorjehrift: Sit 
eine Ehefrau beleidigt worden, jo hat ſowohl fie a 
ihr Ehemann da3 — gi Beitrafung anzutragen. 
VD. Im g 235 werden die Worte: „ihren Eltern 
oder ihrem Bormunde“ erjett durch die Worte: 
„ihren Eltern, ihrem Bormunde oder ihrem Pfle— 
ger“. VIII Sm $ 237 werden die Worte: „ihrer 
Eltern oder ihres Vormundes“ erjeßt durch die 
Worte: „ihrer Eltern, ihres Bormundes oder ihres 
Pfleger3“. IX. Im $ 238 werden die Worte: „für 
— erklärt worden iſt“ erſetzt durch die Worte: 
„für nichtig erklärt worden ift“. 35 Die Straf⸗ 
prozeßordnung wird dahin geändert: I. Sm$11 
bj. 1 treten an die Stelle der Sätze 2, 3 folgende 
Borjchriften: In Ermangelung eines ſolchen Wohn= 
ſitzes gilt die Hauptjtadt des Heimatjtaats als ihr 

Sohnſitz; ift die Hauptjtadt in mehrere Gerichtsbe— 
zirke geteilt, jo wird der als Wohnfit geltende Be— 
zirt von der Landesjuftizperwaltung Durch allges 
meine Anordnung bejtimmt. Gehört ein Deuticher 
einen Bundesftaate nicht an, jo gilt alS fein Wohn— 
fig die Stadt Berlin ; ift die Stadt Berlin in mehrere 
Gerichtsbezirke geteilt, jo wird der al3 Wohnſitz gels 
tende Bezirk von dem Reichskanzler durch allgemeine 
Anordnung beſtimmt. II. An die Stelle des $ 149 
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Abſ. 2 tritt folgende Vorſchrift: Dasſelbe gilt von 
dem gefetlichen Vertreter eines Angeklagten. 36 
Die Gewerbeorditung wird dahin geändert: I. Der 
8 11 Ani. 2 ſällt weg; al3 $11a werden folgende 
Vorſchelften eingeftellt: Betreibt eine Ehefrau, für 
deren güterrechtliche Verhaltniſſe ausländiſche Ge⸗ 


N des Gewerbes ohne Einfluß, daß fie 
heſcau ift. | Soweit die Frau infolge des Güter- 
jtandes in der le über ihr Vermögen be= 


welchem dag Gewerbe hetrieben wird. | Betreibt 
die Frau das Gewerbe mit Einwilligung Des 
Manıtes oder gilt die Einwilligung nad) & 1405 
Abi. 2 des BOB. al? erteilt, fo Haftet für bie 
Verbindlichfeiten der Frau aus dem Gewerbe 
betriebe ihr nn ohne Rückſicht auf die dem 
Marne kraft des Güterjtandes zuſtehenden Rechte; 
im Kalle des Beſtehens einer ehelichen Gütergemeins 
ſchaft haftet auch das gemeinjchaftliche Bermögen. 
11. Im $ 107 Abj.1 werden 1. im Sap 4 die Wotte: 
„an den Vater oder Vormund, jofern dieje es ver- 
langen“, as durch die Worte: „an den geſetzlichen 
Vertreter, ſofern dieſer eg verlangt“, 2. im Satz 5 
die Worte: „an die Mutter“ erſetzt durch die Worte: 
„an die zur gefetzlichen Vertretung nicht berechtigte 
Mutter“. ILL. Sm $108 treten an die Stelle Des 
Sat 2 folgende Vorſchriften: Die Ausftelung er: 
folgt auf Antrag oder mit Zuftimmung des geſeh⸗ 
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lichen Vertreters. Sit die Erklärung des gefeglichen 
Bertreterd nicht zu bejchaffen oder verweigert dieſer 
die Zuftimmung ohne genügenden Grund und zum 
Nachteile des Arbeiters, ſo kann die Gemeindebehörde 
die Zujtimmung ergänzen. IV. Sm $ 110 ae 1 
werden die Worte: „ſeines Vaterd oder Bormunds“ 
erjeßt durch die Worte: „ſeines gejeglichen Ver— 
treters“. V. Im 113 tritt an die Stelle des Abj. 4 
folgende Vorſchrift: ft der Arbeiter minderjährig, 
10 fann das Beugnis von dem gejeglichen Vertreter 
efordert werden. Diefer fann verlangen, daß das 
Feugnis an ihn, nicht an den Minderjährigen aus— 
Te: werde. Mit Genehmigung der Gemeinde- 
örde des im $ 108 bezeichneten Ortes fann auch 
egen den Willen des gejehlichen Vertreters die Aus⸗ 
andigung unmittelbar an den Arbeiter erfolgen. 
VI. Sm $131 Abſ. 1 Sal werden die Worte: „von 
dem Bater oder Vormunde“ erjeßt durch die 
Worte: „von dem gejeglichen Vertreter”. VII. Sm 
8 133 Abf. 2 Sag 1 werden die Worte: „Der Vater 
des Lehrlings“ ala durch die Worte: „der Bater 
des enge jofern er die Sorge für die Perſon 
de3 Lehrlings hat,“. 37 Der $ 2 des Geſetzes über 
die Freizligigfeit vom 1. Noveinber 1867 (Bundes 
Geſetzbl. ©. 55) wird dahin geändert: Wer die aus 
der Reichsangehörigkeit folgenden Befugnifie in An— 
jpruh nimmt, hat auf Berlangen den Nachweis 
feiner NReichangehörigkeit und, jofern er unter 
elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft jteht, 
den Nachweis der Genehmigung des gefeglichen Ver— 
treters zu erbringen. | Eine Ehefrau bedarf der Ge— 
nehmigung des Ehemannd. 38 Das Gejeß, be— 
treffend die Organijation der Bundeskonſulate, jo= 
wiedie Amtsrechte und Pflichten der Bundeskonjuln, 
von 8. November 1867 GBundes-Geſetzbl. ©. 137) 


35 
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wird dahin ergänzt: I. Der $16 erhält folgenden 
Abi. 2: Einem Wahlkonful fteht in Anfehung der 
Errichtung einer re, von Todeöwegen das 
im Abf. 1 bezeichnete Hecht der Notare nur dann 
u, wenn das Recht ihm von dem Reichskanzler be- 
onders beigelegt ift. II. Al3 $ 17a wird folgende 
Vorſchrift eingelteit: Auf die Errichtung einer Ver—⸗ 
Kigung von Todeswegen finden nicht die Borjchriften 
des $ 17, fondern die Vorſchriften des BGB. An— 
wendung. 39 Das Geſetz, betreffend die vertrags— 
mäßigen Binfen, vom 14. November 1867 (Bundes 
Geſetzbl. S. 169) wird aufgehoben. 40 Das Geſetz, 
betreffend die Eheſchließung und die Beurkundung 
des Perjonenjtandes von Bundesangehörigen im 
Auslande, vom 4. Mai 1870 GBundes-Geſetzbl. 
©. 599) wird dahin geändert: I. In dem z3 Abj.1 
Sa 1, dem $9, dem $11 AH. 2 und dem 812 Abſ. 1 
Satz 2 wird das Wort: „muß“ erfegt durd) das Wort: 
„joll“. II. Un die Stelle der 857, 8 treten folgende 
Vorſchriften: $7. Die Ehe wird dadurch geichlofien, 
daß die Verlobten vor dem Beamten perjönlich und 
bei gleichzeitiger Anweſenheit erklären, die Ehe mit 
einander eingehen zu wollen. Der Beamte muß . 
Entgegennahme der Erklärungen bereit fein. | Die 
Erklärungen können nicht unter einer Bedingung 
oder einer Beitbejtimmun Be eben werden. $ 7a. 
Der Beamte ſoll bei der Eheſch chung in Gegenwart 
von 2 Beugen an die Verlobten einzeln und nad 
einander die Frage richten, ob fie die Ehe mit ein- 
ander eingehen wollen, und, nachdem die Verlobten 
die Frage bejaht Haben, ausſprechen, daß fie Fraft 
diejes Geſetzes nunmehr J——— verbundene Ehe 
leute feier. Als Beugen follen Berfonen, die der 
bürgerlichen Ehrenrechte für verluftig erklärt find, 
während der Zeit, für welche die Aberkennung der 
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Ehrenrechte erfolgt fit, — — nicht 
zugezogen werden. Perſonen, die mit einem der 
Verlobten, mit dem Beamten oder mit einander 
verwandt oder verſchwägert ſind, dürfen als Zeugen 
zugezogen werden. 88. Als zur Eheſchließung er—⸗ 
m a ($1) gilt auch derjenige, welcher 

ohne ein folcher Beamter zu fein, das Amt eines 
ſolchen öffentlich ausübt, es jetdenn, daß die Verlob- 
ten den Mangel der amtlichen Befugnis bei der Ehe- 
ſchließung fernen. 88a. Eine Ehe, die vor einem zur 
Eheichtiegung ermächtigten Beamten ($ 1) oder vor 
einer im $ 8 einem ſolchen Beamten gleichgeitellten 
Perſon geſchloſſen wird, iſt wegen — 
nur dann nichtig, wenn bei der Eheſchließung die 
im $7 SER ne Form nicht beobachtet worden 
ift. | Sft die Ehe in das Heiratsregifter eingetragen 
worden und Haben die Ehegatten nad) der Ehe— 
ſchließung 10 Sahre oder, falls einer von ihnen vor= 
her gejtorben iſt, bi8 zu deſſen Tode, jedoch minde— 
ſtens 3 Sahre als Ehegatten miteinander gelcht, fo 
ift Die Ehe als von Anfang an giltig anzufehen. 
Dieſe Vorſchrift findet Leine Anwendung, wenn bei 
dem Ablaufe der 10 Jahre oder zur Zeit des Todes 
des einen Ehegatten die Nichtigkeitsklage erhoben tft. 
41 Da: Geſetz Über die Erwerbung und den Verluſt 
der Bundes⸗- und Staat3angehörigfeit vom 1. Juni 
1870 GBundes-Geſetzbl. S. 355) wird dahin geän— 
dert: I. An dieStelle de $11 treten folgende Vor— 
ſchriften: Die Verleihung der Staatsangehörigfeit 
erſtreckt jich, injofern nicht Dabei eine Ausnahme ge- 
macht wird, zugleich auf die Ehefrau und auf die- 
jenigen minderjährigen Kinder, deren gefeßliche Ver: 
— dem Aufgenommenen oder Naturaliſierten 
kraft elterlicher Gewalt zuſteht. Ausgenommen ſind 
Töchter, die verheiratet ſind oder verheiratet geweſen 
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find. II. Als $ 14a werden folgende Vorſchriften 
ag Die Entlaffung eines Staatsangehöri⸗ 

en, der unter elterlicher Gewalt oder Vormund⸗ 
Pehaft steht, kann von dem gejeglichen Vertreter nur 
mit Genehmigung de3 Bormundfchaftsgerihts be= 
antragt werden.| Die Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts iſt nicht erforderlich, wenn der Vater 
oder die Mutter die Entlaffung fir ſich und zugleid 
traft elterlicher Gewalt für ein Kind beantragt. Er—⸗ 
ftreskt ſich der Wirkungskreis eines der Mutter bes 
ftellten er auf die Sorge für diePerjon des 
Kindes, fo bedarf die Mutter in einem folchen Falle 
der Genehmigung des Beijtandes zu dem Antrag 
auf Entlafjung des Kindes. III. An die Stelle des 
$ 19 treten folgende Vorſchriften: Die Entlafjung 
erſtreckt fich, injofern nicht dabei eine Ausnahme 
gemacht wird, sugleih auf die Ehefrau und auf die 
jenigen Kinder, deren geſetzliche Vertretun dem 
Entlaſſenen kraft elterlicher Gewalt zusteht. | Dieje 
Vorschrift findet keine Anwendung auf Töchter, die 
verheiratet find oder verheiratet gewejen find, ſowie 
auf Kinder, die unter der elterlichen Gewalt der 
Mutter ftehen, falls die Mutter zu dem Antrage auf 
Entlaffung der Kinder nad) $ 14a Abi. 2 Sa 2 ber 
Genehmigung des Beiltandes bedarf. IV. An die 
Stelle des $ 21 Abdf. 2 treten fol ende Vorſchriften: 
Der hiernach eingetretene Verluſt der Staat3ange- 
Ba IR eritreckt fich zugleich auf Die Ehefrau und 
auf diejenigen Kinder, deren pe egliche Vertretung 
dem Ausaetretenen Kraft elterlicher Gewalt zufteht, 
Soweit fich die Ehefrau oder die Kinder bei Dem Aus» 
getretenen befinden. Ausgenommen find — 
die verheiratet find oder verheiratet geweſen ind. 
42 Das Geſetz, betreffend die Verbindlichkeit zum 
Schadenerjate für die bei dem Betriebe von Eiſen⸗ 
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bahnen, Bergwerfen u. ſ. w. herbeigeführten Tö- 
tungen und KKörperverlegungen, vom 7. Juni 1871 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 207) wird dahin geändert: 
I. An die Stelle des $ 3 treten folgende Vorſchrif— 
ten: $3. Im Falle der Tötung tjt der Schadenerjaß 
($$ 1 und 2) durch Erjaß der Koſten einer verſuchten 
Heilung jowie des Vermögensnacteils zu leiſten, 
den der Getötete dadurch erlitten hat, daß während 
der Krankheit jeine Erwerbsfähigfeit aufgehoben 
oder gemindert oder eine Vermehrung feiner Bes 
dürfnifje eingetreten war. Der Erjappflichtige Hat 
außerdem die often der Beerdigung demjenigen zu 
erjegen, dem die Verpflichtung obliegt, dieje Koſten 
zu tragen. | Stand der Getötete zur Zeit der Ver: 
legung zu einem Dritten in einem Verhältniſſe, ver— 
möge dejjen erdiejem gegenüber kraft Gejeßes unter 
haltspflichtig war oder unterhaltspflichtig werden 
tonnte, und iſt dem Dritten infolge der Tötung das 
Recht auf den Unterhalt entzogen, jo hat der Erjaß: 
pflichtige dem Dritten injoweit Schadenerjaß zu lei— 
jten, als der Getötete während der mutmaßlichen 
Dauer feines Leben? zur a. Unterhalt3 
verpflichtet gewefen jein wilrde. Die Erfagpflicht 
tritt auch dann ein, wenn der Dritte zur Beit der 
Verlegung erzeugt, aber noch nicht geboren war. 
$ 3a. Im Falle einer Körperverlegung ijt der Scha— 
denerjag ($$ 1 und 2) durch Erja der Koſten der 
Heilung ſowie des Vermögensnachteils zu leijten, 
den der Berlette dadurch erleidet, daß infolge der 
Verletzung zeitweije oder dauernd jeine Eriverb3s 
fühtgfeit ——— oder gemindert oder eine Vers 
mehrung feiner Bedürfnifje eingetreten ift. II. Im 
85 werden die Worte: „Der in den $$ 1 bis 3 ent⸗ 
Haltenen Bejtimmungen“ erjegt durch die Worte: 
„der in den 881 Hi83a enthaltenen Bejtimmungen“. 
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III. An die Stelle der 87, 8,9 treten folgende 
Vorſchriften: $7. Der Schadenerſatz wegen Aufs 
Hebung oder Minderung ber Erwerbsfähigkeit und 
wegen Vermehrung der Bedürfniffe des Verletzten 
ſowie der nad) $ 3 Abſ. 2 einem Dritten zu gemwäh- 
rende Schadenerjaß ijt für die Zukunft dur Ent: 
richtung einer Geldrente zu Ieiften. | Die Vorſchrif⸗ 
ten des 8 843 Abf. 2 bis 4 de BGB. und des 8 648 
Nr. 6 der Eivilprozepordnung finden entjprechende 
Anwendung. Das Gleiche gilt für die dem Berlegten 
zu entrichtende Geldrente von der Vorſchrift des 
8 749 Abſ. 3 und für die dem Dritten zu entrichtende 
Geldrente von der Vorfchrift des $ 749 Abſ. 1Nr. 2 
der Civilprozeßordnung. | Sit bei der Verurteilung 
des Verpflichtetent * Entrichtung einer Geldrente 
nicht auf Sicherhe t3leiftung erfannt werden, jo 
tann der Berechtigte gleichwohl Sicherheitgleijtung 
verlangen, wenn Die Vermögensverhältnifje des 
Berpflichteten ſich erheblich verfchlechtert haben; 
unter der gleihen Boranäjehung fann er eine Er⸗ 
höhung der in dem Urteile beftimmten Sicherheit 
verlangen. $ 8. Die Forderungen auf — 
(8$ 1 bis 3a) verjähren in 2Xahren von dem Unfall 
an. Gegen denjenigen, welchem der Getötete Unter: 
halt zu gewähren hatte ($ 3 Abi. 2), beginnt die 
Kerjährung mit dem Tode. Im brigen finden die 
een des BGB. tiber die Verjährung Ans 
wendung. 89. Die gejeglichen Vorſchriften, nad 
welchen auser den in dieſem Geſetze er 
Fällen der Unternehmer einer in ben $$1, bezeich⸗ 
neten Anlage oder eine andere Perſon, insbeſondere 
wegen eines eigenen Verſchuldens, für den ei dem 
Betriebe der Anlage durch Tötung oder Körperver— 
legung eines Menichen entjtandenen Schaden haf—⸗ 
tet, bleiben unberührt. 43 Der $ 6 Abſ. 2 des Ge- 
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ſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Reichs⸗ 
beamten, vom81. März 1873 (Reichs⸗Ge etzbl. S. 61) 
wird nn 44 DieVorjchriften des 8 44 deg 
Reichd-Militärgefehes vom 2. Mai 1874 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 45) finden entſprechende Anwendung 
auf Perſonen, die zur Beſatzung eines in Dienſt ge- 
jtellten Schiffes der Katjerlichen Marine gehören, 
tolange das Schiff fich außerhalb eines tnländiichen 
Hafens befindet oder die Berfonen ala Kriegsgefan- 
gene oder Geißeln in der Gewalt des Feindes find, 
ütgleichen auf andere an Bord eines folchen Schiffes 

enommene Perſonen, jolange das Schiff fich außer: 
Bath eines inländijchen Hafens befindet und die 
Perjonen an Bord find. Die Srift, mit deren Ab- 
laufe die letztwillige Verfügung ihre Giltigfeit ver— 
liert, beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem das 
Schiff in einen inländischen Hafen zurückkehrt oder 
der eat aufhört, zu dem Schiffe zu gehören, 
oder als Kriegsgefangener oder Geißel aus der Ge- 
walt des Feinde entlaffen wird. Den Schiffen ftehen 
die jonjtigen Fahrzeuge der Kaijerlichen Marine 
gleih. 45 Der $ 45 Abi. 2 Satz 2 des Reichs⸗ 
Militärgeſetzes vom 2. Mai 1874 Reichs-Geſetzbl. 
©. 45) wird aufgehoben. 46 Das Gejeß über die 
Beurkundung des Perſonenſtandes und die Ehe- 
Ihließung vom 6. Februar 1875 (Reichs-Geſetzbl. 
S. 23) wird dahin geändert: I. Die $8 28 big 40, 
42,43, 51 bi3 53 werden aufgehoben. II. An die 
Stelle der $$ 41, 44, 50, 55 treten folgende Bor: 
Ihriften: $ 41. Für die Eheſchließung find die Bor- 
Ihriften des BGB. maßgebend. 844. Für die An 
ordnung des vor der Ehejchliefung zu erlaffenden 
Aufgebot3 ift jeder Standesbeamte zuftändig, vor 
dem nach $ 1320 des BGB. die Ehe gejchlofien wer⸗ 
den darf. $ 50. Der Standesbeamte joll ohne Auf: 
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gen die Eheſchließung nur vornehmen, wenn ihm 
rztlich bejcheinigt wird, daß die lebensgefährliche 
Erkrankung eines der Verlobten den Aurfehub der 
Eheſchließung nicht geitattet. $ 55. Sit eine Ehe für 
nichtig erklärt, ijt in einem Rechtsſtreite, der die 
Feititellung des Beſtehens oder des Nichtbeſtehens 
einer Ehe zwiſchen den Parteien zum Gegenitande 
Hat, das. Nichtbeſtehen der Ehe fejtgeitellt, ijt eine 
Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten aufgelöit 
oder it nach $ 1575 des BOB. die ehelihe Gemein 
Schaft aufgehoben, fo ijt Dies am Rande der über die 
Eheſchließung bewirkten Eintragung zu vermerfen.| 
Wird die eheliche Gemeinjchaft na der Aufhebung 
wiederhergeitellt, jo iſt Dies auf an am Rande 
zu vermerken. III. Der $ 67 erhält folgenden Ab⸗ 
fat 2: Eine jtrafbare Handlung iſt nicht vorhanden, 
went der Geiitliche oder der Religionsdiener im 
Falle einer (ebensgefährlichen, einen Aufſchub nicht 
geitattenden Erkrankung eines der Verlobten zu den 
religiöjen Seierlichkeiten der Eheſchließung fchreitet. 
IV. Im $ 69 werden die Worte: „in dieſem Gejeße“ 
erſetzt durch die Worte: „in diefem Gejege und in 
dem Biirgerlichen Geſetzbuche“. V. Im 8 75 Abi. 1 
werden die Worte: „nach den Vorſchriften diejes Ge⸗ 
ſetzes“ erſetzt durch Die Worte: nach den Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs“. 47 Der Artikel 8 des 
Geſetzes, betreffend den Wucher, vom 24. Mai 1880 
(Reicha-Sefehbl.S.109) in der Fafjung des Artikel II 
des Geſetzes, betreffend Ergänzung det Beſtimmun⸗ 
gen über den Wucher, vom 19. Juni 1893 (Reichd- 
Sejehbl. S. 197) wird aufgehoben. 48 Der $ 16 
Abi. 2 des Geſehzes, betreffend die Fürſorge für die 
Witwen und Waifen der Reichsbeamten der Eivil- 
verwaltung, vom 20. April 1881 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 85) wird aufgehoben. 49 Der $ 18 Abſ. 2 des 
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a betreffend die Fürjorge für die Witwen 
und Watjen von en des Reichsheeres und 
der Kailerliden Marine, vom 17. Juni 1887 (Reiche: 
Geſetzbl. S. 237) wird aufgehoben. 50 Der $ 9 des 
Geſetzes, betreffend das Reichsſchuldbuch, vom 
31. Mai 1891 (cReichs-Geſetzbl. S. 321) wird dahin 
geändert: Eine Ehefrau wird zu Anträgen ohne Zu— 
jimmung des Ehemannes — Die Ehefrau 
bedarf der Zuſtimmung des Ehemannes, wenn ein 
Vermerk zu deſſen Gunſten eingetragen iſt. Ein ſol— 
cher Vermerk iſt einzutragen, wenn die Ehefrau oder 
mit ihrer Zuſtimmung der Ehemann die Eintragung 
beantragt. Die Ehefrau iſt dem Ehemanne gegen— 
über zur Erteilung der Zuſtimmung verpflichtet, 
wenn ſie nach dem unter ihnen beſtehenden Güter- 
ftande über die Buchforderung nur mit eng: 
de3 Ehemannes — kann. 5A Der 88Abſ. 
des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen 
und Waiſen der Perſonen des Soldatenſtandes des 
Reichsheeres und der Kaiſerlichen Marine vom Feld— 
webel abwärts, vom 13. Juni 1895 (Reichs-Geſetzbl. 
&. 261) wird aufgehoben. 52 Sit auf Grund eines 
Reichsgeſetzes dem Eigentiimer einer Sache wegen 
der im öffentlichen Intereſſe erfolgenden Entziehung, 
Beihädigung oder Benugung der Sache oder wegen 
Beichräntung des Eigentums eine Entſchädigung zu 
ewähren und jteht einem Dritten ein Recht an der 
Sache zu, für welches nicht eine befondere Entſchä— 
digung gewährt wird, jo hat der Dritte, ſoweit jein 
Recht beeinträchtigt wird, an dem Entſchädigungs— 
anfpruche diejelben Rechte, die ihm im alle des Er— 
löjchen ſeines Rechtes durch Zwangsverjteigerung 
an dem Erlöje zujtehen. 53 Sit in einem Falle des 
Artikel 52 die Entfchädigung dem Eigentümer einc3 
Grundjtüds zu gewähren, jo finden auf den Ents 
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ſchädigungsanſpruch die Vorſchriften des $ 1128 des 
BOB. entfprejene Anwendung. Erhebt ein Be: 
rechtigter innerhalb der im $ 1128 beftimmten Frist 
Widerjpruch gegen die Zahlung der Entichädigung 
an den Eigentümer, jo fann der Eigentümer und 
jeder Berechtigte die Eröffnung eines Berteilungs- 
verfahrens nach den für die Verteilung des Erlöſes 
im Falle der Zivangsverfteigerung geltenden Bor: 
ichriften beantragen. Die Zahlung hat in diejem 
Falle an das für das Berteilungsverfagren zujtäns 
dige Gericht zu erfolgen. | Sit das Necht des Dritten 
einte Reallaft, eine Hypothek, eine®rundihuld oder 
eine Rentenjchuld, jo erliicht die Haftung des Ent= 
Ihädigungsanfprucdhe, wenn der bejchädigte Gegen: 
jtand wiederhergejtellt oder für die erttzogene beweg— 
liche Sache Erſatz beſchafft iſt. y% die Entihädigung 
wegen Benugung des Grundjtüds oder wegen Ent: 
ziehung oder Beichädigung von Früchten oder von 
Zubehörftilden zu gewähren, jo finden die Borjchrifs 
ten des $ 1123 Abi. 2 Sagl und des 8 1124 Abf.1,3 
des BGB. entiprehende Anwendung. 54 Die Vor⸗ 
ichrift des $ 36 Abf. 4 des Geſetzes, betreffend die 
Beichräntungen des Grundeigentums in der Um— 
gebung von Feitungen, vom 21. Dezember 1871 
(Reichs-Geſetzbl. S.459) wird durch Die Vorjchriften 
der Artifel 52, 53 nicht berührt. Findet nach diejen 
Vorſchriften ein Berteilungsverfahren ftatt, fo tit 
die Entichädigung auf Erjuchen des für das Verfah— 
ren zujtändigen Gericht3 an dieſes zu leiften, joweit 
fie zur Zeit der Stellung des Erjuchens noch aus— 
iteht. | Die Vorjchrift des $ 37 desjelben Gejekes 
wird dahin geändert: Iſt das Grundjtüc mit einem 
Rechte belaftet, welches durch die Beſchränkung des 
Eigentums beeinträchtigt wird, jo kann der Berech- 
tigte Bis zum Ablauf eines Monats, nachdem ihm 
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der Eigentümer die Beſchränkung des Eigentums 
mitgeteilt Hat, die Eröffnung de3 Verteilungsver- 
fahrens beantragen. 


Dritter Abſchnitt. Berhäftnis des Zürgerlichen 
Geſetzbuchs zu den Landesgefegen. 

55 Die privatrechtlichen Vorjchriften der Landes— 
gejege treten außer Kraft, joweit nicht in dem BGB. 
oder in dieſem Geſetz ein anderes bejtimmt ift. 56 
Unberührt bleiben die Bejtimmungen der Staats— 
verträge, die ein Bundesjtaat mit einem auslän- 
diichen Staate vor dem Inkrafttreten des BGB. ge— 
jcylofjen Hat. 57 Sn Anjehung der Landesherren 
und der Mitglieder der landesherrlichen Familien 
ſowie der Mitglieder der Fürſtlichen Familie Hohen— 
zolleru finden die Borjchriften des BGB. nur inſo— 
weit Anwendung, al3 nicht bejondere Vorichriften 
der Hausverfafjungen oder der Landesgejeke ab— 
weichende Bejtimmungen enthalten. | Das Gleiche 

ilt in Anjehung der Mitglieder des vormaligen 

annoverjchen Königshaufes, des vormaligen Kur- 
Hefjischen und des vormaligen Herzoglich Naſſau— 
iſchen Fürftenhaujes. 58 In Anjehung der ve 
milienverhältnifje und der Güter derjenigen Häuſer, 
welche vormals reich3jtändijch geweſen und jeit 1806 
mittelbar geworden find oder welche diejen Häufern 
bezüglich der Yamilienverhältniffe und der Güter 
durch Beihluß der vormaligen deutichen Bundes 
verjammlung oder vor dem Inkrafttreten des BGB. 
durch Landesgeſetz gleichgeftellt worden find, bleiben 
die Borjchriften der Landesgejehe und nad) Maßgabe 
der Landesgejeke die Borjchriften der Hausver— 
faffungen unberührt. | Das Gleiche gilt zu Gunſten 
de3 vormaligen NReichdadel3 und derjenigen Fa— 
milien des landſäſſigen Adels, welche vor dem In— 
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krafttreten des BGB. dem vormaligen Reichsadel 
durch Landesgeſetz gleichgeftellt worden find. 59 
Unberüprt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über Familienfideikommiſſe und Lehen, mit Ein= 
kt der allodifizierten Lehen, ſowie über Stamm 

ter. 60 Unberührt bleiben die Iandesgejeglichen 
Roriciriften, welche die Bejtellung einer Hypothek, 
Grundſchuld oder Rentenfchuld an einem Grund: 
ſtilcke, deſſen Belaſtung nad) den in den Artikeln 57 
bis 59 bezeichneten Borjchriften nur beſchränkt zu— 
läflig ift, dahin gejtatten, daß der Gläubiger Be- 
frieditgung aus dem Grundftüce lediglich im Wege 
der Ziwangdverwaltung juchen kann. &1X Sit Die 
Verüußerung oder Belajtung eine Gegenftandes 
nach den in den Artikeln 57 bis 59 bezeichneten Vor⸗ 
Ichriften LI oder nur bejchränkt zuläfftig, jo 
finden auf einen Erwerb, dem dieje Borjchriften ent= 
gegenstehen, die Vorichriften de8 BGB. zu Gunjten 
derjenigen , welche Rechte von einem Nichtberech- 
tigten herleiten, entjprechende Anwendung. 6% 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchrif— 
ten über Rentengüter. 63 Unberührt bleiben die 
(andesgefeglichen Vorſchriften über das Erbpacht— 
recht, mit Einſchluß des Büdnerrechts und des Häus— 
lerrechts, in denjenigen Bundesſtaaten, in welchen 
ſolche Rechte beſtehen. Die Vorſchriften des $ 1017 
des BGB. finden auf diefe Rechte entiprechende An— 
wendung. 64 Unberührt bleiben die landesgeſetz⸗ 
lichen Vorſchriften Über das Anerbenrecht in Ans 
ſehung landwirtfchaftlicher und forftwirtichaftlicher 
Grundſtücke nebſt deren Zubehör.|Die Landesgefege 
können das Recht des Erblaffers, iiber das dem An 
erbenrecht unterliegende Grundſtück von Todes— 
wegen zu verfüigen, nicht befchränten. 65 Unbe— 
rührt bleiben die Iandesgefeglichen Vorſchriften, 
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welche dem Wafjerrecht angehören, mit Einſchluß 
des Mühlenrechts, des Flögrecht3 und des Flößerei- 
recht3 ſowie der Vorjchriften zur Beförderung der 
Bewäſſerung und Entwäfjerung der Grundjtücde und 
der Borjchriften über Anlandungen, entjtehende In— 
ſeln und verlafiene Flußbetten. 66 Unberührt 
bleiben die eye Vorichriften, melde 
dem Deich: und Gielreht angehören. 67 Unbe— 
rührt bleiben die Tandesgejeglihen Vorſchriften, 
welche dem Bergrecht angehören. | Sit nad) landes= 
—5 — —— wegen Beſchädigung eines 

rundſtücks durch Bergbau eine Entſchädigung zu 
gewähren, jo finden die Vorſchriften der Artikel 52, 
53 Anwendung, joweit nicht die Landesgejepe ein 
anderes bejtimmen. 68 Unberührt bleiben die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Belaftung 
eines Grundſtücks mit dem vererblichen und ver— 
äußerlichen Rechte zur Gewinnung eines den berg- 
rechtlichen Vorjchriften nicht unterliegenden Mine— 
rals gejtatten und den Snhalt diejes Rechtes näher 
bejtimmen. Die Borjchriften der $3 874, 875, 876, 
1015, 1017 de8 BGB. finden entjprechende Anwen—⸗ 
dung. 69 Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen 
Borthriften über NA und Filcherei, unbeſchadet 
der Vorſchrift des $ Abi. 2 de3 BGB. und der 
Vorſchriften des BGB. über den Erjat des Wild- 
jhadens. 70 Unberüprt bleiben die landesgeſetz— 
lichen ne huhe über die Grundſütze, nad) wel— 
hen der Wildjchaden feſtzuſtellen ijt, jomwie die lan 
deögejeglihen Vorjchriften, nach welchen der Ans 
ipruch auf Erjat des Wildſchadens innerhalb einer 
bejtimmten Srijt bei der zuständigen Behörde gel- 
tend gemacht werden muß. 71 Unberührt bleiben 
die landesgeſetzlichen Vorjchriften, nach welchen 1. 
die Verpflichtung zum Erſatze des Wildſchadens aud) 
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dann eintritt, wenn der Schaden duch jagdbare 
Tiere anderer als der im $ 835 des BGB. bezei 
netert Gattungen angerichtet wird; 2. für ben W 
ſchaden, der Durch ein aus einem Gehege ausgetre- 
tenes jagdbares Tier angerichtet wird, der Eigen- 
tiimer oder der Befiber des Geheges verantwortlich 
iſt; 8. der Eigentiimer eines Grundftüds, wenn das 
——— auf einem anderen Grundſtücke nur ge⸗ 
meinjchaftlich mit dem Jagdrecht auf feinem Grund- 
ſtück — werden darf, für den auf dem anderen 
Grundſtuͤck angerichteten Wildſchaden auch dann 
haftet, wenn er die ihm angebotene Pachtung der 
ua abgelehnt Hat; 4. der Wildſchaden, der an 
ärten, Obftgärtent, Weinbergen, Baumfjchulen und 
einzelftehenden Bäumen angerichtet wird, dann 
nicht zu erjegen ift, wenn die Heritellung von 
Schutzvorrichtüngen unterblieben tjt, die unter ges 
wöhnlichen Umftänden zur Abwendung des * 
dens ausreichen; b. die Verpflichtung zum 
denserſatz im Falle des $ 835 Abſ. 3 des BGB. ab- 
weichend bejtimmt wird; 6. die Gemeinde anjtelle 
der Eigentiimer der zu einem Jagdbezirke vereinig- 
ten Grundſtücke zum Erſatze des Wildſchadens ver- 
pflightet und zum Rückgriff auf bie Eigentümer bes 
rechtigt ift oder anftelle der Eigentümer oder des 
Berbandes der Eigentümer oder der Gemeinde oder 
neben ihnen der Sagbpünter zum Erjaße des Schas 
dens verpflichtet tft; 7. der zum Erſatze des Wild⸗ 
ſchadens Verpflichtete Erftattung des geleijteten Er- 
ſatzes von demjenigen verlangen kann, welcher in 
einem anderen Bezirke zur Ausübung der Jagd be 
rechtigt ift. 72 Beiteht in Anfehung eines Grund- 
ücks ein zeitlich nicht begrenztes Nußungsrecht, fo 
nden die Vorſchriften des $ 835 des BOB. über die 
Berpflihtung zum Erſatze des Wildſchadens mit der 
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Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle des Eigen- 
tümers der de tritt. 73 Unbe⸗ 
rührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften iiber 
Regalien. 74 Unberührt bleiben die landesgeſetz— 
lichen Borjchrijten über Zwangsrechte, Bannrechte 
und Realgewerbeberechtigungen. 75 Unberührt 
bleiben die Iandesgejeglichen Vorjchriften, welche 
dem VBerjicherungsrecht angehören, joweit nicht in 
dem BGB. bejondere Beitimmungen getroffen find. 
76 Unberührt bleiben die Iandesgejeglichen Vor— 
Schriften, welche dem VBerlagdrecht angehören. 77 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über die Haftung des Staates, der Gemeinden und 
anderer Kommunalverbände (Provinzial-, Kreis-, 
Amtsverbände) für den von ihren Beamten in Aus— 
u. der diejen anvertrauten Öffentlichen Gewalt 

ugejügten Schaden jowie die Landesgejeglichen Vor- 
Ihr ten, welche das Recht des Berchädigten, vorn 

em Beamten den Erjaß eines ſolchen Schadens zu 
verlangen, injoweit ausichließen, al3 der Staat oder 
der Kommunalverband haftet. 78 Unberührt blei= 
ben die landesgejeglichen VBorjchriften, nach welchen 
die Beamten für dievon ihnen angenommenen Stell» 
vertreter und Gehilfen in weiterem Umfange al 
nad) dem BGB. haften. 79 Unberührt bleiben die 
landesgejeglichen Vorſchriften, nach welchen die zur 
amtlichen Feititellung des Wertes von Grundſtücken 
bejtellten Sachverſtändigen für den aus einer Ver: 
legung ihrer Berufspflicht entjtandenen Schaden in 
weiterem Umfange al3 nach) dem BOB. haften. SO 
Unberührt bleiben, ſoweit nicht in dem BGB. eine 
bejondere Bejtimmung getroffen ijt, die landesge- 
jeglichen Vorjchriften iiber die vermögensredhticen 
Anſprüche und Berbindlichkeiten der Beamten, der 
Geijtlihen und dev Lehrer an öffentlichen Unter 
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richtsanſtalten aus dem Amts⸗ oder Dienſtverhãlt⸗ 
niſſe, mit Einſchluß der Anſprüche der Hinterblie— 
benen. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften über das Pfründenrecht. SL Unbe— 
rührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche die Uebertragbarkelt der Anſprüche der im 
Artikel SO Abſ. 1 bezeichneten Perſonen auf Beſol— 
dung, Wartegeld, Ruhegehalt, Witwen- und Waiſen⸗ 
geld beſchränken, ſowie die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften, welche die Aufrechnung gegen ſolche Ans 
ſprüche abweichend von der Vorſchrift des $ 394 des 
BOB. zulafien. SZ Inberührt bleiben die Vor— 
ichriften der — e über die Verfaſſung ſol— 
cher Vereine, deren tsfähigkeit auf ſtaatlicher 
Verleihung beruft. SB Unberührt bleiben die 
Iandesgejeglichen Vorſchriften über Waldgenofjen= 
ihaften. 84 Unberührt bleiben die Iandesgejeß- 
lien Vorſchriften, nach welden eine Religions 
ejellichaft oder eine geiftliche Gejellihaft Rechts— 
Finigte nur im Wege der — ebung erlangen 
kann. 85 Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften, nach welchen im Falle des $ 45 Abi. 8 
des BGB. dad Vermögen des aufgelöften V 
anstelle des Fiskus einer Körperfchaft, Stiftung oder 
Anſtalt des öffentlichen Rechtes anfällt. S6 Un- 
berührt bleiben die landesgejeglichen Borjchriften, 
welche den Erwerb von Nechten durch juriftifche 
Berjonen beſchränken oder von ftaatlicher Genehmi— 
gung abhängig machen, joweit diefe Vorjchriften 
Gegenjtände im Werte von mehr ala 5000 Mart 
betreffen. Wird die nach dem Landesgejege zu einem 
Erwerbe von Todeswegen erforderliche Genehmis 
gung erteilt, jo gilt fie al3 vor dem Erbfall erteilt; 
wird fie verweigert, fo gilt die juriftiiche Perſon in 
Anſehung des Anfalls als nicht vorhanden ; die Vor⸗ 
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Ihrift des $ 2043 de3 BGB. findet entfprechende An⸗ 
wendung. 87 Unberührt bleiben die landesgeſetz⸗ 
lichen Vorſchriften, welche die Wirkſamkeit von 
Schenkungen an Mitglieder religiöfer Orden oder 
ordensähnlicher Kongregationen von ftaatlicher Ge— 
nehmigung abhängig maden. | Unberührt bleiben 
die landesgeſetzlichen Vorjchriften, nach welchen 
Mitglieder veligiöfer Orden oder ordensähnlicher 
Kongregationen nur mit ftantlicher Genehmigung 
von Zodeöivegen eriwerben fünnen. Die Vorjchrif- 
ten des Artikel 86 Sat 2 finden entjprechende An— 
a | Mitglieder folcher religiöjer Orden oder 
ordensähnlicher Kongregationen, bei denen Gelübde 
auf Xebenzzeit oder auf unbeftimmte Zeit nicht ab— 
ch werden, unterliegen nicht den in den a 1: 

bezeichneten Vorſchriffen. SS Unberührt bleiben 
die landeögefeglichen Borjchriften, welche den Er: 
werb von Grundſtücken durch Ausländer von ftaat: 
licher Genehmigung abhängig maden. 89 Unbes 
rührt bleiben die Iandesgefeglichen Borfchriften über 
die zum Schuße der Grundſtücke und der Erzeugniffe 
von Grundſtücken gejtattete Pfändung von Saden, 
mit Einſchluß der Vorſchriften über die Entrichtung 
von Pfandgeld oder Erjaggeld. BO Unberührt 
bleiben die landesgeſetzlichen Vorfchriften über die 
Rechtsverhältniſſe, welche fich aus einer auf Grund 
des Öffentlichen Rechtes wegen der ce Bi eines 
Amtes oder wegen eines Gewerbebetriebs erol ten 
Sicherheitäleijtung ergeben. OL Unberührt bleiben 
die landesgeſetzlichen VBorjchriften, nach welchen der 
Fiskus, eine Körperfhaft, Stiftung oder Anstalt 
des Öffentlichen Nechtes oder eine unter der Vers 
waltung einer öffentlichen Behörde ftehende Stif— 
tung beredtigt tjt, zur Sicherung gewifjer Forde— 
rungen bie Eintragung einer Hypothek an Grund— 
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ſtücken des Schuldners zu verlangen, und nach wels 
chen die Eintragung der Hypothek aufErfuchen einer 
beitimmten Behörde zu erfolgen bat. Die Hypothek 
fann nur als Sicherungshypothel eingetragen wer— 
den; fie entjteht mit der Eintragung. 92 Unbe⸗ 
rührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorſchriften, 
nach welchen Zahlungen aus öffentlichen Kaſſen an 
der Kaſſe in Empfang zu nehmen ſind. 93 Unbe—⸗ 
rührt bleiben die landesgefeglihen Vorſchriften über 
die Friften, bis zu deren Ablaufe gemietete Räume 
bei Beendigung des Mietverhältntiies zu räumen 
ind. 94 linberührt bleiben die Landesgejeglichen 
orſchriften, welche den Geſchäftsbetrieb der gewerb⸗ 
lichen Pfandleiher und der Pfandleihanſtalten bes 
treffen. | Unberührt bleiben die (andesgejeßlichen 
Vorſchriften, nach welchen Öffentlichen Biandleihs 
anjtalten dag Recht zufteht, die ihnen ver jändeten 
Sachen dem Berechtigten nur gegen Beza (ung des 
auf die Sache gewährten Darlehens herauszugeben. 
95 Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vor⸗ 
ichriften, welche dem Geſinderecht Een Maag Diez 
gilt insbeſondere auch von den Borichrijten über die 
Schadenzerjappflicht desjenigen, welcher Gejinde 
zum widerrechtlichen Verlaſſen des Dienſtes ver— 
leitet oder in Kenntnis eines noch beſtehenden Ge— 
findeverhältnifjes in Dienft nimmt oder ein unrich⸗ 
tige Dienſtzeugnis erteilt. | Die Vorſchriften der 
s$ 104 big 115, 131, 278, 617 bis 619, 624, 831, des 
5 840 Abi. 2 und des $ 1358 des BOB. finden Ans 
wendung, die Vorjchriften des $ 617 jedoch nur in⸗ 
foweit, al3 die Landesgeſetze dem Gefinde nicht 
weitergehende Anjprüche gewähren. | Ein Züchti⸗ 
gungsredht fteht dem Dienjtberechtigten dem Gejinde 
Begenunes nicht zu. BE Unberührt bleiben die lan- 
esgejeglichen Borjchriften über einen mit der Ueber⸗ 


Verhältn.d.BGB. zud.Landesgej. Art. 92-100. 563 


lafjung eines Grundftüds in Verbindung jtehenden 
Leibgedings⸗, Leibzuchts⸗, Altenteild- oder Aus⸗ 
en ‚ Joweit fie das ſich aus dem Vertrag er- 
gebende Sculdverhättnis für den Fall regeln, daß 
wicht befondere eg zur getroffen werden. 
97 Unberührt bleiben die landesgeieglichen Vor— 
ichriften, welche die Eintragung von Gläubigern des 
Bundesjtaat3 in ein Staatsſchuldbuch und die aus 
der Eintragung fich ergebenden Rechtöverhältnifie, 
in3bejondere die Mebertragung und Belaftung einer 
— regeln. | Soweit nad) dieſen Vor— 
jchriften eine Ehefrau berechtigt tft, ſelbſtändig Ans 
träge zu jtellen, tft dieſes Recht ausgeſchloſſen, wenn 
ein Vermerk zu Gunften des Ehemanns im Schuld- 
buch eingetragen ijt. Ein jolcher Vermerk ijt einzu 
tragen, wenn die Ehefrau oder mit ihrer Zuſtim— 
mung der Ehemann die Eintragung beantragt. Die 
Ehefrau iſt dem Ehemanne gegenüber zur Erteilung 
der Buftimmung verpflichtet, wenn . nach dem 
unter ihnen bejtehenden Gilterjtand über die Buch— 
forderung nur mit Zuſtimmung des Ehemann ver— 
fügen kann. DS Unberührt bleiben die [andesgejeh- 
lien Borjchriften itber die Rückzahlung oder Um— 
hu ha Staat3jchulden, für die In— 
haberpapiere ausgegeben oder die im Staat3jchuld- 
buch eingetragen find. 9 Unberührt bleiben die 
landeöge esliden Vorſchriften über die öffentlichen 
Sparkaſſen, unbejchadet der Vorfchriften des $ 808 
des BGB. und der Vorjchriften des BGB. über die 
Anlegung von Miündelgeld. 100 Unberührt blet- 
ben die landeögejeßlichen pi ka nad welchen 
bei REIT EAN auf den Inhaber, die 

Bundesftnat oder eine ihm angehörende Körper: 
ihaft, Stiftung oder Anstalt des öffentlichen Rechtes 
ausſtellt: 1. die Giltigfeit der Unterzeichnung von 
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der Beobachtung einer beſonderen Form abhängt, 
auch wenn eine ſolche Beſtimmung in die Ur— 
kunde nicht aufgenommen iſt; 2. der im $ 804 
Abi. 1 des BGB. bezeichnete Anſpruch ausge— 
ichloffen tft, auch wenn die Ausjchließung in dem 
Zins- oder Rentenſcheine nit bejtimmt iſt. 
101 Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vor⸗ 
Schriften, welche den Bundesſtaat oder ihm angehö— 
rende Körperichaften, Stiftungen und Anftalten des 
öffentlichen Rechtes abweichend von der Vorjchrift 
des 8 806 Satz 2 ded BGB. verpflichten, die von 
ihnen ausgeftellten, auf den Inhaber lautenden 
Schuldverfchreibungen auf den Namen eines be— 
ftimmten Berechtigten umzuſchreiben, jowie die 
landesgejeglichen Vorſchriften, welche die fich aus 
der Umschreibung einer ſolchen Schuldverichreibung 
ergebenden Nechtsverhältnifje, mit Einſchluß der 
Kraftloserflärung, regeln. 102 Unb t bleiben 
die Iandesgejeglichen Vorſchriften Über die Kraftlos— 
erflärung und die Zahlungsſperre in Anjehung der 
im $ 807 de3 BOB. bezeichneten Urkunden. | Unbes 
rührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften. 
welche fiir die Kraftloserklärung der im $ 808 des 
BGB. bezeichneten Urkunden ein anderes Verfahren 
als das Aufgebotöverfahren bejtimmen. 103 Un- 
berührt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften, 
nach welchen der Staat jowie Verbände und An— 
italten, die auf Grund des Öffentlichen Rechtes zur 
Gewährung von Unterhalt verpflichtet find, Cras 
der fürden Unterhalt —— Aufwendungen von 
der Perſon, welcher ſie den Unterhalt gewährt haben, 
ſowie von denjenigen verlangen können, welche nach 
den Vorſchriften des BGB. unterhaltspflichtig was 
ren. 104 Unberührt bleiben die Er pe 
Vorſchriften über den Anſpruch auf Rücderftattung 
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mit Unrecht erhobener öffentlicher Abgaben oder 
Koſten eines Verfahrens. 105 Unberührt bleiben 
die landesgejeglichen Vorſchriften, nach welchen der 
Unternehmer eines Eifenbahnbetrieb3 oder eines 
anderen mit gemeiner Gefahr verbundenen Betriebs 
für den aus dem Betrieb entitehenden Schaden in 
weiterem Umfang al3 nad den Vorfchriften des 
BED. verantwortlich tft. LOG Unberührt bleiben 
die landesgejeglichen Vorſchriften, nach welchen, 
wenn ein dem öffentlichen Gebrauche dienendes 
Grundjtüd zu einer Anlage oder zu einem Betriebe 
benußt werden darf, der Unternehmer der Anlage 
oder des Betriebs für den Schaden verantwortlich 
tjt, der bei dem öffentlichen Gebrauche de3 Grund— 
ſtücks durch die Anlage oder den Betrieb verurfacht 
wird. 107 Unberührt bleiben die landesgejeglichen 
Borjchriften Über die Verpflichtung zum Erjahe des 
Schadens, der Durch) das Zuwiderhandeln gegen ein 
zum Schuße von Grundſtücken erlaffenes Strafgejeß 
verurſacht wird. LOS Unberührt bleiben die landes⸗ 
gejeglichen Vorſchriften iiber die Verpflichtung zum 
Erfahe des Schadens, der bei einer Zuſammen— 
rottung, einem Auflauf oder einem Aufruhr ent= 
fteht. LOB Unberührt bleiben die landesgefeglichen 
Vorſchriften über die im öffentlichen Snterejje erfol= 
gende Entziehung, Bejhädigung oder Benubung 
einer Sache, Bejchränfung des Eigentums und Ent: 
ziehung oder Beichränfung von Rechten. Auf die 
nad) landesgejeglicher Vorſchrift wegen eines ſolchen 
Eingriff3 zu gewährende Entjchädigung finden die 
Borihriften der Artikel 52, 53 Anwendung, foweit 
an die Landesgejege ein anderes beſtimmen. 
110 Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor— 
Schriften, welche für den Fall, daß zerſtörte Gebäude 
in anderer Lage wiederhergeftellt werden, die Rechte 
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an den beteiligten Grundjtüden regeln. LAL Un: 
berührt bleiben die Iandesgejeglichen Vorſchriften, 
welche im öffentlichen AIntereiie das Eigentum in 
Anjehung thatjächlicher Verfügungen beichräntent. 
4112 Unberührt bleiben die landesgeleglichen Vor— 
Schriften über die Behandlung der einem Eijenbahn- 
oder Kleinbahnunternehmen gewidmeten Grund— 
ſtücke und ſonſtiger Bermögensgegenftände als Ein- 
heit (Bahneinheit), über die Beräußerung und Be: 
laftung einer ſolchen Bahneinheit oder ihrer Be: 
itandteile, insbejondere die Belaſtung im alle der 
Ausstellung von Teilichuldverjchreibungen auf den 
Snhaber, und die fid) dabei ergebenden Rechtsver— 
hältniffe jowie über die Liquidation zum Zwecke der 
Befriedigung der Gläubiger, denen ein Recht auf 
abgejonderte Befriedigung aus den Bejtandteilen 
der Bahneinheit zufteht. 113 Unberührt bleiben 
die landesgejeglihen Vorſchriften über die Bus 
fammenfegung von Grundjtüden, über Die Gemein— 
heitsteilung, die Regulierung der Wege, die Ords 
nung der gut3herrlich-bäuerlichen Verhältniſſe ſowie 
über die Adlöjung, Umwandlung oder Einjchrän- 
fung von Dienjtbarfeiten und Reallajten. Dies gilt 
insbefondere auch) von den Vorjchriften, welche die 
duch ein Verfahren diefer Art begründeten gemein- 
schaftlichen Angelegenheiten zum Gegenjtande ha— 
ben oder welche ſich aufden Erwerb des Eigentums, 
auf die Begründung, Aenderung und Aufhebung 
von anderen Rechten an Grundjtüden und auf die 
Berichtigung des Grundbuchs beziehen. 114 lin- 
berührt bleiben die landesgefeglichen Vorſchriften, 
nach welchen die dem Staate oder einer öffentlichen 
Anftalt infolge der Ordnung der utöherrlicdh:bäuer= 
lihen Berhältnifje oder der Abldfung von Dienfts 
barfeiten, Renllaften oder der OberlehnshHerrlichkeit 
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zuitehenden Ablöjungsrenten und jonjtigen Reals 
laften zu ihrer Begründung und zur Wirkjamteit 
gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
nit der Eintragung bedürfen. 115 Unberührt 
bleiben dielandesgejeplichen Vorſchriften, welche die 
Belaftung eines Grundſtücks mit gewiſſen Grunde 
dienſtbarkeiten oder beſchränkten perjünlichen Dienjts 
barfeiten oder mit Reallajten unterjagen oder bes 
fchränfen, ſowle die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche den Inhalt und das Maß ſolcher Rechte näher 
beſtimmen. 116 Die in den Artikeln 113 bis 115 
bezeichneten erg Fila pen Borichriften finden 
feine Anwendung auf die nach den $$ 912, 916, 917 
des BGB. zu entrichtenden Geldrenten und auf die 
in den $5 1021, 1022 de BGB. beitimmten Unter 
haltungspflihter. 117 Unberührt bleiben die 
landesgejeglichen Borjchriften, welche die Belaftung 
eines Grundſtücks über eine bejtimmte Wertgrenze 
hinaus unterfagen. | Unberührt bleiben die landes— 

eſetzlichen Borihri ten, welche die Belaftung eines 

rundſtücks mit einer unkündbaren Hypothek oder 
Grundſchuld unterjagen oder die Ausjchließung des 
Kündigungsrechts des Eigentümers bei Hypothefen= 
forderungen und Grundjchulden zeitlich beichränten 
und bei Rentenjchulden nur für eine kürzere als die 
im $ 1202 Abſ. 2 de 8 BGB. beſtimmte Zeit zulafjeıt. 
118 Unberührt bleiben die landesgejeplichen Bor 
——28 welche einer Geldrente, Hypothek, Grunde 
ſchuld oder Rentenjchuld, die dem Staate oder einer 
öffentlichen Anjtalt wegen eines zur Berbefjerung 
des belajteten Grundſtücks gewährten Darlehens zu= 
jteht, den Vorrang vor anderen Belajtungen des 
Grundjtüds einräumen. Bu Gunſten eines Dritten 
finden die Vorfchriften der 85 892, 893 des BOB. 
Anwendung. 119 Unberünrt bleiben die landes— 
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gejeglichen Vorſchriften, welche 1. die Veräußerung 
eines Grundjtüds beſchränken; 2.die Teilung eines 
Grundſtücks oder die getrennte Veräußerung von 
Grundftüden, die bisher zuſammen bewirtjchaftet 
worden find, unterjfagen oder beſchränken; 3. die 
nad) $ 890 Ab. 1 des BGB. zuläjlige Bereinigung 
mehrerer Grundſtücke oder die nad) $ 890 Abi. 2 des 
BOB. zuläjfige Zufchreibung eines Grundſtücks zu 
einem anderen Grundſtück unterfagen oder bejchrän= 
ten. 1230 Unberührt bleiben die landesgejeklichen 
Vorſchriften, nach welchen im Falle der Veräuße— 
rung eines Teiles eines Grundſtücks diejer Teil von 
den Belajtungen des Grundſtücks befreit wird, wenn 
von der zujtändigen Behörde feitgeftellt wird, daß 
die Rehtsänderung für die Berechtigten unſchädlich 
üt. | Unberührt bleiben die Tandeögejeglichen Vor— 
Ihriften, nach welchen unter der gleihen Voraus— 
fegung: 1. im Falle der ge eines mit einer 
Reallaſt belasteten Grundjtüds die Reallaſt auf die 
einzelnen Teile des Grundjtüds verteilt wird; 2. im 
Talle der Aufhebung eines dem jeweiligen Eigen: 
tiimer eine Grundſtücks an einem anderen Grund» 
ſtücke zuſtehenden Rechtes die Zuſtimmung derjeni- 

en nicht erforderlich ift, zu deren Gunjten das 

rundjtüd des Berechtigten belaftet ijt; 3. in den 
Fällen des 811283 des BGB. und des Artikel 52 dieſes 
Geſetzes der dem Eigentümer zuftehende Entjchäs 
digungsanjpruch von dem einem Dritten an dem 
Anjpruche zuftehenden Rechte befreit wird. 121 
Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen Vorſchrif— 
ten, nad) welchen im alle der Teilung eines für 
den Staat oder eine öffentliche Anftalt mit einer 
Reallaft belafteten Grundſtücks nur ein Teil des 
Grundjtücds mit der Reallaft belaftet bleibt und da= 
für zu Gunſten des jeweiligen Eigentümers diefes 


* 
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Teiles die übrigen Teile mit gleichartigen Reallaſten 
belaſtet werden. I22 Unberührt bleiben die landes= 
gejeglichen Vorſchriften, welche die Rechte des Eigen⸗ 
tümers eine Grundſtücks in Anfehung der auf der 
Grenze oder auf dem Nachbargrundſtücke ftehenden 
Obſtbäume abweichend von den Vorjchriften des 
$ 9t0 und des 8 923 Abf. 2 des BGB. beftimmen. 
123 Unberührt bleiben die Tandesgejeglichen 
Vorſchriften, welche das Hecht des Notiwegs zum 
Zwecke der Verbindung eines Grundftüds mit 
einer Wafleritraße oder einer Eijenbahn — 
124 linberihrt bleiben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften, welche das Eigentum an Grundſtücken zu 
Gunſten der Nachbarn noch anderen als den im 
BGB. beſtimmten Beſchränkungen unterwerfen. 
Dies gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften, 
nach welchen Anlagen ſowie Bäume und Sträucher 
nur in einem beſtimmten Abſtande von der Grenze 
— werden dürfen. 125 Unberührt bleiben 

ie landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Vor— 
ſchrift des 826 der Gewerbeordnung auf Eiſenbahn-, 
Dampfſchiffahrts- und ähnliche Verkehrsunterneh— 
mungen erſtrecken. 126 Durch Landesgeſetz kann 
das dem Staate an einem Grundſtücke zuſtehende 
Eigentum auf einen Kommunalverband und das 
einem Kommunalverband an einem Grundſtücke zu— 
ſtehende Eigentum auf einen anderen Kommunal— 
verband oder auf den Staat übertragen werden. 
127 Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften über die Uebertragung des Eigentums an 
einem Grundſtücke, das im Grundbuche nicht einge— 
tragen iſt und nach den Vorſchriften der Grund— 
buchordnung auch nach der Uebertragung nicht ein— 
— zu werden braucht. 128 Unberührt 

leiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die 
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Begründung und Aufhebung einer Dienſtbarkeit an 
einem Grundſtücke, das im Grundbuche nicht einge— 
tragen iſt und nach den Vorſchriften der Grund— 
buchordnung nicht eingetragen zu werden braucht. 
129 Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, nach welchen das Recht zur Aneignung 
eines nach $ 928 des BGB. aufgegebenen Grund: 
ſtücks anſtelle des Fiskus einer beſtimmten anderen 
Perſon zuſteht. 130 Unberührt bleiben die lan— 
desgeſetzlichen Vorſchriften über das Recht zur An— 
eignung der einem Anderen gehörenden, im Freien 
betroffenen Tauben. 131 Unberührt bleiben die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für den Fall, 
dab jeden der Miteigentiimer eines mit einem Ge— 
bäude verjchenen Grundftüd3 die ausſchließliche Bes 
nutzung eines Teiles des Gebäudes un ift, 
das Gemeinjchaftsverhältnis näher beftimmen, die 
Anwendung der 85 749 bis 751 des BOB. aus: 
Ichließen und für den Fall des Konkurſes iiber das 
Vermögen eines Miteigentümers dem Konkursver— 
walter das Necht, die Aufhebung der Gemeinfchaft 
zu verlangen, verjagen. 13% Unberührt bleiben 
die Iandesgejeglichen Vorſchriften iiber die Kirchen- 
baulajt und die Schulbaulajt. 133 Unberührt 
bleiben die landesgeſetzlichen Borjchriften iiber das 
Necht > Benugung eines Platzes in einem dem 
dffentlichen Gottesdienste gewwidmeten Gebäude oder 
auf einer öffentlichen Begräbnisſtätte. 134 Un- 
berührt bleiben die Landesgefeglichen Vorſchriften 
über die u Erziehung der Kinder. 135 Un⸗ 
beriihrt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über die Zwangserziehung Minderjähriger. Die 
Bivangserziehung it jedoch, — adet der Vor⸗ 
riften der $$ 55, 56 des Stralge etzbuchs nur zus 
läſſig, wenn fie von dem Vormundfchaftsgericht an= 
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eordnet wird. Die Anordnung kann außer den 

üllen der $$ 1666, 1838 des BGB. nur erfolgen, 
wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des 
völligen bay Verderbens notwendig tft. | Die 
Zandesgejege können die Entjcheidung dariiber, ob 
der Minderjährige, deſſen Zwangserziehung anges 
ordnet ift, in einer Familie oder in einer Erziehungs— 
oder Beſſerungsanſtalt unterzubringen jei, einer 
a libertragen, wenn die Unter= 
a auf öffentlihe Koſten zu erfolgen hat. 
136 linberührt bleiben die Landeögefeglichen Vor 
ſchriften, nach welchen 1. der VBorjtand einer unter 
ftaatlicher Verwaltung oder Aufficht ftehenden Er— 
ziehung3= oder Verpflegumgsanjtalt oder ein Be— 
amter alle oder einzelne Rechte und Bflichten eines 
Bormundes für diejenigen Minderjährigen Hat, 
welche in der Anjtalt oder umter der Mufficht des 
Vorstandes oder des Beamten in einer von ihm aus— 
gewählten Familie oder Anftalt erzogen oder ver— 
pflegt werden, und der Vorſtand der Anjtalt oder 
der Beamte auch nach der Beendigung der Erziehung 
oder der Berpflegung bis zur Bolljährigfeit des 
Mündels dieſe Nechte und Pflichten behält, unbe— 
ichadet der Befugnis des re 
einen anderen Bormund zu bejtellen; 2. die Vor— 
ſchriften der Nr. 1 bei unehelichen Minderjährigen 
auch dann gelten, wenn dieſe unter der Aufficht des 
Borftandes oder des Beamten in der mütterlichen 
Familie erzogen oder verpflegt werden; 8. der Vor— 
jtand einer unter jtaatlicher Verwaltung oder Auf: 
jiht ftehenden Erziehungs- oder Verpflegungsane 
jtalt oder ein von ihm bezeichneter Angeftellter der 
Anftalt oder ein Beamter vor den nach $ 1776 des 
BGB. al3 Vormünder berufenen PBerfonen zum 
Bormunde der in Nr. 1, 2 bezeichneten Minders 
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jährigen bejtellt werden kann; 4. im Falle einer 
nach den Vorſchriften der Nr. 1bis 3 jtattfindenden 
Benormundung ein Gegenvormund nicht zu bes 
ftellen ift und dem Vormunde die nach $ 1852 de 
BOB. zuläffigen Befreiungen zuftehen. 137 Un- 
berührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über die Grundfäbe, nach denen in den Füllen des 
$ 1515 Abf. 2, 3 und der $$ 2049, 2312 des BGB. 
der Ertragdwert eined Landguts feſtzuſtellen ijt. 
138 Unberüprt bleiben die Iandeögejeglichen Vor— 
Ihriften, nach welchen im Falle des $ 1936 des BGB. 
anjtelle des Fiskus eine Körperſchaft, Stiftung oder 
Anstalt des öffentlichen Rechtes gejeglicher Erbe iſt. 
139 Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor—⸗ 
Ichriften, nach welchen dem Fiskus oder einer anderen 
juriſtiſchen Berjon in Anſehung des Nachlaſſes einer 
— oder unterſtützten Perſon ein Erbrecht, 
ein Bflichtteileanfpruch oder ein Recht auf beſtimmte 
Saden zufteht. 140 Unberührt bleiben die lan— 
desgejeglichen Vorjchriften, nach welchen das Nach— 
laßgericht auch unter anderen al3 den im $ 1960 
Abd}. 1de8 BGB. bezeichneten Vorausfegungen die 
Anfertigung eines Nachlaßverzeichnifjes ſowie bis 
zu deſſen Vollendung die erforderlichen Sicherungs— 
maßregeln, in3bejondere die Anlegung von Siegeln, 
von Amtsiwegen anordnen fann oder fol. AL 
Die Landesgejepe können beftimmen, daß für die 
Beurkundung von Nechtsgeichäften, die nach den 
Borjchriften des BGB. gerichtlicher oder notarieller 
Beurkundung bedürfen, entweder nur die Gerichte 
oder nur die Notare zuftändig find. 14% Unbe— 
rührt bleiben die ——“ chen Vorſchriften, 
welche in Anſehung der in dem Gebiete des Bundes— 
ſtaats liegenden Grundſtücke beſtimmen, daß für die 
Beurkundung des im $ 313 des BOB. bezeichneten 
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Vertrags ſowie für die nach $ 873 Abſ. 2 des BGB. 
zur Bindung der Beteiligten erforderliche Beurkun— 
dung der ärungen außer den Gerichten und 
Notaren auch andere Behörden und Beamte zu= 
jtändig find. 143 Unberührt bleiben die landes— 
geſetzlichen Vorfchriften, welche in Anfehung der in 
dem Gebiete des Bundesjtaats —— Grund⸗ 
ſtücke beſtimmen, daß die ps er Barteien in 
den Füllen der $$ 925, 1015 de8 BGB. außer vor 
dem Grundbuhamt auch vor Geriht, vor einem 
Notar, vor einer anderen Behörde oder vor einem 
anderen Beamten erklärt werden kann. Unberührt 
bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach wel⸗ 
chen es bei der den eine8 Grundjtids der 
gleichzeitigen Anmwejenheit beider Teile nicht bedarf, 
wenn da3 Grundjtüd durch ein Gericht oder einen 
Notar verfteigert worden iſt und die Auflafjung noch 
in dein un. jtattfindet. 144 
Unberührt bleiben die Iandeögejeglichen Vorſchrif— 
ten Über die jachliche und örtliche Zujtändigfeit der 
Hinterlegungsitellen. Die — — können be= 
ſtimmen, daß die Anlegung von Mündelgeld nach 
8 1808 des BGB. bei den Hinterlegungsſtellen des 
Bundesſtaats nicht jtattfindet. 145 Die Landess 
gejeße können über die Hinterlegung nähere Beſtim— 
mungen treffen, insbejondere den Nachweis der 
Empfangsberechtigung regeln und ———— daß 
die hinterlegten Gelder und Wertpapiere gegen die 
Verpflichtung zur Rückerſtattung in das Eigentum 
des Fiskus oderder als Hinterlegungsſtelle beſtimm⸗ 
ten Anſtalt übergehen, daß der Verkauf der hinter— 
legten Sachen von Amtswegen on werden 
ann ſowie daß der Anſpruch auf Rilderjtattung mit 
dem Ablauf einer gewiſſen Seit oder unter jonjtigen 
Vorausſetzungen zu Gunjten des Fiskus oder der 
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Hinterlegungsanftalt erliſcht. In den Fällen des 
8 382, des $ 1171 Abſ. 3 und des $ 1269 Sch 3 de 
BGB. muß dem Hinterleger die Riidnahme des 
hinterlegten Betrags mindeftend während eines 
Sahres von dem Zeitpunkt an geftattet werden, mit 
weichen das Recht des Gläubiger auf den hinter« 
2 Betrag erliicht. | Bon einer gerichtlichen An— 
ordnung kann die Hinterlegung nit abhängig ge: 
macht werden. 146 Sit durch Landes efet 
ftimmt, daß die Hinterlegungsftiellen auch andere 
Sachen als Geld, Wertpapiere und jonftige Urluns 
den jowie Koftbarkeiten anzunehmen haben, fo fin— 
den auf Schuldverhältuifie, die auf Leiſtung dere 
artiger Sachen gerichtet find, die Vorjchriften der 
ss 372 bis 382 des BOB. Anwendung. 147 Une 
berührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorjchriften, 
nach welchen für die dem Bormundichaftsgericht oder 
dem ide obliegenden Verrichiungen ans 
dere als gerichtliche Behörden zuftändig find.| Eind 
durch Landesgejeh die VBerrichtungen des Nachlaß- 
ericht3 einer anderen Behörde als einem Gericht 
ertragen, fo ijt für die Abnahme des im $ 2006 
des BGB. vorgeichriebenen DOffenbarungseids da3 
Amtsgericht zuftändig, in dejjen Bezirke die Nach— 
laßbehörde ihren Siß hat. 148 Die Landesgejehe 
fönnen die Zuftändigkeit des Nachlaßgerichts zur 
Aufnahme des Inventars ausichliegen. 249 Uns 
beriigrt bleiben die landesgejeglichen Vorſchriften, 
nach welchen bei der Errichtung einer Verfügung 
von Todeswegen der Richter anjtelle des Gerichts— 
Ihreiber8 oder der 2 Zeugen eine befonders dazu 
beftellte Urkundsperſon zuziehen kann.| Auf die Ur—⸗ 
fundsperfon finden die Borjchriften der 88 2234 bis 
22 e8 BOB. zung 150 Unberührt 
bleiben die landesgefeglichen Vorfchriften, nach) wel⸗ 
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chen im Falle des 52249 des BGB. anjtelle des Vor⸗ 
ftcher8 oder neben dem Vorfteher eine andere amt- 
lich beftellte Berfon zuftändig tft. 151 Durch die 
Vorſchriften der 83 2234 bis 2245, 2276 des BOB. 
und des Artikel 149 dieſes Gefehe werden die all- 
emeinen Vorfchriften der Landesgeſetze über die 
rrichtung gerichtlicher oder notarieller Urkunden 
nicht berührt. Ein Berftoß gegen eine ſolche Vor— 
Schrift ift, unbeſchadet der Borichriften über die Fol 
gen des Mangels der fachlichen Zuſtändigkeit, ohne 
Einfluß auf die Giltigkeit der Verfügung von Todes— 
wegen. 15% Unberührt bleiben die landesgejeß- 
lichen Vorſchriften, welche für die nicht nach den 
Vorſchriften der Eivilprozekordnnung zu erledigen 
den Rechtsſtreitigkeiten die Vorgänge beſtimmen, 
mit denen die nach den Borfriten de3 BGB. an 
die Klagerhebung und an die Rechtshängigkeit ges 
fnipften Wirkungen eintreten. Soweit ſolche Vor— 
Ichriften fehlen, finden die Vorfehriften der Eivil- 
prozeßordnung entiprechende Anwendung. 
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153 Wer zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. 
nicht das 21. Lebensjahr vollendet Hat, aber für voll- 
jährig erklärt ift oder fonjt die rechtliche Stellung 
eines Bolljährigen erlangt hat, fteht von diefer Zeit 
an einem Bolljährigen gleih. 154 Wer nach den 
franzöfifchen oder den badijchen Geſetzen emanzi— 
piert oder aus der Gewalt entlaſſen ift, ſteht von 
dem Inkrafttreten des BGB. an, wenn er zu diejer 
Zeit das 18. Lebensjahr vollendet Hat, einem Voll⸗ 
ge anderenfall3 einem ea Yan 
155 Wer zur Beit des Inkrafttretens des BGB. 
wegen Geiſteskrankheit entmündigt ift, fteht von 
Dieter Beit an einem nach den Vorjchriften des BOB. 
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wegen Geijtestranfheit —— gen 156 
Ber zur Beit des Inkrafttretens B. wegen 
Verſchwendung entmilndigt tft, ſteht von diefer Zeit 
an einem nad den VBorjchriften des BGB. wegen 
Berihwendung Entmündigten gleich.| Dasfelbe gilt 
von demjenigen, für welchen nad den franzöſiſchen 
oder den badiſchen Geleken wegen Verſchwendung 
die Beitellung eines Beiſtandes angeordnet ift. 
157 Die Borjchriften der franzöjiihen und der 
badischen Gejehe iiber den erwählten Wohnſitz blei— 
ben für Rechtsverhältniiie, die jich nach diefen Ge— 
een beſtimmen, in Kraft, jofern der Wohnſitz vor 
em Inkrafttreten des BGB. erwählt worden ijt. 
158 Die Wirkungen einer vor dem Snkrafttreten 
de8 BGB. erfolgten Todeserflärung beftimmen jich 
nach den bisherigen Geſetzen, Bu ih nit aus 
den Artifeln 159, 160 ein anderes ergiebt. 159 
Der Ehegatte einer vor dem Sntrafttreten ded BOB. 
filr tot erklärten Perfon fann nah dem Inkraft— 
treten DEE BGB. eine neue Ehe eingehen, auch went 
ie Wiederverheiratung nad) den bisherigen Geſetzen 
richt zulälftg fein wiirde. Die Vorjchriften der 
zz 1348 bi3 13523 des BOB. finden entjprechende 
und: 160 Soweit nad) den Vorſchriften 
de3 BGB. infolge einer Todederklärung die elter- 
liche Gewalt des Verjchollenen, die Vormundſchaft, 
die Aftegjaft jowie da3 Amt als Bormund, Gegen— 
vormund, Pfleger, Beiftand oder Mitglied eines 
Familienrat3 endigt, gelten dieje Rerfärife von 
dem Ssnfrafttreten des BOB. an auch jür eine vor= 
her erfolgte Todeserflärung. 161 Ein zur Zeit 
des Inkrafttretens des BOB. anhängiges Verfahren, 
da3 eine Todeserklärung, eine Verſchollenheitserklä— 
rung oder die Einweifung des mutmaßlichen Erben 
in den Bejit oder Genuß des Vermögens eines Vers 
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ſchollenen zum Gegenjtande Pe it nad) den bis— 
herigen Gejegen zu erledigen.| Sit vor dem Inkraft⸗ 
tretendes BGB. eine Berfchollenheit3erklärung oder 
die vorläufige lu des mutmaßlichen Erben 
‘ in den Beſitz oder Genuß des Vermögens eines Ver- 
ſchollenen erfolgt, jo jind die bisherigen Geſetze auch 
für die Todeserflärung fowie für die endgiltige Ein= 

wetjung maßgebend. —* den bisherigen Geſetzen 
beſtimmen ſich auch die Wirkungen der nad) Abj.1,2 
ergebenden Entjcheidungen. Im Falle der Todes- 
erklärung finden die Borkhriften der Artikel 159, 160 
Anwendung. 162 Soweiteinenad) den bisherigen 
Geſetzen the oder nach Artikel 161 Abj. 2 zus 
läſſige endgiltige Einweifung des mutmaßlichen 
Erben in den Befit oder Genuß des Vermögens des 
Verſchollenen ohne Einfluß auf Rechtsverhältniſſe 
ift, auf die fich die Wirkungen der Todeserklärung 
nad dem BGB. erjtreden, ift nach) dem Inkraft— 
treten de3 BGB. eine Todeserflärung nad) deſſen 
Vorſchriften zuläjfig; die Wirkungen beſchränken 
fich auf dieſe see 163 Auf die zur 
Zeit des Inkrafttretens des BGB. beftehenden juri- 
ſtiſchen Perſonen finden von diejer Zeit an die Vor— 
Ichriften der $$ 25 big 58, 85 bis 89 de3 BGB. Ans 
wendung, joweit jich nicht aus den Artikeln 164 bis 
166 ein anderes ergiebt. 164 In Kraft bleiben die 
landesgeſetzlichen VBorjchriften über die zur Beit des 
Snerafttretens des BOB. beftehenden Realgemein- 
den und ähnlichen Verbände, deren Mitglieder als 
ſolche zu Nugungen an lands und foritwirtichaft: 
lien Grundjtüden, an Mühlen, Brauhäufern und 
ähnlichen Anlagen berechtigt find. Es macht feinen 
Unterſchied, ob die Realgemeinden oder fonftigen 
Berbände juriftifche Perſonen find oder nicht und ob 
bie Berechtigung der Mitglieder an Grundbefit ge- 
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Inüpft ift oder nit. 165 Sn Kraft bleiben bie 
Vorſchriften der — Geſetze, betreffend die 
privatrechtliche Stellung der Vereine ſowie der Er— 
werbs- und Wirtſchaftsgeſellſchaften, von 29. April 
1869 in Anſehung derjenigen Vereine und regi— 
ſtrierten Gefelftchaften, welche auf Grund diejer Ge— 
jeße zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. beſtehen. 
166 Sn Sraft bleiben die Vorſchriften des ſächſi— 
ichen Gejeted vom 15. Suni 1868, betreffend die 
juriſtiſchen Berjonen, in Anjehung derjenigen Per— 
fonenvereine, welche zur Zeit des Sinfrafttreten des 
BOB. die Nechtsfühtgkeit durch Eintragung in das 
Genofjenjchaftsregifter erlangt haben. 167 Sn 
Kraft bleiben die Iandesgefeglihen Borjchriften, 
welche die zur Belt des Snkrafttretend des BGB. 
bejtehenden Iandichaftlichen oder ritterfchaftlichen 
Kreditanitalten betreffen. 168 Eine zur Zeit des 
Inkrafttretens des BGB. beftehende Verfügungs— 
beſchränkung bleibt wirkſam, unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchriften des BGB. zu Gunſten derjenigen, welche 
Rechte von einem ge erleiten. 169 
Die Vorfchriften des BGB. Über die Verjährung 
finden auf die vor dem Inkrafttreten des BGB. ent- 
jtandenen, noch nicht verjährten Anfprüche Anwens 
dung. Der Beginn ſowie die Semmung und Unter 
brechung der Berjährung beſtimmen fich jedoch für 
die Beit vor dem Inkrafttreten des BGB. nad) den 
bisherigen Gefegen. | ft die Verjührungsfrift nad) 
dem BGB. kürzer ald nach den bisherigen Geſetzen, 
fo wicd die kürzere Frift von dem Snkrafttreten des 
BGB. an berechnet. Läuft jedoch diein den biöheri- 
gen Geſetzen bejtimmte längere Friſt früher als die 
im BOB. beſtimmte fürzere Frift ab, jo ijt die Ver— 
jährung mit dem Ablaufe der längeren Friſt voll 
endet. 170 Fir ein Schuldverhältnis, das vor 
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dem Inkrafttreten des BGB. entitanden tft, bleiben 
bie bisherigen Geſeße maßgebend. 17 Ein zur 
Beit des Inkrafttreteng des BGB. bejtehendes Miet-, 
Pacht: oder Dienjtverhältnis bejtimmt fich, wenn 
nicht die — — dem Inkrafttreten des 
BSD. für den eriten Termin erfolgt, für den fie nach 
den bisherigen Geſetzen zuläſſig tft, von diefem Ter— 
min an nad) den Vorſchriften des B6B. 172 Bird 
eine Sadje, die zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. 
vermietet oder verpachtet war, nad) dieſer Beit ver- 
äußert oder mit einem Rechte belaftet, fo Hat der 
Diieter oder Pächter dem Erwerber der Sache oder 
de3 Rechtes gegenüber die im BGB. beitimmten 
Rechte. Weitergehende Rechte des Mieters oder 
Pächters, die fich aus den bisherigen Geſetzen er— 

eben, bleiben unberührt, unbeſchadet der Vorſchrift 

es Artikel 171. 173 Auf eine zur Beit des In— 
frafttretens des BGB. bejtehende Gemeinjchaft nach 
Bruchteilen finden von diejer Beit an die Vorſchrif⸗ 
ten des BGB. Anwendung. 174 Bon dem In⸗ 
krafttreten des BGB. an Te für die vorher aus: 
Bro Schuldverfhreibungen auf den Inhaber 

ie Vorſchriften der 88 798 bis 800, 802, 804 und 
des $ 806 Sat 1de3 BGB. Bei den auf Sicht zahl- 
baren unverzinglichen Scäuldverichreibungen ſowie 
bei Bin3- Renten⸗ und Gemwinnanteilicheinen bleiben 
jedoch für die Kraftloserflärung und die Zahlungs⸗ 
—* die bisherigen Geſetze maßgebend. | Die Ver- 

— der Anſprüche aus den vor dem Inkraft⸗ 
treten des BGB. ausgeſtellten Schuldverſchreibun— 
* auf den Inhaber beſtimmt ſich, unbeſchadet der 

orſchriften des 8 802 des BOB., nach den bisheri— 
gen Gejegen. 175 Fir ins-, Renten- und Ge- 
winnanteilfcheine, die nach dem Inkrafttreten de3 
BOB. für ein vor dieſer Zeit auögejtelltes Inhaber⸗ 
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papier ausgegeben werden, find die Geſetze maß— 
gebend, welche für die vor dem Synkrafttreten des 
BGB. ausgegebenen Scheine gleicher Art gelten. 
176 Die Außerkursjegung von Schuldverjchrei- 
bungen auf den Inhaber findet nad) dem Inkraft— 
treten des BOB. nicht mehr ftatt. Eine borher er— 
folgte Außerkursfehung verliert mit. dem Inkraft- 
treten de3 BOB. ihre Wirkung. 177 Von dem 
Inkrafttreten des BOB. an gelten für vorher aus- 
gegebene Urkunden der im $ 808. des BGB. bezeich- 
neten Art, fofern der Schuldner nur gegen Aus— 
händigung der Urkunde zur Leiſtung verpflichtet tft, 
die Vorſchriſten des 808 Abſ. Sahz2, 3 des BOB. 
und des Artikel 102 Abſ. 2 dieſes Geſehes. 178 
Ein zur Zeit des Inkrafttretens des BOB. anhän⸗ 
giges Verfahren, das die Kraftloserklärung einer 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber oder einer 
Urkunde der im 8 808 des BOB. bezeichneten Art 
oder die Bahlungsiperre für ein ſolches Bapier zum 
Gegenjtande hat, ijt nach den bisherigen —* zu 
erledigen. Nach dieſen Geſetzen beſtimmen ſich auch 
die Wirkungen des Verfahrens und der Entſcheidung. 
179 Hat ein Anspruch aus einem Schuldverhält- 
niffe nach den bisherigen Gefegen durch Eintragung 
in ein öffentliches Buch Wirkſamkeit gegen Dritte 
erlangt, jo behält er dieſe Wirkſamkeit auch nad) 
dem Inkrafttreten de8 BOB. 180 Auf ein zur 
Zeit des Inkrafttretens des BGB. bejtehendes Ber 
jigverhältnig finden von diejer Zeit an, unbeſchadet 
des Artikel 191, die Vorjchriften des BGB. An: 
wendung. 181 Auf das zur Zeit des Sufraft- 
tretens des BGB. bejtehende Eigentum finden von 
diejer Zeit an die Vorjchriften des BOB. Aumens 
dung. Steht zur Zeit des Inkrafttretens de3 BGB. 
das Eigentum an einer Sache Mehreren nit nad 
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Bruchtellen zu oder ift zu diefer Zeit ein Sonders 
eigentum an jtehenden Erzeugniffen eines Grunds 
ſtücks, insbejondere an Bäumen, begründet, fo blets 
ben dieje Rechte bejtehen. 182 Das zur Zeit des 
Snerafttretens des BGB. beitehende Stockwerks⸗ 
eigentum bleibt beitehen. Das Rechtsverhältnis der 
Beteiligten unter einander bejtimmt ſich nach den 
bisherigen Gejegen. 183 Zu Gunjten eines Grunds 
ſtücks, das zur Bei des Inkrafttretens de3 BGB. 
mit Wald bejtanden tjt, bleiben die landesgeſetz— 
lichen Vorſchriften, welche die Rechte des Eigen 
tümers eines Nachbargrundſtücks in Anſehung der 
auf der Örenze oder Autben Waldgrundſtücke ſtehen— 
den Bäume und Sträucher abweichend von den Vor— 
Ichriften des $ 910 und des $ 923 Abi. 2,3 des BGB. 
bejtimmen, bi3 zur nächjten Verjüngung de3 Walz: 
des in Kraft. 184 Nechte, mit denen eine Sache 
oder ein Recht zur Zeit des Ankrafttreteng des BGB. 
belajtet it, bleiben mit dem ſich aus den bisherigen 
Gejegen ergebenden Inhalt und Range beitehen, jos 
weit ji) nicht aus den Artikeln 192 bis 195 ein an= 
dere3 ergiebt. Bon dem Inkrafttreten des BGB. an 
gelten jedoch, für ein Erbbaurecht die Vorfchriften 
des $ 1017, für eine Grunddienftbarkeit die Vor 
ſchriften der zz 1020 bis 1028 des BGB. 185 Sit 
zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. die Erſitzung 
des Eigentums oder Nießbrauchs an einer beiveg= 
lihen Sache noch nicht vollendet, jo finden auf die 
Erſitzung die Vorſchriften des Artikel 169 entſpre— 
hende Anwendung. 186 Das Verfahren, in wel⸗ 
chem die Anlegung der Grundbücher erfolgt, fowie 
der Beitpunkt, in welchem das Grundbuch Hit einen 
Bezirk al3 angelegt anzujehen tft, werden für jeden 
Bundesſtaat durch Iandesherrliche Verordnung be= 
jtimmt. | Sit das Grundbuch für einen Bezirk ala 
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angelegt anzuſehen, fo iſt die Anlegung auch fiir 
ſolche dem Bezirke gehörende Grundſtücke, die 
noch kein Blatt im Grundbuche haben, als erfolgt 
anzuſehen, ſoweit nicht beſtimmte Grundſtücke durch 
beſondere il ausgenonmen find. 187 
Eine Grunddienjtbarteit, die zu der Belt beiteht, zu 
welcher da3 Grundbuch als angelegt anzuſehen tit, 
bedarf zur Erhaltung der Wirkjamkeit gegenüberdem 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht der Ein- 
tragung. Die Eintragung hat jedoch zu erfolgen, 
wenn jte von dem Berechtigten oder von dem Eigens 
tümer de3 belasteten Grundſtücks verlangt wird; die 
Kosten find von demjenigen zu tragen und vorzu— 
ſchießen, welcher die Eintragung verlangt. | Durch 
Landesgejeg kann bejtimmt werden, daß die be— 
ftehenden Grunddienftbarfeiten oder einzelne Arten 
zur Erhaltung der Wirkjamfeit gegenüber dent 
öffentlichen Glauben de3 Tundbuchs bei der Ans 
legung des Grundbuchs oder fpäter in da Grund- 
buch eingetragen werden müfien. Die Beitimmung 
kann auf einzelne Grundbuchbezirke beſchränkt wer 
den. 188 Durch IandesHerrliche Verordnung kann 
bejtimmt werden, daß gejegliche Pfandrechte, Die zu 
der Beit bejtehen, au welder da3 Grundbuch als 
angelegt anzujehen tft, zur Erhaltung der Wirkſam— 
feit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grund- 
buchs während einer 10 Sahre nicht überfteigenden, 
von dem Inkrafttreten ded BGB. an zu berechnen: 
den Friſt nicht der Eintragung bedürfen. | Durd) 
Iandesherrliche Verordnung kann bejtimmt werden, 
daß da und Pachtrechte, welche zu der im 
Abf.1 bezeichneten Zeit als Rechte an einem Grund: 
— beſtehen, zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegen= 

er dem Öffentlichen Glauben des Grundbuchs richt 
ber Eintragung bedürfen. 189 Der Erwerb und 
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Verluſt des Eigentums fowie die Begründung, 
Uebertragung, Belaftung und Aufhebung eines ans 
deren Rechtes an einem Grundſtück oder eines Rech— 
te3 an einem ſolchen Rechte erfolgen auch nach dem 
Sntrafttreten des BGB. nad) den bisherigen Ge: 
jegen, bi3 da3 Grundbuch al3 angelegt anzufjehen 
iſt. Das Gleiche gilt von der Aenderung des In— 
balt3 und des Ranges der Rechte. Ein nach den 
Vorſchriften des BGB. unzuläfliges Recht kann nad) 
dem Inkrafttreten des BGB. nicht mehr begründet 
werden.| Sit zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch 
als angelegt anzujehen ijt, dev Beſitzer als der Be— 
rechtigte im Grundbuch eingetragen, fo finden auf 
eine zu dieſer Zeit noch nicht vollendete, nach $ 900 
des BGB. zuläſſige Erjigung die Vorjchriften des 
Artitel 169 entiprechende Anwendung. | Die Auf: 
hebung eines Rechtes, mit dem ein Grundſtück oder 
ein Recht an einem Grundftüde zu der Zeit belaftet 
ijt, zu welcher das Grundbud) als angelegt anzu 
ſehen ift, erfolgt auch nach diejer Zeit nad) den bis— 
herigen Gejegen, bis das Recht in das Grundbud 
eingetragen wird. 190 Das nach $ 925 Ab]. 2 des 
BOB. dem Fiskus zuſtehende Aneignungsrecht er- 
ftrecft fih auf alle Grundſtücke, die zu der Zeit 
herrenlos find, zu welcher da3 Grundbud ala 
angelegt anzufehen ijt. Die Vorſchrift des Artikel 
124 findet entjprechende Anwendung. 191 Die 
bisherigen Gejege über den Schutz im Befig 
einer Grumddienjtbarfeit oder einer beſchränk— 
ten perſönlichen Dienjtbarfeit finden auch nad 
dem Inkrafttreten des BOB. Anwendung, bis 
dad Grundbuch für das belaftete Grundſtück als 
angelegt anzuſehen iſt. | Von der Zeit an, zu 
welcher dad Grundbuch als angelegt anzujehen 
ift, finden zum Schutze der Ausübung einer 
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Grunddienſtbarkeit, mit welcher das een einer 
dauernden Anlage berbunden tjt, die für den Beſitz⸗ 
ſchutz geltenden orſchriften des BGB. entſprechende 
Anwendung, ſolange Dienſtbarkeiten diefer Urt nad 
Artikel 128 oder Artikel 187 zur Erhaltung der Wirk⸗ 
famfeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs nicht der Eintragung bedürfen. Das 


Zeit an als eine Hypothek, für welche die Erteilung 
des Hypothekenbriefs ausgejchloffen iſt. Iſt der Be⸗ 
trag der Forderung, für die das Pfandrecht beiteht, 
nicht bejtimmt, 10 gilt das Pfandrecht als Side 
rungshypothek. Iſt das Pfandrecht dahin beſchränkt, 
daß der Gläubiger Befriedigung aus dem Grund» 
ſtücke nur im Wege der Zwaͤngsverwaltung ſuchen 
Fann, fo bleibt dieſe Beſchränkung beſtehen . 1 3 
Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß ein 
Pfandrecht, welches nach Artikel 1902 nicht als Siche⸗ 
rungshypothek gilt, als Sicherungshypothetl oder als 
eine Hypothek gelten ſoll, für welche die Erteilung 
des Hypothefenbriefs nicht ausgeſchloſſen ift, und 
daß eine über daS Pfandrecht erteilte Urkunde als 
Hypothekenbrief gelten ſoll. 194 Durch Landes⸗ 
aejeg kann beſtimmt werden, daß ein Gläubiger, 
deſſen Pfandrecht zu der im Artikel 192 bezeichneten 
Zeit beſteht, die Loͤſchung eines im Range vorgehen: 
den oder gleichjtehenden fandrechts, falls bietes ſich 
mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt, in 
gleicher Weije zu verlangen berechtigt ift, wie wenn 
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zur Sicherung des Rechtes auf Löſchung eine Vor: 
merkung im Grundbuch eingetragen wäre. 195 
Eine zu der Zeit, zu welcher dad Grundbuch als ans 
gelegt anzujehen ift, beftehende Grundſchuld gilt 
von diejer Zeit an als Grundſchuld im Sinne des 
BGB. und eine über die Grimdfchuld erteilte Ars 
kunde als Srundjchuldhrief. Die Vorſchrift des Ars 
titel 192 Abj. 2 findet entjprechende Anivendung. | 
Durch Landesgeſetz kann beftimmt werden, Daß eine 
u der im Abſ. 1 bezeichreten Zeit beitehende Grund— 
* als eine Hypothek, für welche die Erteilung 
des Hypothekenbriefs nicht ausgeſchloſſen iſt, oder 
als Sicherungshypothek gelten ſoll und daß eine über 
die Grundſchuld erteilte Urkunde als Hypotheken— 
brief gelten foll. 196 Durch Landesgeſetz kann bes 
ſtimmt werden, daß auf ein an einem Grundſtücke 
beſtehendes vererbliches und übertragbares Nuz— 
———— die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vor— 
ſchriften und auf den Erwerb eines ſolchen Rechtes 
die für den Erwerb des Eigentums an einem Grund— 
ſtücke geltenden Vorſchriften des BGB. Anwendung 
finden. 197 In Kraft bleiben die erg 
Vorſchriften, nach welchen im Anjehung jolcher 
Grundſtücke, bezüglich deren zur Zeit des Inkraft— 
tretend des BGB. ein nicht unter den Artikel 63 
fallendes bäuerliched Nutzungsrecht beiteht, nad) der 
Beendigung des Nutungsrechts ein Recht gleicher 
Art neu jax been werden kann und der Gutöherr 
zu der Begründung verpflichtet ift. 198 Die Gil- 
tigfeit einer vor dem Inkrafttreten des BGB. ges 
ſchloſſenen Ehe bejtimmt fich nach den bisherigen 
Be ne nach den bisherigen Gejegen nichtige 
oder ungiltige Ehe iſt al3 von Anfang an giltig ans 
zufehen, wenn die Ehegatten zur Heit des Inkraft—⸗ 
tretens des BGB. noch ala Ehegatten mit einander 
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leben und der Grund, auf dem die Nichtigkeit ober 
die Ungiltigteit beruht, nach den Vorjchriften des 
BOB. die Nichtigkeit oder die Anſechtbarkeit der Ehe 
nicht zur Folge Haben oder dieſe Wirkung verloren 
haben würde. Die für die Anfehtung im BGB. bes 
ſtimmte Frift beginnt nicht vor dem Sntrafttreten 
des BGB. Die nad) den bisherigen Gejegen erfolgte 
Ungiltigfeitgerflärung einer Ehe fteht der Nichtig- 
teit3ertlärung nad dem BGB. gleid. 199 Die 
perjönlichen Rechtöbeziehungen der Ehegatten zu 
einander, insbejondere die gegenjeitige Unterhalts— 
pflicht, beftimmten ſich auch für die zur Zeit des In— 
frafttretens de8 BOB. bejtehenden Ehen nach deſſen 
Vorfchriften. 200 Für den Güterjtand einer zur 
Zeit des Inkrafttretens des BGB. bejtehenden Ehe 
bleiben die bisherigen Gejege maßgebend. Dies gilt 
insbejondere auch von den Vorfchriften iiber die erbs 
rechtlichen Wirkungen des Güterjtandes und von den 
Borjchriften der franzöſiſchen und der badiſchen Ges 
jege über das Verfahren bei Vermögensabſonde— 
rungen unter Ehegatten. | Eine nad) den Borfchrifs 
ten des BOB. zulafjige Regelung des Güterjtandes: 
kann durch Ehevertrag auch dann getroffen werden, 
wenn nach den bisherigen Belegen ein Ehevertra 

— jein würde. | Soweit die Ehefrau na 

den für den bisherigen Güterjtand maßgebenden 
Gejegen infelge des Güterſtandes oder der Ehe in 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ift, bleibt dieſe Bes 
Ihränfung in Kraft, folange der biöherige Güter 
jtand beiteht. 201 Die Scheidung und die Auf: 
— der ehelichen Gemeinſchaft erfolgen von dem 
Inkrafttreten des BGB. an nach deſſen Vorſchrif— 
ten. | Hat ſich ein Ehegatte vor dem Inkrafttreten 
de3 BOB. einer Verfehlung der in den 8$ 1565 bis 
1568 de3 BGB. bezeichneten Art ſchuldig gemacht, 
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fo kann auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehe- 
lihen Gemeinjchaft nur erfannt werden, wenn die 
Berfehlung auch nach den bisherigen Gejeken ein 
Feine: oder ein Trennungsgrund var. 
202 Für die Wirkungen einer bejtändigen oder 
zeitweiligen Trennung von Tiih und Bett, auf 
weiche vor dem nlrafttreten des BGB. erlannt 
worden ift, bleiben die bisherigen Geſetze — 
Dies gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften, 
nach denen eine bis zu dem Tode eines der Ehe— 
gatten fortbeſtehende Trennung in allen oder ein— 
zelnen Beziehungen der Auflöſung der Ehe gleſch— 
jteht. 203 Das Nectsverhältnis zwijchen den 
Eltern und einem vor dem Sntrafttreten des BGB. 

eborenen ehelichen Kinde bejtimmt fih von dem 

ntrafttreten de BGB. an nad) dejjen Vorfchriften. 
Diez gilt insbejondere auch in Anjehung des Vers 
mögens, welches dag Kind vorher erworben Hat. 
204 Iſt der Bater oder die Mutter zur Zeit des 
Inkrafttretens des BGB. in der Sorge für die Pers 
jon oder für das Vermögen des Kindes durd) eine 
Anordnung der zuftändigen Behörde beſchränkt, fo 
bleibt die Beſchränkung in Kraft. Das Bormunds 
ſchaftsgericht kann die Anordnung nad) $ 1671 des 
BGB. aufgeben. | Sit dem Vater oder der Mutter 
Die Nutnießung an den Vermögen des Kindes durch 
Anordnung der zuftändigen Behörde entzogen, fo 
Hat dus ——— die Anordnung auf 
Antrag aufzuheben, es ſei denn, daß die Entziehung 
der Nuhznießung nach $ 1666 Ab. 2 des BGB. ges 
rechtfertigt il. 2O5 Hat der Bater vor dem In— 
Krafttreten de3 BOB. auf Grund der bisherigen Ges 
feße die Mutter von der Vormundſchaft über das 
Kind ausgefchloffen oder der Mutter einen Beijtand 
zugeordnet, jo gilt die Anordnung des Vaters von 
dem Snkrafttreten des BGB. an als Anordnung der 
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Beftellung eines Beiftandes fürdie Mutter im Sinne 
de8 BGB. 206 Sit auf Grund der bisherigen Ge— 
fee eine Che gejchieden oder infolge der Todeser— 
tlärung eines der Ehegatten aufgelöit oder ift au’ 
Trennung der Ehegatten von Tiſch und Bett erfann: 
worden, 4 beſtimmen fich dad Recht und die Pflich“ 
der Eltern, für die Perſon der ——— 
Kinder zu ſorgen, nach den bisherigen Geſetzen; dic 
Vorſchriften des 8 1635 Abſ. 1 Sah 2, Ab}. 2 unt 
des 8 1636 des BGB. finden jedod Anwendung. 
207 Inwieweit die Kinder aus einer vor dem Sn: 
frafttreten de3 BGB. geichloffenen nichtigen oder 
ungiltigen Ehe als eheliche Kinder anzufehen fint 
und imvieweit der Vater und die Mutter die Bflidh: 
ten und Rechte ehelicher Eltern haben, beſtimmt ſich 
nad) den bisherigen Gefegen. 208 Die rechtliche 
Stellung eines vor dem Snkrafttreten det BGB. ge: 
borenen umehelichen Kindes beſtimmt fich von dem 
Inkrafttreten de! BGB. an nach defjen Borjchriften ; 
für die Erforjchung der Baterfchaft, für das Recht 
de3 Kindes, den Familiennamen des Vaters zu 
fiihren, ſowie für die Interhaltäpflicht des Vater? 
bleiben jedoch die bisherigen vn maßgebend. | 
Snwieweit einem vor dem Inkrafttreten des BGB. 
außerehelich erzeugten Kinde aus einem bejonderen 
Grunde, insbeſondere wegen Erzeugung im Braut: 
tande, die rechtliche Stellung eines ehelichen Kin— 
e3 zukommt und inwieweit der Vater und die Mut: 
ter eines ſolchen Kindes die Pflichten und Rechte ehe 
liher Eltern haben, bejtimmt fich nach den bis— 
herigen Geſetzen. Die Vorjchriften des Abi. 1 gelten 
auch für ein nach den franzöfifchen oder den badiſchen 
Gejegen anerkanntes Kind. 209 Inwieweit ein 
vor dem Inkrafttreten de3 BGB, Tegitimiertes oder 
an Kindesftatt angenommenes Kind die rechtliche 
Stellung eines ehelichen Kindes Hat und inwieweit 
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der Vater und die Mutter die Pflichten und Rechte 
ehelicher Eltern Haben, beftimmt ſich nach den bis— 
herigen Gejegen. 210 Auf eine zur Bett de3 In— 
frafttretend ded3 BGB. beitehende Vormundichaft 
oder Pilegichaft finden von diefer Zeit an die Vor— 
| riften de3 BGB. Anwendung. Sit die Vormund⸗ 

aft wegen eines körperlichen Gebrechens angeords 
net, jo gilt fie al3 eine nach $ 1910 Abj. 1 de3 BOB. 
angeordnete Pflegichaft. Iſt die Bormundichaft 
wegen Geiſtesſchwäche angeordnet, ohne daß eine 
Entmündigung erfolgt ift, fo gilt fie als eine nad) 
$ 1910 Abi. 2 des BOB. fiir die Vermögensanges 
legenheiten des Geiſtesſchwachen angeordnete Pfleg— 
Ihaft. | Die bisHerigen Vormünder und Pfleger 
bleiben im Amte. Da3 Gleiche gilt im Geltungss 
en der preußiihen Vormundſchaftsordnung 
vom 5. Juli 1875 für den Familienrat und ae 
Mitglieder. Ein Gegenvormund ift zu entlafjen, 
wenn nad den Vorjchriiten des BGB. ein Gegen= 
vormund nicht zu bejtellen fein würde. Z LA Die 
nach den franzöfiichen oder den badtjchen Gejegen 
für einen Geiſtesſchwachen angeordnete Beitellung 
eines Beiftandes verliert mit den Ablaufe von 6 Mo= 
naten nad) dem Inkrafttreten des BGB. ihre Wir 
fung. 212 Sn Kraft bleiben die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften, nach welchen gewiſſe Wertpapiere zur 
Anlegung von Miindelgeld Tr eeignet erklärt find. 
13 Für die erbrechtlihen Verhältniffe bleiben, 
wenn der ——— vor dem Inkrafttreten des BGB. 
N ift, die bisherigen Gejehe maßgebend. 

ie3 gilt insbefondere auch von den Vorjchriften 
über da3 erbichaftliche Liquidationsverfahren. 214 
Die vor dem Inkrafttreten des BGB. erfolgte Ers 
rihtung oder Aufgebung einer Berfügung von Tos 
. beöwegen wird nach den bisherigen Gejegen beur— 
teilt, auch wenn der Erblafjer nach dem Inkraft⸗ 
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treten des BGB. ftirbt. | Das Gleiche gilt für die 
Bindung des Erblafferd bei einem Erbvertrag oder 
einem gemeinjhaftliden Teftamente, jofern der 
Erbvertrag oder dad Tejtament vor dent Inkraft⸗ 
treten de3 BGB. errichtet worden ift. Z15 Wer 
vor dem Inkrafttreten des BGB. die Fähigkeit zur 
Errichtung einer Berfügung von Todeswegen ers 
langt und eine folche Verfügung errichtet hat, be= 
Hält die Fühigkeit, auch wenn er das nach dem BGB. 
erforderliche Alter noch nicht erreicht Hat.|Die Vor— 
Ichriften des 8 2230 des BGB. finden auf ein Teftas 
ment Anwendung, das ein nad) dem Snkrafttreten 
des BGB. gejtorbener Erblafjer vor dieſem Beit- 
punkt errichtet Hat. 216 Die landesgejeblichen 
Vorſchriften, nad) welchen Mitglieder gewifjer rit— 
terichaftlicher Familien bei der Drdnung der Erb— 
folge in ihren Nachlaß durd) da3 Rilichttellsrecht 
nicht beſchränkt find, bleiben in Anſehung er 
Familien in Kraft, welchen dieſes Recht zur Zeit des 
Inkrafttretens des BGB. zufteht. 217 Die vor 
dem Sinkrafttreten des BGB. zuge Errichtung 
eines Erbverzichtsvertrags ſowie die Wirkungen 
eines ſolchen Vertrags beſtimmen ſich nach den bis— 
herigen Geſetzen. | Das Gleiche gilt von einen vor 
den Snlrafttreten des BGB. gejchlofjenen Bertrage, 
duch den ein Erbverzichtävertrag aufgehoben wors 
der tft. 218 Soweit nad) den Vorfchriften dieſes 
Abſchnitts die bisherigen Landesgeſetze maßgebend 
bleiben, können ſie nach dem —— des BGB. 
durch Landesgeſetz auch geändert werden. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 18. Auguſt 1896. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


BSachregiſter. 
(Die Ziffern verweiſen auf die 88 des BGB., 
die mit Art. bezeichneten auf die Artikel des 
Einführungsgefeges.) 


Abitammung, eheliche 1591-1600. 

Aneignung herrenlofer Sachen 958-964. 

Anfechtbarfeit u. Nichtigkeit d. Ehe 1323-1347. 

Annahme an Kindesjtatt 1741-1772. — U. u. Aus 
Ihlagung d. Erbjchaft 1942-1966. 

Ansprüche aus d. Eigentum 985-1007. 

Anmeifung 783-792. 

Aufgebot d. Nachlaßgläubiger 1970-1974. 

Auflage in legtwilligen Züwendungen 2192-2196. 

Aufrechnung 387-396. 

Auftrag 662-676. 

ae ea einer Willenderflärung 133. 

Auslodung 657-661. 

Ausihlagung u. Annahme d. Erbichaft 1942-1966. 

Ausübung e. Rechtes u.deren Unzuläfjigkeit 226-231. 

Sedingung 158-163. 

Begründung eines Schuldverhältniffes 305-319. 

Bereicherung, ungerechtfertigte 812-822. 

ne aftung d. Erben 1975-1992. 

Beſitz 854-872. 


Beweglihe Sachen, Eigentum daran 929-984. 

Bürgerliche Ehe 1297-1588. 

Bürgerliches Geſetzbuch, Verhältnis desf. zu d. 
Reichögejegen Art. 32-54. — desgl. zu d. Landes⸗ 
gejepen Art. 55-152. 

Bürgichaft 765-778. 
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Darlehen 607-610. 

Dienftbarketten 1018-1093. — Beſchränkte perſönl. 
D. 1090-1093. 

Dienftvertrag 611-630. 

Draufgabe 336-345. 

Drohung 123-124. 

Ehe, ek 1297-1588. — Eingefung d. €. 
1303-1322. 


Ehe, nichtige — rechtl. Stellung d. Kinder aus der= 
jelben 1699-1704. 

Ehe, Nichtigkeit u. Anfechtbarkeit d. E. 1323-1347. 
— Wirkungen d. E. 1353-1362. — Scheidung d. 
E. 1564-1537. 

Eheliche Abftammung 1591-1600. 

Eheliche Kinder 1616-1698. 

Chelichleit3ertlärung 1723-1740. 

Eheliches Güterrecht 1363-1568. 

Eigentum, Inhalt d. E. 903-924. — Anſprüche aus 
d. E. 985-1007. — E. an Grundſtücken 925-928. 
— desgl. an bewegl. Sachen 929-984. 

Einbringung v. Saden b. Gajtwirten 701-704. 

—— etz zum BGB. Allg. Vorſchriften 


Eingehung d. Ehe 1303-1322. 

Eingetragene Vereine 55-79. 

Einreden, aufichiebende, des Erben auf Berichtigung 
einer Nachlaßverbindlichteit 2014-2017. 

Einſetzung e. Nacherben 2100-2146. 

Einwilligung zu einem Nechtsgejchäft 182-185. 

Elterliche Gewalt 1626. — €. &. d. Vaters 1627 
bis 1683. — Desgl. d. Mutter 1684-1698. 

Eltern u. Kinder 1616-1625. 

Entmündigung 6. 

Erbbaurecht 1012-1017. 

Erbeinjegung 2087-2099. 
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Erben 1942-2063. — — d. E. für d. Nachlaß⸗ 
verbindlichleiten 1 — Beſchränkung d. 
Haftung d. E. 1975-1992. — Unbeſchränkte Haf— 
tung d. €. 1993-2013. — Mehrheit v. E. 2032 bis 
2063. — NRechtöverhältnis d. E. unter einander 

2032-2057. — ns zwiſchen E. u. d. 
Nachlaßgläubigern 2058-2063 

Erbfolge 1922-1941. 

Erbihaftsannahme und — Ausihlagung 1942-1966, 

eg 2018-2031. 

Erbichaftätauf 2371-2385. 

Erbichein 2353-2370. 

Erbunmwürdigfeit 2339-2345. 

Erbvertrag 2274-2302. 

Erbverzicht 2346-2352. 

Erfüllung eines — — 362-371. 

Erfüllungsort 447, 64 

— — 


Erlöſchen d. Schuldverhältniſſe 362-397. 
Er 1519-1548, 
Erfigun -945. 


8 
Erwerb v. Ezeugnif en e. Sache 953-967, 
Erzeugnifie ſ. Erwerb. 
Sahrläffigteit 276-277. 
enigpemeinfchaft 1549-1657. 
miltenrat 1858-1881. 
orderung, Uebertragung d. 898-413, 
orm eines Rechtsgeſchäfts 126-129. 
n 186-193. 


Seide 99-102, 


Fund 965-984 
Fürſorge d. Rachlaßgerichts 1942-1966. 
—— — — J 701-704. 
efahr, Mebergang der ©. 446, 447, 6 
38 
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Gegenſeitiger Vertrag 320-327. 

Gemeindewaiſenrat, ————— bei Vormundſchaft 
1849-1851. 

Gemeinſchaft von Rechten 741-758. 

Genehmigung eines Rechtsgefchäfts 182-185. 

©erichtl. u. notarielle Form e. Vertrags 128-129, 

Gejchäftsfähigkeit 104-115. 

a ohne Auftrag 677-687. 

Geſellſchaft 705-740. 

Geſetzbuch, Bürgerliches f. Bürgerliches. 

Gewährleiftung wegen Mängel der Sache 459-493. 

Gewalt, elterliche 1626. — €. G. d. Vaters 1627 
bis 1688. — Desgl. d. Mutter 1684-1698. 

Gläubiger u. Schuldner, Mehrheit v. 420-432, 

Gläubiger, Verzug der 293-304. 

Grunddienftbarkeiten 1018-1029. 

Grundjchuld 1191-1198. 

Grundjtüde, allg. Vorfchriften über Rechte an G. 
873-902. — Erwerb u. Verluſt d. Eigentums an 
G. 925-928. 

Gütergemeinfchaft, allgemeine 1437-1518. 

Güterrecht, eheliches 1363-1563. — Gejehliches ©. 
Vorſchriften 1363-1372.— Vertragsmäßiges 
G. Allg. Vorſchriften 1432-1436. 

Güterrechtsregiſter 1558-1563. 

Gütertrennung 1426-1431. 


Haftungd. Erbenf.d. Nachlaßverbindlichkeiten 1967 
bis 2017. — — H. d. €. 1975-1992. 
Handlungen, unerlaubte 823-853. 


an 372-386. 
Hypothek 1113-1190. 

nhaber, Schuldverfchreibung auf d. &. 793-808. 
re d. Vertrages Fa (D. J 


Inventarerrichtung 1993-2018. 
Juriſtiſche Perſonen 21-89. — deg öffentl. Rechts 89. 
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Kauf u. Tauſch. Allg. Vorſchriften 433-458. — Ges 
währleiftung wegen Mängel d. Sadje 459-493. — 
K. nad Probe 494-496. — K. aufBrobe 494-496, 
— Wiederkuuf 497-503. — Borkauf 504-514. 

Kinder, eheliche 1616-1698. — Rechtsverhältnis 
zwiſchen Eltern u. K. 1616-1625. — A. a. nich» 
tigen Ehen 1699-1704. — uneheliche K. 1705-1718. 
— Legitimation uneheliher 8. 1719-1740. 

Kindesftatt, Annahme an 1741-1772. | 

Kirchliche Verpflichtungen in Anfehungder Ehe 1558, 

Konkurseröffnung, Folgen deri.377.1419.1543.164 

a bei Miete — K. bei Darlehen 609. 
— 8. eines Dienftverhältnifjes 620. — R. der 
Geſellſchaft 723. 


ndesgeſetze, Verhältnis des BGB. zu denfelben 
a bb-152, 


Legitimation unehelicher Kinder 1719-1740. — 2. 
durch nachfolgende Ehe 1719-1722. 

Leibrente 759-761. 

Leihe 

Leiſtung, Verpflichtung z. L. aus Schuldverhältniſſen 
241-292. — Verſprechen d. L. a. e. Dritten 328-335. 

Lex commissoria, ®erbot bei Pfandvertrag 1229. 


Mällervertrag 652-656. 

Mehrheit v. Schuldnern u. Gläubigern 420-432. — 
M. v. Erben 2032-2063. 

Miete 535-580, 

Diinderjährige, Bormundfchaft darüber 1773-1895. 

Miteigentum 1008-1011. 


Mutter, elterliche Gewalt d. 1684-1698. 

Tacherben, Einfegung e. 2100-2146. 

a anertt, Fürſorge des 1942-1966. 

Na —— Aufgebot der 1970-1974. — 
Rechtöverhältnis zwiſ den Erbenu.N. 2058-2063. 


38" 
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Nachlaßverbindlichkeiten 1967-1969. 

Nichtigkeit u. Anfechtbarkeit d. Ehe 1323-1347. 
Nießbrauch an Sachen 1030-1067. —- N. an Rechten 
1068-1084. — N. an e. Vermögen 1085-1089. 
Nugnießung u. Verwaltung am Vermögen der Ehe⸗ 

frau 1373-1409. — Beendigung derf. 1418-1425. 


Facht 581-597. 

Perjonen, natürliche, 1-20. — jurtftifche P. 21-89, 
— desgl. d. öffentl. Rechts 89. 

Pfandredt an bewegl. Saden 1204-1272. — Tr. 
an Rechten 1273-1296. 

Pflegſchaft 1909-1921. 

Pilichtteil 2303-2338, 


RKeallaſten 1105-1112. 

Rechte, Ausübung der 226-231. — Allg. Vorſchriften 
‚über R: an Grundftüden 873-902. — Nießbrauch 
an R. 1068-1084. — Pfandrecht an R. 1273-1296. 

Nechtögefchäfte 104-185. 

Reichsgeſetze, Verhältnis d. BGB. zu denf. Art.32-54. 

Rentenſchuld 1199-1208. 

Rücktritt vom Vertrage 346-861. 

Saden 90-108. — Verpflichtung bes Beſttzers zur 
Vorlegung v. S. 809-811. — an —— 
Sachen 929-984. — Erwerb v. Erzeugnijjen e. S. 
353-957. — Nießbrauch an S. 1030-1067. — 

fandrecht an bewegl. S. 1204-1272. 

Scheidung d. Ehe 1564-1587. 

Schenkun 

Scriftl. Form bei Rechtsgeſchäften 126-127. 

en nn —— 

uldenhaftung des in die Ehe eingebrachten Yu 
1410-1417. ß = 8 


Schuldner u. Gläubiger, Mehrheit von 420-432, 
Schuldübernahme von einem Dritten 414-419, . 
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——— einzelne 433-853. — Inhalt d. 
Sch. 241-304. — Sch. aus Verträgen 805-361. — 

Erlöſchen d. Sch. 362-397. 

bee is N oh 2 Inhaber 793-808, 

Schuldverſprechen 780- 

Selbithilfe 226-231. 

Gelbjtverteidigung 226-231. 

EEE ae 232-240, 
Spiel 

Gtellvertretung ſ. Vertretung. 

Stiftungen 80-88; 

gauf 515, |. auch unter Kauf. 
Termine 186-198. 

Zejtament 2064-2273. — Erritung u. nn 
e. T. 2229-2264. — Gemeinſchaftl. T. 2265-227 

Teſtamentsvollſtrecker 2197-2228. 

Todeserklärung 13-20. — Wiederverheiratung im 
Talle der X. 1348-1352. 


Aebergangsvorſchriften Art. 153-218. 
Weberjchuldung des Nachlaſſes 1980. 
Uebertragung des Eigentums an einer bewegl. Sache 
929-936. — U. d. Forderung 398-413. 
Unbeſchräünkte Haftung d. Erben 1993-2013. 
Uneheliche Kinder 1705-1718. — Legitimation derf. 
- 1719-1740. — Deögl. durch nachf. Ehe 1719-1722. 
Unerlaubte Handlungen 823-853. 992. 
Ungeredtfertigte Bereicherung 812-822. 
Unterbrechung der Verjährung - 208-217. 
Unterhaltspflicht von Berwanbten 1601-1615. 
Bater, elterliche Gewalt des 1627-1683. 
Verarbeitung von Stoffen zu einer neuen beweg⸗ 
lihen Sache 946-952. 
ee... von Sachen miteinander 946-952. 
. Vereine,allg.Vorjhriften21-54.— Eingetr.B.55-79. 
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— 779. 

Verjährung 194-225. ' 

Verlagsrecht Art. 76. 

Verlöbnis 1297-1302. 

Vermächtnis 2147-2191. 

Vermieter, Pfandrecht des V. an den eingebrachten 
569-563. 


Saden 

en Niekbraud) an e. 1085-1059. 

Berpflihtung di Leiftung aus Schuldverhältniffen 
241-292. — Kirchliche B. in Anſehung d. Ehe 1588. 

Verſchollenheit j. Todeserflärung. - 

Verſchwender 6. 114. 2338. 

Verjprechen d. Leiftung an e. Dritten 328-835. 

Vertrag 145-157, 305-319.— Gegenjeit. B.820-327. 

Verträge, Schuldverhältnifie aus 305-361. 

Vertragsitrafe 336-345. 

Vertretung 164-181. 

Berwahrung 688-700. 

Verwaltung u. Nubniekung am Vermögen d. Ches 
frau 1373-1409. — Beendigung derſ. 1418-1425. 

DVerwandtichaft, allg. Borichriften 1589-1590. 

Verzug. d. Gläubigers 293-304. 

Derzugszinfen 288-232. 

Volljährige, Vormundſchaft über 1896-1908, 

Boljährigkeitserklärung 3-b. . 

Vollmacht 164-181. 

— 604-514. 

Vorkaufsrecht an Grundſtücken 1094-1104. 

Vorlegung von Sachen 809-811. 

Vormundſchaft 1773-1921. — 8. Über Minderjäß- 
rige 1773-1895. — Anordnung der 8. 1773-1792, 
— Führung der U. 1793-1836. — Befreite V. 
1852-1857. — Beendigung der V. 1862-1895, 
— 3. iiber Volljährige 1896-1908, 

Bormundichaftsgericht 1837-1848. 
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De 631-651. 
ette 762-764. 
Witederlauf 497-503. 
Wiederverheitatung im Kalle d. Tobeserflärung 
1348-1352. 
MWillenzerflärung116-144.-Wirkjamk.e.%.130-132, 
Wohnfig 7- 
Bee pzın® 158-168, 
ubehör 97-38. 


Nachſtehende Seiten werden güliger Beadtung 
empfohlen. 


Drud von C. G. Naumann In Leipzig. 


Verlag von Otto Liebmann, Berlin W. 35. 


Reform oder Revolution! 
Von Geh. Regierungsrat C. von Massow. 
1895. Zweite, veränderte Auflage. 
254 Seiten. M. 2.—; eleg. geb. M. 3.—. | 


Hierzu erschien von demselben Verfasser : 
Die Reform unseres 


politischen Parteilebens. 


Mit einem Nachwort: 
Deutsches Parlament, Deutsche Nation 
und Bismarcks 80. Geburtstag. 


1895. M.1—. 


Freiheit und soziale Pflichten. 
Von Professor Ad. Prins, Brüssel 
Autorisierte deutsche Ausgabe von 
Stadtrat Dr. E. Münsterberg. 

1897. M. 2.75. 


Die Armenpflege. 
Einführung in die praktische Pflegethätigkeit, 
Von Stadtrat Dr. E. Münsterberg. 
1897. Geb. M. 8.—. 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen und den Verlag. 


Verlag von Otto Liebmann, Berlin W. 85. 


Die soziale Lage der 


‘arbeitenden Klassen in Berlin. 


Von Dr. E. Hirschberg, 
Assistent am Statistischen Amt der Stadt Berlin. 


1897. Mit mehr. graph. Darstellungen. M.5.50. 





Die Handelsbilanz. 
Von Dr. W. Ruland. 


Bevorwortet von Dr. H. von Scheel, 
Direktor des Kaiserl. Statist. Amtes, Berlin. 


1897. M. 1.50. 





Sozialaristokratische Ideen. 
Von Karl Freiherrn von Manteuffel. 
1896. M.L—. . 


—— —— — — — — — — 


Die soziale Lage der Frau. 


Vortrag, 
auf dem Ev.-soz. Kongresse gehalten von 


Elisabeth Gnauck-Kühne. 
1895. M. —.50. Partieen billiger. 


TTS 
Zu beziehen durch alle Buchhandlungen und den Verlag. 


Verlag von Otto Liebmann, Berlin W. 35. 


Volksbibliothek und Volkslesehalle 


eine kommunale Veranstaltung]! 
Von Landgerichtsrat Dr. Aschrott. 
: 1896. M. 1.—. 


Die Behandlung der 
verwahrlosten und verbrecherischen Jugend 
und Vorschläge zur. Reform von 
Landgerichtsrat Dr. Aschrott, 
1892. M. 1.—. 





Arbeitslosigkeit und Arbeitsvermittlung 


in Industrie- und Handelsstädten. 


Bericht über den vom Freien Deutschen Hochstift 
veranstalteten sozialen Kongress. 


1894. M. 3.20. 





Die Abendhaushaltungsschule 


in Frankfurt a. M. 
als praktische Lösung einer sozialen Aufgabe. 
Von Professor Dr. O. Kamp. 
1890. M. 2.—. 


— — 
Zu beziehen durch alle Buchhandlungen und den Verlag. 


Verlag von Otto Liebmann, Berlin W. 35. 


Die Reichsgesetze zum Schutze des 


geistigen und gewerblichen Eigentums, 


Nebst Börsen- und Bankdepotgesetz. 


Zweite, veränderte Auflage, 
Erläutert von 
Reichsgerichtsrat a. D. Dr. Stenglein. 
1898. Kart. M. 5.80. 


Chirurgische 


Operation und ärztliche Behandlung. 
Eine strafrechtliche Studie von 
Professor Dr. C. Stooss, Wien, 
1898. M. 2.60. 


Die Pflicht des Arztes 
zur Bewahrung 
anvertrauter Geheimnisse. 
Von Rechtsanwalt Dr. Liebmann. 
1890. M. 1.20. 








Die , 
Strafgesetzgebung im Deutschen Reiche, 


Von Prof. Dr. Herm. Seuffert, Bonn. 
1894. M.4—. 


ST EG 
Zu beziehen durch alle Buchhandlungen und den Verlag, 


Verlag von Otto Liebmann, ‚Berlin W. 385. 


Der Streit über die 
Thronfolge im Fürstentum Lippe. 


Von Professor Dr. Laband, Strassburg. 
1896. M. —-.80. 





Quellen zur Deutschen 
Reichs- und Rechtsgeschichte. 


Zusammengestellt 
und mit Anmerkungen versehen von 


Professor Dr. H. O. Lehmann, Marburg. 
1891. M. 8.—, geb. M. 9.%. 





Krankenversicherungsgesetz 


in d. Fassung v, 10. April 1892 u. Gesetz über die eingeschrieb, 
Hülfskassen vom 1, Juni 1884, 


Von Regierungsrat Dr. G. Eger. 
Zweite, vermehrte Aufl. 1892. Kart. M.8.50. 





Invaliditäts- und 
Altersversicherungsgesetz 


vom 22. Juni 1889 
mit dem Abänderungsgesetz vom 8. Juni 1891, 


Von Regierungsrat Dr. G. Eger. 
Zweite, vermehrte Aufl. 1893. Kart. M. 8.50. 


— gg — 
Zu beziehen durch alle Buohhandlungen und den Verlag. 


Verlag von Otto Liebmann, Berlin W. 35. 


Handbuch für 


amtsrichterliche Geschäfte. 


Zum praktischen Gebrauche für Richter und 
Rechtsanwälte bearbeitet von 


Amtsgerichtsrat H. Jastrow. 
1893. M. 11.50; eleg. geb. M. 13.50. 


Die Rechtskonsulenten. 


Von Amtsrichter E. Schiffer. 
1897. M. —.80. 


Leitfaden für den 


Preussischen Gerichtsvollzieher. 


Zusammenstellung aller einschlägigen Vorschriften, 
Mit Erläuterungen von 
Gerichtskassenrendanten Wollenzien. 
1895. Kart. M. 2.20. 


Die Thäterschaft des 


verantwortlichen Redakteurs. 
Von 
Redakteur Dr. E. Grüttefien. 


1895. M. 1.50. 


m m gg SE 
Zu beziehen durch alle Buchhandlungen und den Verlag. 


Verlag von Otto Liebmann, Berlin W. 35. 


L. Goldschmidt. 


Gedächtnisrede, 
gehalten in der Jurist. Gesellschaft zu Berlin von 
Justizrat Dr. Riesser. 
Nebst einem Bildnis Goldschmidts. 
1897. M. 1.50. 


Alte und neue Formen der 


Handelsgesellschaft. 


Vortrag von 


Geh. Justizrat Prof. Dr. L. Goldschmidt. 
1892. M.1-—. 


Kritische Betrachtungen zum 


Entwurf eines Handelsgesetzbuchs. 
Vortrag von 
Rechtsanwalt Dr. H. Staub. 


1896. M. —.80. 


Die Reichs -Wuchergesetze. 


Erläutert von 
Oberlandesgerichtsrat Dr. Meisner. 


1894. M. 1.60. 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen und den Verlag. 


Verlag von Otto Liebmann, Berlin W. 36. 


Das Reichsgesetz, betr. die 


Kommanditgesellschaften auf Aktien 
und die Aktiengesellschaften. 

Mit Einleitung über die Entwickelung des 
Aktienrechts und die Ergebnisse des Gesetzes. 
Erläutert von 
-+ Oberlandesgerichtsrat Th. Hergenhahn. 


1891. Geb. M. 8.50. 


Das Reichsgesetz, betr. die 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung. 


Mit einer Einleitung über die Entstehungsgeschichte 
und die Charakteristik des Gesetzes, erläutert von 


+ Oberlandesgerichtsrat a.D. Th. Hergenhahn. 
Dritte, vermehrte und wesentlich veränderte Auflage 


bearbeitet von 
Rechtsanwalt Dr. J. Liebmann, Frankfurt a.M, 


1895. Kart. M. 3.—. 


Das Bankdepotgesetz. 


Aus der Praxis und für die Praxis insbesondere 
des Handelsstandes 
erläutert von 
Justizrat Dr. Riesser, Bankdirektor. 


1897. Geb. M. 2.—. 





TE ne en — 
Zu beziehen durch alle Buchhandlungen und den Verlag. 


Verlag von Otto Liebmann, Berlin W. 85. 


' Das Recht d. Ehescheidungin Deutsch- 
land. Von Dr. jur. Ed. Hubrich. Mit einem 
Vorwort von Professor Dr. Philipp Zorn. 

Königsberg. 1891. M. 8.— 


3’ 





Die strafrechtliche Bekämpfung von 
Bettel, Landstreicherei und Arbeits- 
scheu. Eine Darstellung des heutigen deut- 
schen Rechtszustandes n. Reformvorschlägen 
v. Professor Dr. R. v. Hippel. 1895. M. 6.—. 


Bekämpfg.d.Gewohnheitsverbrechens. 
Von Landrichter A. Bozi. 189%. M. —.80. 


Das Strafrecht Grossbritanniens. Von 
Dr.E.Schuster, Barrister-at-law. 1894. M.4.-. 


Die Lehre von d. Idealkonkurrenz. Von 
Rechtsanwalt Dr. H. Heinemann. 1893. M.3.-. 





Die Pfändung bei Personen, welche 
Landwirtschaft betreiben. Von Land- 
gerichtsrat E. Burlage. 189. M. 2.20. 


Das Preussische Stempelsteuergesetz 
v.31. Juli 1895. Nebst Tarif, Tabellen und 
Ausführungsbestimmungen. Erläutert von 
e Eichhorn, a — 1896. 

art. f | . 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen und den Verlag. 


s 
- 


Ver:ag von Otto Liebmann, Berlin W. 88. 








Kommentar zum 


Preussischen Stempelsteuergesetz 
nebst Tarif vom 31. Juli 1895. 


Mit Tabellen,den gesamten Ausführungsbestimmungen, 
dem Reichsstempel-, dem Erbschaftssteuergesetz und 
einem Anhange: Die den Notaren als Amts- 
stellen der Steuerverwaltung zustehenden 
Befugnisse u. obliegepnden Verpflichtungen. 


Von Rechtsanwalt Ernst Heinitz, Berlin. 
1896. M. 12.—, eleg. geb. M. 14.—. 


„Ein unentbehrliches Repertorium u. Nachschlage- 
buch für alle mit dem Stempelrecht Befassten „. * 
(Jur. Litteraturbl.) 


Hilfsbuch für 


E Strafvollzugs-, Rechtshilfe- und 


Auslieferungs-Angelegenheiten.. 


Enthaltend Vorschriften über Strafregister- 

führung, Zählkartenstatistik, Mitteilungen und 

Errsuchen in Strafsachen, sämtl. Auslieferungs- 

verwäge, ergänzt durch Gesetze, die Verzeich- 

nisse der Gerichtsbehörden, Konsulate ete. etc. 
Mit Anmerkungen versehen von 


Amtsgerichtsrat C. Kurtz. 
1893. Kart. M. 4,50. 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen und den Verlag. * 








2 — 
‚ Verlag von Otto-Liebmann, Berlin W. 35: 


Sfirafgesefzgeb ung 
der Gegenwart 


in reehtsverglei chender Darstellung. 
Herausgegeben von der 


Internationalen Kriminalistischen Vereinigung. 
I. Band: 


Das Strafrecht der Staaten Europas. 


Demnächst erscheint: 
II. Band: 


Das Strafrecht 
der aussereuropäischen Staaten. 


Unter Mitwirkung zahlreicher Rechtsgelehrter 
herausgegeben von | 

Dr. v. Liszt, und Dr. Crusen, 
0. ö. Professor. Gerichtsassessor. 


Der erste Band erschien auch in. franzö- | 
sischer Sprache unter dem Titel „La lEgis- 
lation p6snale compar&e*. 

| Preis Bd.I: bei Subskription M.30.—; 
allein M. 85.—; Bd. IE: ‘bei Subskription 
ca. M. 20.—; allein ca. M. 25.—. Eleg: 
geb. M. 3.— mehr. Die Bestellung zum Sub- 
skriptionspreise verpflichtet zur Abnahme 
des ganzen Werkes. 

Ausführliche Prospekte &ratis und franko. 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen und den Verlag.) 4 
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